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Per E-Mail: 
 
jonas.amstutz@bj.admin.ch 
 
 
 
 
 
 
Bern, 14. Oktober 2021 Fi/jf 
 
 
 
Stellungnahme zum Entwurf der Verordnung zum Bundesgesetz 
über den Datenschutz (E-VDSG) 
 
 
Sehr geehrte Frau Bundesrätin 
Sehr geehrter Herr Amstutz 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Wir danken Ihnen für die Gelegenheit, zum Entwurf der Verordnung zum Bundesgesetz über 
den Datenschutz (E-VDSG) Stellung nehmen zu dürfen. 
 
Private Bildung Schweiz PBS vertritt auf nationaler Ebene die Interessen des Privatschulwe-
sens. Betriebswirtschaftlich sind die Privatschulen überwiegend KMUs, die auf gute staatliche 
Rahmenbedingungen angewiesen sind. Wir sind daher für Lösungen, welche sich mit verhält-
nismässigem Aufwand umsetzen lassen und dabei auf die personellen und finanziellen Res-
sourcen der unterschiedlichen Schulen Rücksicht nimmt.  
 
A. Das VDSG als Instrument zur Erreichung der Euro-Kompatibilität 
 
Wie beim DSG hat der Bundesrat auch beim E-VDSG in seinen Erläuterungen festgehalten, 
dass es lediglich um die Angemessenheit des schweizerischen Datenschutzrechts im Ver-
gleich zur europäischen DSGVO geht. In keiner Art und Weise wurde je von einer Erweiterung 
der Einschränkungen bei den Datenbearbeitungen bzw. von einer strengeren Regelung ge-
sprochen. Diesem Ziel bleibt der Bundesrat auch bei der Formulierung der VDSG ausdrücklich 
verpflichtet. Alle Bestimmungen, welche folglich über die Erfordernisse der DSGVO hinausge-
hen, müssen als zweckfremd und als unzulässig abgelehnt werden. Diese sind konsequent 
aus dem E-VDSG zu löschen. 
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B. Formelle Bemerkung 
 
Zur besseren Lesbarkeit der Verordnung und zum klareren Bezug zum DSG würden wir klare 
Verweise auf die betroffenen Gesetzesbestimmungen im Titel der jeweiligen Bestimmungen 
begrüssen. 
 
 
C. Zu den einzelnen Bestimmungen 
 
Art. 1 Abs. 1 Bst. d 
 
In Art. 1 Bst. d werden als Kriterium der Angemessenheit für die Datensicherheit die «Imple-
mentierungskosten» genannt. Es wird begrüsst, dass der Aufwand für die Verantwortlichen 
auch ausdrücklich in die Angemessenheitsüberprüfung aufgenommen wird. Der verwendete 
Begriff erscheint jedoch problematisch, da er lediglich auf die geldwerten Umsetzungsaufwen-
dungen beschränkt werden könnte (siehe auch S. 16 der Erläuterungen). Für eine solche Ein-
schränkung gibt es keinen Grund. Statt den Begriff «Implementierungskosten» schlagen wir 
vor, den allgemeineren Begriff «Aufwand für den Verantwortlichen» zu verwenden. Es gibt 
keinen Grund, beim Verantwortlichen überhöhte Planungs- oder Projektkosten auszulösen, 
nur um festzustellen, ob die Implementierung dann ihrerseits verhältnismässig ist. 
 
Art. 1 Abs. 2 
 
Diese Bestimmung verlangt die Überprüfung der technischen und organisatorischen Mass-
nahmen in angemessenen Abständen (gemeint sind hier die zeitlichen Abstände). Aufgrund 
des risikobasierten Ansatzes der gesamten Thematik der Datensicherheit erscheint diese Re-
gelung falsch. Zudem ist fraglich, ob mit der vom Bundesrat aufgestellten Forderung der Über-
prüfung in angemessenen Abständen die Delegationsnorm von Art. 8 Abs. 3 DSG eingehalten 
wird. Die Mindestanforderungen an die Datensicherheit rechtfertigen keine Einführung von zu-
sätzlichen Kriterien, welche im Gesetz nicht verankert sind. Es ist - wenn überhaupt - in mate-
rieller Hinsicht zu fordern, dass ein Zusammenhang zwischen der Überprüfung der Datensi-
cherheit und der Entwicklung des Risikos hergestellt wird. 
 
➔ Formulierungsvorschlag: «Die Massnahmen sind bei einer relevanten Veränderung des 


Risikos zu überprüfen.» 
 
Art. 2 Einleitungssatz 
 
Die Bestimmung spricht von «Schutzzielen erreichen». Die Pannen der Swisscom zeigen mit 
aller Deutlichkeit auf: Die absolute Datensicherheit gibt es nicht. Von den Verantwortlichen zu 
verlangen, dass die entsprechenden Schutzziele erreicht werden, ist weder korrekt noch rea-
listisch. Der Bereich der Datensicherheit ist ein typischer Bereich, bei welchem keine Ergeb-
nisverantwortung, sondern nur eine Sorgfaltspflicht auferlegt werden darf. 
 
➔ Formulierungsvorschlag: «Soweit angemessen, müssen die Massnahmen zur Gewähr-


leistung der Datensicherheit folgende Schutzziele anstreben: (…)» 
 
Nur so dürfen in der nachfolgenden Aufzählung Begriffe wie «verwehrt», «verunmöglicht», 
«verhindert», «gewährleistet», usw. überhaupt verwendet werden. Ansonsten müssten in der 
Aufzählung die Schutzziele jeweils vernünftig relativiert werden. 
 
Art. 2 Bst. a bis k 
 
Art. 2 dürfte eigentlich nur Schutzziele nennen, welche vom Verantwortlichen beeinflusst wer-
den können. Gerade die Transportkontrolle kann beispielsweise durch viele externe Faktoren 
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gefährdet werden, für welche der Verantwortliche nicht einstehen kann. Die Aufzählung von 
Art. 2 Bst. a bis k zeigt, was in der Lehre verschiedentlich moniert worden ist: Mangels Effizienz 
der staatlichen Interventionen, wird die Last der «Privacy by design» vollumfänglich auf den 
Verantwortlichen abgewälzt, statt dass sie zu datenschutzfreundlichen Technologien durch die 
Hersteller von Hard- und Software führen würde. Diese Entwicklung zulasten der Nutzer von 
Informationstechnologien ist problematisch, da damit auch der Aufwand für die Datensicher-
heit dem Betreiber und nicht dem Entwickler von Informationstechnologien auferlegt wird. Die 
Aufzählung in Art. 2 Bst. a bis k ist in Beachtung dieser Problematik zu überarbeiten und dem 
Verantwortlichen dürfen nur Schutzziele auferlegt werden, die auch tatsächlich in seiner Ver-
antwortung liegen. 
 
Art. 3 
 
Die nun in der Verordnung vorgesehenen Anforderungen an die Protokollierung übersteigen 
das vernünftige Mass und führen zu einer Bürokratie, welche in keinem Verhältnis zum tat-
sächlichen Nutzen der Anforderungen steht. Insbesondere die Aufbewahrungsdauer der Pro-
tokolle von 2 Jahren (Art. 3 Abs. 4 E-VDSG) ist unangemessen. Aus Sicht der Wirtschaft ge-
nügt die Pflicht zur Erstellung eines Verzeichnisses der Datenbearbeitungen vollumfänglich, 
um die Rechte und die Interessen der betroffenen Personen zu wahren. 
 
Art. 4 
 
Die Anforderungen von Art. 4 E-VDSG gehen zu weit. Ein Bearbeitungsreglement wird abge-
lehnt. Sollte wider Erwarten am Bearbeitungsreglement festgehalten werden, gibt es keinen 
nachvollziehbaren Grund zur «regelmässigen» Überarbeitung desselben. Dieses muss dann 
überarbeitet werden, wenn es einen Anlass zur Aktualisierung gibt (Veränderung der Bearbei-
tungsmittel oder Formen). 
 
Art. 6 Abs. 1 und 2 
 
Die Pflicht, für den Verantwortlichen, die vertrags- und gesetzesmässige Bearbeitung durch 
den Auftragsbearbeiter «sicherzustellen» ist konzeptionell falsch. Richtig ist, dass der Verant-
wortliche sich gemäss Art. 9 Abs. 2 DSG vergewissern muss, dass die Datenbearbeitung kor-
rekt erfolgt. Diese unverhältnismässige, nicht einzuhaltende und nicht vom Gesetzgeber vor-
gesehene Verschärfung der Pflicht des Verantwortlichen ist im Rahmen der Delegation an den 
Bundesrat als zu weit gehend zu betrachten. 
 
➔ Formulierungsvorschläge für Art. 6 Abs. 1 2. Satz bzw. 


Art. 6 Abs. 2 2. Satz E-VDSG: 
Er vergewissert sich, dass die Daten vertrags- und gesetzesgemäss bearbeitet wer-
den. / Andernfalls muss er sich auf dem vertraglichen Weg vergewissern, dass ein 
gleichwertiger Datenschutz gewährleistet wird. 


 
Art. 9 Abs. 2 und Art. 10 Abs. 1 
 
Auch diese Forderung an den Verantwortlichen geht zu weit, wenn er «sicherstellen» muss. 
Der Terminus «vergewissern» ist zu verwenden. 
 
Art. 15 und 16 
 
Diese Bestimmungen finden keine Grundlage im DSG und sind ersatzlos zu streichen. Die 
Berichtigung, Löschung, Vernichtung oder Einschränkung der Bearbeitung von Personenda-
ten (Art. 16 E-VDSG) erfolgen zudem im Interesse der betroffenen Person. Diese müssen ja 
so oder so den Anforderungen des Gesetzes entsprechen. Wieso in solchen Situationen eine 
neue Informationspflicht im Interesse der betroffenen Person liegen soll, ist nicht klar. Im 
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Gegenteil: Mit einer solchen Information, sei sie auch noch so klar, wird die betroffene Person 
oft verunsichert oder zumindest auf einen Umstand aufmerksam gemacht, der dazu führt, dass 
Fragen aufgeworfen werden und Aufwand generiert wird, der dem Verantwortlichen nicht ent-
schädigt wird. Das wird von der Wirtschaft in nachvollziehbarer Weise als unnötige und büro-
kratische Zusatzbelastung empfunden. Auf unnötige Informationen ist in den Beziehungen 
zwischen dem Datenbearbeiter und der betroffenen Person zu verzichten. 
 
Art. 18 
 
Die Aufbewahrungsfrist von 2 Jahren nach Beendigung der Datenbearbeitung entbehrt einer 
gesetzlichen Grundlage im DSG und ist als zu lange zu betrachten. Die Aufbewahrung hat 
höchstens bis zur Beendigung der entsprechenden Datenbearbeitung zu dauern, da danach 
keine Verletzung der Rechte der betroffenen Person mehr erfolgen kann. Für die Frage, ob 
jemand durch die Datenbearbeitung ein Schutzrecht der betroffenen Person verletzt hat, ist 
nicht die Datenschutz-Folgenabschätzung relevant, sondern die konkrete Datenbearbeitung 
und die entsprechenden Verzeichnisse und Reglemente des Verantwortlichen. 
 
Art. 19 Abs. 1 Bst. b bis d 
 
Diese Kriterien sind dem Gesetz nicht zu entnehmen. Der Bundesrat hat weder eine Delega-
tion noch eine Ermächtigung erhalten, Art. 24 DSG zu ergänzen. Deshalb sind diese Buchsta-
ben aus der Verordnung zu streichen. 
 
Art. 19 Abs. 1 Bst. e 
 
Bei der Entdeckung einer Verletzung der Datensicherheit ist es eben gerade nicht immer mög-
lich, die Folgen und die allfälligen Risiken umgehend und abschliessend festzustellen. Deshalb 
muss beim Bst. e «soweit möglich» vorangestellt werden. 
 
Art. 19 Abs. 3 
 
Siehe die Bemerkung zu Art. 19 Abs. 1 Bst. b bis d E-VDSG. Auch hier hat der Bundesrat 
weder eine Delegation noch eine Ermächtigung erhalten, das DSG zu ergänzen. Deshalb ist 
dieser Absatz zu streichen, da er weit über Art. 24 Abs. 4 DSG hinausgeht. 
 
Art. 19 Abs. 5 
 
Siehe die Bemerkung zu Art. 19 Abs. 1 Bst. b bis d E-VDSG. Auch hier hat der Bundesrat 
weder eine Delegation noch eine Ermächtigung erhalten, das DSG zu ergänzen. Deshalb ist 
dieser Absatz zu streichen, da er weit über Art. 24 DSG hinausgeht, der keine Dokumentati-
onspflicht enthält. Sollte man wider Erwarten an einer Dokumentationspflicht festhalten, sind 
die 3 Jahre deutlich zu lang. Eine Aufbewahrungsdauer soll höchstens ein Jahr betragen. 
 
Art. 20 Abs. 5 
 
Siehe die Bemerkung zu Art. 19 Abs. 1 Bst. b bis d E-VDSG. Auch hier hat der Bundesrat 
weder eine Delegation noch eine Ermächtigung erhalten, das DSG zu ergänzen. Deshalb ist 
dieser Absatz zu streichen, da er weit über Art. 25 DSG hinausgeht, der keine Dokumentati-
onspflicht enthält. Sollte man wider Erwarten an einer Dokumentationspflicht festhalten, sind 
die 3 Jahre zu lang. Eine Aufbewahrungsdauer soll höchstens ein Jahr betragen. 
 
Art. 22 
 
Der Fristenlauf kann erst dann beginnen, wenn das Auskunftsgesuch formell korrekt einge-
reicht und inhaltlich klar ist. Solange das Gesuch entweder formell oder inhaltlich unklar ist, 
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kann die Frist nicht laufen. Dies muss im Art. 22 E-VDSG in aller Klarheit zum Ausdruck kom-
men. 
 
Art. 23 
 
Aufgrund der Einschränkungen, die gemäss Abs. 1 für die Kostenbeteiligung vom Bundesrat 
aufgestellt werden, steht der Betrag von CHF 300.00 in keiner vernünftigen Relation zum «un-
verhältnismässigen Aufwand». Bei Aufwendungen, die weit über CHF 1'000.00 gehen können, 
ist eine Kostenbeteiligung von nur gerade CHF 300.00 nicht angemessen. Natürlich hat der 
Verantwortliche die Kosten zu belegen. Aber es kann nicht sein, dass der Verantwortliche auf 
seinen Kosten sitzenbleibt und vom Kostenverursacher nur quasi ein symbolischer Betrag ver-
langt werden kann. Der Höchstbetrag ist deshalb anzuheben und sollte auf mindestens CHF 
1'000.00 festgelegt werden. 
 
Art. 24 
 
Der Anspruch auf Datenportabilität bei der Datenherausgabe oder -übertragung, darf nicht ein 
absoluter sein. Dieser Anspruch darf nur bestehen, soweit die Bearbeitung von Personendaten 
in gängigen Formaten erfolgen kann bzw. erfolgt. 
 
Art. 45 Abs. 1 und 2 
 
Wenn die Kostenbeteiligung nach Art. 23 mit den Gebührengrundsätzen des EDÖB verglichen 
werden, dann muss von einer krassen Diskrepanz gesprochen werden. Der EDÖB erledigt 
eine Tätigkeit im Interesse der Bürger(innen) und der Volkswirtschaft Schweiz und es gibt kei-
nen nachvollziehbaren Grund, weshalb die Person, welche Dienstleistungen von ihm in An-
spruch nehmen muss, um sich datenschutzkonform zu verhalten, derart hohe Gebühren zu 
bezahlen hat. Weder kann es sein, dass die Gebühren nach Zeitaufwand berechnet werden 
(die Privatperson hat keinen Einfluss auf die Effizienz der Leistungserbringung durch den 
EDÖB), noch sind die Stundensätze von CHF 150.00 bis 350.00 angemessen. Diese Gebüh-
renbestimmung stiftet die hilfesuchende Privatperson geradezu an, das Datenschutzrecht zu 
verletzen, da sie sich die Unterstützung durch den EDÖB nicht leisten kann. Die Gebühren-
ordnung ist vollständig zu überdenken und auf ein vernünftiges Mass anzupassen. Hier wird 
dem Service-Public-Gedanken zu wenig Rechnung getragen. Es ist erforderlich, Maximalge-
bühren für Tätigkeiten festzulegen, welche der Einhaltung des Datenschutzrechts dienen (z.B. 
Art. 59 Abs. 1 Bst. c DSG, Konsultation aufgrund einer Datenschutz-Folgenabschätzung). 
 
 


*              * 
* 


 
 
Wir bitten Sie um Kenntnisnahme und danken für eine Berücksichtigung unserer Anliegen 
bestens. 
 
Freundliche Grüsse 
 
PRIVATE BILDUNG SCHWEIZ PBS 
 
 
 
NR Dr. Gerhard Pfister    Markus Fischer 
Präsident      Sekretär 








 


Privacy Icons, c/o Wenger & Vieli AG, Dufourstrasse 56, Postfach, CH-8034 Zürich 
info@privacy-icons.ch, www.privacy-icons.ch 


Per E-Mail an: 


fanny.matthey@bj.admin.ch 


daniela.nueesch@bj.admin.ch 


Bundesamt für Justiz 


Bundesrain 20 


3003 Bern 


 


Stellungnahme zum Vorentwurf Verordnung zum Datenschutzgesetz: 


Art. 13 Abs. 2 VE-VDSG ist ersatzlos zu streichen 


Sehr geehrte Frau Matthey, sehr geehrte Frau Nüesch, 


Sehr geehrte Damen und Herren, 


Wir nehmen Bezug auf das Vernehmlassungsverfahren zum Vorentwurf für eine Verordnung zum Bundesgesetz 


über den Datenschutz (VE-VDSG) und beantragen namens des Vereins Privacy Icons, Art. 13 Abs. 2 VE-VDSG 


ersatzlos zu streichen. 


Der Verein Privacy Icons ist ein Zusammenschluss renommierter Schweizer Unternehmen und Anwaltskanz-


leien mit dem Ziel, die Transparenz im Datenschutz zu erhöhen. Die von ihm herausgegebenen "Privacy Icons" 


sind Piktogramme, die bestimmte Aspekte der Datenbearbeitung für Kunden auf einen Blick sichtbar machen. 


Sie stehen allen Unternehmen zur kostenfreien Nutzung offen und werden bereits von verschiedenen bekann-


ten Unternehmen genutzt, darunter Credit Suisse, Migros, SBB und Swisscom. 


Der Verein Privacy Icons anerkennt, dass es wünschbar ist, wenn eingesetzte Piktogramme automatisiert verar-


beitet werden können. Er lehnt aber eine verbindlich vorgeschriebene und nicht näher spezifizierte "Maschi-


nenlesbarkeit", wie sie in Art. 13 Abs. 2 VE-VDSG vorgesehen ist, aus folgenden Gründen ab:  


− Die Bestimmung führt zu einem unerwünschten Ergebnis: Piktogramme geben Orientierung und helfen, 


abstrakte datenschutzrechtliche Konzepte besser verständlich zu machen. Sie erhöhen die Transparenz 


und fördern damit ein zentrales Anliegen im Datenschutz. Es sollte Unternehmen einfach gemacht wer-


den, Piktogramme zu nutzen und dadurch ihre Datenschutzhinweise leserfreundlicher zu gestalten. Die 


Anforderung einer "Maschinenlesbarkeit" in Art. 13 Abs. 2 VE-VDSG macht das Gegenteil. Sie erhöht die 


Hürden für eine Nutzung von Piktogrammen und wird dazu führen, dass weniger Unternehmen mit Hilfe 


von Piktogrammen die Verständlichkeit ihrer Datenschutzhinweise erhöhen. Sie führt somit zu einem 


rechtspolitisch unerwünschten Ergebnis.  


− Die Bestimmung verletzt rechtsstaatliche Grundsätze: Art. 13 Abs. 2 VE-VDSG hat keine Grundlage im 


revidierten Datenschutzgesetz. Das revidierte Datenschutzgesetz wurde im Parlament ausführlich beraten 


und ist das Ergebnis eines politischen Kompromisses. Es ist nicht angängig, auf dem Verordnungsweg zu-


sätzliche Anforderungen an die Informationspflicht einzuführen. Mit einer vorgeschriebenen Maschinen-


lesbarkeit von Piktogrammen überschreitet der Verordnungsgeber seine Rechtsetzungskompetenz.  


− Die Bestimmung schafft Rechtsunsicherheit: Der Inhalt der Bestimmung ist unklar und auslegungsbedürf-


tig. Für Herausgeber von Datenschutz-Piktogrammen und anwendende Unternehmen ist kaum abschätz-


bar, welche Anforderungen in der Praxis an eine "Maschinenlesbarkeit" gestellt werden. Diese Rechtsunsi-


cherheit verstärkt den unerwünschten Effekt, dass die Bestimmung die Nutzung von Piktogrammen hin-


dert, noch zusätzlich.  







 


Privacy Icons, c/o Wenger & Vieli AG, Dufourstrasse 56, Postfach, CH-8034 Zürich 
info@privacy-icons.ch, www.privacy-icons.ch 


Art. 13 Abs. 2 VE-VDSG erschwert unnötigerweise die Verwendung von Piktogrammen, hat keine Grundlage im 


Gesetz und schafft Rechtsunsicherheit. Die Bestimmung ist ersatzlos zu streichen. Sollte die Bestimmung nicht 


vollumfänglich gestrichen werden, müsste der Verordnungstext zumindest dahingehend präzisiert werden, 


dass an die Maschinenlesbarkeit keine hohen Anforderungen gestellt werden und es z.B. genügt, wenn bei Bild-


dateien ein Erklärtext hinterlegt ist oder die Piktogramme als Schrift (Webfont) formatiert sind und sie somit 


von einem Computer verarbeitet werden können. 


 


Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Vernehmlassungseingabe und stehen Ihnen bei Rückfragen 


gerne zur Verfügung. 


 


Zürich, 2. September 2021 


      


Juliette Hotz Dr. Matthias Glatthaar 


Senior Counsel Data Governance Leiter Datenschutz & Digitalisierung 


Swisscom (Schweiz) AG Migros Genossenschafts-Bund 


Co-Präsidentin Privacy Icons Co-Präsident Privacy Icons 


 


 








Per Email: 
jonas.amstutz@bj.admin.ch 
 
 
 
 
 
 
Bern, 11. Oktober 2021 Si 
 
 
 
 
Stellungnahme zum Entwurf der Verordnung zum Bundesgesetz 
über den Datenschutz (E-VDSG) 
 
 
Sehr geehrte Frau Bundesrätin 
Sehr geehrter Herr Amstutz 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Wir danken Ihnen für die Gelegenheit, zum Entwurf der Verordnung zum Bundesge-
setz über den Datenschutz (E-VDSG) Stellung nehmen zu dürfen. 
 
Der Reifen-Verband der Schweiz (RVS) vertritt auf nationaler Ebene die Interessen 
des Reifenfachhandels, der Reifenimporteure sowie der Altreifen-Entsorgungsbe-
triebe. Unsere Mitglieder sind vorwiegend Klein- und Mittelbetriebe. Wir plädieren da-
her grundsätzlich für KMU-verträgliche und in der Praxis mit verhältnismässigem Auf-
wand umsetzbare Lösungen, welche auf die personellen und finanziellen Ressour-
cen der Betriebe Rücksicht nehmen. 
 
 
A. Das VDSG als Instrument zur Erreichung der Euro-Kompatibilität 
 
Wie beim DSG hat der Bundesrat auch beim E-VDSG in seinen Erläuterungen fest-
gehalten, dass es lediglich um die Angemessenheit des Schweizerischen Daten-
schutzrechts im Vergleich zur europäischen DSGVO geht. In keiner Art und Weise 
wurde je von einer Erweiterung der Einschränkungen bei den Datenbearbeitungen 
bzw. von einer strengeren Regelung gesprochen. Diesem Ziel bleibt der Bundesrat 
auch bei der Formulierung der VDSG ausdrücklich verpflichtet. Alle Bestimmungen, 
welche folglich über die Erfordernisse der DSGVO hinausgehen müssen als zweck-
fremd und als unzulässig abgelehnt werden. Diese sind konsequent aus dem E-
VDSG zu löschen. 
 
 
B. Formelle Bemerkung 
 
Zur besseren Lesbarkeit der Verordnung und zum klareren Bezug zum DSG würden 
wir klare Verweise auf die betroffenen Gesetzesbestimmungen im Titel der jeweiligen 
Bestimmungen begrüssen. 
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C. Zu den einzelnen Bestimmungen 
 
Art. 1 Abs. 1 Bst. d 
In Art. 1 Bst. d werden als Kriterium der Angemessenheit für die Datensicherheit die 
«Implementierungskosten» genannt. Es wird begrüsst, dass der Aufwand für die Ver-
antwortlichen auch ausdrücklich in die Angemessenheitsüberprüfung aufgenommen 
wird. Der verwendete Begriff erscheint jedoch problematisch, da er lediglich auf die 
geldwerten Umsetzungsaufwendungen beschränkt werden könnte (siehe auch S. 16 
der Erläuterungen). Für eine solche Einschränkung gibt es keinen Grund. Statt den 
Begriff «Implementierungskosten» schlagen wir vor, den allgemeineren Begriff «Auf-
wand für den Verantwortlichen» zu verwenden. Es gibt keinen Grund, beim Verant-
wortlichen überhöhte Planungs- oder Projektkosten auszulösen, nur um festzustellen, 
ob die Implementierung dann ihrerseits verhältnismässig ist. 
 
Art. 1 Abs. 2 
Diese Bestimmung verlangt die Überprüfung der technischen und organisatorischen 
Massnahmen in angemessenen Abständen (gemeint sind hier die zeitlichen Ab-
stände). Aufgrund des risikobasierten Ansatzes der gesamten Thematik der Datensi-
cherheit erscheint diese Regelung falsch. Zudem ist fraglich, ob mit der vom Bundes-
rat aufgestellten Forderung der Überprüfung in angemessenen Abständen die Dele-
gationsnorm von Art. 8 Abs. 3 DSG eingehalten wird. Die Mindestanforderungen an 
die Datensicherheit rechtfertigen keine Einführung von zusätzlichen Kriterien, welche 
im Gesetz nicht verankert sind. Es ist - wenn überhaupt - in materieller Hinsicht zu 
fordern, dass ein Zusammenhang zwischen der Überprüfung der Datensicherheit und 
der Entwicklung des Risikos hergestellt wird. 
➔ Formulierungsvorschlag: «Die Massnahmen sind bei einer relevanten Verände-


rung des Risikos zu überprüfen.» 
 
Art. 2 Einleitungssatz 
Die Bestimmung spricht von «Schutzzielen erreichen». Die Pannen der Swisscom 
zeigen mit aller Deutlichkeit auf: Die absolute Datensicherheit gibt es nicht. Von den 
Verantwortlichen zu verlangen, dass die entsprechenden Schutzziele erreicht wer-
den, ist weder korrekt noch realistisch. Der Bereich der Datensicherheit ist ein typi-
scher Bereich, bei welchem keine Ergebnisverantwortung, sondern nur eine Sorg-
faltspflicht auferlegt werden darf. 
➔ Formulierungsvorschlag: «Soweit angemessen, müssen die Massnahmen zur 


Gewährleistung der Datensicherheit folgende Schutzziele anstreben: (…)» 
Nur so dürfen in der nachfolgenden Aufzählung Begriffe wie «verwehrt», «verunmög-
licht», «verhindert», «gewährleistet», usw. überhaupt verwendet werden. Ansonsten 
müssten in der Aufzählung die Schutzziele jeweils vernünftig relativiert werden. 
 
Art. 2 Bst. a bis k 
Art. 2 dürfte eigentlich nur Schutzziele nennen, welche vom Verantwortlichen beein-
flusst werden können. Gerade die Transportkontrolle kann beispielsweise durch viele 
externe Faktoren gefährdet werden, für welche der Verantwortliche nicht einstehen 
kann. Die Aufzählung von Art. 2 Bst. a bis k zeigt, was in der Lehre verschiedentlich 
moniert worden ist: Mangels Effizienz der staatlichen Interventionen, wird die Last 
der «Privacy by design» vollumfänglich auf den Verantwortlichen abgewälzt, statt 
dass sie zu datenschutzfreundlichen Technologien durch die Hersteller von Hard- 
und Software führen würde. Diese Entwicklung zulasten der Nutzer von Informations-
technologien ist problematisch, da damit auch der Aufwand für die Datensicherheit 
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dem Betreiber und nicht dem Entwickler von Informationstechnologien auferlegt wird. 
Die Aufzählung in Art. 2 Bst. a bis k ist in Beachtung dieser Problematik zu überarbei-
ten und dem Verantwortlichen dürfen nur Schutzziele auferlegt werden, die auch tat-
sächlich in seiner Verantwortung liegen. 
 
Art. 3 
Die nun in der Verordnung vorgesehenen Anforderungen an die Protokollierung 
übersteigen das vernünftige Mass und führen zu einer Bürokratie, welche in keinem 
Verhältnis zum tatsächlichen Nutzen der Anforderungen steht. Insbesondere die Auf-
bewahrungsdauer der Protokolle von 2 Jahren (Art. 3 Abs. 4 E-VDSG) ist unange-
messen. 
Aus Sicht der Wirtschaft genügt die Pflicht zur Erstellung eines Verzeichnisses der 
Datenbearbeitungen vollumfänglich, um die Rechte und die Interessen der betroffe-
nen Personen zu wahren. 
 
Art. 4 
Die Anforderungen von Art. 4 E-VDSG gehen zu weit. Ein Bearbeitungsreglement 
wird abgelehnt. Sollte wider Erwarten am Bearbeitungsreglement festgehalten wer-
den, gibt es keinen nachvollziehbaren Grund zur «regelmässigen» Überarbeitung 
desselben. Dieses muss dann überarbeitet werden, wenn es einen Anlass zur Aktua-
lisierung gibt (Veränderung der Bearbeitungsmittel oder Formen). 
 
Art. 6 Abs. 1 und 2 
Die Pflicht, für den Verantwortlichen, die vertrags- und gesetzesmässige Bearbeitung 
durch den Auftragsbearbeiter «sicherzustellen» ist konzeptionell falsch. Richtig ist, 
dass der Verantwortliche sich gemäss Art. 9 Abs. 2 DSG vergewissern muss, dass 
die Datenbearbeitung korrekt erfolgt. Diese unverhältnismässige, nicht einzuhaltende 
und nicht vom Gesetzgeber vorgesehene Verschärfung der Pflicht des Verantwortli-
chen ist im Rahmen der Delegation an den Bundesrat als zu weit gehend zu betrach-
ten. 
➔ Formulierungsvorschläge für Art. 6 Abs. 1 2. Satz bzw. 


Art. 6 Abs. 2 2. Satz E-VDSG: 
Er vergewissert sich, dass die Daten vertrags- und gesetzesgemäss bearbeitet 
werden. 
Andernfalls muss er sich auf dem vertraglichen Weg vergewissern, dass ein 
gleichwertiger Datenschutz gewährleistet wird. 


 
Art. 9 Abs. 2 und Art. 10 Abs. 1 
Auch diese Forderung an den Verantwortlichen geht zu weit, wenn er «sicherstellen» 
muss. Der Terminus «vergewissern» ist zu verwenden. 
 
Art. 15 und 16 
Diese Bestimmungen finden keine Grundlage im DSG und sind ersatzlos zu strei-
chen. Die Berichtigung, Löschung, Vernichtung oder Einschränkung der Bearbeitung 
von Personendaten (Art. 16 E-VDSG) erfolgen zudem im Interesse der betroffenen 
Person. Diese müssen ja so oder so den Anforderungen des Gesetzes entsprechen. 
Wieso in solchen Situationen eine neue Informationspflicht im Interesse der betroffe-
nen Person liegen soll, ist nicht klar. Im Gegenteil: Mit einer solchen Information, sei 
sie auch noch so klar, wird die betroffene Person oft verunsichert oder zumindest auf 
einen Umstand aufmerksam gemacht, der dazu führt, dass Fragen aufgeworfen wer-
den und Aufwand generiert wird, der dem Verantwortlichen nicht entschädigt wird. 
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Das wird von der Wirtschaft in nachvollziehbarer Weise als unnötige und bürokrati-
sche Zusatzbelastung empfunden. Auf unnötige Informationen ist in den Beziehun-
gen zwischen dem Datenbearbeiter und der betroffenen Person zu verzichten. 
 
Art. 18 
Die Aufbewahrungsfrist von 2 Jahren nach Beendigung der Datenbearbeitung ent-
behrt einer gesetzlichen Grundlage im DSG und ist als zu lange zu betrachten. Die 
Aufbewahrung hat höchstens bis zur Beendigung der entsprechenden Datenbearbei-
tung zu dauern, da danach keine Verletzung der Rechte der betroffenen Person 
mehr erfolgen kann. Für die Frage, ob jemand durch die Datenbearbeitung ein 
Schutzrecht der betroffenen Person verletzt hat, ist nicht die Datenschutz-Folgenab-
schätzung relevant, sondern die konkrete Datenbearbeitung und die entsprechenden 
Verzeichnisse und Reglemente des Verantwortlichen. 
 
Art. 19 Abs. 1 Bst. b bis d 
Diese Kriterien sind dem Gesetz nicht zu entnehmen. Der Bundesrat hat weder eine 
Delegation noch eine Ermächtigung erhalten, Art. 24 DSG zu ergänzen. Deshalb 
sind diese Buchstaben aus der Verordnung zu streichen. 
 
Ar. 19 Abs. 1 Bst. e 
Bei der Entdeckung einer Verletzung der Datensicherheit ist es eben gerade nicht im-
mer möglich, die Folgen und die allfälligen Risiken umgehend und abschliessend 
festzustellen. Deshalb muss beim Bst. e «soweit möglich» vorangestellt werden. 
 
Art. 19 Abs. 3 
Siehe die Bemerkung zu Art. 19 Abs. 1 Bst. b bis d E-VDSG. Auch hier hat der Bun-
desrat weder eine Delegation noch eine Ermächtigung erhalten, das DSG zu ergän-
zen. Deshalb ist dieser Absatz zu streichen, da er weit über Art. 24 Abs. 4 DSG hin-
ausgeht. 
 
Art. 19 Abs. 5 
Siehe die Bemerkung zu Art. 19 Abs. 1 Bst. b bis d E-VDSG. Auch hier hat der Bun-
desrat weder eine Delegation noch eine Ermächtigung erhalten, das DSG zu ergän-
zen. Deshalb ist dieser Absatz zu streichen, da er weit über Art. 24 DSG hinausgeht, 
der keine Dokumentationspflicht enthält. Sollte man wider Erwarten an einer Doku-
mentationspflicht festhalten, sind die 3 Jahre deutlich zu lang. Eine Aufbewahrungs-
dauer soll höchstens ein Jahr betragen. 
 
Art. 20 Abs. 5 
Siehe die Bemerkung zu Art. 19 Abs. 1 Bst. b bis d E-VDSG. Auch hier hat der Bun-
desrat weder eine Delegation noch eine Ermächtigung erhalten, das DSG zu ergän-
zen. Deshalb ist dieser Absatz zu streichen, da er weit über Art. 25 DSG hinausgeht, 
der keine Dokumentationspflicht enthält. Sollte man wider Erwarten an einer Doku-
mentationspflicht festhalten, sind die 3 Jahre zu lang. Eine Aufbewahrungsdauer soll 
höchstens ein Jahr betragen. 
 
Art. 22 
Der Fristenlauf kann erst dann beginnen, wenn das Auskunftsgesuch formell korrekt 
eingereicht und inhaltlich klar ist. Solange das Gesuch entweder formell oder inhalt-
lich unklar ist, kann die Frist nicht laufen. Dies muss im Art. 22 E-VDSG in aller Klar-
heit zum Ausdruck kommen. 
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Art. 23 
Aufgrund der Einschränkungen, die gemäss Abs. 1 für die Kostenbeteiligung vom 
Bundesrat aufgestellt werden, steht der Betrag von CHF 300 in keiner vernünftigen 
Relation zum «unverhältnismässigen Aufwand». Bei Aufwendungen, die weit über 
CHF 1'000 gehen können, ist eine Kostenbeteiligung von nur gerade CHF 300 nicht 
angemessen. Natürlich hat der Verantwortliche die Kosten zu belegen. Aber es kann 
nicht sein, dass der Verantwortliche auf seinen Kosten sitzenbleibt und vom Kosten-
verursacher nur quasi ein symbolischer Betrag verlangt werden kann. Der Höchstbe-
trag ist deshalb anzuheben und sollte auf mindestens CHF 1'000 festgelegt werden. 
 
Art. 24 
Der Anspruch auf Datenportabilität bei der Datenherausgabe oder -übertragung, darf 
nicht ein absoluter sein. Dieser Anspruch darf nur bestehen, soweit die Bearbeitung 
von Personendaten in gängigen Formaten erfolgen kann bzw. erfolgt. 
 
Art. 45 Abs. 1 und 2 
Wenn die Kostenbeteiligung nach Art. 23 mit den Gebührengrundsätzen des EDÖB 
verglichen werden, dann muss von einer krassen Diskrepanz gesprochen werden. 
Der EDÖB erledigt eine Tätigkeit im Interesse der Gesellschaft und es gibt keinen 
nachvollziehbaren Grund, weshalb die Person, welche Dienstleistungen von ihm in 
Anspruch nehmen muss, um sich datenschutzkonform zu verhalten, derart hohe Ge-
bühren zu bezahlen hat. Weder kann es sein, dass die Gebühren nach Zeitaufwand 
berechnet werden (die Privatperson hat keinen Einfluss auf die Effizienz der Leis-
tungserbringung durch den EDÖB), noch sind die Stundensätze von CHF 150 bis 
350 angemessen. Diese Gebührenbestimmung stiftet die hilfesuchende Privatperson 
geradezu an, das Datenschutzrecht zu verletzen, da sie sich die Unterstützung durch 
den EDÖB nicht leisten kann. Die Gebührenordnung ist vollständig zu überdenken 
und auf ein vernünftiges Mass anzupassen. Hier wird dem Service-Public-Gedanken 
zu wenig Rechnung getragen. Es ist erforderlich, Maximalgebühren für Tätigkeiten 
festzulegen, welche der Einhaltung des Datenschutzrechts dienen (z.B. Art. 59 Abs. 
1 Bst. c DSG, Konsultation aufgrund einer Datenschutz-Folgenabschätzung). 
 
 
Wir bitten Sie um Kenntnisnahme und danken für eine Berücksichtigung unserer An-
liegen bestens. 
 
 
Freundliche Grüsse 
 
REIFEN-VERBAND DER 
SCHWEIZ                RVS 
 
 
Der Präsident 
 
 
 
Sven Sievi 
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Vernehmlassung zur Totalrevision der Verordnung zum Bundesgesetz über den 
Datenschutz (VDSG) 
 


14. Oktober 2021 


Sehr geehrte Frau Bundesrätin 
Sehr geehrter Herr Amstutz 
 
Mit der Eröffnung der Vernehmlassung vom 23. Juni 2021 laden Sie interessierte Kreise ein, Stellung zu neh-
men zum Entwurf für die Verordnung zum Bundesgesetz über den Datenschutz (E-VDSG). Diese Gelegenheit 
nimmt Raiffeisen gerne wahr. 
 
Zusammenfassend können wir Folgendes festhalten: 
 
Raiffeisen ist der Ansicht, dass die vom Parlament in der verabschiedeten Version des revidierten Datenschutz-
gesetzes (revDSG) eingeschlagene Stossrichtung im E-VDSG deutlich zu wenig Berücksichtigung findet und 
teilweise im Widerspruch dazu steht. So haben Bestimmungen, welche vom Parlament aus der Gesetzesvor-
lage gestrichen wurden, im E-VDSG wieder Eingang gefunden. Der Verordnungsentwurf beinhaltet in der 
Folge nicht nur Ausführungsvorschriften zum Gesetz, sondern verschiedene Verschärfungen und Zusatzvor-
schriften im Vergleich zur europäischen Regulierung («Swiss Finish»), für welche das revDSG keine Grundlage 
vorsieht. Ausserdem bedürfen einige Bestimmungen einer Präzisierung. Der E-VDSG muss unter Berücksich-
tigung des revDSG und insbesondere der politisch intensiv geführten Diskussion, welche zu zahlreichen Kom-
promissen im Parlament geführt hat, überarbeitet werden. Im Einzelnen hat Raiffeisen nachfolgende Bemer-
kungen: 
 
 
Art. 1 (Angemessenheit der Massnahmen):  
In Abs. 1 Bst. d schlagen wir vor, «Implementierungskosten» durch «Implementierungsaufwand» zu ersetzen. 
Massgebend muss der Aufwand insgesamt sein (insbesondere auch in personeller Hinsicht). Die Beurteilung 
der Angemessenheit auf das Kriterium der Kosten zu beschränken, greift zu kurz. 
 
Art. 1 (Prüfung der Massnahmen):  
In Abs. 2 empfehlen wir, «in angemessenen Abständen» durch «in angemessener Weise» zu ersetzen. Eine 
Überprüfung sollte nicht zwingend nach einer bestimmten Zeitdauer vorgenommen werden müssen, sondern 
immer dann, wenn es angezeigt ist, beispielsweise bei einer Veränderung der Risikofaktoren. 
 
Art. 2 (Schutzziele):  
Wir empfehlen, Schutzziele «erreichen» durch «anstreben» zu ersetzen. Dies dürfte mit Blick auf die Formu-
lierung im Einleitungssatz («angemessen») auch gemeint sein. 
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Art. 3 (Protokollierung):  
Wie bereits eingangs ausgeführt, fehlen Grundlagen im revDSG, weshalb die Bestimmung zu streichen ist. 
Ausserdem erachten wir sie als verzichtbar, da das Bearbeitungsverzeichnis diese Funktion übernimmt.  
 
Art. 4 (Bearbeitungsreglement):  
Wir empfehlen die Streichung dieser Bestimmung, da im Gesetz keine Grundlage dafür existiert. Die Erstellung 
und Pflege eines solchen Reglements wäre mit einem unverhältnismässigen Aufwand verbunden. Ausserdem 
könnten betroffene Personen versuchen, vor- oder ausserprozessual über ein Auskunftsbegehren an das Be-
arbeitungsreglement zu gelangen. Dafür würden sie sich auf die Generalklausel des Auskunftsrechts stützen, 
die im Verbund mit der Strafbestimmung von Art. 62 revDSG (Verletzung der beruflichen Schweigepflicht) 
rechtsstaatlich hochproblematisch ist. 
 
Ausserdem spricht die Historie gegen diese Bestimmung. Der aktuelle Art. 11 VDSG sollte damit offenbar in 
die neue VDSG übertragen werden, was jedoch unnötig ist und einen «Swiss Finish» darstellt, da die DSGVO 
keine solche Pflicht kennt. Sodann ist Abs. 3 missverständlich und täuscht darüber hinweg, dass Private nicht 
zwingend einen Datenschutzberater bestellen müssen. 
 
Art. 6 (Auftragsbearbeiter):  
Wir empfehlen, in Abs. 1 «sicherstellen» durch beispielsweise «Sorge tragen» oder «darauf hinwirken» zu 
ersetzen, da es dem Verantwortlichen nicht in jedem Einzelfall möglich sein wird, sicherzustellen, dass die 
Daten vertrags- oder gesetzesgemäss bearbeitet werden. 
 
Art. 8 (Angemessenheit Datenschutz Ausland):  
Wir empfehlen eine Präzisierung, wonach sich die Abs. 1, 3 und 6 nur an den Bundesrat richten, da der 
Bundesrat festlegt, welche Staaten oder internationalen Organe einen angemessenen Datenschutz gewähr-
leisten. Die Bestimmung kann ansonsten dahingehend missverstanden werden, dass die verantwortliche 
Stelle die Angemessenheit des Datenschutzes im Empfängerstaat prüfen muss. 
 
Art. 10 (Standarddatenschutzklauseln):  
Wir empfehlen, in Abs. 1 «sicherstellen» durch beispielsweise «Sorge tragen» oder «darauf hinwirken» zu 
ersetzen, da es dem Verantwortlichen nicht in jedem Einzelfall möglich sein wird, sicherzustellen, dass die 
Empfängerin oder der Empfänger die Datenschutzklauseln beachtet.  
 
Art. 13 (Modalitäten Pflichten):  
Wir empfehlen, die Informationspflicht nur dem Verantwortlichen aufzuerlegen. Dies entspricht auch dem 
Wortlaut von Art. 19 Abs. 1 revDSG (Der Verantwortliche informiert die betroffene Person…). Hinsichtlich 
«leicht zugänglicher Form» erachtet Raiffeisen den Besuch einer Website als zumutbar, sodass die Informati-
onspflicht mittels Verankerung in den AGB erfüllt werden kann. 
 
Art. 15 (Information bei der Bekanntgabe von Personendaten):  
Wir empfehlen die Streichung dieser Bestimmung. Diese Pflicht ist in ihrer Tragweite ein «Swiss Finish» und 
kann nicht allein auf Verordnungsstufe geregelt werden, da sie zu einschneidend ist. 
 
Art. 16 (Information über die Berichtigung, Löschung oder Vernichtung):  
Wir empfehlen die Streichung dieser Bestimmung, da dafür keine gesetzliche Grundlage vorliegt. Diese Pflicht 
war zwar im Vorentwurf zum revDSG enthalten, wurde dann aber im Rahmen der Vernehmlassung gestrichen 
und hat in der Beratung keinen Eingang ins Gesetz gefunden. 
 
Art. 18 (Form und Aufbewahrung der Datenschutz-Folgenabschätzung (DSFA)):  
Wir empfehlen, «schriftlich» durch beispielsweise die Formulierung «oder in einer anderen Form, welche den 
Nachweis durch Text ermöglicht» zu ergänzen (so wie dies auch in anderen Erlassen gehandhabt wird). Aus-
serdem regen wir an, zu konkretisieren, wann eine DSFA nötig ist und dafür Kriterien aufzuführen. 
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Art. 19 (Meldung von Verletzungen der Datensicherheit):  
Wir empfehlen, in Abs. 1 die Bst. b.-d. zu streichen und eine Anpassung an die Europäische Datenschutz-
Grundverordnung zu machen. Zu überlegen ist in Abs. 5 eine Reduktion der Frist auf zwei Jahre. 
 
Art. 20 (Modalitäten):  
Wir schlagen vor, die Dokumentationspflicht für die Gründe betr. Verweigerung der Aufbewahrung gemäss 
Abs. 5 zu streichen. Diese ist nicht nötig und hätte ansonsten im Gesetz verankert werden müssen. Ausserdem 
scheint die Aufbewahrungspflicht von drei Jahren zu lang bzw. eine Frist von zwei Jahren angemessener. 
 
Art. 22 (Frist):  
In Abs. 1 empfehlen wir folgende Präzisierung: Wenn aus dem Auskunftsbegehren nicht hervorgeht, welche 
Daten der Betroffene wünscht und der Verantwortliche um Klarstellung ersucht, beginnt die Frist erst mit 
dieser Klarstellung zu laufen. 
 
 
Unabhängig von den obigen Ausführungen ist es angezeigt, dass für umfangreiche Anforderungen sachge-
rechte Übergangsfristen definiert werden, beispielsweise für Vertragsanpassungen, die Durchführung von 
Datenschutz-Folgenabschätzungen und ggf. Dokumentationspflichten. 
 
Für weitere Anliegen verweisen wir auf die ausführliche Stellungnahme von economiesuisse, welche wir in-
haltlich mittragen. 
 
Für die Gelegenheit zur Stellungnahme bedanken wir uns bestens. Wir bitten um Berücksichtigung der Anlie-
gen von Raiffeisen und stehen Ihnen bei Fragen gerne zur Verfügung. 
 
 
Freundliche Grüsse 
 
 
 


 


 
Dr. Hilmar Gernet  
Delegierter für Public Affairs und Geschichte 


Christian Bopp 
Leiter Regulatory & Reporting 
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Von Markus Ritter 
E-Mail markus.ritter@rega.ch 
Datum 29. September 2021 
Betreff Stellungnahme zur Totalrevision VDSG 


Sehr geehrte Damen und Herren 


Nachfolgend nimmt die Schweizerische Rettungsflugwacht Rega Stellung zum Ent­ 
wurf der Verordnung zum Datenschutzgesetz. 


Die Rega bearbeitet bei der Erfüllung ihrer Aufgaben regelmässig Personendaten, die 
zu einem wesentlichen Teil als Gesundheitsdaten besonders schützenswert sind. Aus 
diesem Grund ist es für die Rega wichtig, dass die datenschutzrechtlichen Grundla­ 
gen, die dabei anzuwenden sind, klare Vorgaben enthalten und in der Praxis nicht zu 
unnötigen Komplikationen führen. 


Wir haben daher den Entwurf der Verordnung zum Datenschutzgesetz des Bundes 
(E-VDSG) eingehend studiert und erlauben uns im Folgenden einige Hinweise. 


Wir haben festgestellt, dass der E-VDSG zusätzliche Dokumentationspflichten ent­ 
hält, die die untemehmensintemen Abläufe komplizieren, ohne gleichzeitig einen 
entsprechenden Mehrwert für den Schutz der Persönlichkeitsrechte der betroffenen 
Personen zu bieten. 


Zudem enthält die Verordnung einige Bestimmungen, welchen die gesetzliche 
Grundlage fehlt, oder die sogar dem Willen des Gesetzgebers widersprechen (z.B. 
bei den neu eingeführten Dokumentationspflichten). 


Nachfolgend gehen wir auf einzelne Bestimmungen ein. 
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1. Datensicherheit / Dokumentationspflichten 
Betreffend die Datensicherheit führt Art. 2 E-VDSG die Schutzziele auf. Diese Liste 
ist jedoch veraltet und zu detailliert formuliert. Die Regelung zwingt zu einer Doku­ 
mentation für jede Datenbearbeitung. Das widerspricht dem Willen des Gesetzge­ 
bers, der eine solche umfassende Dokumentationspflicht abgelehnt hat. 


Da die Einhaltung der Mindestanforderungen an die Datensicherheit nach dem 
revDSG mit Strafe bedroht ist, erscheint uns eine klare Regelung dieses Punktes als 
ausserordentlich wichtig. Die Rega ist der Meinung, dass dieses Ziel mit der vorge­ 
schlagenen Regelung nicht erreicht wurde. 


Die in Art. 3 Abs. 1 E-VDSG vorgesehene Protokollierungspflicht und die in 
Art. 3 Abs. 4 E-VDSG vorgesehene Regelung der getrennten Aufbewahrung sind 
zudem technisch nicht ohne Weiteres oder nur mit erheblichem Aufwand umsetzbar. 
Protokolle werden dort erzeugt, wo sie anfallen - und nicht auf anderen Systemen. 
Die Rega müsste somit von sämtlichen Protokollen Kopien anfertigen und sie manu­ 
ell auf ein anderes System übertragen. Dadurch entstehen Sicherheitsrisiken und es 
ist mit einem enormen Aufwand verbunden. Es würde genügen, wenn sichergestellt 
wird, dass die Protokolle ihrerseits sicher sind. Dieser Bestimmung fehlt ausserdem 
die gesetzliche Grundlage. Auch für die Aufbewahrungspflicht von 2 Jahren gibt es 
keine gesetzliche Grundlage. Im revDSG wurde bewusst auf solche Dokumentations­ 
pflichten verzichtet. 


Die in Art. 4 E-VDSG vorgesehene Pflicht zur Erstellung eines Bearbeitungsregle­ 
ments für Datenbearbeitungen mit einem hohen Risiko ist nach Ansicht der Rega ab­ 
zulehnen, da sie zu einem unnötigen Dokumentationsaufwand und zu einem erhebli­ 
chen administrativen Aufwand führen wird. Die wesentlichen Angaben einer geplan­ 
ten Datenbearbeitung sind bereits im Rahmen der Datenschutz-Folgenabschätzung 
zu dokumentieren, daher ist die Regelung unseres Erachtens überflüssig. Zudem fehlt 
dieser Regelung gemäss unserer Einschätzung die gesetzliche Grundlage. 


2. Informationspflichten 
Für die «Informationspflicht bei der Bekanntgabe von Personendaten» gemäss 
Art. 15 E-VDSG fehlt ebenfalls die gesetzliche Grundlage. Gegenüber der bisheri­ 
gen Regelung in der VDSG wird die Vollständigkeit neu hinzugefügt, d.h. die Daten 
dürfen nicht lückenhaft sein. Die Regelung ist praxisfremd und lässt sich nicht ver­ 
nünftig umsetzen. Hinzu kommt, dass der Empfänger ohnehin selbst verpflichtet ist, 
die Bearbeitungsgrundsätze einzuhalten und angemessene Massnahmen zu treffen, 
sich über die Richtigkeit der Daten zu vergewissern. 


Die in Art. 16 E-VDSG vorgesehene Pflicht des Verantwortlichen, die Empfänger 
über die Berichtigung, Löschung oder Vernichtung der Bearbeitung von 
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Personendaten zu informieren, war bereits im Entwurf des revDSG vorgesehen und 
wurde vom Parlament gestrichen. Die Einführung dieser Pflicht über die revidierte 
Verordnung würde daher dem Willen des Parlaments widersprechen. Dieselbe Be­ 
stimmung verweist zudem auf ein Recht auf Einschränkung der Bearbeitung von Per­ 
sonendaten, das so im revDSG nicht besteht. 


Art. 19 Abs. S E-VDSG möchte eine Dokumentationspflicht einführen, die zwar in 
der DSGVO, nicht aber im revDSG vorgesehen wird. Daher kann sie und die ent­ 
sprechende Aufbewahrungspflicht auch nicht auf dem Weg der Verordnung einge­ 
führt werden. 


3. Fazit 
Wir sind daher der Ansicht, dass der gegenwärtige Entwurf einer grundsätzlichen 
Überarbeitung bedarf. Es sollten ausserdem noch Übergangsfristen von 1 Jahr ab In­ 
krafttreten des revDSG für die Erstellung der Verzeichnisse und - falls darauf entge­ 
gen den Anträgen nicht verzichtet wird - auch für das Bearbeitungsreglement vorge­ 
sehen werden. 


Wir bedanken uns im Voraus für die Berücksichtigung unserer Rückmeldung. Zur 
Beantwortung von Fragen zu dieser Stellungnahme steht Ihnen Markus Ritter, Infor­ 
mationssicherheitsbeauftragter, gerne zur Verfügung. 


Freundliche Grüsse 
Schweizerische Rettungsflugwacht Rega 


GW¼ 
Ernst Kohler 
CEO / Vorsitzender der Geschäftsleitung 


OL- 
Andreas Lüthi 
CFO / Mitglied der Geschäftsleitung 
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per E-Mail an:
fanny.matthey@bj.admin.ch
daniela.nueesch@bj.admin.ch


Bundesamt für Justiz
Bundesrain 20
3003 Bern


Zürich, 14. Oktober 2021


Stellungnahme zum Vorentwurf der Verordnung zum Bundesgesetz über den Datenschutz
(VE-VDSG)


Sehr geehrte Frau Matthey,
Sehr geehrte Frau Nüesch,
Sehr geehrte Damen und Herren


Wir nehmen Bezug auf das Vernehmlassungsverfahren zum Vorentwurf der Verordnung zum
Bundesgesetz über den Datenschutz (nachfolgend “VE-VDSG”) und nehmen hiermit gerne die
Gelegenheit wahr, termingerecht Stellung zum genannten Vorentwurf zu nehmen.


Die Ringier AG ist ein aktives Mitglied des Vereins Unternehmens-Datenschutz (nachfolgend
“VUD”), der eine detaillierte Stellungnahme zum VE-VDSG eingereicht hat. Die Ringier AG
schliesst sich deshalb der Stellungnahme des VUD an und beschränkt sich in der Folge nur auf
einige wesentliche Anmerkungen zum VE-VDSG.


T +41 44 259 61 11
F +41 44 259 68 40


www.ringier.com
Ringier AG


Dufourstrasse 23


CH-8008 Zürich


Schweiz


T +41 44 259 61 11
F +41 44 259 68 40


www.ringier.com
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Grundsätzlich wurde bei der Sichtung des VE-VDSG festgestellt, dass im Rahmen der
Ausformulierung des VE-VDSG teilweise neue Pflichten geschaffen wurden (z.B.
Dokumentationspflichten, Bearbeitungsreglement, Protokollierungspflicht, usw.), welche keine
Delegationsnorm im revidierten Bundesgesetz über den Datenschutz (nachfolgend “revDSG”) zur
Grundlage haben. Diese Vorgaben müssen gestrichen werden, da sich der VE-VDSG als
Verordnung naturgemäss auf die Ausführungsvorgaben aus dem revDSG beschränken soll.


Des Weiteren ist davon abzusehen, Vorgaben im Rahmen der Revision der VDSG einzuführen,
welche im Revisionsprozess des Bundesgesetzes über den Datenschutz bewusst gestrichen
wurden, so zum Beispiel eine allgemeine Dokumentationspflicht (Art. 19 Abs. 5 VE-VDSG).


In mehreren Vorgaben des VE-VDSG wurde zudem auf dieselben Formulierungen oder
Konzepte aus der heute geltenden VDSG und deren Botschaft zurückgegriffen, welche heute
unter der Berücksichtigung der technologischen Weiterentwicklung als nicht mehr sinnvoll
erscheinen. Insbesondere in Bezug auf die Datensicherheit wurden die sehr detaillierten, heute
geltenden Vorgaben bezüglich der technischen und organisatorischen Massnahmen
übernommen, ohne jedoch das grundlegende Konzept der heute gelebten Datensicherheit und
deren Schutzziele: Integrität, Vertraulichkeit und Verfügbarkeit, zu verankern. Im Hinblick darauf,
dass die Revision der heute geltenden Datenschutzgesetzgebung in Schweiz eine
Modernisierung und vor allem eine Anpassung an die heutigen sowie zukünftigen
technologischen Entwicklungen zum Ziel hat, empfehlen wir die revisionsbedürftigen Konzepte
sowie der erwähnte Katalog der Schutzziele betreffend Datensicherheit aus der geltenden VDSG
zu überarbeiten. Letzterer anzupassen scheint uns besonders wichtig, da die Verletzung der
Mindestanforderungen an die Datensicherheit zukünftig mit Strafe bedroht ist (Art. 61 lit. c.
revDSG).


Abschliessend möchten wir darauf hinweisen, dass durch den VE-VDSG keine Vorgaben
geschaffen werden sollten, welche über die hohen Anforderungen der Europäischen
Datenschutz-Grundverordnung (nachfolgend “DSGVO”) hinausgehen. Im Hinblick darauf, dass
es im VE-VDSG mehrere “Swiss-Finish” gibt, so z.B. Art. 15 VE-VDSG (Information bei der
Bekanntgabe von Personendaten) beantragen wir deren Streichung. Es war - aus
nachvollziehbaren Gründen - die Absicht des Schweizer Gesetzgebers, das heute geltende DSG
auf ein höheres Niveau anzuheben und an die Anforderungen der DSGVO anzupassen. Es war
und kann aber nicht das Ziel sein, höhere Hürden für Schweizer Unternehmen zu schaffen und
sie damit im Hinblick auf die Unternehmen im EWR zu benachteiligen - dies insbesondere nicht
im Rahmen einer Revision einer Verordnung.
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Wir danken Ihnen für die Gelegenheit der Stellungnahme und die Berücksichtigung unserer
ausgeführten Anliegen und stehen Ihnen bei Fragen gerne zur Verfügung.


Freundliche Grüsse


Ringier AG


Chantal Imfeld-Matyassy
Head of Data Protection & Data
Protection Officer Ringier Gruppe


Manuel Liatowitsch
Group General Counsel / Chief Legal Officer
& Head of Corporate Center
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Sehr geehrter Herr Amstutz
 
Wir danken Ihnen bestens für die Gelegenheit in eingangs erwähnter Sache
Stellung nehmen zu können.
 
Da diese Vorlage gemäss Dossieraufteilung zwischen economiesuisse und dem
Schweizerischen Arbeitgeberverband von economiesuisse bearbeitet wird,
verzichten wir auf eine Stellungnahme zu dieser Vernehmlassung.
 
Ich wünsche Ihnen ein schönes Wochenende.
 
Freundliche Grüsse
Sabine Maeder
______________________________________
Assistentin
SCHWEIZERISCHER ARBEITGEBERVERBAND
Hegibachstrasse 47
Postfach
8032 Zürich
Tel. +41 44 421 17 17
Fax +41 44 421 17 18
Direktwahl: +41 44 421 17 42
maeder@arbeitgeber.ch
http://www.arbeitgeber.ch
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Sehr geehrte Damen und Herren
 
Am 23. Juni 2021 hat der Bundesrat das Vernehmlassungsverfahren zum Entwurf zur
Totalrevision der Verordnung zum BG über den Datenschutz eröffnet. Beigefügt finden
Sie das Orientierungsschreiben. Die Vernehmlassung dauert bis am 14. Oktober 2021.
 
 
 
Avant-projet de l’ordonnance relative à la loi fédérale sur la protection des
données (OLPD) : ouverture de la procédure de consultation externe
 
Mesdames, Messieurs,
 
Le 23 juin 2021, le Conseil fédéral a ouvert la procédure de consultation concernant
l'avant-projet de l’ordonnance relative à la loi fédérale sur la protection des données.
Vous trouverez ci-joint la lettre d’information aux destinataires. La consultation est
ouverte jusqu’au 14 octobre 2021.
 
 
 
Avamprogetto concernente l’ordinanza relativa alla legge federale sulla
protezione dei dati (OLPD): avvio della procedura di consultazione
 
Gentili Signore e Signori,
 
il 23 giugno 2021 il Consiglio federale ha avviato la consultazione sull'avamprogetto
concernente l’ordinanza relativa alla legge federale sulla protezione dei dati.
In allegato trovate la lettera d’informazione ai destinatari. La consultazione dura fino al
14 ottobre 2021.
 
 
Freundliche Grüsse
Avec nos meilleures salutations,
Cordiali saluti
 
 
Jonas Amstutz
Sekretär


Eidgenössisches Justiz- und Polizeidepartement EJPD
Bundesamt für Justiz BJ
Direktionsbereich Öffentliches Recht
Fachbereich Rechtsetzungsprojekte und -methodik


Bundesrain 20, 3003 Bern
Tel. +41 58 467 86 65
jonas.amstutz@bj.admin.ch
www.bj.admin.ch
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Bern, 14. Oktober 2021 
 
Stellungnahme des Schweizerischen Anwaltsverbands SAV-FSA zum Vorentwurf der 
revidierten Verordnung zum Bundesgesetz über den Datenschutz (VE-VDSG) 
 


Sehr geehrter Frau Bundesrätin, 
Sehr geehrte Damen und Herren 


 
Der Schweizerische Anwaltsverband (SAV) bedankt sich für die Einladung zur Vernehmlassung 
und nimmt dazu wie folgt Stellung: 
 
Allgemeine Ausführungen 
 
Der SAV begrüsst, dass die Revision des schweizerischen Datenschutzrechts mit der 
Vernehmlassung zum VE-VDSG ihre Fortsetzung findet. Der SAV erhofft sich insbesondere, dass 
mit der Revision die grenzüberschreitende Datenübermittlung zwischen der Schweiz und dem 
Europäischen Wirtschaftsraum weiterhin ohne zusätzliche Hürden möglich bleibt. 
 
Der SAV verfolgt mit der vorliegenden Stellungnahme vor allem zwei Anliegen: Zum einen sind 
bei der Schaffung der neuen VDSG rechtsstaatliche und rechtspolitische Grundsätze einzuhalten. 
Zum anderen soll die neue VDSG für kleine und mittlere Unternehmen keine 
unverhältnismässigen Anforderungen aufstellen. 
 
Der SAV stellt fest, dass sich der VE-VDSG in Teilen deutlich von den Vorgaben des neuen 
Datenschutzgesetzes (nDSG) entfernt hat. Die neue Verordnung (nVDSG) kann das nDSG nur 
dort konkretisieren, wo das nDSG eine solche Konkretisierung, das heisst entsprechende 
Ausführungsbestimmungen, vorsieht. Auf Konkretisierungen, die im nDSG nicht angelegt sind, 
muss der Verordnungsgeber aus rechtsstaatlichen Gründen verzichten, denn dafür fehlt die 
erforderliche gesetzliche Grundlage. Genauso muss der Verordnungsgeber aus rechtspolitischen 
Gründen auf Bestimmungen verzichten, die der Gesetzgeber in den parlamentarischen 
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Beratungen zum nDSG bewusst verworfen hat. Für solche überschiessenden Bestimmungen fehlt 
nicht nur der erforderliche Konsens, sie liefen auch dem gesetzgeberischen Willen zuwider. 
 
Der SAV stellt weiter fest, dass der VE-VDSG zum Teil Anforderungen stellt, welche kleinste, 
kleine und mittlere Unternehmen als Verantwortliche kaum oder nur mit unverhältnismässigem 
Aufwand erfüllen können. Die meisten Anwältinnen und Anwälte sind in solchen kleinen oder 
mittleren wirtschaftlichen Strukturen tätig, wobei sie bereits einen erheblichen Aufwand für die 
Einhaltung der anwalts- und berufsrechtlichen Pflichten betreiben müssen. Dazu gehört 
insbesondere das Berufsgeheimnis, das in Bezug auf alle Daten von Mandantinnen und 
Mandanten bereits einen durchsetzbaren und wirksamen Datenschutz sicherstellt. 
 
Der SAV stellt schliesslich fest, dass der VE-DSG überholte Elemente der geltenden VDSG 
unnötigerweise übernimmt und einen «Swiss Finish» gegenüber der europäischen Datenschutz-
Grundverordnung (DSGVO) vorsieht. Auf solche Elemente wie auch auf einen «Swiss Finish» ist 
zu verzichten. Mit einem solchen Verzicht würden jene Verantwortlichen, die ergänzend zum 
nDSG die DSGVO umsetzen müssen oder bereits umgesetzt haben, nicht zusätzlich belastet. Für 
jene Verantwortlichen hingegen, die allein das nDSG umsetzen müssen, sollten Pflichten, die sich 
aus Konkretisierungen des nDSG in der nVDSG ergeben, insbesondere etwaige 
Dokumentationspflichten, erst nach einer Übergangsfrist von zwei Jahren gelten. Zur 
Vereinfachung der Einhaltung und Umsetzung sollten die Artikel in der nVDSG jeweils auf die 
zugrundeliegenden Artikel im nDSG verweisen. 
 
Kommentar zu ausgewählten Artikeln 
 
Art. 1 VE-VDSG 
 
Abs. 1: Die Massnahmen sollten auf ihre Eignung hin beurteilt werden und nicht auf ihre 
Angemessenheit («angemessen» durch «geeignet» ersetzen). 
 
Beim Kriterium der Implementierung sollte klargestellt werden, dass es nicht allein um Kosten, 
sondern auch um sonstigen Aufwand geht («Implementierungskosten» durch 
«Implementierungsaufwand» ersetzen). 
 
Abs. 2: Die Überprüfung sollte «in angemessener Art und Weise» erfolgen, denn je nach 
Bearbeitung ist keine regelmässige Überprüfung erforderlich. 
 
Art. 2 VE-VDSG 
 
Der Katalog der Schutzziele sollte mit der Liste der Massnahmen gemäss Art. 32 DSGVO 
kompatibel sein, um die Umsetzung von nDSG und DSGVO zu erleichtern. Die Schutzziele sollten 
sich daher auf die Grundsätze der Vertraulichkeit, der Integrität und der Verfügbarkeit, die für die 
Datensicherheit im eigentlichen Sinne zentral sind, beschränken. 
 
Art. 3 VE-VDSG 
 
Der gesamte Artikel ist insbesondere mangels gesetzlicher Grundlage ersatzlos zu streichen. Er 
leidet zudem an systematischen Unstimmigkeiten (die Protokollierung ist keine Massnahme der 
Datensicherheit im eigentlichen Sinne) und fehlender Praktikabilität (der Auftragsbearbeiter weiss 
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nicht, ob eine Datenschutz-Folgenabschätzung durchgeführt wurde, und ohnehin ist die 
Datenschutz-Folgenabschätzung ein ungeeigneter Indikator für Risiken der Datensicherheit). 
 
Art. 4 u. 5 VE-VDSG 
 
Der gesamte Artikel 4 ist mangels gesetzlicher Grundlage und als «Swiss Finish» ersatzlos zu 
streichen. Eine so weitgehende Dokumentationspflicht widerspricht auch dem erklärten Willen des 
Gesetzgebers, weshalb auf eine allgemeine Dokumentationspflicht nach dem Muster der DSGVO 
zu verzichten ist. Ein solches Bearbeitungsreglement wäre im Übrigen unnötig (es ist bereits ein 
Bearbeitungsverzeichnis mit weitgehend deckungsgleichen Angaben zu führen) und 
unverhältnismässig. Das gilt genauso für Bundesorgane (Art. 5 VE-DSG). 
 
Art. 6 VE-VDSG 
 
Abs. 1: Der gesamte Absatz ist insbesondere mangels gesetzlicher Grundlage ersatzlos zu 
streichen. Es ist zudem unklar, was mit einer «vertrags- oder gesetzesgemäss[en]» Bearbeitung 
gemeint ist. Das Anliegen dürfte in Art. 9 Abs. 1 nDSG bereits abgedeckt sein. 
 
Abs. 2: Der gesamte Absatz ist infolge abschliessender Regelung im nDSG ersatzlos zu streichen. 
 
Art. 9 VE-VDSG 
 
Abs. 1: Der Katalog der mindestens zu regelnden Punkte sollte als beispielhafte Aufzählung 
ausgestaltet werden, oder aber es ist klarzustellen, dass zu unterscheiden ist zwischen Verträgen, 
bei denen der Empfänger ein Verantwortlicher ist und solchen, bei denen er als Auftragsbearbeiter 
tätig wird. 
 
Abs. 2: Es genügt, wenn der Verantwortliche in angemessener Art und Weise Sorge trägt, die 
Einhaltung sicherzustellen («Der Verantwortliche muss in angemessener Art und Weise Sorge 
tragen, dass die Empfängerin oder der Empfänger die Datenschutzklauseln in einem Vertrag oder 
die speziellen Garantien einhält»). Der Verantwortliche kann die Einhaltung nicht gewährleisten, 
er kann dafür nur in angemessener Art und Weise Sorge tragen. 
 
Art. 10 VE-VDSG 
 
Abs. 1: Es genügt, wenn der Verantwortliche in angemessener Art und Weise Sorge trägt, die 
Beachtung sicherzustellen («Gibt der Verantwortliche Personendaten mittels 
Standarddatenschutzklauseln nach Artikel 16 Absatz 2 Buchstabe d DSG ins Ausland bekannt, so 
trägt er in angemessener Art und Weise dafür Sorge, dass die Empfängerin oder der Empfänger 
die Standarddatenschutzklauseln beachtet»). 
 
Art. 13 VE-VDSG 
 
Der gesamte Artikel ist mangels gesetzlicher Grundlage ersatzlos zu streichen. Offensichtlich 
falsch ist im Übrigen, dass auch der Auftragsbearbeiter eine Informationspflicht haben soll. Dies 
widerspricht nicht nur dem nDSG (Art. 19 nDSG verpflichtet richtigerweise nur den 
Verantwortlichen, nicht aber den Auftragsbearbeiter), sondern ist auch sachlich widersinnig. 
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Art. 15 VE-VDSG 
 
Der gesamte Artikel ist mangels gesetzlicher Grundlage und als «Swiss Finish» ersatzlos zu 
streichen. Er ist zudem inhaltlich weder erforderlich noch praktikabel. 
 
Art. 16 VE-VDSG 
 
Der gesamte Artikel ist mangels gesetzlicher Grundlage ersatzlos zu streichen. Eine solche 
Informationspflicht hatte der Vorentwurf des nDSG noch vorgesehen. Der Gesetzgeber hat auf 
eine solche Pflicht indessen bewusst verzichtet. Sie kann daher nicht über die VDSG wieder 
eingeführt werden. 
 
Art. 18 VE-VDSG 
 
Satz 2 betreffend Aufbewahrungspflicht ist mangels gesetzlicher Grundlage ersatzlos zu streichen. 
Sie ist Teil einer umfassenden Dokumentationspflicht, die der VE-VDSG nun einführt, die dem 
Willen des Gesetzgebers aber widerspricht. 
 
Art. 19 VE-VDSG 
 
Abs. 5: Der gesamte Absatz ist mangels gesetzlicher Grundlage ersatzlos zu streichen. Er ist Teil 
einer umfassenden Dokumentationspflicht, die der VE-VDSG nun einführt, die dem Willen des 
Gesetzgebers aber widerspricht. 
 
Art. 20 VE-VDSG 
 
Abs. 3: Es genügt, wenn die Auskunft objektiv nachvollziehbar ist, auch wenn eine betroffene 
Person im Einzelfall nicht in der Lage sein mag, sie zu verstehen (Absatz vollständig durch «Die 
Auskunft muss nachvollziehbar sein» ersetzen). 
 
Abs. 5: Der gesamte Absatz ist mangels gesetzlicher Grundlage ersatzlos zu streichen. Auch 
diese Bestimmung ist Teil einer umfassenden Dokumentationspflicht, die der VE-VDSG nun 
einführt, die dem Willen des Gesetzgebers aber widerspricht. Die Bestimmung ist zudem weder 
erforderlich noch praktikabel. 
 
Art. 21 VE-VDSG 
 
Abs. 1: Es sollte klargestellt werden, dass es um die gemeinsame Verantwortlichkeit geht («Sind 
für die Bearbeitung von Personendaten mehrere gemeinsam verantwortlich […]»). 
 
Abs. 2: Bei einer Auftragsbearbeitung bleibt der auftraggebende Verantwortliche verantwortlich, 
das heisst, die Auskunft sollte immer durch den Verantwortlichen erteilt werden. Der gesamte 
Absatz ist deshalb ersatzlos zu streichen. Das entspricht auch der Regelung der DSGVO. 
 
Art. 22 VE-VDSG 
 
Abs. 1: Es sollte klargestellt werden, dass die Frist zur Erteilung des Auskunftsbegehrens erst 
beginnt, wenn die betroffene Person identifiziert ist und, sofern der Verantwortliche bei 
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umfangreicheren Begehren eine entsprechende Nachfrage stellt, wenn die betroffene Person ihr 
Begehren konkretisiert hat. 
 
Art. 23 VE-VDSG 
 
Abs. 2: Der gesamte Absatz ist ersatzlos zu streichen, da eine angemessene Beteiligung an den 
Kosten bereits in Abs. 1 enthalten ist. Die Beschränkung auf 300 Franken wäre je nach Aufwand 
für die Auskunftserteilung offensichtlich nicht angemessen. 
 
Abs. 3: Es ist klarzustellen, dass die Frist zur Beantwortung erst beginnt, nachdem die betroffene 
Person über die Höhe der Kostenbeteiligung in Kenntnis gesetzt wurde. 
 
Art. 25 VE-VDSG 
 
Abs. 1: Der gesamte Absatz ist als überflüssig ersatzlos zu streichen, da Art. 10 nDSG bereits 
detaillierte Bestimmungen enthält. 
 
Art. 26 VE-VDSG 
 
Der Artikel lässt offen, für welche Bearbeitung ein Bearbeitungsverzeichnis zu führen ist, wenn nur 
eine der Voraussetzungen von lit. a und b erfüllt ist. Es sollte verdeutlich werden, dass die Pflicht 
jeweils nur für die Bearbeitung von Personendaten gilt, für die eine Voraussetzung nach lit. a oder 
b gilt, d.h. nur diejenigen Bearbeitungen, mit denen ein entsprechend erhöhtes Risiko einhergeht. 
 
Der Begriff der «Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter» soll durch «Vollzeitstellen» ersetzt werden, um 
Verantwortliche, die Teilzeitarbeit ermöglichen, nicht zu benachteiligen. 
 
Es sollte eine Übergangsfrist von zwei Jahren für die Umsetzung vorgesehen werden. 
 
 
Der Schweizerische Anwaltsverband dankt Ihnen für Ihre Kenntnisnahme. 
 
Mit freundlichen Grüssen 


 
Präsidentin SAV   Generalsekretär SAV 
Birgit Sambeth Glasner   René Rall  
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Per E-Mail an: jonas.amstutz@bj.admin.ch  
 
 
Bern, 13. Oktober 2021 
 
 
Vernehmlassung zur Revision der Datenschutzverordnung  
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Wir bedanken uns für die Möglichkeit, im Rahmen der Vernehmlassung über die Revision 
der Datenschutzverordnung (VDSG) Stellung nehmen zu können. 
 
Die SBB ist Mitglied des Vereins Unternehmens-Datenschutz (VUD) und schliesst sich 
grundsätzlich vollumfänglich dessen Stellungnahme an. Wir möchten nachfolgend auf die 
besondere Betroffenheit konzessionierter Transportunternehmen (TU) fokussieren, die sich 
aus einer sektorspezifischen Bestimmung im Personenbeförderungsgesetz (PBG) ergibt. 
 
Unternehmen als Bundesorgane 
 
In der laufenden PBG-Revision geht der Bundesrat (vgl. BBl 2021 1485) bei den mit der 
Personenbeförderung zusammenhängenden Datenbearbeitungen neu von öffentlich-
rechtlichen Verhältnissen aus, weshalb für die SBB und alle weiteren TU die 
datenschutzrechtlichen Bestimmungen für Bundesorgane zur Anwendung gelangen 
würden. Dies hätte gewichtige Änderungen in den Prozessen des Personenverkehrs und 
damit des Kerngeschäfts der SBB zur Folge. Bisher sind die TU davon ausgegangen, dass 
die Personentransportverträge dem privaten Recht unterstehen und haben ihre Prozesse 
und Massnahmen diesbezüglich ausgestaltet. Das Urteil A-5921/2020 des 
Bundesverwaltungsgerichts vom 29. Juli 2021 hat den Personentransportvertrag und damit 
zusammenhängende Tätigkeiten der TU (der herrschenden Lehre entsprechend) als 
zivilrechtlich qualifiziert (E. 5.5). Unter dem Blickwinkel des Wertungswiderspruchs (E. 
5.2.4) und unter Bezugnahme auf die vorgenannte PBG-Revision hat es eine Klärung 
empfohlen (E. 5.2.4). Der Geltungsbereich des nDSG und der VDSG hat insbesondere vor 
dem Hintergrund des geplanten Art. 54 PBG bei den TU grosse Unsicherheit ausgelöst.  
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Die SBB hat deshalb im Entwurf insbesondere die Bestimmungen für Bundesorgane 
geprüft. Die SBB möchte damit nicht Änderungen für «originäre» Bundesorgane wie 
Behörden der direkten Bundesverwaltung anregen. Vielmehr weist sie auf die besondere 
Betroffenheit der TU hin, da das PBG sie neu den öffentlich-rechtlichen Bestimmungen 
unterstellt. Datenbearbeitungen im ÖV basieren auf Kundenbeziehungen (Verträge) und 
stellen ein Massengeschäft dar. Die Tätigkeit eines TU ist nicht mit einem klassischen, 
hoheitlich handelnden Bundesorgan vergleichbar. Diesem Spannungsfeld trägt der Entwurf 
zu wenig Rechnung.   
 
Einzelne Bestimmungen 
 
Art. 3 Protokollierung  
Die gesamte Vorschrift ist für TU problematisch, da einerseits die Protokollierung zu weit 
geht und unverhältnismässig ist und sie neu unter die strafbewehrte Datensicherheit fällt.  
 
Art. 3 Abs. 2: Für die Protokollierungspflicht von sämtlichen automatisierten Bearbeitungen 
für Bundesorgane besteht keine Grundlage im DSG. Gemäss den Erläuterungen soll dazu 
die Richtlinie (EU) 2016/680 dienen. Die EU-Richtlinie bezweckt den Schutz natürlicher 
Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten durch die zuständigen Behörden 
zum Zwecke der Verhütung, Ermittlung, Aufdeckung oder Verfolgung von Straftaten oder 
der Strafvollstreckung. Sie kann nicht als Grundlage für eine nicht risikoorientierte 
Protokollierungspflicht für TU und deren Bearbeitungen verwendet werden. Da die 
Datensicherheit gemäss Art. 8 nDSG risikoorientiert vorzunehmen ist, kann auch nicht eine 
umfassende Protokollierungspflicht in der Verordnung festgehalten werden und unter Art. 
61 lit. c (Verletzung von Sorgfaltspflichten) fallen. Dazu reicht die gesetzliche Grundlage 
weder von Art. 8 nDSG noch aus der Richtlinie (EU) 2016/680 aus. 
 
Weiter ist “automatisierte Bearbeitung” nicht definiert. Es ist somit davon auszugehen, dass 
jede mit einem technischen Hilfsmittel durchgeführte Bearbeitung darunter zu verstehen ist. 
Da Bundesorgane gemäss Entwurf nicht risikoorientiert handeln dürfen (im Gegensatz zu 
Privaten, Abs. 1) hätte das für die SBB folgende Konsequenzen: 
 
Die SBB mit mehr als 33'000 Mitarbeitenden und gut 1 Mio. Passagieren pro Tag bearbeitet 
täglich eine unzählbare Anzahl Daten (z.B. Billettkontrollen). Der Aufwand und die Kosten 
für eine Protokollierung und Speicherung (vgl. Art. 3 Abs. 4) sämtlicher automatisierten 
Bearbeitungen im Bereich des Personenverkehrs sowie ihrer Auftragnehmer würde zu einer 
Datenflut führen. Die TU würden damit unverhältnismässig viele Daten speichern, was dem  
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datenschutzrechtlichen Verhältnismässigkeitsprinzip und auch den bisherigen Forderungen 
des EDÖB widerspricht. 
 
Antrag: Die Protokollierungspflicht ist bei TU explizit auf die Bearbeitung besonders 
schützenswerter Personendaten und auf Profiling mit hohem Risiko zu beschränken. Die 
Protokollierungspflicht ist von der Strafbewehrung auszunehmen. 


 
Art. 3 Abs. 4: Für die Aufbewahrungspflicht von 2 Jahren gibt es keine gesetzliche 
Grundlage. Das Datenschutzgesetz hat bewusst auf solche Dokumentationspflichten 
verzichtet. Zudem widerspricht die lange Speicherdauer dem Verhältnismässigkeitsprinzip. 
 
Die Speicherung der Daten sämtlicher automatisierten Bearbeitungen (vgl. Ausführungen 
zu Art. 3 Abs. 2) würde unverhältnismässig hohe Kosten und Aufwand generieren. Eine 
getrennte Speicherung auf anderen Systemen würde bedingen, dass Kopien angefertigt 
und diese auf ein anderes und unabhängiges System übertragen werden müssen.  
 
Antrag: Art. 3 Abs. 4 ist zu streichen. Die Speicherpflicht ist von der Strafbewehrung 
auszunehmen. 


 
 
Art. 5 Bearbeitungsreglement von Bundesorganen 
Die SBB ist daran, ein Datenbearbeitungsverzeichnis (DBV) einzuführen. Die 
Dokumentationspflichten sind über das vom DSG vorgegebene Verzeichnis der 
Bearbeitungstätigkeiten sichergestellt sowie über die Datenschutz-Folgenabschätzung. Das 
Verhältnis von DBV nach Art. 12 Abs. 1 nDSG und dem Bearbeitungsreglement gemäss 
Art. 5 ist unklar. Wir gehen aber davon aus, dass das Bearbeitungsreglement von Art. 5 
keine eigenständige Bedeutung hat für TU, die ein DBV eingeführt haben. Wir 
beabsichtigen nicht, ein paralleles Bearbeitungsreglement zu führen.  
 
Problematisch bleibt – wie bereits oben erwähnt -, was unter automatisierter Bearbeitung zu 
verstehen ist. Wenn damit alle nicht manuellen Bearbeitungen zu verstehen sind, führt die 
Dokumentationspflicht zu einer Detaillierungsstufe, die nicht zielführend und bewältigbar ist. 
Profiling ist auf ein hohes Risiko zu beschränken.  
 
Antrag: Art. 5 ist für TU zu streichen. Eventualiter ist die Pflicht für TU, ein 
Bearbeitungsreglement zu führen, einzugrenzen: Statt jedes Profiling ist nur ein Profiling mit 
hohem Risiko zu dokumentieren. Die gesamte Bestimmung ist von der Strafbewehrung 
auszunehmen, da sie nicht die Datensicherheit im engeren und eigentlichen Sinn tangiert. 
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Art. 6 Modalitäten (Bearbeitung durch Auftragsbearbeiter) 
Zu Abs. 3: Zu der Anforderung für TU, dass eine Subdelegation nur mit schriftlicher 
Erlaubnis des TU erfolgen darf, ist festzuhalten, dass eine allgemeine Genehmigung 
(entsprechend den Vorgaben der DSGVO1) zulässig ist und es keiner einzelfallbezogenen 
und spezifischen schriftlichen Einwilligungen bedarf. Diese Möglichkeit sehen Standard-
Online-Services in ihren AGB nämlich nicht vor. Somit wäre es für TU nicht mehr möglich, 
solche Services zu beziehen. Nicht nur in den Erläuterungen sollte klargestellt werden, dass 
eine Genehmigung in Textform (z.B. E-Mail) den Anforderungen der Schriftlichkeit genügt. 
 
Antrag: Klarstellung in der VDSG, dass eine Genehmigung in Textform genügt und sie 
auch in allgemeiner Form erfolgen kann (beides analog DSGVO). 


 
 
Art. 7 Information an die Datenschutzberaterin oder den Datenschutzberater des 
Bundesorgans 
Mit Art. 7 wird in die Organisationsfreiheit der TU eingegriffen, indem Vorgaben für rein 
interne Prozesse eines Unternehmens gemacht werden. Die SBB hat ca. 
10'000 Rahmenverträge, welche meist auch datenschutzrechtliche Bestimmungen 
beinhalten. Der Einkauf ist für den Abschluss dieser Verträge zuständig. Die 
Datenschutzberater erstellen die Musterklauseln betreffend Datenschutz und beraten den 
Einkauf bei Verhandlungen, sofern notwendig. Eine nachträgliche Information über jeden 
abgeschlossenen Vertrag ist wirkungslos. Entscheidend ist, dass ein TU sicherstellt, dass 
die Verträge die Datenschutzvorschriften einhalten. Die Aufsicht über den Datenschutz 
durch den Datenschutzberater erfolgt risikobasiert bei den betreffenden 
Datenbearbeitungen und -auslagerungen und wird auch über die Datenschutz-
Folgenabschätzungen gewährleistet. 
 


Antrag: TU sind vom Anwendungsbereich von Art. 7 auszunehmen. 


 
 
Art. 14 Informationspflicht der Bundesorgane bei der systematischen Beschaffung 
von Personendaten 
Die Regelung ist für TU praxisfremd, denn es kann auch aus den Umständen hervorgehen, 
dass eine Auskunft freiwillig ist (z.B. bei jeder Kundenzufriedenheitsumfrage). 


 
1 Vgl. Art. 28 Abs. 2 Satz 2 DSGVO. 
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Antrag: Die Bestimmung ist zu ergänzen mit «soweit dies nicht aus den Umständen 
ersichtlich ist». 


 
 
Art. 15 Information bei der Bekanntgabe von Personendaten 
Die TU und Verbünde nutzen die Daten des öffentlichen Verkehrs gemeinsam. Der 
Datenaustausch ist im Übereinkommen Ue500 der Alliance SwissPass, welche vom 
Bundesamt für Verkehr (BAV) genehmigt wurde, geregelt. Diese Branchenregelung soll 
auch in Zukunft gelten.  
 
In diesem Zusammenhang erlauben wir uns die Bemerkung, dass Richtlinie (EU) 2016/680 
im Strafrechtsbereich gilt und nicht in anderen Bereichen als gesetzliche Grundlage 
verwendet werden kann.  
 


Antrag: Die Bestimmung ist für TU zu streichen. 


 
 
Art. 16 Information über die Berichtigung, Löschung oder Vernichtung sowie die 
Einschränkung der Bearbeitung von Personendaten 
Auch bei Informationen über die Berichtigung, Löschung oder Vernichtung sowie die 
Einschränkung der Bearbeitung von Personendaten wenden die TU ihre eigenen 
Vorschriften an, vgl. Ausführungen zu Art. 15 oben. Im Übrigen weisen wir darauf hin, dass 
die Informationspflicht gemäss Art. 16 über keine gesetzliche Grundlage verfügt bzw. diese 
im Parlament gestrichen wurde. Die Vorgaben der Richtlinie (EU) 2016/680, die 
Schengener Zusammenarbeit im Strafrechtsbereich bezweckt, kann nicht als Grundlage 
dienen.  
 
Ausserdem wird in der Bestimmung die «Einschränkung» der Bearbeitung erwähnt, welche 
so im Schweizer Datenschutzgesetz nicht existiert. Das nDSG kennt Einschränkungen der 
Informationspflicht (Art. 20 nDSG), des Auskunftsrechts (Art. 26 und 27 nDSG), der 
Datenherausgabe (Art. 29 nDSG) - nicht aber der Bearbeitung. 
 


Antrag: Die Bestimmung ist für TU zu streichen. 
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Art. 27 Datenschutzberaterin oder -berater (Bundesorgane) 
Für die SBB als TU ist zentral, dass die bisher für sie geltende Regelung beibehalten 
werden kann. Die SBB hat aufgrund ihrer Grösse mehr als einen Datenschutzberater. 
Bisher war sie deshalb von der Pflicht zur Meldung der Datensammlungen (neu 
Datenbearbeitungsverzeichnisse) befreit. Das soll für TU auch weiterhin gelten.  
 
Antrag: Bei Bestellung eines Datenschutzberaters kommt für TU die Pflicht zur Anmeldung 
der Verzeichnisse (Art. 12 Abs. 4 nDSG) analog heutigem Recht (Art. 11a Abs. 5 lit. e DSG) 
nicht zur Anwendung. 
 
 
Art. 31 Information an die Datenschutzberaterin oder den Datenschutzberater 
Die Vorschrift macht rein interne Prozessvorgaben und greift somit unverhältnismässig in 
die Organisationsfreiheit von TU ein. Es muss dem verantwortlichen Unternehmen 
freistehen, wie es am besten mit seinen eigenen Prozessmethoden «privacy by design» 
umsetzen kann. Die SBB hat sich entsprechend organisiert. Wie ein interner 
Informationsfluss erfolgt, darf nicht in einer Verordnung geregelt werden. 
  
Verschiedene Unternehmen kennen verschiedene Projektformen und operieren nicht 
zwingend nach der HERMES-Methode. Insbesondere die SBB führt ihre Projekte nicht 
mehr nach dem klassischen «Wasserfall-Modell» durch, sondern Anforderungen und 
entsprechende Projekte werden agil und fortlaufend erkannt und erarbeitet.  
 


Antrag: TU sind von der Bestimmung auszunehmen. 


 
 
Art. 32 Meldung an den EDÖB 
Eine Pflicht, geplante Datensammlungen dem EDÖB zu melden, besteht für TU nach 
geltendem Recht nicht, sofern sie einen Datenschutzberater bestellt haben.  
 
Die Meldepflicht jeder einzelnen nicht manuell durchgeführten Bearbeitung an den EDÖB 
generiert unverhältnismässig hohen Aufwand (auch für den EDÖB), ist nicht zielführend und 
widerspricht dem risikobasierten Ansatz des neuen Datenschutzgesetzes. TU, die einen 
Datenschutzberater stellen, sollten von der Meldepflicht an den EDÖB befreit sein.  
 
Betreffend den Zeitpunkt der Meldung und die interne Projektorganisation wird 
grundsätzlich auf die Ausführungen zu Art. 31 des Entwurfs verwiesen: Eine Meldung im 
Zeitpunkt der Projektfreigabe oder des Entscheids zur Projektentwicklung ist nicht mehr 
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praktikabel, da Projekte der SBB nicht mehr im klassischen «Wasserfall-Modell», sondern 
agil geplant und fortlaufend erarbeitet werden. Die Bestimmung verwendet damit Begriffe, 
die überholt sind, resp. so nicht mehr verwendet und nicht mehr gelebt werden. Zudem 
liegen die zu meldenden Informationen im Zeitpunkt, in dem die Meldung erfolgen soll, in 
der Regel nicht in der genügenden Detailtiefe vor. Die Ressourcenplanung des EDÖB 
rechtfertigt zudem nicht den mit dieser frühen Meldung einhergehenden Mehraufwand der 
Bundesbehörden. 
 
Antrag: TU sind von der Bestimmung auszunehmen und können von der Konsultation des 
EDÖB im Zusammenhang mit Datenschutz-Folgenabschätzung absehen, wenn sie ihren 
Datenschutzberater konsultiert haben.   


 
 
Art. 43 Register der Bearbeitungstätigkeiten der Bundesorgane 
Es wird grundsätzlich auf die Ausführungen zu Art. 27 verwiesen. Zudem hat das 
Verzeichnis sämtlicher Datenbearbeitungen die Qualität eines Geschäftsgeheimnisses und 
kann nicht unbegrenzt der Öffentlichkeit zugänglich sein. 
 
Antrag: TU, die einen Datenschutzberater bestellen, sind von der Meldepflicht der 
Datenbearbeitungen und ihres Verzeichnisses auszunehmen. 


 
Wir bedanken uns für die Berücksichtigung unserer Anliegen. Die SBB ist bereit, diese mit 
den betroffenen Bundesämtern zu besprechen. In der Zwischenzeit steht Ihnen Anselm 
Filliger (anselm.filliger@sbb.ch) für Fragen zur Verfügung.  
 
 
Freundliche Grüsse 
 


 
Stephanie Bregy 
Leiterin Recht und Compliance 
 
 


Luca Arnold 
Leiter Regulation und Internationales 


Kopie an: Gery Balmer, Abteilungschef Politik, Vizedirektor, BAV; Peter König, Sektionschef 
Recht, BAV 


i.V. 
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SDV DIALOGMARKETING VERBAND


Per Email:
jonas.amstutz@bj.admin.ch


Uzwil, 13. Oktober 2021


Vernehmlassung zur Revision der Datenschutzverordnung (VDSG)


Sehr geehrte Damen und Herren


Wir bedanken uns für die Möglichkeit, im Rahmen der Vernehmlassung über die Revision der Daten-
schutzverordnung (VDSG) Stellung zu nehmen.


Der SDV Schweizer Dialogmarketing Verband steht seit jeher in engem Austausch mit economiesu-
isse, dem Dachverband der Schweizer Wirtschaft und nimmt an der zugehörigen Fachgruppe “Daten-
schutz” teil. Der SDV unterstützt die Stellungnahme von economiesuisse zum VDSG sowie alle darin
enthaltenen Anträge. Nachfolgende Anträge möchten wir hervorheben bzw. aus der Perspektive des
SDV bekräftigen, da sich diese für die am SDV beteiligten Firmen bzw. Branchen in der Praxis beson-
ders direkt und unnötig negativ auswirken.


Keine zusätzlichen Dokumentations- und Protokollierungspflichten


Art. 3 Protokollierung
Antrag: Ersatzlose Streichung des gesamten Artikels


Art. 4 Bearbeitungsreglement von privaten Personen
Antrag: Ersatzlose Streichung des gesamten Artikels


In der Stellungnahme von economiesuisse zur VDSG wird die Problematik der Artikel 3 und 4
treffend beschrieben und explizit auf die Problematik für KMU hingewiesen. Ein Grossteil der
Mitglieder des SDV sind KMU. Zusätzlicher, gesetzlich verordneter, administrativer Aufwand
ist insbesondere für KMU belastend, da er weder für das KMU selber noch für deren Kunden
Nutzen stiftet. Es sollte daher mindestens vermieden werden, dass administrativen Pflichten
unnötig detailliert (Protokollierung gemäss Art. 3) ausfallen oder gar doppelt erledigt werden
müssen (Bearbeitungsreglement gemäss Art. 4 sowie das Verzeichnis der
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Bearbeitungstätigkeiten gemäss Art. 12 revDSG). Der Umstand, dass viele KMU auf Grund der
definierten Kriterien in Art. 3 Abs. 1 sowie Art. 4 Abs. 1 Lit. a und b nicht von den Regelungen
betroffen wären, ändert nichts an der Grundhaltung zur Vermeidung von unnötigem, admi-
nistrativem Aufwand.


Keine zusätzlichen Pflichten für Auftragsbearbeiter


Art. 13 Modalitäten der Informationspflichten
Antrag: Streichung des Auftragsbearbeiters


 Art. 15 Information bei der Bekanntgabe von Personendaten
Antrag: Ersatzlose Streichung des gesamten Artikels


Im Dialogmarketing werden häufig auch kleinere Datenbearbeitungen durch dritte Dienstlei-
ter (Auftragsbearbeiter) erledigt. So z.B. ein Datenabgleich oder die Produktion eines Mai-
lings. Es ist in der Praxis in Bezug auf den Aufwand sowie insbesondere auf Grund der rechtli-
chen Risiken (Verletzungen der Informationspflicht sind strafbewehrt) nicht verhältnismässig,
dass dem Auftragsbearbeiter dadurch eine Informations- oder Auskunftspflicht zukommt.


Keine zusätzlichen Informationspflichten


Art. 15 Information bei der Bekanntgabe von Personendaten
Antrag: Ersatzlose Streichung des gesamten Artikels


Art. 16 Information über die Berichtigung, Löschung oder Vernichtung sowie die Einschränkung der
Bearbeitung von Personendaten
Antrag: Ersatzlose Streichung des gesamten Artikels


Die kontrollierte Weitergabe von Personendaten ist ein Geschäftszweck von verschiedenen
Mitgliedern des SDV. Im Regelfall werden Daten den Empfängern für die einmaligen Verwen-
dung (z.B. Adressierung eines Mailings) überlassen. Es ist somit nicht ersichtlich, weshalb
eine spätere Information über die Berichtigung, Löschung oder Einschränkung an den Adress-
empfänger nötig sein sollte.


Freundliche Grüsse


Roger Muffler Lukas Bühlmann
Präsident SDV Vorstand SDV
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Schweizer Fleisch-
Fachverband 


Union Professionnelle 
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Entwurf zur Totalrevision der Verordnung zum Bundesgesetz über den 
Datenschutz (VDSG) 


Sehr geehrte Damen und Herren 


Wir beziehen uns auf die Eröffnung des Vernehmlassungsverfahrens bezüglich der im Betreff erwähnten 
Verordnung zum Bundesgesetz über den Datenschutz (VDSG) und erlauben uns, Ihnen unsere nachfolgende 
Vernehmlassungsantworteinzureichen. 


Der Schweizer Fleisch-Fachverband (SFF) ist die Branchenorganisation für die fleischverarbeitende Branche, 
die rund 24`000 Mitarbeitende umfasst. Dem SFF als Arbeitgeberverband sind knapp 1 ̀000 Mitglieder 
angeschlossen, darunter kleine gewerbliche Betriebe bis hin zu Grossbetrieben. Zudem ist der SFF mit 
verschiedenen weiteren sogenannten Selbsthilfeorganisationen in den Bereichen Versicherung, Sozial-
versicherung, berufliche Vorsorge, Ausbildung und Treuhanddienstleistungen für unsere Branche verbunden. 
Aufgrund der dadurch anfallenden datenschutzrelevanten Tätigkeiten, insbesondere im Bereich Mitglieder-
administration sowie Austausch von Personendaten zwischen dem SFF und den obengenannten Selbsthilfe-
organisationen, ist der SFF von der Totalrevision der VDSG direkt betroffen. Basierend auf dieser direkten 
Betroffenheit erlauben wir uns, Ihnen in diesem Vernehmlassungsverfahren unsere Einschätzung zukommen 
zu lassen. 


I. Allgemeine Bemerkungen 


Unsere Vernehmlassungsantwort beschränkt sich auf Anmerkungen zu Artikeln, die von uns kritisch beurteilt 
werden. Der SFF verzichtet auf allgemeine oder zustimmende Ausführungen zu den einzelnen Artikeln. 
Grundsätzlich sei jedoch angemerkt, dass der SFF die Totalrevision der VDSG in den Grundzügen befür-
wortet, dies vor allem auch, weil ein verbesserter Datenschutz die Digitalisierung stärkt. Gerade während der 
noch immer andauernden Corona-Pandemie wurde deutlich, welchen Mehrwert ein gutes Digitalisierungs-
niveau darstellt. Die Digitalisierung wird zudem in den nächsten Jahren einen immer wichtigeren Stellenwert 
einnehmen und ein entscheidendes Element wirtschaftlichen Fortkommens der Schweiz sein. Ein weiterer 
wesentlicher Aspekt der Totalrevision der VDSG ist, dass die gesamtwirtschaftliche Auswirkung dieser 
Revision eine elementare Voraussetzung dafür ist, dass das derzeit laufende Evaluationsverfahren der 
Schweiz durch die Europäische Kommission in der Beibehaltung des Angemessenheitsbeschlusses der EU 
endet, damit der Wirtschaftsstandort und die Wettbewerbsfähigkeit der Schweiz zentrale Mehrwerte der 
schweizerischen Volkswirtschaft bleiben und die wirtschaftliche Zukunft der Schweiz gesichert werden kann. 
Der Ansatz, sich im Grundsatz an die Verordnung (EU) 2016/679 (DSGVO) zu orientieren, ist sicherlich im 
Kontext der globalen Wirtschaft (Austausch Schweiz-EU) ein wichtiger und grundlegender Gesichtspunkt. 







Stellungnahme zu einzelnen Artikeln 


Zu Art. 1: Grundsätze 


Bei den Grundsätzen zur Datensicherheit wird ein Schwerpunkt auf eine allgemeine Formulierung gelegt, da 
die Einzelfälle stark voneinander abweichen können und sachverhalts-bezogene, flexible und umsetzbare 
Lösungen erforderlich sind. Dieser Ansatz ist im Grundsatz sicherlich korrekt, kann jedoch in der Praxis zu 
Unsicherheiten und Auslegungsproblematiken führen. Hier wird die Rechtsprechung weitere Grundsätze 
entwickeln müssen, um die Grundpfeiler für die einzelnen Bereiche zu setzen. Auch vorstellbar ist, dass 
einzelne oder mehrere affine Branchen zusammen diese Grundsätze für ihre Branchen) eigens erarbeiten 
müssen, um eine Rechtssicherheit schaffen zu können, vor allem auch im Hinblick darauf, dass bei einem 
Verstoss gegen diese Grundsätze strafrechtliche Folgen gemäss Art. 61 Buchstabe c nDSG drohen. Der SFF 
sieht somit diese umfassende Delegation der weiteren Konkretisierung der Grundsätze an die Judikative 
kritisch und stellt die Frage, ob mit dieser doch weiten Delegation das Prinzip der Gewaltentrennung nicht 
verletzt wird, indem die Judikative damit gezwungen wird, in den Kompetenzbereich der Legislative bzw. 
Exekutive einzugreifen. Gemäss der Ansicht des SFF wäre eine markantere Formulierung der Grundsätze 
wünschenswert und zielführend. 
Im erläuternden Bericht zur Totalrevision der Verordnung zum Bundesgesetz über den Datenschutz wird zu 
diesem Artikel auf Seite 14 ausdrücklich als Beispiel erwähnt, dass die Anforderungen zur risikobasierten 
Datensicherheit in einem Spital in aller Regel erhöhte Anforderungen im Vergleich zur Bearbeitung von 
Kunden- oder Lieferantendaten in einer Bäckerei oder Metzgerei sind. Der SFF als Branchenverband der 
Fleischbranche nimmt dieses Beispiel gerne auf und verlässt sich auf den Aussagewerte dieses Statements 
bei der zukünftigen Umsetzung der VDSG. 


Zu Art. 1 Abs. 1 Buchstabe d: Für die Angemessenheit der ergriffenen technischen oder organisatorischen 
Massnahmen wird das Kriterium der Implementierungskosten genannt. Dieses Kriterium bezieht sich jedoch 
im Grundsatz nur auf die Wahl der kostengünstigeren Variante der technischen oder organisatorischen 
Massnahmen; eine Befreiung von der Pflicht einer angemessenen Datensicherheit kann nicht mit einer 
übermässigen Kostenverursachung begründet werden. Dies ist im Grundsatz korrekt, denn Datensicherheit 
ist ein unverzichtbares Gut. Dennoch stellt sich die Frage, welche Auswirkungen diese Bestimmung auf kleine 
KMU oder Kleinst-KMU oder auch Startups hat, für welche diese Umsetzung unverhältnismässig hohe Kosten 
verursacht. Dieser Punkt müsste unter diesem Gesichtspunkt noch genauer geprüft und mit einem Feintuning 
(beispielsweise einem Kostendach zwischen dem (voraussichtlichen) Umsatz und den Implementierungs-
kosten) feinjustiert werden. 


Zu Art. 7 Abs. 2: Die Massnahmen sollen in angemessenen Abständen überprüft werden. Der Begriff der 
«angemessenen Abstände» steht nach Ansicht des SFF individuellen Interpretationen zu weit offen. Anstelle 
dieses Begriffs zu präferieren wäre beispielsweise der Begriff «periodische Abständen, welche basierend auf 
der konkreten Gefährdungslage der Persönlichkeitsrechte und Grundrecht der Betroffenen definiert werden». 
Der in der VDSG gewählte Begriff der «angemessenen Abstände» lässt nach Ansicht des SFF zu viel 
Ermessensspielraum. Im Sinne der Rechtssicherheit und einer vereinheitlichten Umsetzung der Überprüfung 
der ergriffenen Massnahmen wäre eine gezielter greifende Definition im vorgeschlagenen Rahmen sinnvoll 
und zielführend. 


Zu Art. 3: Gemäss dem erläuternden Bericht zur Totalrevision der VDSG kann die Protokollierung eine 
Massnahme für die Erreichung der Schutzziele gemäss Art. 2 VDSG sein. Damit wird eine Überschneidung 
mit Art. 2 VDSG willentlich in Kauf genommen. Nach Ansicht des SFF kann jedoch die Protokollierung nicht 
als technische oder organisatorische Massnahme zur Erreichung der Schutzziele angesehen werden, da diese 
abschliessend in Art. 2 genannt werden. Die Protokollierung dient der Folgeabschätzung bei einer 
automatisierten Bearbeitung von Personendaten und ist daher die Folge davon, dass die ergriffenen 
technischen oder organisatorischen Massnahmen nicht ausreichend greifen. Gemäss Ansicht des SFF wird 
damit eine Vermischung zwischen ergriffener Massnahmen und deren ungenügender Wirkung erreicht, die 
nicht sachkonform ist. Die Protokollierung kann nicht als ergriffene Massnahme zur Erreichung der Schutzziele 
qualifiziert werden, sondern als Instrument, um die inskünftig zu ergreifenden technischen oder organisato-
rischen Massnahmen zu definieren. Eine klare Abgrenzung zwischen den beiden Artikeln ist daher nach 
Einschätzung des SFF zwingend. 


Zu Art. 8 Abs. 1 lit. c: Bei der Beurteilung der Angemessenheit des Datenschutzes eines ausländischen 
Staates oder eines internationalen Organs wird auf das Kriterium der Achtung der Menschenrechte abgestellt. 
Nach Ansicht des SFF hat dieses Kriterium keinen Platz bei der Beurteilung, ob ein Staat (bzw. ein Gebiet 
oder ein spezifischer Sektor) oder ein internationales Organ einen angemessen Datenschutz gewährleistet. 
Der Schutz der Menschenrechte ist sicherlich, ohne Zweifel und grundsätzlich ein wichtiger Aspekt, der bei 







der Beantwortung verschiedener Fragen grundlegend ist. Bei der Evaluierung des Datenschutzes hat er 
jedoch keine Sachrelevanz und ist daher aus der Liste der Entscheidungskriterien zu streichen. Der SFF weist 
zudem darauf hin, dass die Prüfung der Achtung der Menschenrechte allenfalls schwierig sein und nur mit 
dem Einsatz erheblicher zeitlicher und finanzieller Mitteln gewährleistet werden kann. Ob die Evaluation 
abschliessend und sachgerecht abgeschlossen werden kann, bleibt zudem fraglich. Da eine solche Prüfung 
zudem nicht Datenschutz-relevant ist, macht der SFF beliebt, dieses Kriterium aus dem Evaluationskatalog 
ersatzlos zu streichen. Der SFF versteht nicht, warum die Schweiz sich in diesem Bereich in die Rolle des 
Hüters der Menschenrechte begibt und sich im Rahmen des Datenschutzes nicht nur darum bemüht, den 
Datenschutz optimal zu wahren und zu schützen. 


Zu Art. 9 Abs. 3: Die Verantwortlichen und die Auftragsbearbeiter müssen die spezifischen Garantien des 
Datenschutzes nicht vom EDÖB genehmigen lassen, sondern ihm diese vor der Datenbekanntgabe ins 
Ausland bloss mitteilen. Damit wird ein nicht unbeträchtliches Risiko in Kauf genommen, dass die 
Risikobeurteilung durch die Verantwortlichen und Auftragsbearbeiter unterschiedlich erfolgt, dies sowohl im 
privaten wie auch im öffentlichen Sektor. Mit der nachtfolgenden, in Absatz 3 genannten Kriterien für den 
Mindestinhalt an solche spezifischen Garantien werden zwar gewisse einheitlichen Anforderungen gestellt, 
doch ist gemäss der Ansicht des SFF der Raum für individuelle und nur schlecht kalkulierbare 
Beurteilungsrisiken zu gross. Der SFF macht somit beliebt, diese blosse Informations- mit einer Genehmi-
gungspflicht des EDÖB zu ersetzen. 


Zu Art. 12 Abs. 2: Die Verhaltenskodizes und Zertifizierungen müssen vom EDÖB genehmigt werden, und 
dies, obwohl in diesem Artikel auf Art. 9 VDSG verwiesen wird, in welchem nur eine Informierung nicht eine 
Genehmigung des EDÖB vorgesehen wird. Der SFF kann den Grundsatz, wann der EDÖB nur informiert und 
wann er auch genehmigungspflichtig ist, nicht nachvollziehen, und macht, wie bereits vorstehend bei Art. 9 
Abs. 3 erwähnt, eine Harmonisierung beliebt. 


Zu Art. 16: Die Information über die Berichtigung, Löschung oder Vernichtung sowie die Einschränkung der 
Bearbeitung von Personendaten kann unterlassen werden, wenn damit ein unverhältnismässiger Aufwand 
verbunden ist. Weder die Verordnung noch der erläuternde Bericht zur Totalrevision der VDSG definieren 
diesen unverhältnismässigen Aufwand mit weiteren Details, so dass der Interpretationsspielraum im Einzelfall 
gemäss Ansicht des SFF zu weit ist und daher Raum dazu geschaffen wird, auf eine solche Information zu 
verzichten, um Aufwand zu vermeiden. Eine Definition mit Leitplanken, welche der Rechtssicherheit dienen, 
wäre gemäss dem SFF ins Auge zu fassen. 


Zu Art. 26 Buchstabe a: Werden umfangreiche besonders schützenwerte Personendaten verarbeitet, gilt die 
Ausnahme von der Pflicht zur Führung eines Verzeichnisses der Bearbeitungstätigkeiten nicht. Dem SFF ist 
die Definition des Umfangs der verarbeiteten besonders schätzenswerten Personendaten mit «umfangreich» 
juristisch zu unpräzise, da er zu grossen Interpretationsspielraum enthält. Der SFF bevorzugt eine engere 
Definition, beispielsweise eine, welche Bezug nimmt auf das Verhältnis aller Personendaten im Vergleich zu 
den besonders schätzenswerten Personendaten. 


Zu Art. 31: im Vergleich zum entsprechenden Text in der VDSG-Vorversion wird der Begriff der 
«unverzüglichen Information» durch den Begriff der «rechtzeitigen Information» ersetzt. Einmal mehr stellt der 
SFF fest, dass mit Neu- oder Umformulierungen Interpretationsraum geschaffen wird, der der Rechtssicherheit 
und einheitlichen Rechtsanwendung alles andere als förderlich ist. Denn hier ist nicht klar, was der Rechtsetter 
unter dem Begriff der Rechtzeitigkeit konkret versteht. Neu ist es nun so, dass jedes Bundesorgan selber 
entscheidet, was unter einer rechtzeitigen Information an die Datenschutzberaterin/den Datenschutzberater 
zu verstehen ist. Die allfällig dadurch entstehenden Verzögerungen bei der Informationsübermittlung kann 
dann mit dem blossen Hinweis, dass der Zeitpunkt der Informierung als rechtzeitig erachtet wurde, legitimiert 
werden. Diese Legitimierung greift bei einer «unverzüglichen Information» nicht, weswegen der SFF beliebt 
man, den ursprünglichen Begriff wieder aufzunehmen. 


Zu Art. 39 Abs. 2: Gemäss Ansicht des SFF wäre es sinnvoll, den Zeitpunkt des Einbezugs des EDÖB bei 
Rechtsetzungsentwürfen mit Bezug zur Bearbeitung von Personendaten, den Datenschutz sowie den Zugang 
zu amtlichen Dokumenten in der Verordnung selbst zu definieren, so wie dieser im erläuternden Bericht zur 
Totalrevision des VDSG auf Seite 46 erwähnt wird, nämlich mit dem Einbezug des EDÖB spätestens bei der 
Ämterkonsultation. Damit wird Klar- und Rechtsicherheit geschaffen und Auslegungsspielraum vermieden. 


IV. Fazit 


Der SFF unterstützt die Totalrevision der Verordnung zum Bundesgesetz über den Datenschutz VDSG19-
Verordnung Arbeitslosenversicherung unter Vorbehalt weniger Anmerkungen. 







Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Einschätzung. 


Freundliche Grüsse 


Schweizer Fleisch-Fachverband 


Der Präsident Der Direktor


// ~ /' 


'schofberger Dr. Ruedi Hadorn 
alt Ständerat 








 


 Monbijoustrasse 61, 3007 Bern, www.sgb.ch  


031 377 01 01, Fax 031 377 01 02, info@sgb.ch 


Vernehmlassung zur Totalrevision der VDSG 


Sehr geehrte Damen und Herren 


Besten Dank für die Einladung zur oben erwähnten Vernehmlassung. Der SGB hat in der Ver-


nehmlassung zur Totalrevision des Datenschutzgesetzes (nDSG) einen stärkeren Datenschutz für 


Arbeitnehmende gewünscht als vom Parlament schliesslich beschlossen. Vor diesem Hinter-


grund ist es für uns zentral, dass der Bundesrat in der Umsetzungsverordnung VDSG den vor-


handenen Spielraum konsequent in Richtung hin zu mehr Datenschutz nutzt. Unter diesem Blick-


winkel unterstützt der SGB den Inhalt der vorgeschlagenen Umsetzungsvorlage im Grundsatz, 


fordert allerdings in einigen Punkten klare Verbesserungen. 


Kommentare zu den einzelnen Artikeln  


Kriterien zur Beurteilung Angemessenheit der Datensicherheitsmassnahmen (Art. 1 Abs. 


1 E-VDSG) 


Für den SGB ist es zentral, dass die datenbearbeitenden Personen, insbesondere Arbeitgeber, 


ausreichende technische und organisatorische Massnahmen zur Gewährleistung der Sicherheit 


dieser Daten vornehmen. Vor diesem Hintergrund halten wir es für verfehlt, die Implementierungs-


kosten als Beurteilungskriterium zur Angemessenheit solcher Massnahmen explizit in der Verord-


nung zu erwähnen.1 So ist für uns z.B. das Risiko einer Verletzung der Datensicherheit das viel 


relevantere Beurteilungskriterium für die zu treffenden Massnahmen. 


Folglich beantragt der SGB, Art. 1 Abs. 1 E-VDSG folgendermassen zu ändern: 


Art. 1 Grundsätze 


1 Ob die technischen oder organisatorischen Massnahmen zur Gewährleistung der Datensicher-


heit dem Risiko angemessenen sind, beurteilt sich nach den folgenden Kriterien: 


a. Zweck, Art, Umfang und Umstände der Datenbearbeitung; 


b. die Eintrittswahrscheinlichkeit einer Verletzung der Datensicherheit und deren potenziellen 


Auswirkungen für die betroffenen Personen; 


                                                        
1 Vgl. Erläuternder Bericht, S. 16. 
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c. der Stand der Technik; 


d. Implementierungskosten. 


2 Die Massnahmen sind über die gesamte Bearbeitungsdauer hinweg in angemessenen Abstän-


den zu überprüfen.  


Schutzziele zur Gewährleistung der Datensicherheit (Art. 2 E-VDSG) 


Der SGB hält es für nicht angebracht, in der Umsetzungsverordnung explizit festzuschreiben, 


dass die Massnahmen zur Gewährleistung der Datensicherheit die Schutzziele nur insofern errei-


chen müssten, als diese Massnahmen angemessen seien.2 Einerseits ist der Angemessenheits-


grundsatz bereits allgemein auf Gesetzesebene verankert (vgl. Art. 6 Abs. 5 nDSG), andererseits 


könnte die explizite Erwähnung der Angemessenheit den falschen Eindruck erwecken, die zur 


Sicherstellung der Datensicherheit zu erreichenden Schutzziele zu relativieren. 


Folglich beantragt der SGB, Art. 2 E-VDSG folgendermassen zu ändern: 


Art. 2 Schutzziele 


Soweit angemessen, Die Massnahmen zur Gewährleistung der Datensicherheit müssen fol-


gende Schutzziele erreichen: 


Aufbewahrungsfrist der Protokolle bei automatisierter Datenbearbeitung mit hohem Risiko 


(Art. 3 Abs. 4 E-DSVG) 


Für den SGB ist es wichtig, dass bei einer automatisierten Bearbeitung von Personendaten mit 


einem hohen Risiko für die Persönlichkeit und die Grundrechte der betroffenen Personen die 


entsprechenden Protokolle ausreichend lange aufbewahrt werden müssen, so dass allfällige Da-


tenschutzverletzungen nachträglich nachvollzogen und daraus für zukünftige Datenbearbeitun-


gen präventiv die richtigen Schlüsse gezogen werden können. Dies ist z.B. regelmässig der Fall 


bei automatisierten Einstellungsverfahren und der Führung von Personalakten. Vor diesem Hin-


tergrund unterstützt der SGB die Verlängerung der Aufbewahrungsfrist dieser Protokolle gegen-


über der geltenden Verordnung (vgl. Art. 10 Abs. 2) von 1 auf 2 Jahre.3 Diese Frist darf folglich 


bei der Überarbeitung der Vorlage nicht gekürzt werden. 


Vorgaben zur Bekanntgabe von Personendaten ins Ausland (Art. 8-12 E-VDSG) 


Ganz allgemein ist es für den SGB wichtig, dass bei der Bekanntgabe von Personendaten ins 


Ausland der Bundesrat sicherstellt, dass der Datenschutz dabei ausreichend gewährleistet wird. 


Besonders Angestellte von Banken, etc., haben ein grosses Risiko, hier sonst ihre Daten in nicht 


äquivalente Rechts-Systeme transferiert zu sehen.  


Vor diesem Hintergrund halten wir die Vorgaben in der neuen VDSG zur Beurteilung eines ange-


messenen Datenschutzniveaus von Staaten, Gebieten oder Sektoren grundsätzlich als sachge-


recht und griffig4. Wir fordern deshalb den Bundesrat dazu auf, bei den entsprechenden Beurtei-


lungen diese Vorgaben konsequent anzuwenden.  


                                                        
2 Siehe Erläuternder Bericht, S. 17.  
3 Siehe Erläuternder Bericht, S. 20. 
4 Vgl. Erläuternder Bericht, S. 25ff.  







Mindestanforderungen an Datenschutzklauseln und Garantien bei Bekanntgabe von Per-


sonendaten in Staaten ohne Angemessenheitsbeschluss des Bundesrates (Art. 9 E-VDSG) 


Der SGB unterstützt den im Entwurf von Art. 9 E-VDSG enthaltenen Vorschlag des Bundesrates, 


für Datenschutzklauseln und spezifische Garantien bei der Bekanntgabe von Personendaten in 


Staaten ohne Angemessenheitsbeschluss des Bundesrates gewisse Mindestanforderungen auf 


Verordnungsstufe festzuschreiben. Diese Vorgaben sind umso wichtiger, weil diese Klauseln 


resp. Garantien gemäss den gesetzlichen Vorgaben (vgl. Art. 16 Abs. 2 lit. b nDSG) vom EDÖB 


nicht genehmigt, sondern nur zur Kenntnis genommen werden müssen.5 Diese Klauseln sind 


restriktiv auszulegen. Gerade im Arbeitsverhältnis gesammelte Daten müssen besonders streng 


geschützt werden. Es besteht sonst regelmässig die Gefahr, dass Arbeitgeber um ihre Geschäfts-


tätigkeit zu schützen ungerechtfertigt Daten ihrer Arbeitnehmenden ins Ausland bekannt geben.  


Genehmigungspflicht des EDÖB von Verhaltenskodizes zur Bekanntgabe von Personenda-


ten ins Ausland (Art. 12 Abs. 2 E-VDSG) 


Um bei der Bekanntgabe von Personendaten ins Ausland gestützt auf unternehmensinterne Ver-


haltenskodizes die Sicherstellung eines angemessenen Datenschutzes wirksam kontrollieren zu 


können, begrüsst der SGB die vorgesehene Genehmigungspflicht dieser Verhaltenskodizes 


durch den EDÖB.6  


Benachteiligungsverbot bei Verlangen der Überprüfung einer automatisierten Einzelent-


scheidung durch eine natürliche Person (Art. 17 E-VDSG) 


Für den SGB ist es wichtig, dass Diskriminierungen bei automatisierten Einzelentscheidungen 


bestmöglich verhindert werden. Deshalb begrüssen wir es ausdrücklich, dass der Bundesrat in 


der Umsetzungsverordnung festschreiben will, dass Personen, welche die Überprüfung einer au-


tomatisierten Einzelentscheidung durch eine natürliche Person verlangen, dadurch nicht benach-


teiligt werden dürfen.7 Damit soll richtigerweise verhindert werden, dass betroffene Personen da-


vor zurückschrecken, eine solche Überprüfung einzufordern. Dies ist gerade im Arbeitsverhältnis 


ein reales Risiko, wo immer mehr HR-Entscheidungen automatisiert stattfinden (Management/Hi-


ring/Firing by Algorithms). Dieser Schutz vor Diskriminierung bleibt aber nur theoretisch, solange 


der Kündigungsschutz in der Schweiz für Arbeitnehmende ungenügend ist, wie dies heute mit 


Art. 336a OR der Fall ist. Der SGB fordert deshalb, dass bei missbräuchlicher Kündigung wegen 


Ausübung des vorliegenden Rechts eine Erhöhung der zu zahlenden Entschädigung auf mindes-


tens 24 Monatslöhne sowie die Wiedereinstellung stattfinden muss (parallele Revision von Art. 


336a OR).  


Ausnahme von der Pflicht zur Führung eines Verzeichnisses der Bearbeitungstätigkeiten 


bei KMU mit nicht umfangreicher Bearbeitung von besonders schützenswerten Personen-


daten (Art. 26 lit. a E-VDSG) 


Um die Sicherstellung des Datenschutzes bei der Bearbeitung von besonders schützenswerten 


Personendaten auch bei KMUs zu gewährleisten, fordert der SGB, dass der Verzicht auf die Füh-


                                                        
5 Vgl. Erläuternder Bericht, S. 27. 
6 Siehe Erläuternder Bericht, S. 29. 
7 Siehe Erläuternder Bericht, S. 31. 







rung eines Verzeichnisses der Bearbeitungstätigkeiten bei nicht umfangreicher Datenbearbei-


tung im Sinne von Art. 26 lit. a konsequent angewandt wird und dabei insbesondere der Begriff 


der umfangreichen Bearbeitung solcher Daten nicht zu restriktiv ausgelegt wird.8  


Aus diesem Grunde ist auch KMUs die Führung eines Verzeichnisses betr. ihrer Mitarbeitenden 


vorzuschreiben.  


Für die Berücksichtigung unserer Stellungnahme danken wir Ihnen im Voraus herzlich. 


Freundliche Grüsse 


SCHWEIZERISCHER GEWERKSCHAFTSBUND 


 


Pierre-Yves Maillard  Luca Cirigliano 


Präsident  Zentralsekretär 


 


                                                        
8 Vgl. Erläuternder Bericht, S. 39f. 
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Vernehmlassung zum Entwurf der Verordnung zum
Bundesgesetz über den Datenschutz
Stellungnahme


Sehr geehrte Frau Bundesrätin
Sehr geehrte Damen und Herren


Der Bundesrat hat im Juni 2021 die Vernehmlassung zum Entwurf der Verordnung zum
Bundesgesetz über den Datenschutz (nachfolgend «E-VDSG») eröffnet und zur
Stellungnahme bis zum 14. Oktober 2021 eingeladen. Für die Schweizerische Nationalbank
(nachfolgend «SNB») wurde die Frist zur Stellungnahme freundlicherweise bis zum
22. Oktober 2021 verlängert.


Als unabhängige Zentralbank führt die SNB die Geld- und Währungspolitik der
Schweizerischen Eidgenossenschaft, Zu ihren Aufgaben gehört die Versorgung des
Schweizerfranken Geldmarkts mit Liquidität, die Gewährleistung der Bargeldversorgung, die
Erleichterung des Funktionierens der bargeldlosen Zahlungssysteme, die Verwaltung der
Währungsreserven und die Leistung eines Beitrags zur Stabilität des Finanzsystems. Ferner
wirkt die SNB bei der internationalen Währungskooperation mit und erbringt dem Bund
Bankdienstleistungen. Im Zuge ihrer AufgabenerfÜllung bearbeitet die SNB auch
Personendaten. Entsprechend werden das totalrevidierte Datenschutzgesetz und die
einschlägige Verordnung die Datenbearbeitungen durch die SNB beeinflussen


Vor diesem Hintergrund nimmt die SNB die Gelegenheit zur Stellungnahme zum E-VDSG
gerne wahr. Die SNB unterstützt die allgemeine Stossrichtung des neuen
Datenschutzgesetzes, insbesondere die damit verbundene Angleichung an das europäische
Recht ist aus unserer Sicht hilfreich. Allerdings scheint uns, dass bei mehreren Bestimmungen
der E-VDSG die gesetzliche Grundlage im revDSG zumindest fraglich ist, Auch fÜhren
einzelne Bestimmungen zu Doppelspurigkeiten und aus unserer Sicht unnötigem
Mehraufwand. Schliesslich scheinen Begriffsklärungen und Präzisierungen empfehlenswert
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Stellungnahme der SNB zum E-VDSG


Wir danken Ihnen fÜr die Berücksichtigung unserer Stellungnahme, Sollten weitere
Erläuterungen seitens der SNB erforderlich sein, stehen wir gerne zur Verfügung.


Freundliche Grüsse


Sch#ëizerische Nationalbank


ILI .
Dr. Martin Plenio
Leiter RechtGeneralsekretär


Beilage: Stellungnahme der Schweizerischen Nationalbank zum E-VDSG
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Stellungnahme der SNB zum E-VDSG
Alle Artiketatlgaber1 beziehen sich ohne andere Angabe all/ dell E-\’DSG.


Zu Art. 2 – Schutzziele


4111 rag 1 Art. 2 sollte dahingehend präzisiert werden, dass ein Hinwirken auf die Schutzziele
ausreichend ist


BegTütldutlg-. Die Schutzziele in Art. 2 sind als (allgemeine) Ziele zu verstehen (vgl. Art. 8
revDSG). Die vorgeschlagene Formulierung suggeriert aber, dass sie in jedem Zeitpunkt der
Datenbearbeitung erfÜllt sein müssen. Einmal abgesehen davon, dass in vielen Fällen nicht
jedes Schutzziel relevant ist, ist eine absolute Sicherheit im Sinne eines Nullrisikos nicht
möglich (siehe Art. 8 Abs. 1 revDSG, welcher nur eine «angemessene» Datensicherheit
verlangt )


Zu Art. 3 Abs. 1 – Protokollierung


Ä tllrag. Art. 3 Abs. 1 sollte gestrichen werden


Beg1-ülldUtIg. Art. 3 Abs. 1 soll Art. 8 Abs. 3 revDSG ausfÜhren, allerdings betrifft Art. 8
Abs. 3 revDSG nur die Datensicherheit im eigentlichen Sinn (nur ihre Verletzung kann
strafrechtliche Konsequenzen haben), nicht die Verletzung einer Protokollierungspflicht (vgl
Art. 61 lit. c revDSG). Im Zuge der parlamentarischen Arbeiten zur Datenschutz-
Folgenabschätzung in Art. 22 revDSG wurde keine Protokollierungspnicht im Sinne von Art
3 Abs. 1 ins Gesetz aufgenommen. Die in Art. 3 Abs. 1 angesprochene Datenschutz-
Foigenabschätzung bewertet ein Risiko, sie eignet sich aber nicht zur Feststellung, ob die
Datensicherheit verletzt ist, und entsprechend auch nicht zur Begründung einer
Protokollierungspflicht unter diesem Titel. Schliesslich sieht Art. 23 revDSG vor, dass die
Stellungnahme des Eidgenössischen Datenschutz- und Öffentlichkeitsbeauftragten
(nachfolgend «EDÖB») eingeholt werden muss, wenn die Datenschutz-Folgenabschätzung
ergibt, dass – trotz vorgesehener Massnahmen – noch ein hohes Risiko fÜr die Persönlichkeit
oder die Grundrechte der betroffenen Person besteht. Auch vor diesem Hintergrund erweist
sich eine weitergehende Protokollierungspflicht im Sinne von Art. 3 Abs. 1 als
unverhältnismässig


Zu Art. 3 Abs. 2 – Protokollierrrng


Ätlrrag. Art. 3 Abs, 2 sollte gestrichen werden,


Begril11dtlng. Art. 3 Abs. 2 statuiert unabhängig vom Risiko fÜr die betroffene Person eine
Protokollierungspflicht fÜr Bundesorgane bei einer automatisierten Bearbeitung von
Personendaten. Dabei wird nicht definiert, was unter einer «automatisierten Bearbeitung» zu
verstehen ist . Je nach Interpretation ist praktisch jede Bearbeitung eine automatisierte
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Bearbeitung, was als allgemeine Protokollierungspflicht fÜr jede Bearbeitung, unabhängig
vom effektiven Risiko> interpretiert werden kann. Das ist aus unserer Sicht nicht
verhältnismässig. Dies wird dadurch verschärft, dass die Protokollierungspnicht nach Art. 3
Abs. 2 auch den Vorgang des «Lesens» umfasst. Wie bereits zu Art. 3 Abs. 1 ausgefÜhrt, fehlt
der Bestimmung zudem eine gesetzliche Grundlage


Zu Art. 3 Abs. 3 – Protokollierung


4171 rag-, Art, 3 Abs. 3 sollte gestrichen werden


Begriltldtltlg-. Vgl. oben, Ausführungen zu Art. 3 Abs. 1. Zudem steht Abs
zu Art. 3 Abs. 1 und Abs. 2, da er über diese hinausgeht


3 im Widerspruch


Zu Art. 3 Abs. 4 – Protokollierung


/'ltIll-ag 1 Art. 3 Abs. 4 sollte gestrichen werden


Begriltldutrg. Vgl. oben


Zu Art. 4 – Bearbeitungsreglement von privaten Personen


ÄtIfl-ag. Art. 4 sollte gestrichen werden


Begrütldrltlg. Die Regelung von Art. 4 Abs. 1 wurde aus Art. 11 der geltenden VDSG
übernommen. Allerdings scheint uns dafÜr eine gesetzliche Grundlage zu fehlen. Art. 8 Abs. 3
revDSG ist jedenfalls keine solche, da das Bearbeitungsreglement im Sinne von Art. 4 Abs. 1
die Einhaltung der Bearbeitungsgrundsätze sicherstellen möchte. Das revDSG sieht
verschiedene Dokumentationspnichten vor (Verzeichnisse von Bearbeitungstätigkeiten
[Art. 12 revDSG] und Datenschutz-Folgenabschätzungen [ Art. 22 revDSG]). Diese Ordnung
ist unseres Erachtens als abschliessend zu betrachten. Die genannten
Dokumentationspflichten stellen bereits sicher, dass Bearbeitungstätigkeiten aufgezeichnet
werden (Doppelspurigkeiten)


Zu Art. 5 – Bearbeitungsreglement von Bundesorganen


Ätllrag. Art. 5 sollte gestrichen werden


Begrütldlltrg. Die extensive Auflistung der Faktoren in Art. 5 Abs. 1 führt dazu, dass für jede
automatisierte Bearbeitung von Personendaten ein Bearbeitungsreglement erstellt werden
müsste. Mit Blick darauf, dass im revDSG bereits verschiedene Dokumentationspflichten
verankert sind, wird sichergestellt, dass Bearbeitungstätigkeiten aufgezeichnet werden. Art. 5
Abs. 1 scheint daher unnötig. Auch fehlt dieser Bestimmung aus unserer Sicht eine
gesetzliche Grundlage
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Zu Art. 6 Abs. 1 – Modalitäten


ÄtIrragl Art. 6 Abs. 1 sollte gestrichen oder angepasst werden (bspw. «Der Verantwortliche,
der die Bearbeitung von Personendaten einem Auftragsbearbeiter überträgt, trägt dafÜr Sorge,
dass die Daten vertrags- oder gesetzesgemäss bearbeitet werden»)


Beg1-iltldrltr g-. Art. 6 Abs. 1 suggeriert, dass eine – vom Gesetzgeber unseres Erachtens nicht
vorgesehene – Kausalhaftung besteht. Für eine solche fehlt aber eine gesetzliche Grundlage


Zu Art. 7 – Information an die Datenschutzberaterin oder den Datenschutzberater des
Bundesorgans


/411l1-ag. Art. 7 sollte gestrichen werden. Eventualiter ist in Art. 7 Satz 2 zu präzisieren, was
mit «Problemen» gemeint ist


Begrütldrltlg. Art. 29 sieht bereits eine Informationspflicht von Bundesorganen an die
Datenschutzberaterin bzw. den Datenschutzberater vor. Art. 7 ist daher redundant


Zu Art. 9 Abs. 2 – Datenschutzklauseln und spezifische Garantien


ÄtIll'agl Die Formulierung «sicherstellen» sollte durch «Sorge zu tragen» ersetzt werden


Begrilndtlttg. Es ist nicht möglich, die Einhaltung eines Vertrags durch die Gegenpartei
«sicherzustellen»


Zu Art. 13 Abs. 1 – Modalitäten der Informationspflichten


Antrag-. Die Erwähnung des Auftragsbearl3eiters ist aus unserer Sicht zu streichen. Zudem
sollte «mitteilen» durch «informieren» ersetzt werden


Begriltrdutrg. Nach Art. 19 revDSG hat ausschliesslich der Verantwortliche eine
Informationspflicht. Es fehlt an einer gesetzlichen Grundlage für eine Informationspflicht
auch des Atlftragsbearbeiters gemäss Art. 13 Abs. 1. Art. 19 revDSG sieht ferner vor, dass der
Verantwortliche die betroffene Person «informiert» («mitteilen» könnte als Verschärfung
interpretiert werden). Die Bestimmung könnte zudem dahingehend ergänzt werden, dass eine
Information auf der Internetseite des Verantwortlichen grundsätzlich genügt


Zu Art. 14 – Informationspflicht der Bundesorgane bei der systematischen Beschaffung
von Personendaten


Ällrrag 1 Die Bestimmung sollte ergänzt werden mit dem Zusatz «soweit dies nicht aus den
Umständen ersichtlich ist».


Begl-iltIdtltIg. Die Bestimmung berücksichtigt nicht, dass in vielen Fällen bereits aufgrund der
Umstände offensichtlich ist, dass eine Auskunft freiwillig ist. Dies ist in Art. 14 zu
berücksichtigen.
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Zu Art. 18 – Form und Aufbewahrung der Datenschutz-Folgenabschätzung


,4111 l-ag: Art. 18 Satz 1 sollte so formuliert sein, dass die Datenschutz-Folgenabschätzung in
jeder Form> die einen Nachweis mittels Text ermöglichen, festgehalten werden kann. Art. 18
Satz 2 kann gestrichen werden. Eventualiter ist Art. 18 Satz 2 so zu präzisieren, dass klar
wird> dass es um die jeweils aktuellste Fassung der Datenschutz-Folgenabschätzung geht und
dass die zweijährige Frist eine Mindestfrist darstellt,


Beg]-il11dtltlg-. «Schriftlichkeit» im Sinne von Art. 18 Satz 1 kann nicht bedeuten, dass eine
Datenschutz-Folgenabschätzung in Papierform ausgedruckt und unterschrieben wird. Dafür
würde eine gesetzliche Grundlage fehlen, und es gibt auch kein Bedürfnis dafür.


Unseres Erachtens besteht auch kein Grund für eine AufbewahrLlngspflicht, da es im Interesse
des Verantwortlichen liegt, die DurchfÜhrung der Datenschutz-Folgenabschätzungen
nachweisen zu können. In jedem Fall sollte präzisiert werden, dass es sich bei der
Aufbewahrungsfrist um eine Mindestfrist handelt. Da Datenschutz-Folgenabschätzungen
periodisch erneuert werden können, sollte zudem nur die aktuellste Fassung der Datenschutz-
Folgenabschätzung aufbewahrt werden müssen


Zu Art. 19 Abs. 5 – Meldung von Verletzungen der Datensicherheit


Ällf rag 1 Art. 19 Abs. 5 sollte gestrichen werden.


Begl-iltldrltlg. Im revDSG fehlt eine gesetzliche Grundlage für eine eigentliche
Dokumentationspflicht im Sinne von Art. 19 Abs. 5. Der EDOB kann bei Bedarf weitere
Informationen einfordern. Eine eigenständige Dokumentationspflicht im Sinne von Art. 19
Abs. 5 ist daher nicht notwendig und kann gestrichen werden. Es ist im Ubrigen nicht
ersichtlich, weshalb eine dreijährige Aufbewahmngsfrist statuiert wird, wenn das revDSG und
die E-VDSG ansonsten jeweils zweijährige Fristen vorsehen


Zu Art. 20 Abs. 5 – Modalitäten


Ällll'ag-, Art. 20 Abs. 5 kann gestrichen werden


Begriltrdutlg-, Das revDSG enthält unseres Erachtens keine gesetzliche Grundlage für eine
Dokumentations- und Aufbewahrungspflicht im Sinne von Art. 20 Abs. 5. Die Bestimmung
würde zudem dazu führen, dass die Verantwortlichen Personendaten länger aufzubewahren
bzw. mehr Personendaten zu bearbeiten haben, als dies geplant ist. Der Zweck von Art. 20
Abs. 5 wird durch die schriftliche Antwort (Art. 20 Abs. 1) bereits erfÜllt


Zu Art. 29 Abs. 2 – Modalitäten


AntI-ag-. Die Bestimmung ist dahingehend zu präzisieren, dass die Veröffentlichung einer E-
Mail- Adresse zur Kontaktaufnahme genügt
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Beglütldrltlg. Aus Gründen des Persönlichkeitsschutzes sollte der Name der
Datenschutzberaterin oder des Datenschutzberaters nicht publiziert werden müssen


Zu Art. 31 – Information an die Datenschutzberaterin oder den Datenschutzberater


XIII rag: Die Formulierung «sogleich» in Art, 3 1 zweiter Teilsatz sollte durch «angemessen»
ersetzt oder gestrichen werden.


Beglütldtltlg. Eine «angemessene» Berücksichtigung der Erfordernisse des Datenschutzes
scheint uns praktikabler,


Zu Art. 32 Abs. 1 – Meldung an den EDÖB


An 11-ag-. Art. 32 Abs. 1 sollte gestrichen werden


Begrüttdrltlg-. Die Botschaft zu Art. 11 Abs. 4 E-DSG (nun Art. 12 Abs. 4 revDSG) fÜhrt aus,
dass keine Änderungen zum bestehenden Recht vorgesehen seien (BBI 2017 6941 7037). Das
geltende Datenschutzrecht verpflichtet Bundesbehörden nicht, dem EDOB geplante
Datensammlungen zu melden, Im revDSG wurde ebenfalls keine gesetzliche Grundlage für
eine Meldepflicht fÜr Datensammlungen an den EDÖB im Sinne von Art. 32 Abs. 1
geschaffen. Die Bestimmung sollte daher gestrichen werden


Zudem ist die Verhältnismässigkeit von Art. 32 Abs. 1 höchst fraglich. Es müssten
automatisierte Bearbeitungstätigkeiten gemeldet werden, die lediglich geplant sind. Unklar
bliebe, ab wann eine Bearbeitung «geplant» ist. Für Bundesbehörden fÜhrt dies zudem zu
erheblichem Mehraufwand – besonders, weil nicht nur geplante automatisierte Bearbeitungs-
tätigkeiten mit erhöhtem Risiko zu melden sind, sondern alle geplanten automatisierten
Bearbeitungstätigkeiten. Schliesslich müsste die Meldung im Zeitpunkt der Projektfreigabe
oder des Entscheids zur Projektentwicklung erfolgen; in diesem Zeitpunkt liegen die
notwendigen Informationen jedoch oft noch nicht in einem Detaillierungsgrad vor, der eine
Meldepflicht rechtfertigen würde.


88888
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Geschäftsstelle 


Swiss Payment Association 


Ohmstrasse 11 


8050 Zürich 


www.swiss-payment-association.ch 


  


Kontakt 


Telefon: +41 58 426 25 55 


office@swiss-p-a.ch 


Swiss Payment Association, Ohmstrasse 11, 8050 Zürich 


 


 


 


 


 


 


Bundesamt für Justiz  


Herr Jonas Amstutz  


Bundesrain 20 


3003 Bern 


PER MAIL: jonas.amstutz@bj.admin.ch 


 


   
 
 
 
 
Zürich, 11.  Oktober 2021 
 
 
 
 


 
 
Stellungnahme der Swiss Payment Association (SPA) zur Revision der                      
Verordnung zum Bundesgesetz über den Datenschutz (E-VDSG) 
 
 
Sehr geehrter Herr Amstutz 


 
Wir bedanken uns für die Möglichkeit, uns zum Entwurf der totalrevidierten Verordnung zum Bundesge-
setz über den Datenschutz (E-VDSG) vernehmen zu lassen. Gerne lassen wir Ihnen hiermit unsere Stel-
lungnahme zukommen.  


Vorab gestatten wir uns den Hinweis, dass der Swiss Payment Association (SPA) alle grossen Schweizer 
Herausgeber1von Kreditkarten der internationalen Kartenorganisationen mit gegen 8 Millionen herausge-
gebenen Karten angehören. Als Branchenorganisation vertritt die SPA die Positionen ihrer Mitglieder im 
Dialog mit all deren Anspruchsgruppen. 
 
 
 


1. Kapitel: Allgemeine Bestimmungen 


Das neue Datenschutzgesetz (nDSG) verfolgt einen risikobasierten Ansatz. Auf dieser Grundlage ist der 
Bundesrat nach Art. 8 Abs. 3 nDSG aufgefordert, Bestimmungen über die Mindestanforderungen an die 
Datensicherheit zu erlassen. Im 1. Kapitel (Allgemeine Bestimmungen), 1. Abschnitt (Datensicherheit), der 
E-VDSG finden sich nach Auffassung der SPA jedoch keine derartigen Mindestanforderungen.  


 


 


 


 


 


                                                             
1 Mitglieder der Swiss Payment Association sind die Schweizer Kreditkarten-Herausgeber Cembra Money Bank AG, 


Cornèr Bank AG, PostFinance AG, Swisscard AECS GmbH, UBS Switzerland AG und Viseca Payment Services SA. 
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Art. Abs. Bst. Kritikpunkt / Anregung  
Anpassungs-/ Formulierungsvor-


schlag 


1 1 a Ziel der Bestimmung ist es, Kriterien 
zu nennen, anhand derselben beur-
teilt werden kann, ob die techni-
schen/organisatorischen Massnah-
men zur Gewährleistung der Daten-
sicherheit dem Risiko angemessen 
sind, das von der Datenbearbeitung 
ausgeht. Unseres Erachtens wird 
über die meisten der aufgeführten 
Kriterien jedoch kein Bezug zum Ri-
siko hergestellt, das von einer be-
stimmten Datenbearbeitung aus-
geht.  


Es sind Kriterien zu benennen, über 
die ein Bezug zum Risiko hergestellt 
werden kann, das von einer konkre-
ten Datenbearbeitung ausgeht (ba-
sierend auf Art. 8 Abs. 1 nDSG). 


1 1 d Einerseits ist das Kriterium «Imple-
mentierungskosten» unpräzise und 
damit wenig tauglich.  


 


 


 


 


 


 


 


 


 
 
Andererseits erscheint das Krite-
rium «Implementierungskosten» 
mit Blick auf die Ausführungen im 
Erläuternden Bericht als zweitklas-
sig, da es im Bericht stark relati-
viert wird (es soll nur herangezo-
gen werden dürfen, um zwischen 
gleichwertigen Massnahmen zur 
Gewährleistung der Datensicher-
heit die kostengünstigste wählen 
zu können). Die vorgenommene 
Relativierung ist willkürlich und 
nicht nachvollziehbar.  


Anstelle von «Implementierungs-
kosten» sollte der Begriff «Imple-
mentierungsaufwand» verwendet 
werden. Kosten hängen stark von 
der individuellen Betriebsorganisa-
tion ab und fallen dementspre-
chend für den gleichen Sachverhalt 
von Betrieb zu Betrieb unterschied-
lich aus. Das Kriterium «Kosten» ist 
daher ungeeignet. Unter den Begriff 
«Implementierungsaufwand» fallen 
demgegenüber sämtliche Imple-
mentierungs-Aufwendungen bzw. 
sämtliche für die Implementierung 
massgeblichen Kostenträger, wie 
z.B. auch personelle, zeitliche und 
organisatorische. 


Es ist klarzustellen, dass die relati-
vierenden Ausführungen im Erläu-
ternden Bericht unzutreffend sind.  
Denn wenn in Art. 1 Abs. 1 lit. a-d 
Kriterien zur Beurteilung der Ange-
messenheit der Massnahmen auf-
gelistet werden und sich darunter 
auch das Kriterium der Implemen-
tierungskosten befindet, kann die-
ses den anderen Kriterien nicht 
nachstehen.  
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Art. Abs. Bst. Kritikpunkt / Anregung  
Anpassungs-/ Formulierungsvor-


schlag 


1 2  Die Verpflichtung, die Massnahmen 
“in angemessenen Abständen” zu 
überprüfen, führt zu weit. Wenn sich 
an einer konkreten Datenbearbei-
tung nichts Wesentliches geändert 
hat und somit keine neuen Risiko-
faktoren hinzugekommen sind, ist 
eine periodische Überprüfung unver-
hältnismässig. Zudem fehlt es die-
ser auf Verordnungsstufe eingefüg-
ten Verpflichtung an der gesetzli-
chen Grundlage.  


Auf die Pflicht, zur Überprüfung der 
Massnahmen ist zu verzichten Even-
tualiter soll die Überprüfung nicht in 
«angemessenen Abständen», son-
dern «in angemessener Weise» erfol-
gen.    


 


 


 


2   Es wird verlangt, dass die Massnah-
men zur Gewährleistung der Daten-
sicherheit bestimmte Schutzziele 
«erreichen». Es ist nicht möglich, 
dass jemand (z.B. der Verantwortli-
che) garantieren kann, dass be-
stimmte Ziele erreicht werden.  


Art. 8 Abs. 2 nDSG verlangt nicht, 
dass bestimmte Schutzziele zu er-
reichen sind, sondern dass Verlet-
zungen der Datensicherheit zu ver-
meiden sind.  


 


 


Einzelne angeführte Schutzziele ver-
langen Unmögliches bzw. sind über-
schiessend, zu detailliert oder zu ab-
solut. Gemäss lit. b muss der Zu-
gang «unbefugten Personen ver-
wehrt» werden. Lit. c verlangt, dass 
unbefugten Personen der Zugriff auf 
Datenträger «verunmöglicht» wird. 
Weiter ist in lit. d und in lit. e von 
«verhindern» die Rede. Und in lit. j 
wird «gewährleisten» verlangt. Um 
Praxistauglichkeit zu erreichen, ist 
eine Reduktion auf das Wesentliche 
erforderlich.  


Zu den Schutzzielen wird im Erläu-
ternden Bericht (S. 17) ausgeführt: 
«Ist ein Schutzziel in einem Fall 
nicht von Relevanz, so müssen der 
Verantwortliche und Auftragsbear-
beiter aber in der Lage sein, zu be-
gründen, weshalb dies der Fall ist.» 
Diese Begründungspflicht bei Nicht-
Berücksichtigung führt zu einem 
grossen administrativen Aufwand.   


Anstatt Schutzziele zu erreichen, 
müssen die Massnahmen ermögli-
chen, Verletzungen der Datensicher-
heit zu vermeiden. Die Verordnungs-
bestimmung ist konsequent auf 
diese gesetzliche Vorgabe auszu-
richten. 


Entsprechend den Ausführungen im 
erläuternden Bericht sollten die Mas-
snahme auf die aufgelisteten 
Schutzziele «ausgerichtet werden.» 
Art. 2 Satz 1 könnte wie folgt formu-
liert werden: «Die Massnahmen zur 
angemessenen Vermeidung von Ver-
letzungen der Datensicherheit sind, 
soweit von Relevanz, auf folgende 
Schutzziele auszurichten:». 


Der überschiessende Katalog der 
Schutzziele soll durch die klassi-
schen Schutzziele «Vertraulichkeit», 
«Integrität» und «Verfügbarkeit» er-
setzt werden.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 


Es soll nicht jedes Mal bzw. für jedes 
nicht verfolgte Schutzziel begründet 
werden müssen, warum keine Berück-
sichtigung des Schutzziels stattfinden 
kann. Vielmehr soll anhand der Daten-
bearbeitung eruiert werden, welche 
Schutzziele vernünftigerweise in Frage 
kommen. Das Resultat dieses Prozes-
ses ist mit kurzer Begründung zu doku-
mentieren.   







 
  


 


Seite 4 


Art. Abs. Bst. Kritikpunkt / Anregung  
Anpassungs-/ Formulierungsvor-


schlag 


3   Für die in Art. 3 statuierte Protokol-
lierungspflicht gibt es im nDSG 
keine gesetzliche Grundlage. 
Ebenso gibt es keine gesetzliche 
Grundlage für die Aufbewahrungs-
pflicht von zwei Jahren.  


 


 


 


Die Protokollierungspflicht ist aus 
der E-VSDG zu streichen.  


Im Minimum ist klarzustellen, dass 
es sich bei der Protokollierung um 
keine Mindestanforderung an die Da-
tensicherheit handelt. Zudem ist auf 
die Regelung der Aufbewahrungs-
dauer, auf die enge Zweckbindung 
und auf die strenge Zugangsbe-
schränkung zu verzichten.  


4 1 
und 
2 


 Für die in Art. 4 Abs. 1 E-VDSG statu-
ierte Pflicht zur Erstellung eines Bear-
beitungsreglements gibt es im nDSG 
keine gesetzliche Grundlage. 


Weiter ist der Zweck des Bearbei-
tungsreglements nicht ersichtlich, da 
private Verantwortliche bereits ein Be-
arbeitungsverzeichnis führen (siehe 
Art. 12 nDSG), das teilweise de-
ckungsgleich mit dem vorgesehenen 
Bearbeitungsreglement ist. Zudem 
decken bereits die Pflicht zur Durch-
führung einer Datenschutz-Folgeab-
schätzung sowie die zwingende Of-
fenlegung von automatischen Bear-
beitungen, die besonders schützens-
werte Personendaten betreffen, alle 
Anforderungen ab, welche über das 
Reglement erfüllt werden sollen. 


Art. 4 E-VDSG ist ersatzlos zu strei-
chen.  


4 3  Art. 4 Abs. 3 statuiert, dass der Ver-
antwortliche das Bearbeitungsregle-
ment der Datenschutzberaterin oder 
dem Datenschutzberater in einer für 
diese oder diesen verständlichen 
Form zu Verfügung stellt.  


Dazu ist festzuhalten, dass sich aus 
dem nDSG keine Pflicht zur Ernen-
nung einer Datenschutzberaterin/ei-
nes Datenschutzberaters ergibt, wo-
mit auch keine Verpflichtung beste-
hen kann, die Beraterin oder den Bera-
ter mit einem Reglement zu versehen. 
Zudem ist nicht klar, was mit «in ver-
ständlicher Form» gemeint ist.  


Art. 4 E-VDSG ist ersatzlos zu strei-
chen.  
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Art. Abs. Bst. Kritikpunkt / Anregung  
Anpassungs-/ Formulierungsvor-


schlag 


6 1  Art. 6 Abs. 1 verlangt, dass der Ver-
antwortliche «sicherstellt», dass ein 
Auftragsbearbeiter die Daten ver-
trags- oder gesetzesgemäss bearbei-
tet. Diese absolute Formulierung führt 
zu weit und ist realitätsfern.  


Art. 9 nDSG statuiert eine daten-
schutzrechtliche Sorgfaltspflicht des 
Verantwortlichen, verlangt aber zu 
Recht kein «Sicherstellen», dass der 
Auftragsbearbeiter die Daten ver-
trags- oder gesetzesgemäss bearbei-
tet (denn das kann der Verantwortli-
che nicht sicherstellen bzw. nicht ga-
rantieren). Es fehlt damit an einer ge-
setzlichen Grundlage für die Pflicht 
zur Sicherstellung einer gesetzes- und 
vertragskonformen Datenbearbei-
tung.  


Der erste Satz von Art. 6 Abs. 1 wie-
derholt einerseits eine Banalität und 
ist anderseits ungenau, da er den fal-
schen Eindruck erweckt, dass die Ver-
antwortlichkeit des Verantwortlichen 
in keinem Fall eingeschränkt ist, auch 
dann nicht, wenn ihm nichts vorge-
worfen werden kann. Dem ist jedoch 
nicht so. Es ist ohnehin nicht klar, was 
«für den Datenschutz verantwortlich» 
meint. Strafrechtliche Verantwortlich-
keit kann es nicht sein, und aufsichts-
rechtliche Verantwortlichkeit setzt 
ebenfalls Kontrollmöglichkeiten vor-
aus. Wird die Verantwortlichkeit 
schliesslich als zivilrechtliche Haf-
tung verstanden, dann wird mit dieser 
Regelung eine vom Gesetzgeber nicht 
vorgesehene Kausalhaftung einge-
führt. Hierfür fehlt eine gesetzliche 
Grundlage. Für die zivilrechtliche Haf-
tung gilt nach wie vor Art. 41 OR. 


Mit Blick auf die fehlende gesetzli-
che Grundlage und die unklare bzw. 
einen falschen Eindruck erweckende 
Formulierung ist Abs. 1 von Art. 6 er-
satzlos zu streichen.  


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 
 


6 2  Die Bekanntgabe von Personendaten 
ins Ausland ist in der E-VDSG in Art. 8 
ff. (und im nDSG in Art. 16 ff.) gere-
gelt, weshalb Absatz 2 von Art. 6 E-
VSDG einerseits systematisch falsch 
ist und andererseits keine materielle 
Notwendigkeit dafür besteht. Denn 
Art. 16 f. nDSG und Art. 9 Abs. 1 
nDSG regeln diesen Sachverhalt be-
reits abschliessend (und Art. 6 Abs. 2 
E-VDSG steht damit im Konflikt). 


Absatz 2 von Artikel 6 E-VDSG ist er-
satzlos zu streichen.  
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Art. Abs. Bst. Kritikpunkt / Anregung  
Anpassungs-/ Formulierungsvor-


schlag 


6 3  Wie an anderen Orten im Erläuternden 
Bericht ausgeführt (siehe S. 35/87), 
sollte auch hier – am besten im Ver-
ordnungstext selbst – präzisiert wer-
den, dass unter «schriftlich» alle For-
men (auch elektronische/digitale) fal-
len, die den Nachweis durch Text er-
möglichen (z.B. ein E-Mail).   


Es ist in der E-VDSG klarzustellen, 
dass unter «schriftlich» alle (physi-
schen und elektronischen/digitalen) 
Formen fallen, die den Nachweis 
durch Text ermöglichen.  


  


8 3  Es ist davon auszugehen, dass in 
Abs. 3 von Art. 8 der Bundesrat ange-
sprochen ist; d.h. ihm (und nicht etwa 
dem Verantwortlichen) obliegt die 
Pflicht, die Angemessenheit des Da-
tenschutzes des ausländischen Staa-
tes etc. periodisch neu zu beurteilen.  


Mindestens der Wortlaut von Art. 8 
Abs. 3 ist dahingehend zu präzisie-
ren, dass die Pflicht zur periodischen 
Neubeurteilung dem Bundesrat ob-
liegt. Noch besser wäre, wenn diese 
Klärung (Adressat der Bestimmung 
ist der Bundesrat) für den gesamten 
Artikel 8 vorgenommen würde. 


8 6  Es ist das Verständnis, dass der 
EDÖB vom Bundesrat vor jedem Ent-
scheid über die Angemessenheit des 
Datenschutzes von Drittstaaten kon-
sultiert wird.  


Der Wortlaut von Art. 8 Abs. 6 ist da-
hingehend zu präzisieren, dass die 
Konsultationspflicht nicht dem Ver-
antwortlichen im Einzelfall obliegt, 
sondern dem Bundesrat im Rahmen 
dessen genereller Beurteilung der 
einzelnen Länder etc. Noch besser 
wäre, wenn generell klargestellt 
würde, dass sich Art 8 E-VDSG in sei-
ner Gesamtheit an den Bundesrat 
richtet.  


9 1  Die Aufzählung der Anforderungen an 
Datenschutzklauseln ist untauglich, 
weil sie nicht zwischen der Art der 
Übermittlung bzw. Rollen des Expor-
teurs und Importeurs unterscheidet. 
Diese sind jedoch für den Inhalt des 
Vertrags entscheidend, wie beispiels-
weise die vom EDÖB inzwischen aner-
kannten Standardvertragsklauseln 
der Europäischen Kommission (EU 
SCC) zeigen. 


So macht es keinen Sinn, Auftragsbe-
arbeiter im Ausland zur Anwendung 
der Bearbeitungsgrundsätze, zur In-
formation der betroffenen Personen 
oder zur Wahrung der Rechte der be-
troffenen Personen zu verpflichten. 
Sie müssen dem nach nDSG nicht 
nachkommen, weshalb nicht einzuse-
hen ist, dass sie hierzu vertraglich 
verpflichtet werden sollen.  


Zudem fehlt in den Bearbeitungs-
grundsätzen (lit. a) der Grundsatz der 
Transparenz. 


Der Anforderungskatalog von Art. 9 
Abs. 1 E-VDSG ist ersatzlos zu strei-
chen. Im Minimum ist er anzupassen 
(siehe auch nachstehend), um unter-
schiedliche Konstellationen (Control-
ler, Processor) abzudecken. Dabei 
wäre auch das «mindestens» durch 
«je nach den Umständen» zu erset-
zen.  


 


 


 


 


 


 


 


 


Lit. a ist um den Grundsatz der 
Transparenz zu erweitern. 
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Keine rechtliche Grundlage hat das 
Erfordernis in lit. d und e, den Namen 
der Staaten oder der internationalen 
Organe zu nennen, denen Personen-
daten bekanntgegeben werden, so-
weit hiermit Weiterübermittlungen ge-
meint sind, was nicht klar ist. Es ge-
nügt, dass der Empfänger (bzw. Im-
porteur) bezeichnet wird.  


Lit. f ist bereits über den Grundsatz 
der Verhältnismässigkeit abgedeckt 
und damit redundant. 


Lit. g geht zu weit, indem es die «be-
rechtigten» Empfänger verlangt. Rele-
vant sind die «Empfänger», also nor-
malerweise die Parteien, welche den 
Vertrag abschliessen und damit be-
reits ersichtlich sind. 


Es fehlen Regelungen zur Meldung 
von Verletzungen der Datensicherheit, 
insbesondere soweit die betroffenen 
Personen zu informieren sind. 


Lit d, e, f und g sind ersatzlos zu 
streichen. 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


Schliesslich sind Meldungen betref-
fend eine Verletzung der Datensi-
cherheit sind zu regeln. 


9 2  In Art. 9 Abs. 2 wird die Pflicht statu-
iert, dass der Verantwortliche «sicher-
stellen» muss, dass der Empfänger 
die Datenschutzklauseln einhält. 
Diese absolute Formulierung führt zu 
weit bzw. ist realitätsfern, da der Ver-
antwortliche die Einhaltung der Da-
tenschutzklauseln nicht sicherstellen 
bzw. nicht garantieren kann.  


Das Verb «sicherstellen» ist zu erset-
zen, z.B. durch die Formulierung »Der 
Verantwortliche trägt mit angemes-
senen Massnahmen Sorge dafür, 
dass…» 


10 1  In Absatz 1 ist verlangt, dass der Ver-
antwortliche «sicherstellt», dass Da-
tenschutzklauseln von den Empfän-
gern der Daten beachtet werden. 
Diese Beachtung der Klauseln kann 
der Verantwortliche nicht sicherstel-
len.   


 


 


 


Im Erläuternden Bericht wird auf Seite 
28/87 ausgeführt, dass Daten-Emp-
fänger „die schweizerischen Daten-
schutzvorschriften“ einhalten müs-
sen. Die Beachtungspflicht kann sich 
jedoch nur auf die Einhaltung der 
Standarddatenschutzklauseln bezie-
hen. Darüber hinaus kann es nur um 
die Einhaltung von Bestimmungen ge-
hen, die einen gleichwertigen Daten-
schutz wie in der Schweiz gewährleis-
ten (siehe die Formulierung in Art. 6 
Abs. 2 E‑VDSG).  


Vom Verb «sicherstellen» ist Ab-
stand zu nehmen. Ein möglicher Er-
satz könnte «hinwirken» sein oder 
Sorge tragen» bzw. «dafür sorgen» 
(analog zur aktuellen Formulierung in 
Art. 22 Abs. 2 VDSG). Alternativ 
könnte eine Formulierung gewählt 
werden, wonach der Verantwortliche 
angemessene Massnahmen zur Ein-
haltung der Standardschutzklauseln 
durch die Datenempfänger treffen 
muss.  


Bezüglich Einhaltung der schweizeri-
schen Datenschutzvorschriften ist 
klarzustellen, dass die Standardda-
tenschutzklauseln und die Bestim-
mungen, die einen gleichwertigen 
Datenschutz wie in der Schweiz ge-
währleisten, einzuhalten sind (und 
nicht die schweizerischen Daten-
schutzvorschriften).  
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2. Kapitel: Pflichten des Verantwortlichen und des Auftragsbearbeiters  
 


Art. Abs. Bst. Kritikpunkt / Anregung  
Anpassungs-/ Formulierungsvor-


schlag 


13 1  Für die in Art. 13 Abs. 1 E-VDSG sta-
tuierte Informationspflicht des Auf-
tragsbearbeiters gegenüber der von 
Datenbeschaffung betroffenen Per-
son gibt es keine gesetzliche Grund-
lage. Nur dem Verantwortlichen der 
Datenbearbeitung obliegt eine Infor-
mationspflicht. (Art. 19 nDSG).   


Art. 19 nDSG verlangt eine Informa-
tion der betroffenen Personen, nicht 
eine Mitteilung. Für eine Information 
der betroffenen Person genügt ein 
Zugänglichmachen. Dies entspricht 
auch dem Verständnis unter der 
DSGVO. Durch die Wortwahl «mittei-
len» darf keine Verschärfung impli-
ziert werden. 


Gemäss Verordnungstext sind die 
Informationen über die Beschaffung 
von Personendaten in «leicht zu-
gänglicher Form» mitzuteilen. Zu-
gunsten der Rechtssicherheit ist hier 
in dem Sinne eine Konkretisierung 
des Verordnungstextes erwünscht, 
dass als «leicht zugänglich» insbe-
sondere auch die Publikation auf ei-
ner Website gilt. In diesem Sinne ist 
klarzustellen, dass der Erläuternde 
Bericht fehl geht, wenn darin er-
wähnt wird, dass eine Kommunika-
tion über eine Website nicht immer 
genüge. Die im Erläuternden Bericht 
gemachten Ausführungen sind pra-
xisfremd.  


Mangels gesetzlicher Grundlage ist 
von der in Art. 13. Abs. 1 statuierten 
Informationspflicht des Auftragsbe-
arbeiters Abstand zu nehmen.  


 


Anpassungsvorschlag:  


«Der Verantwortliche und der Auf-
tragsbearbeiter teilenstellt die Infor-
mation über die Beschaffung von 
Personendaten in präziser, verständ-
licher und leicht zugänglicher Form 
zur Verfügungmit. Als leicht zugäng-
lich gilt eine Information insbeson-
dere dann, wenn sie auf der Webseite 
des Verantwortlichen abrufbar ist. 
Teilt er die Informationen in Kombi-
nation mit Piktogrammen mit, die 
elektronisch dargestellt werden, so 
müssen diese maschinenlesbar 
sein.» 


13 2  Einerseits ist nicht klar, was mit der 
«Maschinenlesbarkeit von Pikto-
grammen» gemeint ist, anderseits 
führt Art. 13 Abs. 2 für die Pikto-
gramme mit der Maschinenlesbar-
keit ein neues Formerfordernis ein, 
für das es keine gesetzliche Grund-
lage gibt (das nDSG sieht keine For-
merfordernisse für Informationen 
vor).  


Mangels gesetzlicher Grundlage und 
infolge Unverständlichkeit ist Absatz 
2 von Art. 13 ersatzlos zu streichen.  
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Art. Abs. Bst. Kritikpunkt / Anregung  
Anpassungs-/ Formulierungsvor-


schlag 


15   Für die in Art. 15 statuierte Pflicht 
fehlt es in zweierlei Hinsicht an der 
gesetzlichen Grundlage. Zum einen 
auferlegt das nDSG – wie bereits 
vorstehend erwähnt – dem Auf-
tragsbearbeiter keine Informations-
pflicht. Zum anderen sieht das nDSG 
nicht vor, dass den Empfängern von 
Personendaten Informationen zur 
Aktualität, Zuverlässigkeit und Voll-
ständigkeit der Daten mitgeteilt wer-
den müssen. Zudem ist unklar, was 
mit «Zuverlässigkeit» der Personen-
daten gemeint ist.   


Art. 15 E-VDSG ist ersatzlos zu strei-
chen.  


16   Für die in Art. 16 statuierten Infor-
mationspflichten gibt es nicht nur 
keine gesetzliche Grundlage im 
nDSG. Vielmehr waren die in Art. 16 
der Verordnung enthaltenen Pflich-
ten Bestandteil des Vorentwurfs 
zum totalrevidierten DSG, wurden 
aber im Rahmen des Vernehmlas-
sungsverfahrens bewusst gestri-
chen. Es ist daher nicht korrekt, sie 
nun auf Verordnungsstufe wieder 
einzuführen.  


Art. 16 E-VDSG ist ersatzlos zu strei-
chen. 


18   Es besteht eine grosse Unsicherheit, 
darüber, bei welchen Bearbeitungen 
eine Datenschutz-Folgeabschätzung 
(DSFA) erforderlich ist und bei wel-
chen nicht. Über die VDSG sollte hier 
mehr Klarheit geschaffen werden. 


Denkbar wäre, dass analog zu Art. 
35 Abs. 4 DSGVO der EDÖB eine 
Liste publiziert, welche die Bearbei-
tungen enthält, für die eine oder für 
die keine DSFA vorzunehmen ist. Al-
ternativ könnte die VDSG Kriterien 
nennen, die es erlauben zu ermitteln, 
ob eine DSFA durchgeführt werden 
muss oder nicht.  


Wie an anderen Orten im Erläutern-
den Bericht ausgeführt (siehe S. 
35/87), sollte auch hier – am besten 
im Verordnungstext selbst – präzi-
siert werden, dass unter «schriftlich» 
alle Formen (auch elektronische/di-
gitale) fallen, die den Nachweis 
durch Text ermöglichen.  


Für die Aufbewahrungsfrist der 
DSFA gibt es keine gesetzliche 
Grundlage, weshalb auf die Frist zu 
verzichten ist.  


Formulierungsvorschlag:  


«1 Der EDÖB veröffentlicht eine Liste 
mit Bearbeitungsvorgängen, für die 
eine Datenschutz-Folgenabschätzung 
durchzuführen ist. Er kann zusätzlich 
eine Liste mit Bearbeitungsvorgängen 
veröffentlichen, für die keine Daten-
schutz-Folgenabschätzung erforder-
lich ist. 


2 Der Verantwortliche muss die Da-
tenschutz-Folgenabschätzung 
schriftlich oder in einer anderen 
Form, die den Nachweis durch Text 
ermöglicht, festhalten. Sie muss wäh-
rend zwei Jahren nach Beendigung 
der Datenbearbeitung aufbewahrt 
werden.» 
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Art. Abs. Bst. Kritikpunkt / Anregung  
Anpassungs-/ Formulierungsvor-


schlag 


19   Art. 19 E-VDSG basiert auf Art. 24 
nDSG. Zu melden sind demnach 
Verletzung der Datensicherheit, die 
voraussichtlich zu einem hohen Ri-
siko für die Persönlichkeit oder die 
Grundrechte der betroffenen Person 
führen. Die gesetzliche Einschrän-
kung auf Verletzungen, die zu einem 
hohen Risiko für die Persönlich-
keit/die Grundrechte führen, sollte 
auch in der Verordnungsbestim-
mung anklingen.   


Im Erläuternden Bericht finden sich 
auf Seite 32/87 Ausführungen dazu, 
was unter «voraussichtlich» (ge-
mäss Art. 24 Abs. 1 nDSG) verstan-
den werden soll und welches die 
Folgerungen daraus sind. Dabei wird 
die Auffassung vertreten, dass bei 
Verletzungen der Datensicherheit 
«auch in Zweifelsfällen, in welchen 
das Vorliegen eines hohen Risikos 
nicht ausgeschlossen werden kann, 
eine Meldung zu erfolgen hat.» 
Diese Interpretation gibt nach Auf-
fassung der SPA den Willen des Ge-
setzgebers nicht korrekt wieder. 
«Voraussichtlich» meint vielmehr, 
dass die Verletzung der Datensi-
cherheit mit höchster Wahrschein-
lichkeit zu einem hohen Risiko für 
die Persönlichkeit oder die Grund-
rechte der betroffenen Person führt. 


Der Verordnungstext ist dahingehend 
zu präzisieren, dass Verletzungen 
der Datensicherheit nur dann gemel-
det werden müssen, wenn sie vo-
raussichtlich zu einem hohen Risiko 
für die Persönlichkeit oder die Grund-
rechte der betroffenen Person füh-
ren.  


Formulierungsvorschlag:  


«Der Verantwortliche meldet dem 
EDÖB bei einer meldepflichtigen Ver-
letzung der Datensicherheit:» 


 


Es ist – im Gegensatz zu den Aus-
führungen im Erläuternden Bericht – 
klarzustellen, dass Verletzungen der 
Datensicherheit nur dann gemeldet 
werden müssen, wenn die Verletzung 
höchstwahrscheinlich zu einem ho-
hen Risiko für die Persönlichkeit oder 
die Grundrechte der betroffenen Per-
son führt – nicht aber dann, wenn ein 
hohes Risiko für die Persönlichkeit o-
der die Grundrechte der betroffenen 
Person nicht ausgeschlossen wer-
den kann.  


19 1  Art. 24 nDSG hält fest, dass der Ver-
antwortliche in der Meldung mindes-
tens die Art der Verletzung der Da-
tensicherheit, deren Folgen und die 
ergriffenen oder vorgesehenen  
Massnahmen nennt. Dies bedeutet, 
dass der Verantwortliche zwar zu-
sätzliche Angaben machen kann, 
aber nicht muss. Den gesetzlichen 
Anforderungen ist mit der Nennung 
der Art der Verletzung der Datensi-
cherheit, deren Folgen und der er-
griffenen oder vorgesehenen Mass-
nahmen Genüge getan. Es gibt da-
mit keine gesetzliche Grundlage, um 
auf Verordnungsebene den Katalog 
der mitzuteilenden Angaben zu er-
weitern.  


Überdies ist lit. e falsch formuliert: 
Die «allfälligen Risiken» beinhalten 
bereits die Folgen für die 


Die in Abs. 1 lit. b-d zusätzlich ver-
langten Angaben sind aus dem Ver-
ordnungstext zu entfernen.  


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


Lit. e von Art, 19 Abs. 1 ist wie folgt 
neu zu formulieren: «die Folgen der 
Datenbearbeitungen für die 
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betroffenen Personen. Richtig 
müsste es heissen «die Folgen der 
Datenbearbeitungen für die betroffe-
nen Personen, von welchen ein ho-
hes Risiko ausgeht». Auch in lit. f 
müsste nicht von den «Folgen», son-
dern vom «Risiko» die Rede sein. Ge-
mildert werden kann entweder das 
Schadensausmass oder dessen Ein-
trittswahrscheinlichkeit oder beides 
(was somit dem «Risiko» ent-
spricht). 


Wünschenswert wäre schliesslich 
eine «de minimis»-Regelung, die 
jene Fälle ausschliesst, in welchen 
der EDÖB nicht wirklich etwas tun 
kann oder will (z.B. eine problemati-
sche E-Mail geht an den falschen 
Empfänger und ein Missbrauch 
durch diesen ist möglich). Damit 
können auch die Ressourcen des 
EDÖB geschont werden. 


betroffenen Personen, von welchen 
ein hohes Risiko ausgeht» 


 


 


 


 


 


 


 
Es sollte zudem eine «de minimis»-
Regelung vorgesehen werden, wel-
che Fälle erfasst, in denen trotz eines 
hohen Risikos für eine betroffene 
Person sinnvollerweise nicht gemel-
det werden muss. 


19 3  Art. 24 Abs. 4 nDSG verlangt, dass 
der Verantwortliche die betroffene 
Person informiert, wenn es zu ihrem 
Schutz erforderlich ist oder der 
EDÖB es verlangt. Eine Information 
an die betroffene Person ist damit 
nur in den beiden genannten Fällen 
gesetzlich verlangt. Dagegen wird in 
Abs. 3 von Art. 19 E-VDSG ohne Ein-
schränkungen verlangt, dass be-
troffene Personen zu informieren 
sind. Für diese Ausweitung der In-
formationspflicht fehlt es an der ge-
setzlichen Grundlage, weshalb da-
von Abstand zu nehmen ist.  


In Abs. 3 von Art. 19 E-VDSG ist die 
Informationspflicht wie folgt einzu-
schränken:  


«Der Verantwortliche teilt den be-
troffenen Personen Wenn der Verant-
wortliche verpflichtet ist, die betroffe-
nen Personen zu informieren, teilt er 
ihnen in einfacher und verständlicher 
Sprache mindestens die Informatio-
nen nach Absatz 1 Buchstaben a, e, f 
und g mit. 


19 5  Für die in Abs. 5 postulierte Doku-
mentationspflicht und für die Aufbe-
wahrungspflicht gibt es keine ge-
setzliche Grundlage, weshalb darauf 
zu verzichten ist. Die gesetzliche 
Pflicht zur Führung eines Verzeich-
nisses der Bearbeitungstätigkeiten 
ist genügend.  


Abs. 5 von Art. 19 E-VDSG ist ersatz-
los zu streichen.  
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3. Kapitel: Rechte der betroffenen Person  
 


Art. Abs. Bst. Kritikpunkt / Anregung  
Anpassungs-/ Formulierungsvor-


schlag 


20 1 
und 
2 


 Im Erläuternden Bericht wird ausge-
führt (siehe S. 35/87), dass zur 
schriftlichen Form auch die elektro-
nische Form gehört. Das sollte im 
Verordnungstext selbst präzisiert 
werden, indem explizit festgehalten 
wird, dass unter «schriftlich» alle 
Formen fallen, die den Nachweis 
durch Text ermöglichen (so z.B. 
auch ein E-Mail). 


Der Erläuterungsbericht erwähnt zu-
dem die «digitale Form» ohne klar-
zustellen, ob diese als «elektroni-
sche Form» i.S. von «schriftlich» ver-
standen wird. Hierzu bedarf es einer 
Klärung.  


Vorgeschlagene Ergänzung:  


«schriftlich oder in einer anderen 
Form, die den Nachweis durch Text 
ermöglicht» 


 


 


 
 


Es ist eine Klärung des Begriffs «digi-
tale Form» vorzunehmen.  


20 2  Zur Präzisierung sollte in Abs. 2 von 
Art. 20 E-VDSG festgehalten werden, 
dass die Einsichtnahme vor Ort auch 
dann eine gültige Erfüllung der Aus-
kunftspflicht des Verantwortlichen 
darstellt, wenn aufgrund von berech-
tigten Interessen des Verantwortli-
chen eine schriftliche Auskunft nicht 
zumutbar ist. 


Im Erläuternden Bericht (S. 35/87) 
wird ausgeführt, dass die betroffene 
Person bei der Einsichtnahme an Ort 
und Stelle gleichwohl die Möglich-
keit haben müsse, eine Fotokopie 
bestimmter Akten in ihrem Dossier 
zu verlangen. Dies entspricht jedoch 
nicht den Intentionen des Gesetzge-
bers, wonach im Rahmen des Aus-
kunftsrechts kein Anspruch auf Her-
ausgabe von Akten besteht. Der Ge-
setzgeber hat die Auskunftspflicht 
bewusst auf die Mitteilung der „be-
arbeiteten Personendaten als sol-
che“ (Art. 25 Abs. 2 lit. b nDSG) be-
schränkt. Damit wird die Aus-
kunftserteilung in aggregierter Form 
ermöglicht. Dies sollte in der VDSG 
ausdrücklich festgehalten werden.  


Präzisierung von Art. 20 Abs. 2 in 
dem Sinne, dass die Einsichtnahme 
vor Ort eine gültige Erfüllung der Aus-
kunftspflicht des Verantwortlichen 
darstellt.  


 


 


 
Es ist – im Gegensatz zu den Aus-
führungen im Erläuternden Bericht – 
klarzustellen, dass die betroffene 
Person bei der Einsichtnahme an Ort 
und Stelle keinen Anspruch auf Her-
ausgabe von Akten bzw. auf das An-
fertigen von Fotokopien bestimmter 
Akten in ihrem Dossier hat.  


In der VDSG ist ausdrücklich festzu-
halten, dass die Auskunftspflicht auf 
die Mitteilung der bearbeiteten Per-
sonendaten als solche beschränkt 
ist.  
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Art. Abs. Bst. Kritikpunkt / Anregung  
Anpassungs-/ Formulierungsvor-


schlag 


20 3  Die Anforderung, wonach die Aus-
kunft für die betroffene Person ver-
ständlich zu sein hat, ergibt sich be-
reits aus dem allgemeinen Grund-
satz von Treu und Glauben, womit 
sie im Verordnungstext obsolet ist.   


 


Abs. 3 von Art. 20 E-VDSG ist ersatz-
los zu streichen.  


Eventualiter ist zu präzisieren, dass 
die Anforderung, wonach die Aus-
kunft für die betroffene Person ver-
ständlich zu sein hat, an einem ob-
jektiven Massstab zu messen ist. 
Subjektive Umstände der betroffenen 
Person dürfen keine Rolle spielen. 


20 5  Für die in Abs. 5 von Art. 20 E-VDSG 
statuierte Dokumentationspflicht 
fehlt es an der gesetzlichen Grund-
lage, womit auf diese Pflicht zu ver-
zichten ist.  


Dies gilt umso mehr, als der Verant-
wortliche seine Einschränkungs-
gründe bereits gestützt auf Art. 26 
Abs. 4 nDSG gegenüber den be-
troffenen Personen angeben muss. 
Um sich im Falle einer Klage oder ei-
ner Anzeige zu verteidigen, wird er 
diese auch aufbewahren.  


Absatz 5 von Artikel 20 E-VDSG ist 
ersatzlos zu streichen.  


22   Es ist in der Verordnung klarzustel-
len, wann die Auskunftserteilungs-
Frist von 30 Tagen zu laufen be-
ginnt. Dabei sind u.a. folgende Fälle 
zu berücksichtigen:  


• Die Frist beginnt nicht mit Ein-
gang des Begehrens zu laufen, 
sondern erst wenn der Antrag-
steller einwandfrei identifiziert 
werden konnte (wenn z.B. eine 
Ausweiskopie fehlt, läuft die Frist 
noch nicht). 


• Die Frist beginnt erst zu laufen, 
wenn das Begehren keiner Präzi-
sierung mehr bedarf. Wenn aus 
dem Auskunftsbegehren bei-
spielsweise nicht hervorgeht, um 
welche Daten es dem Betroffe-
nen geht und der Verantwortliche 
um Klarstellung ersucht, beginnt 
die Frist erst nach erfolgter Klar-
stellung zu laufen. 


• Wenn die Auskunftserteilung 
nicht kostenlos erfolgen kann 
(Art. 23 Abs. 1 E-VDSG), muss 
die betroffene Person vor der 
Auskunftserteilung über die Höhe 
der Kostenbeteiligung in Kennt-
nis gesetzt werden (Art. 23 Abs. 
3 E-VDSG). Sie kann dann ihr 


In Artikel 22 E-VDSG ist klar zu be-
zeichnen, wann die dreissigtägige 
Frist für die Auskunftserteilung zu 
laufen beginnt.  
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Gesuch innert zehn Tagen zu-
rückziehen. Die Frist von 30 Ta-
gen für die Auskunftserteilung 
beginnt damit erst nach Ablauf 
der Rückzugsfrist zu laufen. 


23 2  Gemäss Art. 25 Abs. 6 nDSG kann 
der Bundesrat eine Beteiligung an 
den Kosten der Auskunftserteilung 
vorsehen, wenn die Auskunftsertei-
lung mit einem unverhältnismässi-
gen Aufwand verbunden ist.  


Bereits «normale» Auskunftsbegeh-
ren (also solche, die keinen unver-
hältnismässigen Aufwand im Sinne 
des Gesetzgebers verursachen) 
dürften regelmässig einen Aufwand 
verursachen, der deutlich über dem 
Betrag vom CHF 300 liegt, der in Art. 
23 Abs. 2 E-VDSG vorgesehen ist. 
Das bedeutet, dass über das Nor-
male hinausgehende Begehren 
rasch einmal einen Aufwand von vie-
len tausend oder zehntausend Fran-
ken verursachen können. Hierfür nur 
eine Kostenbeteiligung von CHF 300 
vorzusehen, wird der gesetzlichen 
Bestimmung von Art 25 Abs. 6 
nDSG nicht gerecht, da der Kosten-
deckel in keinem vernünftigen Ver-
hältnis zum effektiven Aufwand 
steht. Die vorgesehene starre Be-
grenzung bei CHF 300 ist daher 
durch eine Regelung zu ersetzen, 
welche den im Einzelfall konkret an-
fallenden Kosten besser bzw. ange-
messen gerecht wird.  


Die Beteiligung der betroffenen Per-
son an den Kosten der Auskunftser-
teilung ist in der VDSG im Verhältnis 
zum für die Auskunftserteilung ange-
fallenen Aufwand zu regeln.   


Formulierungsvorschlag:  


«Die Angemessenheit der Kostenbe-
teiligung misst sich am tatsächlich 
für die Auskunftserteilung entstande-
nen Aufwand» 


 


 


 


 


 


 


 


24   Die Datenportabilität wurde erst in 
der parlamentarischen Beratung ins 
nDSG eingefügt. Art. 28 nDSG ist da-
bei insofern im DSG sachfremd, als 
damit keine datenschutzrechtlichen 
Interessen verfolgt werden. Die in 
Art. 24 E-VDSG vorgesehene ana-
loge Anwendung der Art. 20 bis 23 
E-VDSG auf die Datenherausgabe 
und die Datenübertragung ist daher 
nicht passend bzw. greift zu kurz.  


Von den in Artikel 24 E-VDSG vorge-
nommenen Verweisen ist abzuse-
hen. Wo nötig sind spezifische bzw. 
eigenständige Ausführungsbestim-
mungen zur Datenportabilität zu er-
lassen.  


 
 
 
 
 
 
 
 
 







 
  


 


Seite 15 


4. Kapitel: Besondere Bestimmungen zur Datenbearbeitung durch private Personen  
 


Art. Abs. Bst. Kritikpunkt / Anregung  
Anpassungs-/ Formulierungsvor-


schlag 


25   Die Kompetenzen des Datenschutz-
beauftragten nach DSGVO und des 
Datenschutzberaters nach nDSG/     
E-VDSG sind unterschiedlich. 


Die Abgrenzung zwischen dem Da-
tenschutzberater und dem Verant-
wortlichen ist nicht klar, wenn ein 
Unternehmen nach Art. 37 DSGVO 
bereits über einen Datenschutzbe-
auftragten verfügt.  


Es wäre eine Klärung auf Verordnungs-
stufe für diejenigen Konstellationen 
sinnvoll, in denen ein Unternehmen be-
reits über einen Datenschutzbeauftrag-
ten nach DSGVO verfügt.  


 


25 1  Aus dem nDSG ergibt sich keine 
Pflicht zur Ernennung einer Daten-
schutzberaterin/eines Datenschutzbe-
raters. Die in Art. 25 Abs. 1 enthaltene 
Formulierung «Die Datenschutzberate-
rin […] muss folgende Aufgaben wahr-
nehmen» suggeriert jedoch, dass eine 
solche Pflicht besteht. Die Formulie-
rung ist daher anzupassen.   


Formulierungsvorschlag:  


«Die Datenschutzberaterin oder der 
Datenschutzberater eines privaten 
Verantwortlichen nimmt muss fol-
gende Aufgaben wahr wahrnehmen:» 


 


 
 
 


6. Kapitel: Eidgenössischer Datenschutz- und Öffentlichkeitsbeauftragter  
 


Art. Abs. Bst. Kritikpunkt / Anregung  
Anpassungs-/ Formulierungsvor-


schlag 


45   Wird der EDÖB gegenüber einer pri-
vaten Person tätig, so soll er diese 
vorab über die voraussichtlichen 
Gebühren für seine Tätigkeit infor-
mieren.  


Formulierungsvorschlag:  


«Der Verantwortliche ist über die er-
wartete Höhe der Gebühren vorab 
in Kenntnis zu setzen» 


 


Wir danken Ihnen für die Prüfung unserer Ausführungen sowie für die Berücksichtigung unserer Überle-
gungen und Anliegen. Gerne stehen wir Ihnen für Rückfragen bzw. zur Erläuterung unserer Eingaben zur 
Verfügung.   
 


 


Freundliche Grüsse 


Swiss Payment Association 


  


 


 


Roland Zwyssig Dr. Thomas Hodel 


Präsident  Geschäftsführer 
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Per Mail: jonas.amstutz@bj.admin.ch 


Bern, 13. Oktober 2021 


Entwurf zur Totalrevision der Verordnung zum Bundesgesetz über den Datenschutz (VDSG)  


Sehr geehrte Damen und Herren 


 


Wir danken Ihnen für die Gelegenheit, zum Entwurf zur Totalrevision der Verordnung zum Bundesge-


setz über den Datenschutz (VDSG) Stellung nehmen zu können. Der Schweizerische Städteverband 


vertritt die Städte, städtischen Gemeinden und Agglomerationen in der Schweiz und damit gut drei 


Viertel der Schweizer Bevölkerung. 


 


 


1. Allgemeine Einschätzung 


Der Städteverband ist mit der Stossrichtung der neuen Datenschutzgesetzgebung hin zu mehr Trans-


parenz und Selbstbestimmungsrecht für die Nutzerinnen und Nutzer einverstanden. Unsere Mitglied-


städte begrüssen die Bestimmungen, die die Entwicklungen der technologischen Verhältnisse und des 


europäischen Rechts aufnehmen. 


Für die Schweizer Wirtschaft ist die Sicherstellung der Kompatibilität mit dem europäischen Recht 


zentral. Hiesige Unternehmen, die in der EU tätig sind und eine nDSG/VDSG-konforme Datensicher-


heit gewährleisten, sollen davon ausgehen können, dass sie damit auch die Mindestanforderungen im 


EU-Raum erfüllen und umgekehrt. Die Schweiz soll weiterhin von der EU als Drittland mit angemesse-


nem Datenschutz anerkannt werden, denn davon hängt die wirtschaftliche Position und die Wettbe-


werbsfähigkeit der Schweiz entscheidend ab. Ohne freien Datenfluss würden sich für Schweizer Un-


ternehmen erhebliche Wettbewerbsnachteile ergeben. 


Dabei müssen sich die administrativen Belastungen und die mit der Umsetzung der Datenschutzvor-


gaben verbundenen Kosten – insbesondere für KMUs – jedoch in einem vertretbaren Rahmen bewe-


gen.  


Der Städteverband ist zudem überzeugt, dass der sichere Umgang mit personenbezogenen Daten 


das Vertrauen der Bevölkerung in digitale Technologien stärkt. Ein verbesserter Datenschutz kann so-


mit auch die fortschreitende Digitalisierung stärken.  
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2. Bemerkungen zu konkreten Artikeln 


Trotz der grundsätzlichen Unterstützung sind aus dem Kreis unserer Mitglieder mehrere kritische Be-


merkungen eingegangen, die wir Ihnen im Folgenden gerne zukommen lassen: 


- Sorgfaltspflichten/Dokumentationspflichten: Im revidierten Datenschutzgesetz fehlen weitgehend 


Pflichten, Dokumentationen zu führen und aufzubewahren. Die Botschaft hielt fest, "anstelle einer 


allgemeinen Dokumentationspflicht wurde eine Bestimmung über ein Verzeichnis der Bearbei-


tungstätigkeiten eingefügt. Die Vernehmlassung hat ergeben, dass eine allgemeine Dokumentati-


onspflicht zu wenig definiert ist”. Der Gesetzgeber hatte demnach bewusst entschieden, be-


stimmte Dokumentationspflichten im Gesetz zu regeln und bei anderen darauf zu verzichten. Der 


vorliegende Entwurf der Verordnung sieht nun mehrere solche Pflichten vor (Art. 3 Abs. 4: Aufbe-


wahrung von Systemlogs für zwei Jahre; Art. 18 Abs. 5: Aufbewahrung von Datenschutzfolgenab-


schätzungen für zwei Jahre; Art. 19 Abs. 5: Aufbewahrung der Dokumentation von Sicherheitsver-


letzungen für drei Jahre; Art. 20 Abs. 5: Aufbewahrung der Gründe für eine Einschränkung bei Be-


troffenenrechten für mindestens drei Jahre), die kumuliert von grosser Relevanz sind, und unseres 


Erachtens nach einer gesetzlichen Regelung rufen.  


- Art. 3 Abs. 4, Zweckbindung der Verwendung von Systemlogs: Diese hätte auf formeller Geset-


zesstufe verankert werden müssen. Sie widerspricht dem Zweckbindungsgrundsatz, der an die 


vom Verantwortlichen transparent gesetzten Zwecke anknüpft. Danach spricht nichts dagegen, 


dass ein Verantwortlicher die sog. Logs überwacht und evaluiert, z.B. zu Analysezwecken, wenn 


er dies ausdrücklich in der Datenschutzerklärung auch deklariert bzw. beschreibt. 


- Art. 13, Modalitäten der Informationspflichten: In Art. 19 des revidierten Datenschutzgesetzes ist 


die Informationspflicht für den Verantwortlichen verankert, indessen nicht für den Auftragsbearbei-


ter. Zudem ist eine eigene Informationspflicht des Auftragsbearbeiters nicht logisch und widersprä-


che dessen Weisungsbindung.  


- Art. 15 und 16, Information bei der Bekanntgabe von Personendaten und über die Berichtigung, 


Löschung usw.: Diese Informationspflicht hat keine Grundlage im revidierten Datenschutzgesetz, 


weder für Private noch für Bundesorgane, wäre in ihrer Umsetzung aber einschneidend. Eine sol-


che Pflicht dürfte nicht auf Verordnungsstufe geregelt werden. Zudem wird hier wieder, wie in Art. 


13, der Auftragsbearbeiter verpflichtet. Dabei müsste er Informationen bekanntgeben, die ihm gar 


nicht vorliegen. 
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Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Stellungnahme. Zusätzlich verweisen wir Sie gerne 


auf die ausführliche Stellungnahme der Stadt Lausanne (im Anhang), die wir Ihnen direkt zustellen. 


Freundliche Grüsse 


Schweizerischer Städteverband 


Präsident Direktor 


Kurt Fluri, Nationalrat Martin Flügel 


Stadtpräsident Solothurn 
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SUISA


per Mail an:
jonas.amstutz@,bj.ad min.ch
Eidgen. Departement für Justiz EJPD
Bundesamt für Justiz BJ


Direktionsbereich Öffentliches Recht


Fachbereich Rechtsetzungsprojekte l
3003 Bern


Zürich, 6. Oktober 2021
Wb/6540


VERNEHMLASSUNG


Totalrevision der Verordnung zum Bundesgesetz über den Daten-
schutz (E-VDSG)


Sehr geehrter Herr Direktor
Sehr geehrte Damen und Herren


Wir beziehen uns auf den am 23. Juni 2021 veröffentlichen Entwurf zur totalrevidierten Ver-


ordnung zum DSG von 2020 (E-VDSG), zu dem wir uns gerne wie folgt vernehmen lassen.


Allgemeines


Die VDSG ist eine unselbständige Verordnung, was bedeutet, dass sie lediglich Ausfüh-
rungsvorschriften zum DSG enthalten darf. Damit im Widerspruch stehen einige im E-
VDSG enthaltene neue substanzielle Verpflichtungen der Verantwortlichen und Auftrags-
bearbeiter. Teilweise werden diese Verpflichtungen vorgeschlagen, obwohl sie vom Parla-
ment explizit abgelehnt wurden. Eine derartige Missachtung des gesetzgeberischen Willens
ist untragbar. Es handelt sich um folgende neue Verpflichtungen, die wegzulassen sind:
1 . Art. 4: Bearbeitungsreglement


Dieses stellt entgegen seiner systematischen Einordnung keine Massnahme der Da-
tensicherheit dar und kann daher nicht auf Art. 8 Abs. 3 nDSG abgestützt werden.


2. Art. 13: Informationspflicht des Auftragsbearbeiters
Diese Pflicht widerspricht Art. 19 Abs. 1 nDSG, nach dem sie nur die Verantwortlichen
trifft.


3. Art. 15 und 16: Informationspflichten gegenüber Datenempfängern
Beide Bestimmungen haben keine Grundlage im nDSG. Zudem wurde die Pflicht von
Art. 16 vom Parlament explizit nicht aus dem E-DSG übernommen.


Genossenschaft der utt'iet?er und Vetle2et von Musik
Coopmi}ive des «:iu!euts eL ediLeiits de musique
Coopero}iva degli ou}ori ed edi}ori di musico
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www.suisa.ch, suisü@suisa.ch, MwSj.-Nr: CHE-l05.838.471 MWST
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4. Art. 18, 19 Abs. 5 und 20 Abs. 5: Dokumentations- und Aufbewahrungspflichten
Derartige Pflichten benötigen eine Grundlage im Gesetz. Bereits in der Botschaft zum
DSG wurde auf derartige Pflichten verzichtet; dem ist das Parlament gefolgt. Sie jetzt
auf dem Verordnungsweg doch noch einzuführen, geht nicht an.


Zu einzelnen Bestimmungen


Art. 2 - Schutzziele der Massnahmen zur Datensicherheit


Art. 8 Abs. 3 nDSG spricht von «Mindestanforderungen>» an die Datensicherheit, welche in
der Verordnung zu erlassen sind. Vorgeschlagen werden in Art. 2 E-VDSG nun jedoch zu
erreichende, umfangreiche sowie rigid und detailliert formulierte «<Schutzziele», was nicht
das gleiche ist. Vor dem Hintergrund der Strafbarkeit gemäss Art. 61 lit. c nDSG gehen sie
viel zu weit. Sie sind deshalb zu streichen, oder zumindest ist zu statuieren, dass sie «an-


zustreben» (statt «zu erreichen») sind.


Art. 6 - Modalitäten der Datenbearbeitung durch Auftragsbearbeiter
Dass der Verantwortliche die vertrags- oder gesetzesgemässe Bearbeitung durch den Auf-
tragsbearbeiter «sicherstellen» muss, impliziert eine Kausalhaftung. Das hat keine Grund-
lage im Gesetz und geht daher zu weit. Es kann lediglich verlangt werden, dass der
Verantwortliche entsprechende angemessene und zumutbare Vorkehren trifft oder dazu
Sorge trägt, dass Auftragsbearbeiter die Daten vertrags- und gesetzeskonform bearbeiten.


Art. 9 - Datenschutzklauseln und spezifische Garantien bei Auslandbekanntgabe
Die lit. j. und k. dehnen auf dem Verordnungsweg mittelbar verschiedene Verpflichtungen
auf den Empfänger von Daten im Ausland aus. Eine solche Ausdehnung bedarf einer
Grundlage in einem formellen Gesetz.
Lit. j. und k. Ziff. 1 widersprechen gar Art. 19 Abs. 4 bzw. 25 Abs. 1 nDSG. Denn diese
beiden Gesetzesbestimmungen legen den Umfang der Informations- und der Auskunfts-
pflicht abschliessend fest.
Im weiteren würde lit. k zu einer extraterritorialen Geltung von Schweizer Recht führen, was
völkerrechtswidrig und von daher gar nicht durchsetzbar ist.
Schliesslich ist lit. j rein praktisch oft undurchführbar, weil der Datenempfänger im Ausland
je nach erhaltenen Daten die betroffenen Personen und ihre Adressen nicht kennt, um sie
zu informieren.


Beide Bestimmungen sind daher zu streichen.


Art. 13 - Modalitäten der Informationspflichten
Bei dieser Bestimmung sollte hinzugefügt werden, dass die Information auf einer Website
des Verantwortlichen sowie das Anbringen der notwendigen Hinweise auf die Website in
der Regel genügend sind, um den Informationspflichten nachzukommen. Eine solche Re-
gelung erscheint heutzutage zumutbar.


Art. 19 - Meldung von Verletzungen der Datensicherheit
Unklar ist, in welchem Verhältnis Abs. 3 zu Art. 24 Abs. 4 nDSG steht. Danach ist die be-
troffene Person nur zu informieren, «wenn es zu ihrem Schutz erforderlich ist oder der


EDÖB es verlangt.» Diese Einschränkung sollte ausdrücklich in die VDSG Eingang finden.
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Art. 23 - Ausnahmen von der Kostenlosigkeit der Auskunft
Die in Abs. 2 festgelegte Kostenbeteiligung von maximal CHF 300 ist unrealistisch tief. Sie
trägt dem Umstand keineswegs Rechnung, dass eine umfangreiche Recherche in grossen
Unternehmen oder Konzernen rasch in die Zehntausende von Franken gehen kann. Eine
so tiefe Limite ist vor allem auch im Hinblick auf den Schutz der Interessen der betroffenen


Personen kontraproduktiv: Wenn die Kostenbeteiligung dem Missverhältnis der Interessen
wie vom Gesetzgeber intendiert Rechnung tragen soll, kann sich der Verantwortliche viel
eher auf das Missverhältnis berufen und eine Kostenbeteiligung verlangen. Deswegen ist
die Limite entweder ganz zu streichen oder substanziell zu erhöhen.


Angemessen scheint hingegen, vom Verantwortlichen zu verlangen, dass, wenn er eine
Kostenbeteiligung verlangt, deren Höhe dem Antragsteller bekanntgibt, bevor er das Aus-
kunftsbegehren bearbeitet, damit der Antragsteller weiss, worauf er sich einlässt und er
Gelegenheit hat, sein Auskunftsbegehren zurückzuziehen.


Wir danken Ihnen für die unseren Ausführungen entgegengebrachte Aufmerksamkeit und
ersuchen Sie um wohlwollende Berücksichtigung unserer Anliegen.


Mit freundlichen Grüssen


SUISA


7, &'l4 t,'? 'i,-
Bernhard Wittweiler


RA Dr. iur., Abteilungsleiter Rechtsdienst
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Zürich, 13. Oktober 2021 


 


Totalrevision der Verordnung zum Bundesgesetz über den Datenschutz  


 


Sehr geehrte Damen und Herren 


 


Wir danken Ihnen für die Vernehmlassung zur Totalrevision der Verordnung zum Bundesgesetz über den Da-


tenschutz (E-VDSG). Das Versicherungsgeschäft ist von der Revision des Datenschutzrechts direkt betroffen. 


Für den Schweizerischen Versicherungsverband SVV ist deshalb die Revision dieser Verordnung von zentraler 


Bedeutung:  


 


− Der Umgang mit Kundendaten bildet eine unentbehrliche Grundlage des Versicherungsgeschäfts. Versiche-


rer sind auf die Daten ihrer Kundinnen und Kunden angewiesen und die Kunden darauf, dass Versicherer 


ihre Daten bearbeiten: Dies gilt beim Abschluss eines Versicherungsvertrags, während des Vertrags und im 


Schaden- bzw. Leistungsfall sowie für Aktivitäten im Bereich des Marketings. 


− Zudem sind Mitgliedgesellschaften des SVV im Sozialversicherungsbereich an der Durchführung von obli-


gatorischen Versicherungen beteiligt.  


 


Gerne nehmen wir deshalb die Gelegenheit wahr, zur E-VDSG Stellung zu nehmen: 


 


− Zu beachten gilt, dass die Versicherungsbranche in doppelter Hinsicht von der Vorlage betroffen ist, da für 


die Assekuranz sowohl die Vorgaben der E-VDSG für die Privatwirtschaft als auch die Vorgaben der E-


VDSG für die Bundesorgane Geltung haben. Wie eingangs erwähnt, sind Mitgliedgesellschaften des SVV 


im Sozialversicherungsbereich an der Durchführung von obligatorischen Versicherungen beteiligt. Wir wür-


den es daher begrüssen, wenn in der Verordnung eine Differenzierung innerhalb der Bundesorgane vorge-


nommen würde (soweit dies auf dieser Normstufe möglich ist). So machen gewisse Bestimmungen für Bun-


desorgane im Strafrechtsbereich Sinn, nicht jedoch für Bundesorgane im Sozialversicherungsbereich (siehe 


z.B. die pauschale Protokollierungspflicht für Bundesorgane gemäss Art. 3 Abs. 2 E-VDSG für alle automa-


tisierten Datenbearbeitungen, die der SVV für den Sozialversicherungsbereich ablehnt). 


− Ein weiterer grundsätzlicher Punkt betrifft die Inkraftsetzung des neuen Rechts: Die Totalrevision des Da-


tenschutzrechtsrechts bringt markante Änderungen und zahlreiche neue Verpflichtungen für die Unterneh-


men mit sich. Dies verlangt nach einer angemessenen Umsetzungsfrist. Zumal im neuen DSG keine Über-


gangsfristen vorgesehen sind und das neue Recht (totalrevidiertes DSG samt totalrevidiertem Verordnungs-


recht) bei dessen Inkrafttreten bereits vollständig implementiert sein muss. Dies sollte bei der Festlegung 


des Inkraftsetzungstermins berücksichtigt werden. Für die Umsetzungsarbeiten in den Unternehmen 
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erachten wir einen Zeitraum von mindestens einem Jahr, laufend ab Feststehen/Veröffentlichung der defini-


tiven Fassung der Verordnung, als notwendig. 


 


Für diese und weitere zentrale Anliegen der Assekuranz erlauben wir uns, Ihnen unsere Änderungsvorschläge 


und Überlegungen in der beiliegenden Unterlage zukommen zu lassen. Aufgrund der vielen von uns als not-


wendig erachteten Anpassungen lehnen wir den vorliegenden Verordnungsentwurf klar ab (siehe die beilie-


gende Unterlage mit den Anpassungsvorschlägen des SVV). Abschliessend verweisen wir auch auf die Stel-


lungnahme von economiesuisse, welche sich ebenfalls ablehnend äussert und deren Haltung wir teilen. 


 


Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Vorschläge bei der weiteren Behandlung der Vorlage. Gerne 


stehen wir Ihnen für Rückfragen zur Verfügung. 


 


 


Freundliche Grüsse 


Schweizerischer Versicherungsverband SVV 


 


 


 


  


 


Sandra Kurmann 


Leiterin Bereich Finanz und Regulierung 


Franziska Streich 


Fachverantwortliche Recht 
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Stellungnahme SVV zur Totalrevision der Verordnung zum DSG (E-VDSG)             Beilage 


 


Die prioritären Anträge des SVV sind in der nachstehenden Tabelle blau gekennzeichnet. 


 


E-VDSG Anträge SVV Begründung 


Art. 2 


Bst. b 


Ändern 


b. Zugangskontrolle: Der Zugang zu den Einrichtungen und An-


lagen, in denen Personendaten bearbeitet werden, wird unbe-


fugten Personen verwehrt. 


• Gemäss dem erläuternden Bericht soll mit dem Begriff «Anlagen» zum Ausdruck kommen, dass 


auch der Zugang zu mobilen Bearbeitungsanlagen zu unterbinden ist. Dazu gehören gemäss 


erläuterndem Bericht beispielsweise Mobiltelefone oder Tablets (siehe erläuternder Bericht, 


Seite 18).  


• Eine Zugangskontrolle zu Mobiltelefonen oder Tablets ist nicht umsetzbar. Hier muss die Zu-


griffskontrolle gemäss Art. 2 Bst. a E-VDSG ausreichen. Wichtig ist, dass sich keine unberech-


tigten Personen Zugriff auf mobile Geräte verschaffen können. Siehe beispielsweise die Home-


officepflicht infolge Covid-19: Nicht jeder Mitarbeitende verfügt über eine eigene Wohnung, wo 


der Zugang zu mobilen Geräten kontrolliert erfolgen kann. 


 


Art. 2 


Bst. c, d 


und g 


Ändern  


c. Datenträgerkontrolle: Das Lesen, Kopieren, Verändern, Ver-


schieben Bearbeiten von Personendaten auf dem Datenträger 


oder das Entfernen von Datenträgern wird unbefugten Perso-


nen verunmöglicht.  


d. Speicherkontrolle: Unbefugte Eingabe in den Bearbeiten der 


Personendaten im Datenspeicher sowie unbefugte Einsicht-


nahme, Veränderung oder Löschung gespeicherter Personen-


daten wird verhindert. 


• Anstelle einer Aufzählung der Bearbeitungsschritte schlagen wir vor, den Oberbegriff des Be-


arbeitens zu verwenden. Mit dem Begriff des Bearbeitens werden sämtliche Möglichkeiten 


abgedeckt. Der Begriff ist auch deckungsgleich mit dem neuen DSG (siehe Art. 2 und 5). 


• Es ist nicht klar, ob sich das Bearbeiten auf den Datenträger bezieht oder auf die darin ent-


haltenen Daten. Es sollte zwischen dem Bearbeiten des Datenträgers und den darin enthalte-


nen Daten differenziert werden. 


• Es ist nicht klar, was der Unterschied zwischen Datenträger (Bst. c) und Datenspeicher (Bst. 


d) ist. 
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E-VDSG Anträge SVV Begründung 


g. Eingabekontrolle: In automatisierten Systemen kann über-


prüft werden, welche Personendaten zu welcher Zeit und von 


welcher Person eingegeben oder verändert bearbeitet wurden. 


 


Art. 3 


Abs. 1 


Ändern  


1 Ergibt sich aus der Datenschutz-Folgenabschätzung, dass bei 


der automatisierten Bearbeitung von Personendaten trotz der 


vom Verantwortlichen vorgesehenen Massnahmen noch ein ho-


hes Risiko für die Persönlichkeit oder die Grundrechte der be-


troffenen Personen besteht, protokollieren der private Verant-


wortliche und dessen Auftragsbearbeiter zumindest folgende 


Vorgänge: das Speichern, Verändern, Lesen, Bekanntgeben, 


Löschen oder Vernichten.  


 


• Auf die Protokollierung des «Lesen», da kaum umsetzbar, ist zu verzichten. 


Art. 3 


Abs. 2 


Streichen • Mitgliedgesellschaften des SVV sind im Sozialversicherungsbereich an der Durchführung von 


obligatorischen Versicherungen als Bundesorgane beteiligt.  


• Eine pauschale Protokollierungspflicht der Bundesorgane für alle automatisierten Bearbeitun-


gen von Personendaten lehnen wir ab. Es fehlt hierfür eine Rechtfertigung bzw. im erläuternden 


Bericht (Seite 20) wird auf Art. 25 der EU-Richtlinie 2016/680 verwiesen. Sollte wegen dieser 


EU-Bestimmung aus Äquivalenzgründen eine einschlägige Regelung auf Verordnungsstufe not-


wendig sein, ist diese auf den Strafrechtsbereich zu limitieren.  


• Für den Nicht-Strafrechtsbereich, z.B. den Sozialversicherungsbereich, sollte Absatz 1 zur 


Anwendung kommen. 
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Art. 3 


Abs. 4 


Ändern 


4 Die Protokolle sind während einem zwei Jahren getrennt vom 


System, in welchem die Personendaten bearbeitet werden, auf-


zubewahren und vor nachträglicher Veränderung zu schützen. 


Sie sind ausschliesslich den Organen oder Personen zugäng-


lich, denen die Überwachung der Datenschutzvorschriften oder 


die Wiederherstellung der Vertraulichkeit, Integrität, Verfügbar-


keit und Nachvollziehbarkeit der Daten obliegen, und dürfen nur 


für diesen Zweck verwendet werden. 


 


• Es ist die geltende Aufbewahrungsfrist von einem Jahr beizubehalten (siehe Art. 10 Abs. 2 


VDSG).  


• Die Begründung, wonach Cyber-Angreifer in der Regel länger in einem System aufhalten, ohne 


erkennbaren Schaden anzurichten, ist nicht stichhaltig für eine Erhöhung der Aufbewahrungs-


frist. Wenn ein Angreifer nur beobachtet, ohne Veränderungen vorzunehmen, dann sieht man 


das nicht und schafft mit einer Verlängerung der Aufbewahrungsfrist nur einen Mehraufwand. 


Die Herausforderung dabei ist, die gesammelten Protokolldaten sinnvoll auszuwerten. Eine 


Auswertungslösung, wie beispielsweise Splunk, erfordert bei einer grösseren Datenmenge eine 


Erweiterung der Lizenz, was mit hohen zusätzlichen Kosten verbunden ist, ohne dass dadurch 


ein höheres Schutzniveau erreicht wird.  


• Nicht zielführend ist auch das Erfordernis einer getrennten Aufbewahrung, da sich ein Angreifer 


auch in getrennten Systemen gleichzeitig bewegen kann. Zielführender wäre eine Vorgabe, wo-


nach die Protokolle vor nachträglicher Veränderung zu schützen sind. Im Übrigen kann mit der 


Protokollierung alleine wohl kaum ein Cyberangriff aufgedeckt werden. Es braucht dafür eine 


Korrelation über verschiedene Systeme hinweg, angefangen beim Client, mit dem die Benutzer 


arbeiten, über Server und Datenbanken, auf die sie zugreifen, bis hin zu Netzwerkaktivitäten, 


welche dann in der Korrelation als Anomalie entdeckt werden können. 


 


Art. 4 Streichen • Für das in Art. 4 E-VDSG vorgesehene Bearbeitungsreglement für private Personen fehlt eine 


gesetzliche Grundlage. Wichtiges wie Pflichten gehören ins Gesetz (Art. 164 Bundesverfas-


sung). Eine solche zusätzliche Pflicht hätte im Gesetz selber geregelt werden müssen.  


• Es genügt das Führen eines Verzeichnisses der Bearbeitungstätigkeiten, wie dies der Ge-


setzgeber in Art. 12 neues DSG statuiert. 
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• Art. 4 E-VDSG führt zu einem grossen und unnötigen Dokumentationsaufwand, da Angaben 


doppelt (im Bearbeitungsreglement und im Bearbeitungsverzeichnis) geführt werden müss-


ten.  


• Ein Mehrwert des Bearbeitungsreglements im Sinne der Transparenz ist nicht ersichtlich. Zu-


mal mit dem Verzeichnis der Bearbeitungstätigkeiten ein Instrument geschaffen wurde, wel-


ches das Reglement ersetzt und im Falle von Bundesorgangen ebenfalls dem EDOEB gemel-


det werden muss. Es ist unverständlich, warum das Reglement nun über die Verordnung 


durch die Hintertüre eingeführt werden soll, vor allem, wenn gewisse Angaben sich sogar aus 


dem Verzeichnis «kopiert» werden soll, was jedoch kaum so einfach umsetzbar sein wird.  


• Die technischen und organisatorischen Massnahmen sind Pflichten des Verantwortlichen, wie 


auch die Protokollierung der Zugriffsberechtigungen und der Zugriffe, womit sich eine Publika-


tion erübrigt. Im Gegenteil wird sogar ein Risiko für die Verantwortlichen geschaffen, wenn be-


troffene Personen versuchen, über das Auskunftsbegehren Einsicht in das Reglement zu erhal-


ten.  


• Weitere Angaben im Reglement müssen über die Informationspflichten ohnehin erfüllt werden. 


Mit einem Bearbeitungsreglement wird nur ein zusätzlicher administrativer Aufwand geschaffen, 


der keinen zusätzlichen Nutzen für die betroffenen Personen bringt.  


• Aus diesen Gründen ist auf ein zusätzliches Bearbeitungsreglement zu verzichten.  


 


Art. 5  Streichen • Siehe Begründung unter Artikel 4. 


• Konsequenterweise sollte bei einer Streichung von Art. 5 auch Art. 84b KVG bei einer künftigen 


Revision des KVG entsprechend angepasst werden. 


 


Art. 6 


Abs. 1 


Ändern • Der Verantwortliche kann nicht sicherstellen, sondern bloss für die vertrags- und gesetzesge-


mäss Bearbeitung sorgen (lassen). 







 


 5 / 11 


E-VDSG Anträge SVV Begründung 


1 Der Verantwortliche, der die Bearbeitung von Personendaten 


einem Auftragsbearbeiter überträgt, bleibt für den Datenschutz 


verantwortlich. Er muss sicherstellen sorgt dafür, dass die Da-


ten vertrags- oder gesetzesgemäss bearbeitet werden. 


 


• Unklar ist, warum «auftragsgemäss» gemäss geltendem Art. 22 VDSG durch «vertrags- oder 


gesetzesgemäss» ersetzt werden soll. 


Art. 6 


Abs. 2 


 • Wir gehen davon aus, dass in Bezug auf Art. 6 Abs. 2 E-VDSG die Länderliste im Anhang 1 


der revidierten VDSG Anwendung findet. 


 


Art. 6 


Abs. 3 


Ändern 


3 Handelt es sich beim Verantwortlichen um ein Bundesorgan, 


so darf der Auftragsbearbeiter die Datenbearbeitung einem Drit-


ten übertragen, wenn das Bundesorgan dies schriftlich oder in 


einer anderen Form, die den Nachweis durch Text ermöglicht, 


genehmigt hat oder nicht innert angemessener Frist wider-


spricht. 


• Im Zuge der fortschreitenden Digitalisierung sollte neben der Schriftform (Erfordernis der ei-


genhändigen Unterschrift gemäss OR) alternativ auch Textform möglich sein (siehe z.B. revi-


diertes VVG, das per 1. Januar 2022 in Kraft tritt und neu grossmehrheitlich die Textform al-


ternativ neben der Schriftform vorsieht). 


• Zudem sollte anstelle einer Genehmigung alternativ auch ein Widerspruchsvorbehalt möglich 


sein. 


 


Art. 7 Streichen • Eine zusätzliche Informationspflicht des Bundesorgans an dessen Datenschutzberater/-in ist 


nicht notwendig, da der Datenschutzberater/-in bei der Anwendung des Datenschutzrechts 


gemäss neuem DSG mitwirkt. 


• Bundesorgane bzw. im Sozialversicherungsbereich tätige Versicherer verfügen über zahlrei-


che Verträge, welche eine Auftragsdatenbearbeitung beinhalten. Diesbezüglich ist ein risiko-


basierter Ansatz zu wählen. Der Datenschutzberater/-in kennt aufgrund des Verzeichnisses 


der Bearbeitungstätigkeiten die risikobehafteten Bearbeitungen. Eine zusätzliche Informati-


onspflicht des Bundesorgans an dessen Datenschutzberater/-in, wie in Art. 7 vorgesehen, 


schafft keinen Mehrwert für die betroffenen Personen und ist nicht notwendig.  
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Art. 9 


Abs. 1 


Bst. j 


Streichen  • Es ist nicht Aufgabe des Auftragsverarbeiters, die betroffenen Personen zu informieren. Dies 


ist Aufgabe des Verantwortlichen. 


 


Art. 13 


Abs. 1 


Ändern 


1 Der Verantwortliche und der Auftragsbearbeiter teilen die In-


formation über die Beschaffung von Personendaten in präziser, 


verständlicher und leicht zugänglicher Form mit, wobei ein Ver-


weis auf eine Datenschutzerklärung auf der Website oder auf 


allgemeine Geschäftsbedingungen ausreichend ist. 


• Eine Informationspflicht des Auftragsbearbeiters ist nicht praktikabel und unnötig. Der Auf-


tragsbearbeiter erledigt seine Aufgaben nach Weisung und ausschliesslich nach dem vom 


Verantwortlichen vorgegebenen Zweck. Es gibt keinen Anlass, eine Informationspflicht des 


Auftragsbearbeiters auf Stufe Verordnung einzuführen. Hierfür gibt es auch keine gesetzliche 


Grundlage.  


• Im Interesse der Rechtssicherheit ist klarzustellen, wie der Informationspflicht nachgekommen 


werden kann. Der Verweis auf eine Website oder auf allgemeine Geschäftsbedingungen muss 


in der heutigen Zeit genügen.  


 


Art. 13 


Abs. 2  


Streichen 


 


• Diese Bestimmung ist in der vorgesehenen Formulierung unpraktikabel. 


• Es ist auch unklar, was maschinenlesbar bedeutet. 


 


Art. 14  Ändern  


Ist die betroffene Person nicht zur Auskunft verpflichtet, so 


weist das verantwortliche Bundesorgan sie bei einer systemati-


schen Beschaffung von Personendaten, insbesondere mittels 


Fragebogen, auf die Freiwilligkeit der Auskunftserteilung hin., 


sofern dies aus den Umständen nicht ersichtlich ist. 


 


• Die Freiwilligkeit kann auch aus den Umständen ersichtlich sein, so dass ein Hinweis nicht 


notwendig ist. 


 


Art. 15 Streichen • Art. 15 E-VDSG statuiert zusätzliche Informationspflichten. Für diese Zusatzpflichten fehlt 


eine gesetzliche Grundlage im neuen DSG. 


• Diese Pflicht scheint zudem nicht umsetzbar/nicht praktikabel. 







 


 7 / 11 
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• Letztlich ist es Sache der Unternehmen, die Einhaltung der Datenschutzgrundsätze sicherzu-


stellen. Bei gesetzlich vorgesehenen Datenbearbeitungen ist die Information ohnehin unnötig.  


 


Art. 16 Streichen • Diese Pflicht war ursprünglich in Art. 19 Bst. b Vorentwurf DSG enthalten, wurde dann aber 


gestrichen.  


• Sie kann entsprechend dem Verfassungsgrundsatz, wonach Wichtiges wie Pflichten ins Ge-


setz gehören (Art. 164 Bundesverfassung), nun nicht auf Stufe Verordnung wieder eingeführt 


werden. 


 


Art. 18 Ändern 


Der Verantwortliche muss die Datenschutz-Folgenabschätzung 


schriftlich oder in einer anderen Form, die den Nachweis durch 


Text ermöglicht, festhalten. Sie muss während zwei Jahren 


nach Beendigung der Datenbearbeitung aufbewahrt werden. 


• Siehe auch Ausführungen unter Art. 6 Abs. 3.  


• Schriftlichkeit ist weder erforderlich noch zeitgemäss (Digitalisierung). Neben der Schriftform 


(Erfordernis eigenhändiger Unterschrift gemäss OR) muss alternativ auch Textform möglich 


sein (siehe z.B. revidiertes VVG, das per 1. Januar 2022 in Kraft tritt und neu grossmehrheit-


lich die Textform alternativ neben der Schriftform vorsieht). 


 


Art. 19 


Abs. 5 


Ändern 


5 Der Verantwortliche muss die Verletzungen dokumentieren. 


Die Dokumentation muss alle mit den Vorfällen zusammenhän-


genden Tatsachen, deren Auswirkungen und die ergriffenen 


Massnahmen enthalten. Sie ist ab dem Zeitpunkt der Meldung 


nach Absatz 1 mindestens drei ein Jahre aufzubewahren. 


• Im E-VDSG finden sich unterschiedliche Aufbewahrungsfristen. Das ist umständlich, prozessual 


mühsam und wenig zweckmässig.  


• Eine einheitliche Aufbewahrungsfrist von einem Jahr erscheint angemessen.  


Art. 20 


Abs. 3 


Ändern 


3 Die Auskunft muss für die betroffene Person in einer Landes-


sprache oder Englisch und verständlich verfasst sein. 


• Sofern sich die Verständlichkeit auf die Sprache bezieht, so ist diese Anforderung auf die 


Landessprachen und Englisch zu begrenzen. Ansonsten müsste in jeder Sprache Auskunft 


gegeben werden. 
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Art. 20 


Abs. 4 


 


Ändern  


4 Der Verantwortliche muss die angemessenen Massnahmen 


treffen, um die Identifizierung der betroffenen Person sicherzu-


stellen und die Personendaten der betroffenen Person bei der 


Auskunftserteilung vor dem Zugriff unberechtigter Dritter zu 


schützen. Die betroffene Person muss bei ihrer Identifizierung 


mitwirken, ansonsten kann die Auskunft verweigert werden. 


 


• In Art. 20 Abs. 4 E-VDSG ist festzuhalten, dass bei fehlender Mitwirkung der betroffenen Per-


son, die Auskunft verweigert werden kann. 


Art. 20 


Abs. 5 


Ändern 


5 Der Verantwortliche hat die Gründe für eine Verweigerung, 


Einschränkung oder den Aufschub der Auskunft zu dokumentie-


ren. Die Dokumentation ist mindestens drei ein Jahre lang auf-


zubewahren. 


 


• Siehe Ausführungen zum Art. 19 E-VDSG.  


Art. 23 


Abs. 1 


Ändern 


1 Eine angemessene Beteiligung an den Kosten kann verlangt 


werden, wenn die Auskunftserteilung mit einem unverhältnis-


mässigen Aufwand verbunden ist. Weiter können bei mutwilli-


gen und wiederholt unbegründeten Anfragen Kosten auferlegt 


werden. 


 


• Mit einer Kostenauferlegung könnten Mehrfachanfragen oder querulatorische Anfragen redu-


ziert werden. 


Art. 23 


Abs. 2 


Ändern  


2 Die Beteiligung beträgt maximal 300 Franken. 


• Die Kostenbeteiligung sollte den Umständen Rechnung tragen. Eine Fixierung auf max. 300 


Franken ist nicht sachgerecht. Die max. Beteiligung ist angemessen zu erhöhen. 
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Art. 25 


Abs. 1 


Bst. a 


Ändern  


a. Sie oder er prüft die Bearbeitung von Personendaten sowie 


deren Voraussetzungen und empfiehlt Korrekturmassnahmen, 


wenn sie oder er feststellt, dass Datenschutzvorschriften ver-


letzt wurden. 


 


• Art. 25 Abs. 1 Bst. a E-VDSG ist entsprechend zu ändern, wonach der Datenschutzberater/-in 


nicht jede Bearbeitung prüfen muss. Es sollte ein risikobasierter Ansatz gelten. 


Art. 25 


Abs. 1 


Bst. b 


Ändern  


b. Sie oder er wirkt bei der Erstellung der Datenschutz-Folgen-


abschätzung mit und überprüft diese eine Datenschutz-Folgen-


abschätzung, jedenfalls dann, wenn der private Verantwortliche 


von der Konsultation des EDÖB im Sinne von Art. 23 Abs. 4 


DSG absehen will. 


 


• Es muss den Unternehmen überlassen werden, wie die Prozesse bei einer Datenschutz-Fol-


genabschätzung unternehmensintern organisiert werden. Wichtig ist lediglich, dass der Daten-


schutzberater/-in eine Überprüfung vornimmt (wie dies in Art. 25 Abs. 1 Bst. b E-VDSG vorge-


sehen ist).  


Art. 29 


Abs. 2 


Ändern  


2 Es veröffentlicht die Kontaktdaten der Datenschutzberaterin 


oder des Datenschutzberaters im Internet und teilt diese dem 


EDÖB mit. Die Kontaktmöglichkeit zur Datenschutzberaterin 


oder zum Datenschutzberater muss im Internet geteilt werden. 


 


• Der Name des Datenschutzberaters/-in sollte im Internet nicht veröffentlicht werden müssen. 


Es sollte einfach die Kontaktmöglichkeit zum Datenschutzberater im Internet ersichtlich sein. 


Art. 31  Streichen • Die Ernennung eines Datenschutzberaters/-in sollte auch für Bundesorgane freiwillig sein und 


ein entsprechender Anreiz geschaffen werden, dass eine Ernennung erfolgt. Anreiz könnte 


sein, dass z.B. eine Meldung der Bearbeitungsverzeichnisse unterbleiben kann.  


• Eine Informationspflicht der Bundesorgane gegenüber ihren Datenschutzberatern/-in bei Pro-


jekten zur automatisierten Datenbearbeitung wird abgelehnt. Diese Zusatzpflicht bringt keinen 
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Mehrwert für die betroffenen Personen und führt zu einem unnötigen administrativen Aufwand 


für die Bundesorgane. Hierfür fehlt auch eine gesetzliche Grundlage.  


 


Art. 32  Streichen • Bundesorgane müssen nach Art. 12 Abs. 4 neuem DSG die Verzeichnisse ihrer Bearbei-


tungstätigkeiten dem EDÖB melden. Eine zusätzliche Pflicht zur Meldung jeder geplanten au-


tomatisierten Datenbearbeitung bringt keinen Mehrwert für die betroffenen Personen, führt zu 


einem unnötigen administrativen Aufwand für die Bundesorgane und zu einer Aufblähung des 


staatlichen Apparates (siehe auch begrenzte personelle Ressourcen des EDÖB, der alle 


diese Meldungen sichten müsste).  


• Siehe auch Ausführungen unter Art. 31 E-VDSG.  


 


Art. 36 


 


Streichen  


Werden Personendaten zu nicht personenbezogenen Zwecken, 


insbesondere Forschung, Planung und Statistik, und gleichzei-


tig zu einem anderen Zweck bearbeitet, so sind die Ausnahmen 


nach Artikel 39 Absatz 2 DSG nur für die Bearbeitung zu den 


nicht personenbezogenen Zwecken anwendbar. 


 


• Es genügt Art. 39 des neuen DSG. Eine diesbezügliche Verordnungsbestimmung ist nicht 


notwendig.  


• Art. 36 E-VDSG stiftet nur Verwirrung und dient damit nicht der Rechtssicherheit. 


Art. 43  • Hinweis: vgl. zu Art. 32. Im Falle einer Streichung von Art. 32 ist Art. 43 entsprechend anzupas-


sen. 


 


Art. 47  • Hinweis: vgl. zu Art. 32. Im Falle einer Streichung von Art. 32 ist auch Art. 47 zu streichen. 


Art. 48 Umsetzungsfrist von mindestens einem Jahr zwischen 


Verabschiedung der Endfassung der Verordnung durch 


den Bundesrat und dem Inkraftsetzungstermin 


• Die Totalrevision des Datenschutzrechtsrechts bringt markante Änderungen und zahlreiche 


neue Verpflichtungen für die Unternehmen mit sich. Die Umsetzung des neuen Rechts stellt 


eine hochkomplexe und äusserst zeitaufwendige Arbeit dar.  
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• Das neue Recht verlangt unter anderem umfangreiche Anpassungen bei den Prozessen. 


Diese müssen zwischen den Geschäftsbereichen sauber koordiniert und in den IT-Systemen 


der Unternehmen abgebildet werden. Bei Prozess-/IT-Änderungen sind zudem angemessene 


Testzeiträume einzuplanen, um sicherzustellen, dass diese mit Inkraftsetzung des neuen 


Rechts zuverlässig live gehen können. Weiter sind zum Beispiel Kundendokumente/-unterla-


gen und Schulungsprogrammen und -materialien für die Mitarbeitenden zu überprüfen und 


anzupassen und Mitarbeiterschulungen durchzuführen.  


• Dies verlangt nach einer angemessenen Umsetzungsfrist. Zumal im neuen DSG keine Über-


gangsfristen vorgesehen sind und das neue Recht (totalrevidiertes DSG samt totalrevidier-


tem Verordnungsrecht) bei dessen Inkrafttreten bereits vollständig implementiert sein muss.  


• Für die Umsetzung des neuen Rechts muss die Veröffentlichung der Endfassung der Verord-


nung abgewartet werden. 


• Dies ist bei der Festlegung des Inkraftsetzungstermins zu berücksichtigen. Für die Umset-


zungsarbeiten in den Unternehmen erachten wir einen Zeitraum von mindestens einem Jahr, 


laufend ab Feststehen/Veröffentlichung der definitiven Fassung der Verordnung, als notwen-


dig. 
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Basel, 14. Oktober 2021  
ABA / NGR +58 330 62 42 
 


Stellungnahme zur Totalrevision der Verordnung zum Bundesgesetz über den Datenschutz (VDSG)  
 
Sehr geehrte Frau Bundesrätin  
Sehr geehrte Damen und Herren  
 
Wir beziehen uns auf die am 23. Juni 2021 eröffnete Vernehmlassung des Eidgenössischen Justiz- und 
Polizeidepartements zur Totalrevision der Verordnung zum Bundesgesetz über den Datenschutz (VDSG).  
 
Wir bedanken uns bestens für die Konsultation in dieser für die Finanzbranche wichtigen Vernehmlassung. 
Gerne nehmen wir die Gelegenheit zur Stellungnahme wahr und unterbreiten Ihnen nachfolgend unsere 
Anliegen. 


 


Die aus unserer Sicht wichtigsten Anliegen lauten wie folgt:  


1. Der Entwurf der VDSG (E-VDSG) muss eine reine Ausführungsverordnung sein. 
Er enthält stattdessen zusätzliche Regelungen, welche über eine blosse 
Konkretisierung des revidierten Datenschutzgesetzes (nDSG) hinausgehen. 
Zahlreiche vorgeschlagene Regelungen setzen sich mit sehr strikten, regelbasierten 
Pflichten in Widerspruch zur übergeordneten, bewusst und konsequent prinzipien- 
und risikobasierten gesetzlichen Ordnung und produzieren damit sehr viel unnötigen 
Aufwand, oder gehen über das Niveau der Europäischen Datenschutzgrund-
verordnung (EU-DSGVO) hinaus und schaffen dadurch unnötige, dem 
Regulierungsziel widersprechende und kontraproduktive "Swiss Finishes" zur EU-
DSGVO (so z.B. Art. 2, Art. 3 Abs. 1, Art. 4 Abs. 1, Art. 6 Abs. 1 und 2, Art. 9, Art. 13 
Abs. 1, Art. 15 bis 18, Art. 19 Abs. 5, Art. 20 Abs. 5, Art. 25 Abs. 1 Bst. b E-VDSG). 


2. Entgegen den Regelungen auf Stufe des nDSG werden einzelne Pflichten des 
Verantwortlichen gleichzeitig auch dem Auftragsdatenbearbeiter auferlegt 
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(Art. 4 Abs. 1 und Art. 13 Abs. 1 E-VDSG) und setzen damit auch einen 
kontraproduktiven "Swiss Finish" zur EU-DSGVO. 


3. Um eine faktische Aushöhlung der Feststellungskompetenz des Bundesrates sowie 
unterschiedliche Ergebnisse der Bewertung und eine damit einhergehende 
Rechtsunsicherheit zu vermeiden, muss ausdrücklich geregelt werden, dass 
die Staatenliste des Bundesrates (vgl. Art. 16 Abs. 1 nDSG und Art. 8 E-VDSG) für 
alle Akteure eine verbindliche Feststellung zur Angemessenheit des 
Datenschutzes darstellt. 


4. Die Pflicht zur Erstellung eines Bearbeitungsreglements ist weitgehend 
deckungsgleich mit den Anforderungen an das neu gemäss Art. 12 nDSG zu 
erstellende Verzeichnis der Bearbeitungstätigkeiten, was unnötigerweise 
Rechtsunsicherheit und unnötigen Doppelaufwand produziert. Diese Pflicht ist 
deshalb zu streichen. 


 
 
 


 


A. Einleitende Bemerkungen 


1. "Die Kompetenz zum Erlass gesetzesvertretender Verordnungen setzt eine entsprechende 
Delegationsnorm im Gesetz voraus (Art. 164 Abs. 2 BV). Auch wenn der Gesetzgeber davon 
abgesehen hat, der Exekutive derartige (beschränkte) Legislativfunktionen zu übertragen, obliegt es 
dem Bundesrat, die Gesetzgebung zu vollziehen (Art. 182 Abs. 2 BV). Der Anwendungsbereich von 
Ausführungs- und Vollziehungsverordnungen ist indes darauf beschränkt, die Bestimmungen des 
betreffenden Bundesgesetzes durch Detailvorschriften näher auszuführen und mithin zur 
verbesserten Anwendbarkeit des Gesetzes beizutragen. Ausgangspunkt sind Sinn und Zweck des 
Gesetzes; sie kommen in grundsätzlicher Weise durch die Bestimmung im formellen Gesetz zum 
Ausdruck (BGE 141 II 169 E 3.3)." 
 


2. Viele im Rahmen der vorliegenden Vernehmlassung vorgeschlagenen Bestimmungen der E-VDSG 
verstossen offensichtlich gegen diese etablierten Rechtssetzungsgrundsätze, indem sie eindeutig 
über eine blosse Konkretisierung des revidierten Datenschutzgesetzes (nDSG) hinausgehen. 
Zahlreiche vorgeschlagene Regelungen setzen sich mit engmaschigen und starr regelbasierten 
Pflichten in Widerspruch zur übergeordneten, bewusst und konsequent prinzipien- und risikobasiert 
gestalteten gesetzlichen Ordnung und produzieren dadurch sehr viel unnötigen Aufwand, oder 
gehen über das Niveau der EU-DSGVO hinaus und schaffen dadurch unnötige, dem zentralen 
Regulierungsziel der EU-Äquivalenz widersprechende und damit kontraproduktive "Swiss Finishes" 
zur EU-DSGVO. Vielfach schränken die vorgeschlagenen Regelungen auch den vom Parlament 
entsprechend – auch im Bereich Datenschutz – bewährter schweizerischer Regulierung mit 
prinzipien- und risikobasierten Ansätzen bewusst offen gehaltenen Regelungsrahmen mit 
regelbasierten Anforderungskatalogen stark ein. Dadurch wird entgegen Systematik sowie Sinn und 
Zweck des nDSG verhindert, dass jeder Verantwortliche unter Anwendung vernünftigen Ermessens 
eine Umsetzung unter Würdigung seiner konkreten Verhältnisse vornehmen kann, namentlich 
entsprechend Grösse, Struktur, Komplexität, Risiken und Geschäftsmodell. 
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3. Dies ist im Bereich des Datenschutzes mit Blick auf die stark von KMU geprägte Struktur der 
schweizerischen Wirtschaft umso gravierender. Mehr als 99% sämtlicher Schweizer Unternehmen 
sind KMU mit weniger als 250 Mitarbeitenden, die meisten davon sogar Mikrounternehmen mit 
weniger als 10 Mitarbeitenden. Gleichzeitig stellen die KMU in der Schweiz rund zwei Drittel aller 
Arbeitsplätze. Viele KMU werden sich objektiv schlicht ausser Stande sehen, die umfangreichen im 
E-VDSG vorgeschlagenen Anforderungen mit vernünftigem Aufwand zu erfüllen bzw. mit Erfüllung 
sämtlicher Pflichten weiterhin ein gewinnbringendes Geschäftsmodell betreiben zu können. Dass 
zahlreiche datenschutzrechtliche Pflichten sogar mit strafrechtlichen Sanktionen bedroht sind (vgl. 
Art. 60 bis 64 nDSG), macht diesen Befund noch schlimmer. 
 


4. Auch für die digitale Wirtschaft und damit für die Zukunftsfähigkeit und Innovationskraft des 
Wirtschaftsstandorts Schweiz ist ein gestützt auf vernünftiges Ermessen einfach umsetzbares 
Datenschutzgesetzgebungspaket notwendig. Der Bund fördert die Digitalisierung zu allen Aspekten 
und auf allen Stufen. Folgerichtig muss er es nicht zuletzt auch beim Thema Datenschutz tun. 


 


5. Wegen den gesetzgeberischen Anliegen von Modernisierung und namentlich Annäherung an die 
EU-DSGVO ist das nDSG trotz bewusstem Erhalt seiner prinzipien- und risikobasierten Systematik 
gleichwohl deutlich länger als das bisherige DSG. Gerade die in Nachachtung der EU-DSGVO neu 
aufzunehmenden Themen waren im nDSG ausreichend deutlich darzustellen, um damit nicht 
zuletzt für die EU-Behörden im Hinblick auf deren Äquivalenzprüfung ausreichenden 
"Wiedererkennungswert" zu schaffen. Dies führt dazu, dass auf manche Präzisierung auf 
Verordnungsstufe gänzlich verzichtet werden sollte. Damit wird der gesetzgeberischen Idee des 
Parlaments entsprochen, den Verantwortlichen ausreichend vernünftiges Ermessen zu einer den 
konkreten Umständen angemessenen Umsetzung zur Verfügung zu stellen, namentlich 
entsprechend den Kriterien Grösse, Struktur, Komplexität, Risiken und Geschäftsmodell. Umso 
weniger ist sachlich nachvollziehbar, dass die E-VDSG tatsächlich sogar länger ausgefallen ist als 
die aktuell noch in Kraft befindliche VDSG. 


 


6. Dem Parlament ist es gelungen, mit dem nDSG ein Gesetz zu schaffen, welches (a) einerseits den 
bewährten prinzipien- und risikobasierten Ansatz der schweizerischen Gesetzgebung auch im 
Bereich Datenschutz wahrt und (b) andererseits gleichzeitig mit gezielten Regeln zwecks 
Modernisierung und punktuellen Ergänzungen mit bewussten Annäherungen an die Regelungen 
der EU-DSGVO materielle EU-Äquivalenz zu schaffen. Dieses Resultat auf Gesetzesstufe wird 
durch die vorstehend skizzierte, verfehlte Systematik und Regelungsdichte der E-VDSG zunichte 
gemacht. Die typischerweise sehr strikten regelbasierten Verordnungsbestimmungen schränken 
den vom Parlament bewusst geschaffenen Umsetzungsspielraum massiv ein. In Anwendung einer 
Gesamtschau ergibt sich sogar, dass die unter Datenschutz in der Schweiz Verantwortlichen (a) 
einerseits sogar mit mehr formalen Regeln konfrontiert sind als im Anwendungsbereich der EU-
DSGVO, und (b) wegen den von der E-VDSG vorgeschlagenen zahlreichen "Swiss Finishes" – 
entgegen der zielführenden Regelung – im nDSG die Aussicht auf Erhalt der EU-Äquivalenz 
abgesenkt wird. 
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7. Vorstehender Befund müsste sachlogisch eigentlich zu einer Rückweisung und Erarbeitung einer 
gänzlichen "Neuauflage" der E-VDSG führen. Dies nähme aber derart viel Zeit in Anspruch, dass 
dies wohl auch in zeitlicher Hinsicht die EU-Äquivalenz der Schweizer Datenschutzgesetzgebung 
gefährden würde und damit politisch nicht opportun erscheint. Deshalb verzichten wir bewusst auf 
einen solchen Rückweisungsantrag. Stattdessen legen wir Ihnen einen umfassenden Katalog mit 
notwendigen Anpassungen vor. Diese sind zwingend vorzunehmen, um die vorstehend 
aufgelisteten Negativbefunde nachhaltig zu korrigieren und damit ein Gesetzgebungspaket zu 
schaffen, welches die etablierten Regulierungsgrundsätze und die erklärten Regulierungsziele 
respektiert und die Wirtschaft entsprechend der gesetzgeberischen Absicht nicht mit unnötigem 
formalem Aufwand belastet. 
 


Nachfolgend führen wir nun unsere Anpassungsanträge auf. 


 


B. Detailkritik entlang der Systematik der E-VDSG 


I. Datensicherheit  


I.1. Art. 1 E-VDSG: Grundsätze 


1. Sachlogische Anpassungen beim Begriff des "Risikos" (Art. 1 Abs. 1 Bst. b E-VDSG) 


Ein Risiko ergibt sich sachlogisch vorab aus einer potenziellen Verletzung der Datensicherheit für die 
betroffene Person. Für den Fall des Vorliegens einer solchen potenziellen Verletzung stellt sich nachgelagert 
die Frage nach der Eintrittswahrscheinlichkeit. Dabei sind die Anforderungen an die Datensicherheit höher, 
je grösser die Eintrittswahrscheinlichkeit ist. Ohne potenzielle Datensicherheitsverletzung stellt sich 
umgekehrt die Frage nach der Eintrittswahrscheinlichkeit gar nicht. Die Formulierung in Art. 1 Abs. 1 Bst. b 
E-VDSG ist verwirrend, weil sie diese sachlogisch zwingende Reihenfolge nicht beachtet. Die Formulierung 
in Bst. b ist deshalb richtigerweise umzudrehen. 


2. Berücksichtigung des Implementierungsaufwands statt der -kosten (Art. 1 Abs. 1 Bst. d E-VDSG)   


Die Aufführung der Implementierungskosten als spezifisches Kriterium zur Beurteilung der Angemessenheit 
von technischen oder organisatorischen Massnahmen (sog. TOM) zur Gewährleistung der Datensicherheit 
ist nicht ausreichend. Neben eigentlichen Implementierungskosten fallen typischerweise auch weitere 
Aufwendungen an, welche zu berücksichtigen sind. Zu denken ist etwa an personelle, zeitliche und 
organisatorische Aufwendungen. Innerhalb einer Auswahl gleichwertiger angemessener Massnahmen darf 
der Verantwortliche die kostengünstigere auswählen. Dies ist aber selbstverständlich, ergibt sich dies doch 
bereits aus dem allgemeinen Verhältnismässigkeitsprinzip, und braucht deshalb nicht ausdrücklich erwähnt 
zu werden. 


3. Anerkennung eines Umsetzungsermessens des Verantwortlichen (Art. 1 Abs. 2 E-VDSG) 


Ob, wann und wie eine Überprüfung der TOM stattfinden soll, muss durch den Verantwortlichen selbst 
entschieden werden. Nur er ist in der Lage, den Besonderheiten des Einzelfalls hinreichend Rechnung zu 
tragen. Ist die Gefährdung der Rechte von Betroffenen grösser, so ist der zeitliche Abstand bis zur nächsten 
Prüfung sachlogisch kürzer. Die einseitige Fokussierung auf den zeitlichen Abstand einer Prüfung und die 
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zwingende Verknüpfung mit einer Prüfpflicht ist somit nicht sachgerecht, unnötig einengend und steht im 
Widerspruch zum risikobasierten Ansatz. Der Begriff "periodisch" ist deshalb zu streichen und 
"angemessene Abstände" durch "angemessene Weise" zu ersetzen. 


Nach alledem müssen Art. 1 Abs. 1 Bst. b und d sowie Abs. 2 E-VDSG wie folgt angepasst werden:   


 


Art. 1 E-VDSG  
1 Ob die technischen oder organisatorischen Massnahmen zur Gewährleistung der 
Datensicherheit dem Risiko angemessenen sind, beurteilt sich nach den folgenden Kriterien:  
         a. Zweck, Art, Umfang und Umstände der Datenbearbeitung;  
         b. die Eintrittswahrscheinlichkeit einer Verletzung der Datensicherheit 
             und deren potenziellen Auswirkungen einer Verletzung der Datensicherheit für die   
             betroffenen Personen und deren Eintrittswahrscheinlichkeit (Restrisiko);  
         c. der Stand der Technik;  
         d. Implementierungsaufwandkosten. 
2 Die Massnahmen sind über die gesamte Bearbeitungsdauer hinweg in angemessenenr 
AbständenWeise zu überprüfen. 


 


I.2. Art. 2 E-VDSG: Schutzziele  


Der Verordnungstext bringt zu wenig klar zum Ausdruck, dass sich die Notwendigkeit der in Art. 2 E-VDSG 
aufgeführten technischen und organisatorischen Massnahmen nach den in Art. 1 E-VDSG vorgeschriebenen 
Grundsätzen richtet.  


Die in Art. 2 Abs. 2 E-VDSG aufgeführten Schutzziele sind zudem veraltet, zu absolut und zu detailliert 
geregelt. Entsprechend ihrer abstrakten Formulierung verleihen die Schutzziele zudem fälschlicherweise den 
Eindruck, dass es um absolut zu erreichende Anforderungen geht. Insofern werden statt 
Minimalanforderungen fälschlicherweise Maximalanforderungen formuliert. Dies ist nicht nur 
regulierungstechnisch verfehlt, sondern auch mit Blick auf die Strafbarkeit von Verletzungen der 
Datensicherheit (vgl. Art. 61 Bst. c nDSG). Die vorgeschlagene Regelung erfüllt einerseits nicht ansatzweise 
die strafrechtlichen Anforderungen an die Bestimmtheit der strafbaren Tat (Grundsatz "nulla poena sine 
lege"). Andererseits stünden gerade deshalb die meisten Verantwortlichen bzw. ihre Mitarbeitenden 
andauernd quasi "mit einem Bein im Gefängnis". Dies wiegt umso schwerer, als sehr viele Mitarbeitende 
eines Verantwortlichen im Zuge ihrer Arbeitstätigkeit tagtäglich naturgemäss Daten bearbeiten müssen und 
sich nicht – wie bei typischen Tätigkeitsdelikten wie z.B. der Veruntreuung – unter Würdigung der 
Strafandrohung und der weiteren Risiken – bewusst von der Tatbegehung Abstand nehmen können. 


Im Kern muss es im – hier zu regelnden – Bereich der Datensicherheit um die Schutzziele Integrität, 
Verfügbarkeit, Vertraulichkeit und Belastbarkeit gehen. Eine generelle Dokumentationspflicht ist schon 
deshalb abzulehnen, weil diese so auch vom Gesetzgeber ausdrücklich abgelehnt worden ist. 


Selbst die tatsächlich aufzuführenden Schutzziele Verfügbarkeit, Integrität, Verfügbarkeit und Belastbarkeit 
haben nur beispielhaften Charakter. Sie müssen namentlich dann nicht umgesetzt werden, wenn die 
Analyse nach Art. 1 E-VDSG dies nicht gebietet. Die Formulierung in der Verordnung sollte dies deutlich 
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zum Ausdruck bringen. Damit sollen nicht zuletzt auch KMUs (z.B. kleinere Banken) vor unnötigem 
administrativem Aufwand bewahrt werden. 


Die vorgeschlagenen Formulierungen bringen zum Ausdruck, dass die Aufzählung in Art. 2 E-VDSG weder 
vollständig noch verpflichtend ist. Umgesetzt werden muss nur das, was nach Art. 1 E-VDSG 
zur Gewährleistung einer angemessenen Datensicherheit notwendig ist. Um dieses Ziel zu erreichen, 
können jedoch auch Massnahmen zur Anwendung kommen, die in Art. 2 E-VDSG nicht erwähnt sind. Mit 
den von uns beantragten Anpassungen ist die Liste auch konform mit den Anforderungen von Art. 32 EU-
DSGVO. Ohne entsprechende Anpassungen läge demgegenüber ein kontraproduktiver "Swiss Finish" vor, 
welcher wegen unnötigen Zusatzaufwendungen und Zusatzrisiken auch die EU-Äquivalenz gefährden 
würde.  
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Art. 2 E-VDSG  
Soweit angemessen, müssen die Massnahmen zur Gewährleistung der Datensicherheit 
folgende Schutzziele erreichenBasierend auf den Grundsätzen nach Art. 1 ist insbesondere 
zu beurteilen, welche der nachfolgenden Schutzziele für Systeme und Dienste in 
Zusammenhang mit der Bearbeitung von Personendaten in Anwendung des risikobasierten 
Ansatzes im konkreten Fall anwendbar sind:  


         a. Vertraulichkeit;Zugriffskontrolle: Der Zugriff der berechtigten Personen ist auf  
            diejenigen Personendaten beschränkt, die sie zur Erfüllung ihrer Aufgabe benötigen. 
         b. Integrität;Zugangskontrolle: Der Zugang zu den Einrichtungen und Anlagen, in denen  
             Personendaten bearbeitet werden, wird unbefugten Personen verwehrt. 
         c. Verfügbarkeit;Datenträgerkontrolle: Das Lesen, Kopieren, Verändern, Verschieben  
            oder Entfernen von Datenträgern wird unbefugten Personen verunmöglicht. 
         d. Belastbarkeit.Speicherkontrolle: Unbefugte Eingabe in den Datenspeicher sowie  
            unbefugte Einsichtnahme, Veränderung oder Löschung gespeicherter Personendaten  
            wird verhindert. 
         e. Benutzerkontrolle: Die Benutzung von automatisierten Datenbearbeitungssystemen    
             mittels Einrichtungen zur Datenübertragung durch unbefugte Personen wird  
             verhindert. 
         f. Transportkontrolle: Bei der Bekanntgabe von Personendaten sowie beim Transport  
            von Datenträgern wird verhindert, dass die Daten unbefugt gelesen, kopiert, verändert  
            oder gelöscht werden können. 
         g. Eingabekontrolle: In automatisierten Systemen kann überprüft werden, welche  
             Personendaten zu welcher Zeit und von welcher Person eingegeben oder verändert  
             wurden. 
         h. Bekanntgabekontrolle: Es kann überprüft werden, wem Personendaten mit Hilfe von  
             Einrichtungen zur Datenübertragung bekannt gegeben wurden. 
          i. Wiederherstellung: Die Verfügbarkeit der Personendaten und der Zugang zu ihnen  
            kann bei einem physischen oder technischen Zwischenfall rasch wiederhergestellt  
            werden. 
          j. Es wird gewährleistet, dass alle Funktionen des Systems zur Verfügung stehen  
            (Verfügbarkeit), auftretende Fehlfunktionen gemeldet werden (Zuverlässigkeit) und  
            gespeicherte Personendaten nicht durch Fehlfunktionen des Systems beschädigt  
            werden können (Datenintegrität). 
        k. Erkennung: Verletzungen der Datensicherheit können rasch erkannt und Massnahmen  
            zur Minderung oder Beseitigung der Folgen eingeleitet werden. 


Sollte diesem Antrag wider Erwarten nicht gefolgt werden, müssten die in der Liste gewählten 
Formulierungen zumindest so gewählt werden, dass sie nicht wie im Entwurf als absolut zu erreichende 
Maximalanforderungen daherkommen, sondern dass ihre Funktion als blosse Schutzziele, welche je nach 
Umständen mitzuberücksichtigen sind, klar zum Ausdruck gebracht werden. 
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I.3. Art. 3 E-VDSG: Protokollierung    


Diese Bestimmung ist in dreierlei Hinsicht problematisch.  


Das Parlament hat trotz detaillierter Formulierung der Anforderungen an die Datenschutzfolgeab-
schätzungen in Art. 22 nDSG bewusst auf eine Protokollierungspflicht verzichtet.  


Darüber hinaus ergibt sich aus zahlreichen Voten im Parlament ebenso wie auch aus der finalen Fassung 
des nDSG mit aller wünschbaren Deutlichkeit, dass das Parlament am – auch ausserhalb des 
Datenschutzrechts – bewährten prinzipien- und risikobasierten Regulierungsansatz festhalten und – nicht 
zuletzt um unnötigen Aufwand für die zahlreichen KMU zu verhindern – namentlich auf unnötige 
Formvorschriften verzichten wollte. Dazu gehören neben strikte formulierten Dokumentations- und 
Protokollierungspflichten u.a. auch strikte Aufbewahrungsfristen (deren Dauer über die E-VDSG verteilt 
zudem eher zufällig mal kürzer, mal länger geregelt werden).  


Die Festlegung der geeigneten organisatorischen und technischen Massnahmen zur Umsetzung von 
Pflichten gemäss nDSG muss in Anwendung des im nDSG – wie bisher – bewusst gewählten prinzipien- 
und risikobasierten Ansatzes jedem Verantwortlichen nach dessen vernünftigem Ermessen obliegen, 
namentlich entsprechend den Kriterien Grösse, Struktur, Komplexität, Risiken und Geschäftsmodell (vgl. 
schon oben Ziff. A.1-7).  


Nach alledem widerspricht die in Art. 3 E-VDSG vorgeschlagene Protokollierungspflicht dem klaren 
gesetzgeberischen Willen und wäre überdies auch in seinen Wirkungen kontraproduktiv, würden doch in 
Anwendung dieser Pflicht umfassende Protokolle bzw. Logs über praktisch sämtliche Personendatenflüsse 
eines Verantwortlichen erstellt. Eine solche Pflicht auf Stufe E-VDSG wäre eine klare Verletzung des im 
nDSG verankerten Verhältnismässigkeitsprinzips (vgl. namentlich Art. 6 Abs. 2 und 3 nDSG), mithin dem 
wohl wichtigsten Grundprinzip für ein funktionierendes Datenschutzsystem. In Anwendung von Art. 3 E-
VDSG würden denn auch statt Datenschutzprobleme zu lösen widersinnigerweise neue geschaffen. 


Zusammengefasst fehlt es bei Art. 3 E-VDSG an einer gesetzlichen Grundlage. Zudem ist die Regelung 
nicht geeignet, das regulatorische Ziel zu erreichen. Schliesslich zielt die Regelung an der Sache vorbei und 
produziert lediglich unnötigen Zusatzaufwand, ohne den Datenschutz zu verbessern. Im Gegenteil schafft 
die Regelung unnötigerweise sogar neue Datenschutzprobleme und ist damit kontraproduktiv.  


Nach alledem ist Art. 3 E-VDSG konsequenterweise ersatzlos zu streichen.
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Art. 3 E-VDSG  
1 Ergibt sich aus der Datenschutz-Folgenabschätzung, dass bei der automatisierten 
Bearbeitung von Personendaten trotz der vom Verantwortlichen vorgesehenen Massnahmen 
noch ein hohes Risiko für die Persönlichkeit oder die Grundrechte der betroffenen Personen 
besteht, protokollieren der private Verantwortliche und dessen Auftragsbearbeiter zumindest 
folgende Vorgänge: das Speichern, Verändern, Lesen, Bekanntgeben, Löschen oder 
Vernichten.  


2 Bundesorgane und deren Auftragsbearbeiter protokollieren bei der automatisierten 
Bearbeitung von Personendaten zumindest folgende Vorgänge: das Speichern, Verändern, 
Lesen, Bekanntgeben, Löschen oder Vernichten. 


3 Die Protokollierung gibt Aufschluss über die Art des Bearbeitungsvorgangs, die Identität der 
Person, die die Bearbeitung vorgenommen hat, die Identität der Empfängerin oder des 
Empfängers sowie den Zeitpunkt, an dem die Bearbeitung erfolgt ist.  


4 Die Protokolle sind während zwei Jahren getrennt vom System, in welchem die 
Personendaten bearbeitet werden, aufzubewahren. Sie sind ausschliesslich den Organen 
oder Personen zugänglich, denen die Überwachung der Datenschutzvor-schriften oder die 
Wiederherstellung der Vertraulichkeit, Integrität, Verfügbarkeit und Nachvollziehbarkeit der 
Daten obliegen, und dürfen nur für diesen Zweck verwendet werden. 


 


Will man wider Erwarten nicht so weit gehen, müsste nach dem Gesagten im Titel und in den Absätzen 1-3 
zumindest die Anforderung "Protokollierung" durch "angemessene Dokumentation" ersetzt werden, sowie in 
Absatz 4 "Die Protokolle sind während zwei Jahren […] aufzubewahren." durch: "Die Aufbewahrungsfrist 
muss, sofern eine solche gesetzlich festgelegt ist, abhängig von Dauer und Datenbearbeitung und generell 
angemessen sein". 


 


I.4. Art. 4 E-VDSG: Bearbeitungsreglement von privaten Personen 


Die Regelung wurde im Wesentlichen aus Art. 11 der geltenden VDSG übernommen. Schon jene 
Bestimmung blieb aber insofern "toter Buchstabe", als es ein solches "Bearbeitungsreglement" in dieser 
Form in der operativen Praxis von Unternehmen nicht gibt. Vielmehr werden die zahlreichen notwendigen 
Regelungen gemäss bewährter Usanz in einem ganzen Paket von sich gegenseitig ergänzenden 
Weisungen samt dazugehörigen Prozessen und Listen mit Aufgaben, Kompetenzträgern und 
Verantwortlichkeiten abgebildet. Diese sind sehr viel wirkungsvoller als ein starres Reglement.  


Die Regelung von Art. 4 E-VDSG ist zudem weitgehend deckungsgleich mit den neuen im nDSG 
eingeführten Informations- und Dokumentationspflichten, namentlich in direktem Zusammenhang mit 
Datenschutzfolgeabschätzungen gemäss Art. 22 nDSG und überdies mit den Anforderungen an das gemäss 
Art. 12 nDSG zu erstellende Verzeichnis der Bearbeitungstätigkeiten. Unter Würdigung dieses neuen Pakets 
von Anforderungen bereits auf Stufe nDSG erscheint das Festhalten am bisher schon als wenig hilfreich 
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kritisierten Bearbeitungsreglement gänzlich unnötig. Es würde lediglich unnötigerweise Rechtsunsicherheit 
und unnötigen Doppelaufwand ohne Mehrwert produzieren. 


Die Aufgreifkriterien gemäss Art. 4 Abs. 1 E-VDSG sind keineswegs klar abgrenzbar. Im Bereich Profiling 
besteht unter Würdigung sämtlicher Kriterien ein gewisses Ermessen, wann die Grenze zu "hohem Risiko" 
erreicht ist. Die gesetzliche Regelung (vgl. Art. 5 Bst. f und g nDSG) gibt hiezu auch keine klaren Vorgaben, 
weil nur technische Beschreibungen ohne echte Abgrenzungskriterien festgelegt wurden. Namentlich 
wiederholt die Regelung für Profiling mit hohem Risiko (Art. 5 Bst. g nDSG) im Kern einen technischen 
Beschrieb, welcher auf jedes Profiling zutrifft und lässt offen, welches die Grenze zu "hohem Risiko" ist. 
Kritisch ist auch das Aufgreifkriterium "Bearbeitung umfangreicher besonders schützenswerter 
Personendaten" gemäss Art. 4 Abs. 1 Bst. a E-VDSG. Dies dürfte bei HR-Daten relativ rasch der Fall sein, 
auch bei KMU. Die offene Formulierung "umfangreich" ist deshalb als Aufgreifkriterium nicht geeignet. Nach 
alledem müssten sorgfältige Verantwortliche im Zweifelsfall einen Grossteil ihrer Datenbearbeitungen den 
Regeln von Art. 4 E-VDSG unterstellen. Gemäss Systematik von Art. 4 Abs. 1 E-VDSG ist dies aber gar 
nicht beabsichtigt, soll doch Art. 4 E-VDSG nur auf Ausnahmen von der Regel anwendbar sein. Diese 
gänzlich misslungene Regelung ist ein eigenständiger Grund für die ersatzlose Streichung von Art. 4 E-
VDSG. 


Ein solches Bearbeitungsreglement ist denn auch in der EU-DSGVO nicht vorgesehen und stellt somit in der 
E-VDSG einen kontraproduktiven "Swiss Finish" dar. 


Kommt dazu, dass Art. 4 E-VDSG entgegen der systematischen Einordnung offensichtlich nicht Themen der 
Datensicherheit regelt, sondern vielmehr die Einhaltung von Bearbeitungsgrundsätzen. 


Die Regelung von Art. 4 E-VDSG generiert somit statt Klärung bloss Verwirrung und unnötige 
Abgrenzungsprobleme und verkehrt entgegen erklärter Absicht das System von Regel und Ausnahme ins 
Gegenteil. Zudem ist es gänzlich sinnlos, weitgehend deckungsgleiche Regelungen zu erlassen. Dies umso 
mehr, als die meisten Schweizer Unternehmen überdies auch grenzüberschreitende Geschäfte betreiben 
und deshalb entsprechende Verzeichnisse nicht nur nach dem nDSG, sondern überdies auch nach der EU-
DSGVO erarbeiten müssen. Demzufolge ist Art. 4 E-VDSG gar nicht nötig und ersatzlos zu streichen. 


Die gesamte Regelung von Art. 4 Abs. 1 bis 3 E-VDSG ist somit ersatzlos zu streichen.  







 
 


Schweizerische Bankiervereinigung 
Association suisse des banquiers Aeschenplatz 7  
Associazione Svizzera dei Banchieri Postfach 4182 office@sba.ch  
Swiss Bankers Association CH-4002 Basel www.swissbanking.ch 11 


 


Art. 4 E-VDSG  
1 Der Verantwortliche und dessen Auftragsbearbeiter müssen ein Reglement für 
automatisierte Bearbeitungen erstellen, wenn sie:  
         a. umfangreich besonders schützenswerte Personendaten bearbeiten; oder  
         b. ein Profiling mit hohem Risiko durchführen. 


2 Das Reglement muss mindestens Angaben enthalten:  
         a. zum Bearbeitungszweck;  
         b. zu den Kategorien betroffener Personen und der Kategorien bearbeiteter  
             Personendaten;  
         c. zur Aufbewahrungsdauer der Personendaten oder die Kriterien zur Festlegung dieser  
             Dauer;  
         d. zur internen Organisation;  
         e. zur Herkunft der Personendaten und zur Art ihrer Beschaffung;  
         f.  zu den technischen und organisatorischen Massnahmen zur Gewährleistung der  
             Datensicherheit;  
         g. zu den Zugriffsberechtigungen sowie zur Art und zum Umfang der Zugriffe; 
         h. zu den Massnahmen, die zur Datenminimierung getroffen werden;  
         i.  zu den Datenbearbeitungsverfahren, insbesondere den Verfahren bei der  
             Speicherung, Berichtigung, Bekanntgabe, Aufbewahrung, Archivierung,  
             Pseudonymisierung, Anonymisierung und Löschung oder Vernichtung;  
         j.  zum Verfahren zur Ausübung des Auskunftsrechts und des Rechts auf  
             Datenherausgabe oder -übertragung. 
3 Die private Person muss das Reglement regelmässig aktualisieren und der 
Datenschutzberaterin oder dem Datenschutzberater in einer für diese oder diesen 
verständlichen Form zur Verfügung stellen. 


 


 


Falls an der Pflicht zur Erstellung eines Bearbeitungsreglements wider Erwarten festgehalten werden sollte, 
müsste zumindest der Auftragsbearbeiter in Art. 4 Abs. 1 E-VDSG gestrichen werden, da dessen 
Erwähnung der gesetzlichen Regelung im nDSG widerspricht (vgl. Art. 9 nDSG; vgl. unten Ziff. IV.1). Zudem 
sollten die Angaben in Art. 4 Abs. 2 E-VDSG jedenfalls nicht über jene in Art. 12 Abs. 2 nDSG hinausgehen 
und Art. 4 Abs. 3 E-VDSG – mangels einer Pflicht eines privaten Verantwortlichen zur Bestellung einer 
Datenschutzberaterin oder eines Datenschutzberaters – gestrichen werden.  


Folglich wäre Art. 4 E-VDSG – eventualiter – wie folgt anzupassen:  
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Art. 4 E-VDSG  
1 Der Verantwortliche und dessen Auftragsbearbeiter müssenmuss ein Reglement für 
automatisierte Bearbeitungen erstellen, wenn sieer:  
         a. umfangreich besonders schützenswerte Personendaten bearbeitetn; oder  
         b. ein Profiling mit hohem Risiko durchführten. 


2 Das Reglement muss mindestens Angaben enthalten:  
         a. zum Bearbeitungszweck; 
         b. zu den Kategorien betroffener Personen und der Kategorien bearbeiteter  
             Personendaten; 
         c. wenn möglich zur Aufbewahrungsdauer der Personendaten oder die Kriterien zur  
            Festlegung dieser Dauer; 
         d. zur internen Organisation; 
         e. zur Herkunft der Personendaten und zur Art ihrer Beschaffung;  
         f. zu den technischen und organisatorischenwenn möglich eine allgemeine  
            Beschreibung der Massnahmen zur Gewährleistung der Datensicherheit nach Art. 2.; 
         g. zu den Zugriffsberechtigungen sowie zur Art und zum Umfang der Zugriffe; 
         h. zu den Massnahmen, die zur Datenminimierung getroffen werden;  
         i. zu den Datenbearbeitungsverfahren, insbesondere den Verfahren bei der                
           Speicherung, Berichtigung, Bekanntgabe, Aufbewahrung, Archivierung,  
           Pseudonymisierung, Anonymisierung und Löschung oder Vernichtung; 
         j. zum Verfahren zur Ausübung des Auskunftsrechts und des Rechts auf  
           Datenherausgabe oder -übertragung. 
3 Die private Person muss das Reglement regelmässig aktualisieren und der 
Datenschutzberaterin oder dem Datenschutzberater in einer für diese oder diesen 
verständlichen Form zur Verfügung stellen. 


 


  







 
 


Schweizerische Bankiervereinigung 
Association suisse des banquiers Aeschenplatz 7  
Associazione Svizzera dei Banchieri Postfach 4182 office@sba.ch  
Swiss Bankers Association CH-4002 Basel www.swissbanking.ch 13 


II. Bearbeitung durch Auftragsbearbeiter  


II.1.  Art. 6 Abs. 1 E-VDSG: Modalitäten   


Der erste Satz wiederholt einerseits eine Banalität, ist andererseits aber ungenau, da er den falschen 
Eindruck erweckt, dass die Verantwortlichkeit des Verantwortlichen in keinem Fall eingeschränkt ist, auch 
dann, wenn ihm nichts vorgeworfen werden kann. Dem ist nicht so. Es ist ohnehin nicht klar, was mit "für 
den Datenschutz verantwortlich" gemeint ist. Strafrechtliche Verantwortlichkeit kann es nicht sein, und 
aufsichtsrechtliche Verantwortlichkeit setzt ebenfalls Kontrollmöglichkeiten voraus. Wird die 
Verantwortlichkeit schliesslich als zivilrechtliche Haftung verstanden, dann wird mit dieser Regelung eine 
vom Gesetzgeber nicht vorgesehene Kausalhaftung eingeführt. Hierfür fehlt klarerweise eine gesetzliche 
Grundlage. Dies würde auch über Art. 82 Abs. 3 EU-DSGVO hinausgehen. Für die zivilrechtliche Haftung gilt 
nach wie vor Art. 41 OR.  


Zudem ist die Formulierung "sicherstellen" inhaltlich falsch. Der Verantwortliche kann nur "dafür Sorge 
tragen".  


Auch der zweite Satz ist mangelhaft, da ihm ebenfalls eine gesetzliche Grundlage fehlt. Nach Art. 9 Abs. 1 
Bst. a nDSG hat der Verantwortliche dafür zu sorgen, dass die Daten so bearbeitet werden, wie er es selbst 
darf. Nach Satz 2 hat er jedoch auch für die Durchsetzung seines eigenen Vertrags zu sorgen, selbst wenn 
dieser strenger sein sollte als das Gesetz. Macht er also einen zu strengen Vertrag, erlaubt aber seinem 
Auftragsbearbeiter eine Bearbeitung, die noch dem Gesetz entspricht, ist diese Vorschrift bereits verletzt. 
Die Regel verwirrt also mehr als sie nutzt. Schon nach Art. 9 Abs. 1 Bst. a nDSG hat der Verantwortliche 
dafür zu sorgen, dass das DSG eingehalten wird. Das genügt. 


Aufgrund der obigen Ausführungen ist Art. 6 Abs. 1 E-VDSG ersatzlos zu streichen.  


 


Art. 6 Abs. 1 E-VDSG  
1 Der Verantwortliche, der die Bearbeitung von Personendaten einem Auftragsbearbeiter 
überträgt, bleibt für den Datenschutz verantwortlich. Er muss sicherstellen, dass die Daten 
vertrags- oder gesetzesgemäss bearbeitet werden. 
[…] 


 


II.2.  Art 6 Abs. 2 E-VDSG: Modalitäten   


Der Sinn und Zweck dieser Regelung erschliesst sich nicht, da der Regelungsgehalt bereits durch die Art. 16 
und 17 nDSG (Bekanntgabe von Personendaten ins Ausland) abgedeckt ist. Gemäss Erläuterungsbericht 
entspricht der neue Art. 6 Abs. 2 E-VDSG dem geltenden Art. 22 Abs. 3 VDSG. Dabei handelt es sich aber 
um eine Bestimmung für Bundesorgane, während Art. 6 Abs. 2 E-VDSG sowohl für Datenbearbeitungen 
Privater als auch für solche von Bundesorganen gelten soll. Aus dem Erläuterungsbericht geht nicht hervor, 
warum diese Bestimmung nun auch für Private gelten soll. Offen bleibt auch, weshalb es die Regelung 
überhaupt braucht bzw. auf welche Rechtsgrundlage sie sich stützt. 


Die Regelung würde nur dort halbwegs Sinn machen, wo ein Schweizer Verantwortlicher einen 
ausländischen Auftragsbearbeiter einsetzt, um Daten zu bearbeiten, ohne dass es zu einer Bekanntgabe 
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aus der Schweiz kommt und somit Art. 16 nDSG nicht greift. Systematisch wäre aber auch dieser Fall in 
Art. 16 nDSG zu regeln und nicht in der VDSG. Zudem ist diese Konstellation ein absolut "exotischer" 
Sonderfall. Eine eigene Regelung in der E-VDSG rechtfechtfertigt sich somit nicht. Die Regelung ergibt sich 
im Übrigen ohnehin bereits aus Art. 9 Abs. 1 Bst. a nDSG, und zwar systematisch korrekt, während sie hier 
systematisch falsch angelegt ist: Im Falle einer Auftragsbearbeitung geht es um die Sicherstellung eines 
gleichwertigen Datenschutzes, da der Auftragsbearbeiter die Daten gar nicht in eigener Regie bearbeiten 
darf. Vielmehr geht es darum sicherzustellen, dass die Daten nur so bearbeitet werden, wie der 
Verantwortliche dies darf – und so steht es schon in Art. 9 Abs. 1 Bst. a nDSG. 


Es ist allerdings zweifelhaft, ob die Autoren der Regelung diesen Sonderfall überhaupt im Blick hatten. 
Vermutlich wurde die Regel einfach übernommen, weil es sie schon gab. 


Aufgrund obiger Ausführungen ist Art. 6 Abs. 2 E-VDSG ersatzlos zu streichen.  


 


Art. 6 Abs. 2 E-VDSG  
[…] 
2 Untersteht der Auftragsbearbeiter dem DSG nicht, so muss sich der Verantwortliche 
vergewissern, dass andere gesetzliche Bestimmungen einen gleichwertigen Datenschutz 
gewährleisten. Andernfalls muss er diesen auf vertraglichem Wege sicherstellen. 
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III. Bekanntgabe von Personendaten ins Ausland  


III.1. Art. 8 E-VDSG: Beurteilung der Angemessenheit des Datenschutzes eines ausländischen 
Staates oder eines internationalen Organs: Zuständigkeit des Bundesrats 


1. Irreführender Wortlaut (Art. 8 Abs. 1 und 6 E-VDSG)  


Nach Art. 16 Abs. 1 nDSG legt nunmehr der Bundesrat fest, welche Staaten oder internationalen Organe 
einen angemessenen Datenschutz gewährleisten. 


Der Wortlaut von Art. 8 Abs. 1 und 6 E-VDSG kann entgegen dieser Rechtslage gemäss nDSG 
dahingehend missverstanden werden, dass die verantwortliche Stelle – und nicht der Bundesrat – die 
Angemessenheit des Datenschutzes in einem Empfängerstaat feststellen muss. 


Daher ist in Absatz 1 als auch in Absatz 6 eine entsprechende Klarstellung einzufügen. 


 


Art. 8 Abs. 1 und 6 E-VDSG   
1 Werden Personendaten ins Ausland bekanntgegeben, so müssenmuss der Bundesrat bei 
der Beurteilung, ob ein Staat, ein Gebiet, einer oder mehrere spezifische Sektoren in einem 
Staat oder ein internationales Organ einen angemessenen Datenschutz gewährleistet, 
namentlich die folgenden Kriterien berücksichtigent werden:  


         a. die internationalen Verpflichtungen des Staates oder internationalen Organs im  
             Bereich des Datenschutzes; 
         b. die Achtung der Menschenrechte;  
         c. die geltende Gesetzgebung zum Datenschutz sowie deren Umsetzung und die  
             einschlägige Rechtsprechung; 
         d. die wirksame Gewährleistung der Rechte der betroffenen Personen und des  
             Rechtsschutzes;  
         e. das wirksame Funktionieren von einer oder mehreren unabhängigen Behörden, die  
             im betreffenden Staat mit dem Datenschutz beauftragt sind oder denen ein  
             internationales Organ untersteht und die über ausreichende Befugnisse und  
             Kompetenzen verfügen. 


[…] 


6 Der Bundesrat konsultiert den EDÖB wird vor jedem Entscheid über die Angemessenheit 
des Datenschutzes konsultiert. 
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2. Implikationen als Folge der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs (EuGH) in der 
Rechtssache Schrems II sowie des Positionspapiers und der Handlungsanleitung des 
Eidgenössischen Datenschutz- und Öffentlichkeitsbeauftragten (EDÖB) in gleicher Sache (Art. 8 
Abs. 1 Satz 2 E-VDSG und Abs. 7 E-VDSG)  


2.1.  Allgemeine Einführung 


Wie bereits erwähnt, legt nunmehr der Bundesrat fest, welche Staaten oder internationalen Organe einen 
angemessenen Datenschutz gewährleisten. Gemäss dem Erläuternden Bericht des Bundesamtes für Justiz 
soll daher die Verordnung neu die Kriterien regeln, welche der Bundesrat bei seinem Entscheid 
berücksichtigt. In Anhang 1 sind tabellarisch diejenigen Staaten und internationalen Organe aufgeführt, 
welche über ein angemessenes Datenschutzniveau verfügen.  


Der Bundesrat erstellt die Liste der Länder mit angemessenem Datenschutz nach bestem Wissen und 
Gewissen. Die Verantwortlichen dürfen sich zwar im Prinzip auf diese Liste verlassen und müssen mithin 
nicht per se eigene Abklärungen vornehmen, welche die Einschätzung des Bundesrates bestätigen. Die 
Liste geniesst aber keinen öffentlichen Glauben (anders als z.B. das Grundbuch). Die Verantwortlichen 
dürfen sich deshalb nur, aber immerhin solange auf Gutgläubigkeit berufen und sich auf die Liste verlassen, 
wie ihnen aus eigener Praxiserfahrung nichts Gegenteiliges bekannt ist. Ohne dahingehenden 
eigenständigen Verdachtsanlass selbst Abklärungen über die Richtigkeit der Liste vornehmen, muss der 
Verantwortliche aber nicht (vgl. schon die Erläuterungen des Bundesamtes für Justiz zum DSG vom 24. 
März 2006, S. 8, Antwort zu Frage 49). 


Am 18. Juni 2021 hat der EDÖB eine Anleitung für die Prüfung der Zulässigkeit von Datenübermittlungen mit 
Auslandsbezug veröffentlicht. Soweit danach ein Land auf der Staatenliste (des EDÖB und künftig des 
Bundesrates) fehlt oder mit einem ungenügenden Schutzniveau ausgewiesen ist, muss der Datenexporteur 
prüfen, ob kumulativ folgende vier Garantien eingehalten werden: 


- klare Rechtsgrundlage betreffend Zwecke sowie Verfahren und materiellrechtliche Voraussetzungen 
des behördlichen Datenzugriffs und Befugnisse der Behörden; 


- Verhältnismässigkeit der behördlichen Befugnisse und Massnahmen; 
- wirksame gesetzlich verankerte Rechtsbehelfe für die Durchsetzung von Rechten von Betroffenen in 


der Schweiz; 
- Rechtsweggarantie und Zugang zu einem unabhängigen und unparteiischen Gericht. 


 


Erfüllt das lokale Recht die genannten Garantien nicht, muss der Datenexporteur weitere technische, 
organisatorische und rechtliche Massahmen treffen. Kann durch solche Massnahmen der fehlende Schutz 
nicht ausgeglichen werden, muss die Datenbekanntgabe ins Ausland ausgesetzt bzw. beendet werden. 


Nach der Handlungsanleitung des EDÖB soll der Datenexporteur als gutgläubig gemäss Art. 3 Abs. 1 ZGB 
gelten, soweit er Daten in einen Staat übermittelt, der auf der Staatenliste als ein solcher mit angemessenem 
Datenschutzniveau aufgeführt wird. Hierbei soll es sich allerdings um eine widerlegbare Vermutung handeln. 
So soll der verantwortliche Datenexporteur bei der Erfassung und Analyse des Datentransfers alle nötigen 
Abklärungen vornehmen müssen, wie z.B. Einholen von unabhängigen Rechtsgutachten, u.a. zu folgenden 
Aspekten:  


- Geltende Rechtsvorschriften im Zielland; 
- Praxis der Verwaltungsbehörden und Gerichtsbehörden;  



http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=228677&pageIndex=0&doclang=de&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=3440894

https://www.edoeb.admin.ch/dam/edoeb/de/dokumente/2020/Positionspapier_PS_%20ED%C3%96B_DE.pdf.download.pdf/Positionspapier_PS_%20ED%C3%96B_DE.pdf

https://www.edoeb.admin.ch/dam/edoeb/de/dokumente/2021/Anleitung%20f%C3%BCr%20die%20Pr%C3%BCfung%20von%20Daten%C3%BCbermittlungen%20mit%20Auslandbezug%20DE.pdf.download.pdf/Anleitung%20f%C3%BCr%20die%20Pr%C3%BCfung%20von%20Daten%C3%BCbermittlungen%20mit%20Auslandbezug%20DE.pdf
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- Rechtsprechung. 
 


2.2 Verbindlichkeit des Entscheids des Bundesrats zur Angemessenheit des Datenschutzes 
(Klarstellung in Art. 8 Abs. 1 Satz 2 E-VDSG) 


Die durch den EDÖB vorgeschlagene Prüfung der obenstehenden Garantien durch den Datenexporteur 
muss sich aufgrund einer positiven Entscheidung des Bundesrats hinsichtlich der Angemessenheit des 
Datenschutzes in einem Drittstaat erübrigen. Dies folgt bereits daraus, dass ohne die Vorlage solcher 
Garantien nicht von einem angemessenen Datenschutz ausgegangen werden kann. 


Eine zusätzliche Einzelfallprüfung und die damit einhergehende Beurteilung und Entscheidung zur jeweiligen 
(ausländischen) Rechtsordnung des Importstaates hinsichtlich hinreichender Transparenz und Rechtsschutz 
für die betroffenen Personen durch den Datenexporteur erscheint darüber hinaus aus Praktikabilitätsgründen 
weder als durchführbar noch als zielführend. 


Denn einerseits sind die relevanten Rechtsgrundlagen, Rechtsprechung sowie insbesondere die 
Behördenpraxis für (geheime) Zugriffe nicht einheitlich kodifiziert und/oder öffentlich zugänglich. Der 
Bundesrat und speziell das Eidgenössische Departement für auswärtige Angelegenheiten und das 
Eidgenössische Justiz- und Polizeidepartement verfügen hier über die besten Quellen und Kenntnisse. 
Andererseits wäre eine solche Beurteilung als unverhältnismässig aufwändig zu werten, da diese eine 
Momentaufnahme widerspiegelt, die einem raschen Wandel unterliegen kann. Folglich könnte ein 
Verantwortlicher gar nicht innert vertretbarer Zeit adäquat auf Änderungen reagieren und sofortige neue 
Dispositionen treffen.  


Darüber hinaus würde der Umstand, Unternehmen als Datenexporteure mit der Aufgabe zu betrauen, die 
Angemessenheit der Rechtsordnungen des Importstaates zu untersuchen und zu beurteilen, Art. 16 nDSG 
in Verbindung mit Art. 8 E-VDSG widersprechen. Diese Normen legen fest, dass die 
Angemessenheitsprüfung und die damit einhergehende Entscheidung vom Bundesrat und nicht von den 
datenexportierenden Stellen vorgenommen werden muss. Sollte nicht einheitlich der Bundesrat, sondern die 
datenexportierenden Verantwortlichen solche Beurteilungen vornehmen, sind unterschiedliche Ergebnisse 
hinsichtlich bestimmter Länder und Datenverarbeitungen vorprogrammiert. Dies würde im Ergebnis trotz viel 
Aufwand keine Rechtssicherheit schaffen. Die Liste des Bundesrats verlöre dadurch jeden Sinn. 


Um eine faktische Aushöhlung der Feststellungskompetenz des Bundesrates sowie unterschiedliche 
Ergebnisse der Bewertung und eine damit einhergehende Rechtsunsicherheit zu vermeiden, muss deshalb 
auf Stufe E-VDSG ausdrücklich geklärt werden, dass sich die Verantwortlichen als Datenexporteure auf den 
Entscheid des Bundesrates zur Angemessenheit verlassen dürfen und keine zusätzlichen Abklärungen 
treffen müssen. 


Daher soll zur Klarstellung ein neuer Satz 2 in Art. 8 Abs. 1 E-VDSG eingefügt werden. 
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Art. 8 Abs. 1 Satz 2 E-VDSG 
1 Werden Personendaten ins Ausland bekanntgegeben, so müssenmuss der Bundesrat bei 
der Beurteilung, ob ein Staat, ein Gebiet, einer oder mehrere spezifische Sektoren in einem 
Staat oder ein internationales Organ einen angemessenen Datenschutz gewährleistet, 
namentlich die folgenden Kriterien berücksichtigent werden:  


         a. die internationalen Verpflichtungen des Staates oder internationalen Organs im        
             Bereich des Datenschutzes; 
         b. die Achtung der Menschenrechte;  
         c. die geltende Gesetzgebung zum Datenschutz sowie deren Umsetzung und die  
             einschlägige Rechtsprechung;  
         d. die wirksame Gewährleistung der Rechte der betroffenen Personen und des  
             Rechtsschutzes;  
         e. das wirksame Funktionieren von einer oder mehreren unabhängigen Behör-den, die  
             im betreffenden Staat mit dem Datenschutz beauftragt sind oder denen ein  
             internationales Organ untersteht und die über ausreichende Befugnisse und   
             Kompetenzen verfügen.  


Die Verantwortlichen dürfen sich auf den Entscheid des Bundesrates zur Angemessenheit 
des Datenschutzes nach Satz 1 verlassen und müssen keine zusätzlichen Abklärungen 
treffen.  


 


2.3 Staaten oder internationale Organe ohne angemessenen Datenschutz (Klarstellung in Art. 8 
Abs. 7 E-VDSG [neu])  


Alle nicht auf der Liste des Bundesrates aufgeführten Länder gelten per se als Länder mit nicht 
angemessenem Datenschutz. Wollen Verantwortliche in solche Länder Personendaten versenden bzw. dort 
bearbeiten (lassen), müssen sie selbst abklären, ob ein angemessener Datenschutz gegeben ist oder 
andernfalls ergänzend geeignete angemessene Zusatzmassnahmen, z.B. in Form von technischen und 
organisatorischen Massnahmen treffen. Das Urteil "Schrems II" des EuGH generiert entgegen den Leitlinien 
des EDÖB vom 18. Juni 2021 in diesem Zusammenhang keine zusätzliche Liste von Ländern mit 
besonderem Risiko. Dies schon deshalb, weil sachlogisch bei jedem Land mit nicht angemessenem 
Datenschutz damit zu rechnen ist, dass spezifische Behörden und Stellen wie z.B. Geheimdienste ungefragt 
Einsicht in die betreffenden Daten nehmen und deshalb auch vom Urteil "Schrems II" erfasst sind. Eine 
solche Liste von Ländern mit hochgradig nicht angemessenem Datenschutz dürfte auch aus politischen 
Gründen nicht opportun sein, da sie wichtige internationale Beziehungen der Schweiz nachhaltig gefährden 
dürfte. Dies ist in Art. 8 E-VDSG im Sinne einer notwendigen Präzisierung klar zu stellen, um obgenannte 
Leitlinien des EDÖB zu entkräften, sachlogisch in einem neuen Absatz 7.  


Sollte an der durch den EDÖB vorgeschlagenen zusätzlichen Prüfung der obenstehenden Garantien, welche 
aus einer entsprechenden Auslegung der "Schrems II"-Rechtsprechung des EuGH resultiert, festgehalten 
werden, müsste die Prüfung dieser Garantien sachlogisch ebenfalls einheitlich durch den Bundesrat 
erfolgen. Dies auch deshalb, weil die Abgrenzung zwischen "nicht angemessen" und "hochgradig nicht 
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angemessen" sachlogisch zwingend Wertungen beinhaltet, welche gesamthaft einheitlich von einer 
kompetenten Stelle anzuwenden sind. Nur dadurch wird ein in sich stimmiges Regelungssystem für die 
gesamte Thematik geschaffen, welches statt Verwirrung tatsächlich Rechtssicherheit schafft. Andernfalls 
ergäben sich kontraproduktive Widersprüche zwischen der Liste des Bundesrates und den Zusatzlisten der 
Verantwortlichen. Als Folge davon würde die bereits vorstehend skizzierte Rechtsicherheit (vgl. oben Ziff. 
2.2) trotz viel Aufwand sogar noch weiter erhöht. 


Eine Einzelfallprüfung und eine damit einhergehende Beurteilung und Entscheidung zur jeweiligen 
(ausländischen) Rechtsordnung des Importstaates hinsichtlich hinreichender Transparenz und Rechtsschutz 
für die betroffenen Personen durch den Datenexporteur erscheint aus Praktikabilitätsgründen – wie bereits 
erwähnt (vgl. oben Ziff. 2.2) – weder als durchführbar noch als zielführend.  


Nach alledem ist zur Klarstellung ein neuer Absatz 7 in Art. 8 E-VDSG einzufügen.  


 


Art. 8 Abs. 7 E-VDSG (neu) 
[…] 


7 Werden Personendaten ins Ausland in einen Staat oder ein Gebiet ohne angemessenen 
Datenschutz bekanntgegeben, können ergänzende Massnahmen zu den Garantien gemäss 
Art. 16 Absatz 2 Buchstabe b und c DSG erforderlich sein, um einen geeigneten Datenschutz 
zu gewährleisten. Der Bundesrat stellt fest, ob ergänzende Massnahmen erforderlich sind. 
Die betroffenen Staaten und Gebiete sind im Anhang 1a aufgeführt. Der Entscheid des 
Bundesrates bezüglich der Erforderlichkeit ergänzender Massnahmen ist verbindlich.  


 


III.2. Art. 9 E-VDSG: Datenschutzklauseln und spezifische Garantien  


Die Aufzählung der Anforderungen an ein "Data Transfer Agreement" ist untauglich, weil sie nicht zwischen 
der Art der Übermittlung bzw. Rollen des Exporteurs und Importeurs unterscheidet. Diese sind jedoch für 
den Inhalt des Vertrags entscheidend, wie beispielsweise die vom EDÖB inzwischen anerkannten 
Standardvertragsklauseln der Europäischen Kommission (EU SCC) zeigen. 


So macht es keinen Sinn, einen Auftragsbearbeiter im Ausland zur Anwendung der Bearbeitungsgrundsätze, 
zur Information der betroffenen Personen oder zur Wahrung der Rechte der betroffenen Personen zu 
verpflichten. Sie müssten dem auch nach dem nDSG nicht nachkommen, weshalb nicht einzusehen ist, dass 
sie hierzu vertraglich verpflichtet werden sollen.  


Zu den einzelnen Buchstaben erlauben wir uns nachfolgende Ausführungen:  


- In den Bearbeitungsgrundsätzen (Bst. a) fehlt der Grundsatz der Transparenz.  
- Die Anforderungen gemäss Bst. d und e, die Namen der Staaten oder der internationalen 


Organisationen zu nennen, denen Personendaten bekanntgegeben werden (soweit hiermit 
Weiterübermittlungen gemeint sind, was nicht klar ist), hat keine rechtliche Grundlage. Es genügt, 
dass der Empfänger (bzw. Importeur) bezeichnet wird. Auch die EU SCC beschränken sich darauf. 


- Bst. f ist bereits mit dem Grundsatz der Verhältnismässigkeit in Bst. a abgedeckt, damit redundant 
und zu streichen. 
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- Aufgrund der in Bst. g sehr allgemeinen Formulierung wird nicht klar, welche Konstellationen hier 
geregelt werden sollen (z.B. nur die den Vertrag direkt mitunterzeichnenden Empfängerinnen und 
Empfänger, deren Subakkordanten, weitere vom Vertrag direkt oder indirekt Betroffene, Kunden 
oder weitere irgendwie Beteiligte?) und welches der konkrete Inhalt der Anforderung sein soll. Um 
der Anforderung gemäss Bst. g einen klaren und vernünftigen Sinn in Zusammenhang mit der 
Vertragsgestaltung zu geben, schlagen wir vor, dass hier statt der im Entwurf vorgeschlagenen 
Formulierung "die Modalitäten für die Weitergabe von Personendaten an Empfängerinnen und 
Empfänger" aufgeführt werden. 


- Für die sehr weit gefasste Anforderung gemäss Bst. j fehlt eine einschlägige gesetzliche Grundlage. 
Im Gegenteil regelt das nDSG selbst an verschiedenen Stellen bereits umfassend und einlässlich, 
wer durch wen in welchen Konstellationen zu informieren ist und gegebenenfalls wie (vgl. insb. Art. 
16 bis 21 nDSG). Einzelne konkrete Anforderungen, welche darüber hinaus Sinn machen, sind in 
der E-VDSG bereits ausdrücklich geregelt, namentlich in Art. 13 E-VDSG. Für zusätzliche 
Anforderungen zwischen den übergeordneten gesetzlichen Anforderungen einerseits und den in Art. 
13 E-VDSG geregelten Modalitäten bleibt kein sinnvoller Raum. Die Anforderung von Bst. j ist 
deshalb als weder zulässig noch sinnvoll ersatzlos zu streichen. 


- Es fehlen Regelungen zur Meldung von Verletzungen der Datensicherheit, insbesondere soweit die 
betroffenen Personen zu informieren sind. 


Aus diesen Ausführungen folgt überdies, dass der Anforderungskatalog in Art. 9 Abs. 1 E-VDSG entweder 
anzupassen ist, um unterschiedliche Konstellationen abzudecken (Verantwortlicher, Auftragsbearbeiter) oder 
das Wort "mindestens" durch "nach Massgabe der Umstände" zu ersetzen ist. Zudem sind Bst. a um den 
Grundsatz der Transparenz zu erweitern, die Bst. d, e, f und j zu streichen und Bst. g anzupassen. 


In Art. 9 Abs. 2 E-VDSG wird mit "sicherstellen" eine allzu abstrakte Forderung aufgestellt, was der 
namentlich stark vom Grundsatz der Verhältnismässigkeit geprägten Regelung widerspricht. Entsprechend 
fordert die Bestimmung richtigerweise auch nur "angemessene" Massnahmen und keinen absoluten Schutz. 
Um die verschiedenen Teile der Regelung sachlogisch richtig zu verbinden, muss der Begriff "sicherstellen" 
gestrichen werden. 


Demnach ist Art. 9 E-VDSG wie folgt anzupassen:  
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Art. 9 E-VDSG  
1 Die Datenschutzklauseln in einem Vertrag nach Artikel 16 Absatz 2 Buchstabe b DSG und 
die spezifischen Garantien nach Artikel 16 Absatz 2 Buchstabe c DSG müssen 
mindestensnach Massgabe der Umstände die folgenden Punkte regeln: 


         a. die Anwendung der Grundsätze der Rechtmässigkeit, von Treu und Glauben, der  
             Verhältnismässigkeit, der Zweckbindung, und der Richtigkeit und der Transparenz; 
         b. die Kategorien der bekanntgegebenen Personendaten sowie der betroffenen  
             Personen; 
         c. die Art und der Zweck der Bekanntgabe von Personendaten; 
         d. die Namen der Staaten, in die Personendaten bekanntgegeben werden; 
         e. die Namen der internationalen Organe, denen Personendaten bekanntgegeben  
             werden; 
         f. die Anforderungen an die Aufbewahrung, die Löschung und die Vernichtung von  
            Personendaten; 
        g. die zur Bearbeitung der Daten berechtigten die Modalitäten für die Weitergabe von  
            Personendaten an Empfängerinnen und Empfänger; 
        h. die Massnahmen zur Gewährleistung der Datensicherheit; 
         i. die Anforderungen an eine Bekanntgabe von Personendaten in einen anderen  
            ausländischen Staat oder an ein anderes internationales Organ; 
         j. die Pflicht der Empfängerin oder des Empfängers, die betroffenen Personen über die  
            Bearbeitung zu informieren; 
         k. die Rechte der betroffenen Person, namentlich: 
                  1. das Auskunftsrecht, 
                  2. das Widerspruchsrecht, 
                  3. das Recht auf Berichtigung, Löschung oder Vernichtung ihrer Daten, 
                  4. das Recht, eine unabhängige Behörde um Rechtsschutz zu ersuchen. 


2 Der Verantwortliche muss angemessene Massnahmen treffen, um sicherzustellen, dass 
damit die Empfängerin oder der Empfänger die Datenschutzklauseln in einem Vertrag oder 
die spezifischen Garantien einhält.  


3 Wurde der EDÖB über die Datenschutzklauseln in einem Vertrag oder die spezifischen 
Garantien informiert, so gilt die Informationspflicht für alle weiteren Bekanntgaben als erfüllt, 
die: 


         a. unter denselben Datenschutzklauseln oder Garantien erfolgen, soweit die Kategorien  
             der Empfängerinnen und Empfänger, der Zweck der Bearbeitung und die  
             Datenkategorien im Wesentlichen unverändert bleiben; oder 
         b. innerhalb derselben juristischen Person oder Gesellschaft oder zwischen  
             Unternehmen, die zum selben Konzern gehören, stattfinden, soweit die Daten- 
             schutzklauseln oder Garantien weiterhin einen geeigneten Datenschutz  
             gewährleisten. 
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III.3. Art. 10 E-VDSG: Standarddatenschutzklauseln  


Massnahmen sind angemessen, wenn sie dem Stand der Technik sowie den konkreten Umständen 
entsprechen. Die Anforderungen an die Massnahmen sind höher, wenn es sich beispielsweise um 
besonders schützenswerte Personendaten handelt. 


Wiederum kann der Exporteur nicht "sicherstellen", sondern nur dafür Sorge tragen (vgl. oben Ziff. III.2).  


Der Erläuterungsbericht verlangt fälschlicherweise, dass der Empfänger verpflichtet werden muss, das 
Schweizer Datenschutzrecht einzuhalten, zumal er ja einer anderen Jurisdiktion untersteht, deren 
Datenschutzregeln er selbstverständlich einhalten muss. Einhalten muss er insofern nur den Vertrag. 


Die Vorschrift führt zu einer Kausalhaftung und ist in der Praxis nicht zu erfüllen. Zudem kennt nicht einmal 
das Bankenrecht eine derart strenge Regelung.  


Aufgrund obiger Ausführungen muss Art. 10 Abs. 1 E-VDSG wie folgt angepasst werden:  


 


Art. 10 E-VDSG   
1 Gibt der Verantwortliche Personendaten mittels Standarddatenschutzklauseln nach Artikel 
16 Absatz 2 Buchstabe d DSG ins Ausland bekannt, so trifft er angemessene Massnahmen, 
um sicherzustellen, dass die Empfängerin oder der Empfänger diese beachtet.trägt er in 
angemessener Weise Sorge für deren Einhaltung.  


2 Der EDÖB veröffentlicht eine Liste von Standarddatenschutzklauseln, die er genehmigt, 
ausgestellt oder anerkannt hat. 


 


IV. Pflichten des Verantwortlichen und des Auftragsbearbeiters  


IV.1. Art. 13 E-VDSG: Modalitäten der Informationspflichten  


1. Streichung des Auftragsbearbeiters und Präzisierung der Vorgaben für eine angemessene 
Information (Art. 13 Abs. 1 E-VDSG)  


In Art. 13 Abs. 1 E-VDSG wird im Verhältnis zum Verantwortlichen – wie auch anderswo (vgl. unten Ziff. 
IV.2) und entgegen dem Auftragsverhältnis – fälschlicherweise eine identische Verantwortung des 
Auftragsbearbeiters festgelegt. 


Entgegen den Regelungen auf Stufe des nDSG werden die Pflichten des Verantwortlichen gleichzeitig auch 
dem Auftragsbearbeiter auferlegt. Dies widerspricht der gesetzlichen Regelung. Zudem würde damit auch 
das zwischen dem Verantwortlichen und seinem Auftragsbearbeiter vertraglich vereinbarte 
Auftragsverhältnis de facto aufgehoben oder zumindest stark beeinträchtigt und der Verantwortliche verlöre 
de facto seine Funktion als Geschäftsherr und in diesem Zusammenhang namentlich auch seine 
Überwachungspflicht gegenüber seinem Auftragsbearbeiter. Die vom Verantwortlichen festgelegten 
Sicherheitsmassnahmen wären nicht deckungsgleich mit den vom Auftragsdatenbearbeiter in eigener 
Verantwortung festgelegten dahingehenden Massnahmen. Solche unterschiedlichen Massnahmensets 
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könnten sich teilweise sogar widersprechen und sich kontraproduktiv auswirken. Die Folge wären unklare 
Verantwortlichkeiten und übrige Verhältnisse. Mit all dem wäre dem Datenschutz nicht gedient.  


Zudem würde die vorgeschlagene Regelung einen unnötigen und kontraproduktiven "Swiss Finish" zur EU-
DSGVO produzieren, was den grenzüberschreitenden Verkehr von Personendaten im Verhältnis zur EU 
erschweren statt erleichtern würde und damit in Widerspruch zu einem der zentralen Gründe für die Revision 
des Schweizer Datenschutzrechts stünde.  


Der Auftragsbearbeiter ist somit als direkt Verantwortlicher sowohl im Titel des 2. Kapitels als auch in Art. 13 
Abs. 1 E-VDSG zu streichen. 


Zudem sind die Vorgaben für eine angemessene Information zu präzisieren. Mit Blick auf die zunehmend 
digitale Zukunft ist in diesem Zusammenhang namentlich zu regeln, dass Informationen neu nicht nur auf 
Papier, sondern auch elektronisch zur Verfügung gestellt werden können. Diese zur Förderung digitaler 
Geschäftsmodelle sehr wichtige Formel findet sich als Standardformulierung bereits in verschiedenen 
neueren Gesetzen und Verordnungen, z.B. im FIDLEG (vgl. Art. 9 Abs. 3 FIDLEG), und muss folglich nicht 
zuletzt auch im Datenschutzrecht realisiert werden. 


2. Streichung von Art. 13 Abs. 2 E-VDSG 


Es ist nicht klar, was mit "maschinenlesbar" gemeint ist, zumal es sich um einen technisch veralteten Begriff 
handelt. Ausserdem dürfen Piktogramme ohnehin nur ergänzend verwendet werden. Piktogramme werden 
zudem unter geltem Recht jedenfalls auf freiwilliger Basis verwendet. Die Verwendung ist grundsätzlich zu 
fördern. Die freiwillige Verwendung von Datenschutz und Transparenz fördernden Massnahmen sollte nicht 
mit einschränkenden Anforderungen beeinträchtigt werden. Art. 13 Abs. 2 E-VDSG muss folglich gestrichen 
werden.  


Demzufolge sind der Titel des 2. Kapitels und Art. 13 E-VDSG wie folgt anzupassen: 


 


2. Kapitel: Pflichten des Verantwortlichen und des Auftragsbearbeiters  
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Art. 13 E-VDSG  
1 Der Verantwortliche und der Auftragsbearbeiter teilenstellt die Information über die 
Beschaffung von Personendaten in präziser, verständlicher und leicht zugänglicher Form auf 
Papier oder elektronisch zur Verfügung. mit. 
2 Teilt er die Informationen in Kombination mit Piktogrammen mit, die elektronisch dargestellt 
werden, so müssen diese maschinenlesbar sein. 


 


IV.2. Art. 15 E-VDSG: Information bei der Bekanntgabe von Personendaten  


Art. 15 E-VDSG statuiert völlig neue formale zusätzliche Modalitäten und Zusatzpflichten in Zusammenhang 
mit der Bekanntgabe von Daten an Dritte, welche strikte regelbasiert ohne Differenzierungsmöglichkeit (z.B. 
entsprechend dem effektiven Risiko) in jedem Fall anwendbar sein sollen. Hierzu findet sich im nDSG keine 
gesetzliche Grundlage. Im Gegenteil hat das Parlament die Bekanntgabe von Personendaten an Dritte 
bereits auf Gesetzesstufe an verschiedenen Stellen bereits ausreichend klar, aber gleichwohl prinzipien- und 
risikobasiert geregelt (vgl. namentlich Art. 16 ff. nDSG). Dementsprechend will das Parlament darüber 
hinaus bewusst einen angemessenen Ermessensspielraum für die individuelle Umsetzung durch den 
einzelnen Verantwortlichen zur Verfügung stellen (für Detailbegründung vgl. oben Ziff. I.3 u. A.1-7). 


Die Regelung würde inhaltlich zu massiven Zusatzanforderungen buchstäblich bei jeder Art von 
Kommunikation in Zusammenhang mit Personendaten, z.B. bei jedem einzelnen E-Mail, führen. Damit 
würden an übliche und vernünftige Kommunikation, selbst solche ohne erkennbare datenschutzrechtliche 
Risiken, völlig überrissene Anforderungen gestellt. Im operativen Alltag würden damit etablierte, übliche und 
vernünftige Kommunikationsmittel wie z.B. E-Mail de facto gänzlich verhindert. Solche Ansinnen stehen in 
vollständigem Widerspruch zu den Anstrengungen des Bundesrats, Digitalisierung und Innovationskraft im 
Interesse des Wirtschaftsstandorts Schweiz zu fördern. 


Dementsprechend finden sich auch im EU-Recht, auf welchen sich der Erläuterungsbericht zu Unrecht 
beruft, keine solchen Pflichten für private Datenbearbeiter. Art. 15 E-VDSG ist mithin ein für das wesentliche 
Regulierungsziel der EU-Äquivalenz kontraproduktiver "Swiss Finish". 


Somit ist die Regelung am besten gänzlich zu streichen, zumindest aber ausdrücklich auf Bundesorgane 
einzugrenzen. 


Sofern die Regelung nicht gänzlich gestrichen wird, ist zudem auch hier der Auftragsbearbeiter – wie bereits 
erwähnt – jedenfalls nicht Adressat der Informationspflicht und deshalb zu streichen (vgl. oben Ziff. IV.1).  


 


Art. 15 E-VDSG  
Der Verantwortliche und der Auftragsbearbeiter informieren die Empfängerin oder den 
Empfänger über die Aktualität, Zuverlässigkeit und Vollständigkeit der von ihnen bekannt 
gegebenen Personendaten, soweit sich diese Informationen nicht aus den Daten selbst oder 
aus den Umständen ergeben. 
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IV.3. Art. 16 E-VDSG: Information über die Berichtigung, Löschung oder Vernichtung sowie die 
Einschränkung der Bearbeitung von Personendaten  


Art. 16 E-VDSG entbehrt ebenfalls einer Grundlage im nDSG. Die Pflicht wurde im Rahmen der 
Vernehmlassung zum nDSG gestrichen und darf umso weniger nicht über die VDSG wieder eingeführt 
werden. Folglich muss auch diese Bestimmung ersatzlos gestrichen werden (für Details vgl. vorstehend Ziff. 
IV.2). 


 


Art. 16 E-VDSG  
Der Verantwortliche informiert die Empfängerinnen und Empfänger, denen er Personendaten 
bekanntgegeben hat, unverzüglich über die Berichtigung, Löschung oder Vernichtung sowie 
die Einschränkung der Bearbeitung von Personendaten, ausser die Benachrichtigung ist 
unmöglich oder mit einem unverhältnismässigen Aufwand verbunden. 


 


IV.4. Art. 17 E-VDSG: Überprüfung einer automatisierten Einzelentscheidung  


Diese Bestimmung stellt einen Eingriff in die Privatrechtsautonomie dar und kann daher nicht auf 
Verordnungsstufe verankert werden.  


Zudem geht die Regelung von falschen rechtlichen Voraussetzungen aus. Ein allgemeines, generelles 
Diskriminierungsverbot gibt es nicht. Soweit es direkt aus Grundrechten der Verfassung abgeleitet werden 
sollte, wäre dies unzulässig, da es keine direkte Drittwirkung verfassungsmässiger Rechte gibt. Eine 
Diskriminierung wird rechtlich erst dann kritisch, wenn sie rein subjektiv ohne sachlich überzeugende 
Abgrenzungskriterien erfolgt. All dies ist aber schon deshalb nicht auf Stufe E-VDSG zu regeln, weil das 
Thema allgemeiner Natur ist und in sämtlichen Rechtsmaterien gleichermassen eine Rolle spielt. Nur schon 
die etablierte bundesgerichtliche Praxis zum Thema gibt ausreichende Rechtssicherheit. 


Eine weitere Präzisierung von Art. 21 nDSG auf Stufe E-VDSG ist weder sinnvoll noch nötig und mangels 
gesetzlicher Grundlage auch nicht zulässig. Das Parlament hat die Anforderungen an die 
Informationspflichten bei automatisierten Einzelentscheiden in Art. 21 nDSG bereits ausreichend klar, aber 
gleichwohl prinzipien- und risikobasiert geregelt. Dementsprechend will das Parlament darüber hinaus 
bewusst einen angemessenen Ermessensspielraum für die individuelle Umsetzung durch den einzelnen 
Verantwortlichen zur Verfügung stellen (für Detailbegründung vgl. oben Ziff. I.3 u. A.1-7). 


Nach alledem gleichwohl eine solche Regel in die E-VDSG einzuführen, würde unnötigerweise erhebliches 
Potential für missbräuchliche Klagen gegen Verantwortliche produzieren, welche sich effektiv absolut korrekt 
und gesetzeskonform verhalten. 


Art. 17 E-VDSG ist demnach ersatzlos zu streichen.  
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Art. 17 E-VDSG  
Verlangt eine von einer automatisierten Einzelentscheidung betroffene Person, dass sie ihren 
Standpunkt darlegen kann oder dass eine natürliche Person die Entscheidung überprüft, so 
darf sie deswegen nicht benachteiligt werden. 


 


IV.5. Art. 18 E-VDSG: Form und Aufbewahrung der Datenschutz-Folgenabschätzung  


Wie in anderen moderneren Gesetzen auch sollte der Begriff der Schriftlichkeit dahingehend präzisiert 
werden, dass auch andere Formen erfasst werden, die den Nachweis durch Text ermöglichen. Die von uns 
vorgeschlagene formelhafte Formulierung entspricht dem derzeit üblichen Gesetzgebungsstandard (vgl. z.B. 
Art. 5 Abs. 8 FIDLEG). 


Die Aufbewahrungspflicht im zweiten Satz von Art. 18 E-VDSG ist mangels gesetzlicher Grundlage im nDSG 
zu streichen (für Details vgl. oben IV.3). Ausserdem besteht aufgrund des Grundsatzes der 
Verhältnismässigkeit der Datenbearbeitung sowie der Datenminimierung kein Grund dazu, eine 
Datenschutz-Folgenabschätzung während zwei Jahren nach Beendigung der Datenbearbeitung 
aufzubewahren. Schliesslich widersprechen die Ausführungen im Erläuterungsbericht dem Grundsatz 
"nemo-tenetur", da die Aufbewahrung der Datenschutz-Folgenabschätzungs-Dokumentation gestützt auf ein 
Editionsersuchen im Vorfeld oder im Rahmen einer rechtlichen Auseinandersetzung zu Beweiszwecken 
gegen den Verantwortlichen verwendet werden könnte.  


Art. 18 E-VDSG müsste daher wie folgt angepasst werden:  


 


Art. 18 E-VDSG  
Der Verantwortliche muss die Datenschutz-Folgenabschätzung schriftlich oder in anderer 
durch Text nachweisbarer Form festhalten. Sie muss während zwei Jahren nach Beendigung 
der Datenbearbeitung aufbewahrt werden. 


 


IV.6. Art. 19 Abs. 1 und 5 E-VDSG: Meldung von Verletzungen der Datensicherheit  


Art. 19 E-VDSG stellt eine Präzisierung von Art. 24 nDSG dar und ist so zu verstehen, dass im Falle einer 
Meldung an den EDÖB diese die in Art. 19 Abs. 1 VDSG aufgeführten Punkte enthalten muss. 


Die Einschränkung "soweit möglich" macht Sinn, da die Angabe in der Praxis oft nicht möglich ist.  


Bst. a und b gehen über die DSGVO hinaus, doch dürfte dies in der Praxis kein Problem darstellen.  


Falsch formuliert ist hingegen Bst. e. Die "allfälligen Risiken" beinhalten bereits die Folgen für die betroffenen 
Personen. Richtig müsste es heissen "die Folgen für die betroffenen Personen, von welchen ein hohes 
Risiko ausgeht".  
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Auch in Bst. f muss nicht von den "Folgen", sondern vom "Risiko " die Rede sein. Gemildert werden kann 
entweder das Schadensausmass oder dessen Eintrittswahrscheinlichkeit oder beides (was somit dem 
"Risiko" entspricht). Bei Bst. f ist zudem zu präzisieren, dass es nur um Massnahmen gehen kann, welche 
der Verantwortliche tatsächlich ergriffen hat ("gegebenenfalls"). 


Gemäss den Erläuterungen wird das in Art. 24 Abs. 1 nDSG erwähnte "voraussichtlich" so interpretiert, dass 
auch dann gemeldet werden muss, wenn das Vorliegen eines "hohen Risikos" nicht ausgeschlossen werden 
kann. Diese Aussage hilft nicht weiter, da es sich um einen Pleonasmus handelt. Der Begriff "Risiko" 
beinhaltet bereits eine Wahrscheinlichkeitsüberlegung, d.h. wie wahrscheinlich es ist, dass ein Schaden 
eintritt. Es bleibt dabei: Die Wahrscheinlichkeit muss eine gewisse Höhe aufweisen. 


Wünschenswert wäre zusätzlich eine "de minimis"-Regelung, die jene Fälle ausschliesst, in welchen der 
EDÖB ohnehin nicht wirklich etwas tun kann oder will (z.B. eine problematische E-Mail geht an den falschen 
Empfänger und ein Missbrauch durch diesen ist möglich). Damit können auch die Ressourcen des EDÖB 
geschont werden, die er für andere, für den Datenschutz wichtigere Angelegenheiten einsetzen kann. 


Schliesslich entbehrt die Dokumentationspflicht gemäss Art. 19 Abs. 5 E-VDSG einer gesetzlichen 
Grundlage. Eine solche Regelung ist auch weder sinnvoll noch nötig. Das Parlament hat die Anforderungen 
an die Pflicht zur Meldung von Verletzungen der Datensicherheit bereits auf Gesetzesstufe ausreichend klar, 
aber gleichwohl prinzipien- und risikobasiert geregelt (vgl. Art. 24 nDSG). Dementsprechend will das 
Parlament darüber hinaus bewusst einen angemessenen Ermessensspielraum für die individuelle 
Umsetzung durch den einzelnen Verantwortlichen zur Verfügung stellen (für Detailbegründung vgl. oben Ziff. 
I.3 u. A.1-7). Daran kann der Umstand, dass die EU-DSGVO eine ausdrückliche Dokumentationspflicht 
kennt, nichts ändern. Der klare Entscheid des Parlaments verbietet jedenfalls, auf Verordnungsstufe 
gleichwohl eine Dokumentationspflicht einführen zu wollen. 


Folglich ist Absatz 5 ersatzlos zu streichen.  
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Art. 19 E-VDSG  
1 Der Verantwortliche meldet dem EDÖB bei einer Verletzung der Datensicherheit:  


         a. die Art der Verletzung 
         b. soweit möglich den Zeitpunkt und die Dauer; 
         c. soweit möglich die Kategorien und ungefähre Anzahl der betroffenen Personendaten; 
         d. soweit möglich die Kategorien und ungefähre Anzahl der betroffenen Personen; 
         e. die Folgen, einschliesslich der allfälligen Risiken, für die betroffenen Personen, von  
            welchen ein hohes Risiko ausgeht; 
         f. gegebenenfalls welche Massnahmen getroffen wurden oder vorgesehen sind, um den    
            Mangel zu beheben oder die Folgen das Risiko zu mildern; 
        g. den Namen und die Kontaktdaten einer Ansprechperson. 


2 Ist es dem Verantwortlichen bei Entdeckung der Verletzung der Datensicherheit nicht 
möglich, dem EDÖB alle Informationen gemäss Absatz 1 zur gleichen Zeit bereitzustellen, so 
kann er diese Informationen ohne unangemessene weitere Verzögerung schrittweise zur 
Verfügung stellen.  


3 Der Verantwortliche teilt den betroffenen Personen in einfacher und verständlicher Sprache 
mindestens die Informationen nach Absatz 1 Buchstaben a, e, f und g mit.  


4 Handelt es sich beim Verantwortlichen um ein Bundesorgan, so erfolgt die Mel-dung an den 
EDÖB über die Datenschutzberaterin oder den Datenschutzberater.  


5 Der Verantwortliche muss die Verletzungen dokumentieren. Die Dokumentation muss alle 
mit den Vorfällen zusammenhängenden Tatsachen, deren Auswirkungen und die ergriffenen 
Massnahmen enthalten. Sie ist ab dem Zeitpunkt der Meldung nach Absatz 1 mindestens drei 
Jahre aufzubewahren. 


 


V. Auskunftsrecht 


V.1.  Art. 20 Abs. 3 und 5 E-VDSG: Modalitäten 


Art. 20 Abs. 3 E-VDSG verlangt, dass die Auskunft verständlich sein muss. Dies bedeutet nicht, dass der 
Verantwortliche der um Auskunft ersuchenden Person die Datensätze oder darüber hinausgehend sogar die 
damit einhergehenden Abläufe und Geschäftsmodelle erklären muss. Dies könnte im Einzelfall je nach 
Person mit enormem und unverhältnismässigem Aufwand verbunden sein und wäre je nach Person u.U. 
gleichwohl untauglich. Zudem könnte eine solche Regelung auch dazu missbraucht werden, das Verfahren 
und damit den Aufwand für den Verantwortlichen ohne sachlichen Grund "künstlich" zu verlängern. 


Vielmehr muss ausreichend sein, die herauszugebenden Daten so aufzubereiten und darzustellen, dass sie 
geordnet sind und dadurch unter Anwendung eines objektivierten Masstabes nach Treu und Glauben 
verständlich sind oder sein müssen. Ob die betroffene Person diese Darstellung im konkreten Fall 
tatsächlich versteht, kann nicht relevant sein, geht es doch beim datenschutzrechtlichen Auskunftsbegehren 
nur darum, die bearbeiteten Daten mitzuteilen. Dies entspricht dem Kern des Auskunftsanspruchs, welcher 
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die effektive Herausgabe der relevanten Daten sicherstellt. Darüber hinaus besteht keine Pflicht des 
Verantwortlichen, die Daten, deren Zweck oder – damit zusammenhängend – die Art der Datenhaltung oder 
sogar die Geschäftsabläufe zu erläutern. Solches ist schon deshalb abzulehnen, weil dadurch der Aufwand 
unermesslich und im Einzelfall sogar "never ending" werden könnte. Beispielsweise können die im Rahmen 
einer klinischen Studie bearbeiteten Daten oder technische Logdaten für die betroffene Person 
unverständlich sein. Müssen diese zuerst so dargestellt werden, dass sie für die betroffene Person 
verständlich sind, kann dies oft nicht innerhalb von 30 Tagen erfolgen. Damit würde der Grundsatz der 
Auskunftserteilung innert 30 Tagen entgegen der gesetzlichen Absicht regelmässig zur Ausnahme. 


Will die auskunftsberechtigte Person mehr über solche über den eigentlichen Herausgabeanspruch hinaus 
gehende Verhältnisse erfahren, muss sie sich an einen Rechtsanwalt oder Wirtschaftsfachmann halten, 
nicht an den Verantwortlichen. Demzufolge ist Absatz 3 zusätzlich dahingehend zu klären, dass über die 
eigentliche "geordnete" Datenherausgabe "keine zusätzlichen Erläuterungen erforderlich" sind. 


Da die Aktivität und die damit einhergehende Verständlichkeit der Auskunft vom Verantwortlichen ausgeht 
und von diesem gesteuert werden kann und muss, macht es Sinn, den Verantwortlichen hier bei Absatz 3 
mit Bezug auf die Formulierung in den Aktiv-Modus zu setzen. 


Die Dokumentationspflicht und namentlich die Aufbewahrungsfrist von mindestens 3 Jahren gemäss Art. 20 
Abs. 5 E-VDSG entbehren einer ausreichenden gesetzlichen Grundlage. Das Parlament hat die 
Anforderungen an das Auskunftsbegehren auf Gesetzesstufe ausreichend klar, aber gleichwohl prinzipien- 
und risikobasiert geregelt (vgl. Art. 25 bis 27 nDSG). Dementsprechend will das Parlament darüber hinaus 
bewusst einen angemessenen Ermessensspielraum für die individuelle Umsetzung durch den einzelnen 
Verantwortlichen zur Verfügung stellen (für Detailbegründung vgl. oben Ziff. I.3 u. A.1-7). 


Absatz 5 ist deshalb ersatzlos zu streichen. 


Nach alldem ist Art. 20 E-VDSG wie folgt anzupassen: 
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Art. 20 E-VDSG  
1 Das Auskunftsbegehren wird schriftlich gestellt. Ist der Verantwortliche einverstanden, so 
kann das Begehren auch mündlich gestellt werden.  


2 Die Auskunft wird in der Regel schriftlich erteilt. Im Einvernehmen mit dem Verantwortlichen 
oder auf dessen Vorschlag hin kann die betroffene Person ihre Daten auch an Ort und Stelle 
einsehen. Die Auskunft kann auch mündlich erteilt werden, wenn die betroffene Person 
eingewilligt hat.  


3 Der Verantwortliche muss dDie Auskunft muss für die betroffene Person verständlich 
seingeordnet vornehmen. Zusätzliche Erläuterungen sind nicht erforderlich.  


4 Der Verantwortliche muss die angemessenen Massnahmen treffen, um die Identifizierung 
der betroffenen Person sicherzustellen und die Personendaten der betroffenen Person bei der 
Auskunftserteilung vor dem Zugriff unberechtigter Dritter zu schützen. Die betroffene Person 
muss bei ihrer Identifizierung mitwirken.  


5 Der Verantwortliche hat die Gründe für eine Verweigerung, Einschränkung oder den 
Aufschub der Auskunft zu dokumentieren. Die Dokumentation ist mindestens drei Jahre lang 
aufzubewahren. 


 


V.2.  Art. 21 E-VDSG: Zuständigkeiten und Abgrenzungen 


Der zweite Satz von Art. 21 Abs. 1 E-VDSG stellt eine Forderung auf, welche im operativen Alltag 
regelmässig gar nicht erfüllt werden kann.  


In manchen Konstellationen ist für einen Verantwortlichen weder klar noch eindeutig ersichtlich, inwieweit für 
einen bestimmten Sachverhalt ein anderer Verantwortlicher zuständig sein soll und wer dies gegebenenfalls 
ist. In vielen Fällen kann ein Verantwortlicher deshalb der Pflicht, das Begehren an den zuständigen 
Verantwortlichen weiterzuleiten, naturgemäss gar nicht nachkommen. In unklaren Fällen ein 
Auskunftsbegehren an andere, vermeintlich zuständige Verantwortliche weiterzuleiten, würde dem 
Datenschutz geradezu entgegenlaufen, erhielten doch auf diese Weise womöglich Personen Kenntnis vom 
Fall, welche gar nicht als Verantwortliche qualifizieren. Einer fälschlicherweise um Auskunft ersuchten 
Person ist es auch nicht zuzumuten, abzuklären, wer an seiner Stelle Verantwortlicher sein könnte. Auch 
solche Abklärungen würden dem berechtigten Bedürfnis der um Auskunft ersuchenden Person um 
Einhaltung des Datenschutzes gerade zuwiderlaufen. 


Der erste Satz von Art. 21 Abs. 1 E-VDSG ist deshalb dahingehend zu präzisieren, dass es nur um Daten 
gehen kann, für welche mehrere Verantwortliche "gemeinsam" verantwortlich sind. Auch bei solchen 
Konstellationen ist zu berücksichtigen, dass es beim Auskunftsbegehren um besonders schützenswerte 
Daten gehen kann, welche sich aus der Begründung der anspruchsberechtigen Person ergeben können. 
Zudem können trotz gemeinsamer Verantwortung auf Detailstufe unterschiedliche Datensätze je 
Verantwortlichen vorliegen. Ein Auskunftsbegehren darf deshalb nicht ohne Weiteres in die Disposition eines 
Verantwortlichen zur Weiterleitung an weitere Personen gestellt werden. Abgesehen davon können sich 
besondere Herausforderungen betreffend Erreichbarkeit von anderen, eventuell im fernen Ausland 
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domizilierten Verantwortlichen und damit grössere zeitliche Verzögerungen ergeben. Dies namentlich auch 
deshalb, weil Auskunftsbegehren aus naheliegenden Gründen nicht mit ungesichertem E-Mail weitergleitet 
werden dürfen. Ungesicherte E-Mails werden digital nicht als verschlossener Brief, sondern quasi als 
Postkarte wahrgenommen und können somit potenziell von unbekannten Dritten ungehindert eingesehen 
werden. Solche Weiterleitungen wären somit per se eine potenzielle Verletzung datenrechtlicher Pflichten. 
Aus diesen Gründen ist der erste Satz von Absatz 1 offener zu formulieren, indem lediglich die Pflicht zur 
Koordination statuiert wird. Umgekehrt ist der zweite Satz von Absatz 1 ersatzlos zu streichen.  


Zudem regeln die Absätze 1 und 2 identische Themen. Es geht um den koordinierten Umgang mit einem 
Auskunftsbegehren bei mehreren Verantwortlichen. Ob sich unter diesen "mehreren Personen" auch noch 
ein Auftragsdatenbearbeiter befindet, spielt mit Bezug auf in der hier zu regelnden Notwendigkeit der 
Koordination keine Rolle. Wird der Absatz 1 entsprechend vorstehender Begründung angepasst, kann 
demzufolge Absatz 2 ersatzlos gestrichen werden. 


Gleichzeitig regen wir an, diese Verhältnisse im abschliessenden Erläuterungsbericht prägnant 
darzustellen. Dies führt zu folgender Neufassung von Art. 21 E-VDSG: 


 
 
 
 
 


Art. 21 E-VDSG  
1 Sind für die Bearbeitung von Personendaten mehrere gemeinsam verantwortlich, so kann 
die betroffene Person ihr Auskunftsrecht bei jedem Verantwortlichen geltend machen sollen 
sie sich nach Möglichkeit koordinieren. Ist ein Verantwortlicher für die Behandlung des 
Begehrens nicht zuständig, so leitet er es an den zuständigen Verantwortlichen weiter.  
2 Betrifft das Begehren Daten, die von einem Auftragsbearbeiter bearbeitet werden, so leitet 
der Verantwortliche das Begehren an den Auftragsbearbeiter weiter, sofern er nicht in der 
Lage ist, das Begehren selbst zu beantworten. 


 


Sollten Sie diesem Antrag wider Erwarten nicht folgen, wäre zusätzlich zu berücksichtigen, dass Absatz 2 
von Art. 21 E-VDSG verwirrlich formuliert und deshalb auf jeden Fall korrigiert werden müsste. In der 
aktuellen Fassung impliziert Absatz 2, dass der Auftragsdatenbearbeiter selbst eine Auskunftspflicht hat, 
wenn er faktisch in der Lage sein sollte, eine Auskunft zu erteilen bzw. dass er das Auskunftsgesuch in 
einem solchen Fall nicht weiterleiten muss, auch wenn er es nicht beantwortet. Das kann nicht sein. Der 
letzte Halbsatz von Absatz 2 ("sofern er nicht in der Lage ist, das Begehren selbst zu beantworten") wäre zu 
streichen und durch die Formulierung "sofern dieser das Begehren nicht im Auftrag des Verantwortlichen 
selbst beantwortet" zu ersetzen. 


Im Eventualfall müsste Art. 21 E-VDSG somit wie folgt angepasst werden: 
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Art. 21 E-VDSG 
1 Sind für die Bearbeitung von Personendaten mehrere gemeinsam verantwortlich, so kann 
die betroffene Person ihr Auskunftsrecht bei jedem Verantwortlichen geltend machen. Ist ein 
Verantwortlicher für die Behandlung des Begehrens nicht zuständig, so leitet er es an den 
zuständigen Verantwortlichen weiter.  
2 Betrifft das Begehren Daten, die von einem Auftragsbearbeiter bearbeitet werden, so leitet 
der Verantwortliche das Begehren an den Auftragsbearbeiter weiter, sofern dieser das 
Begehren nicht im Auftrag des Verantwortlichen selbst beantwortet in der Lage ist, selbst 
Auskunft zu erteilen. 


 


V.3.  Art. 22 Abs. 1 E-VDSG: Frist  


Der Fristbeginn muss in Art. 22 Abs. 1 E-VDSG präzisiert werden. Sollte ein Auskunftsbegehren nicht klar 
sein und eine Präzisierung erfordern, soll entsprechend die 30-tägige Frist erst mit Zugang der Präzisierung 
zu laufen beginnen. Auch Unklarheiten über die Identifikation der um Auskunft ersuchenden Person können 
solche Unklarheiten produzieren. Dies ist namentlich bei Banken der Fall, wo ergänzend zu 
datenschutzrechtlichen Regeln auch diejenigen des Bankkundengeheimnisses (Art. 47 BankG) zu beachten 
sind. Auch diesfalls darf die Frist entsprechend erst nach Klärung des Sachverhalts zu laufen beginnen. 


Art. 22 Abs. 1 E-VDSG ist demnach wie folgt zu ergänzen:  


 


Art. 22 Abs. 1 E-VDSG  
1 Die Auskunft wird innert 30 Tagen seit dem Eingang des Begehrens erteilt. Erfordert das 
Begehren einer Präzisierung, welche Daten die betroffene Person wünscht, beginnt die Frist 
mit Zugang der Präzisierung und gegebenenfalls der Identifikation beim Verantwortlichen zu 
laufen. Wenn der Verantwortliche die Auskunft verweigert, einschränkt oder aufschiebt, muss 
er dies innert derselben Frist mitteilen.  


2 Kann die Auskunft nicht innert 30 Tagen erteilt werden, so muss der Verantwortliche die 
betroffene Person darüber benachrichtigen und ihr die Frist mitteilen, in der die Auskunft 
erfolgen wird. 


 


V.4.  Art. 23 E-VDSG: Ausnahmen von der Kostenlosigkeit  


Der Maximalbetrag von CHF 300.- wird den tatsächlichen Verhältnissen und dem damit verbundenen 
Aufwand nicht ansatzweise gerecht. Sind z.B. zur Sicherstellung des Datenschutzes von Dritten 
umfangreiche Schwärzungen notwendig, kann dies im Einzelfall Aufwendungen von durchaus CHF 10'000.- 
mit sich bringen. Art. 23 Abs. 2 E-VDSG sollte deshalb gestrichen werden, da die angemessene 
Kostenbeteiligung bereits in Absatz 1 enthalten ist. Um besonders aufwendigen Fällen vorgenannter Art 
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gerecht zu werden, könnte als Variante in Absatz 2 auch geregelt werden, dass die ersten CHF 500.- des 
anfallenden Aufwandes vom Verantwortlichen allein und die Zusatzkosten je hälftig zu übernehmen sind.  


Des Weiteren muss in Absatz 3 verhindert werden, dass die von Art. 23 Abs. 1 E-VDSG zur Verfügung 
gestellte Frist von 30 Tagen zur Auskunftserteilung faktisch auf 20 Tage abgekürzt wird, weshalb der 
Fristbeginn in Art. 23 Abs. 3 E-VDSG präzisierend ergänzt werden muss. 


 


Art. 23 E-VDSG  
1 Eine angemessene Beteiligung an den Kosten kann verlangt werden, wenn die 
Auskunftserteilung mit einem unverhältnismässigen Aufwand verbunden, oder querulatorisch 
ist.  


2 Die Beteiligung beträgt maximal 300 Franken.  


3 Die betroffene Person ist über die Höhe der Beteiligung vor der Auskunftserteilung in 
Kenntnis zu setzen und kann ihr Gesuch innert zehn Tagen zurückziehen. Die Frist zur 
Auskunftserteilung beginnt mit Ablauf der Rückzugsfrist.  


 


VI. Besondere Bestimmungen zur Datenbearbeitung durch private Personen 


VI.1. Datenschutzberaterin oder -berater 


1. Art. 25 Abs. 1 Bst. a und b E-VDSG 


Die Datenschutzberaterin oder der Datenschutzberater muss lediglich beratend Einfluss nehmen, damit der 
Verantwortliche die Datenschutzpflichten richtig anwendet (vgl. Art. 10 nDSG, insb. Abs. 2 Bst. b). 


Bei der Formulierung von Art. 25 Abs. 1 Bst. a E-VDSG bleibt mit der lapidaren Formulierung "prüft" der 
Umfang der Prüfpflicht unklar. Die Funktion Datenschutzberatung kann jedenfalls nicht jede beim 
Verantwortlichen anfallende Datenbearbeitung prüfen. Dies wäre nicht nur mit Blick auf die schiere Anzahl 
von anfallenden Bearbeitungen objektiv unmöglich, sondern auch, weil die Funktion Datenschutzberatung 
auch gar nicht jede prüfenswerte Datenbearbeitung effektiv kennen kann. Der Verantwortliche kann aber in 
Absprache mit der Funktion Datenschutzberatung eine interne Governance schaffen, welche in geeigneter 
Form die internen Regeln zu diesem Thema festlegt, z.B. mit Weisungen und Prozessen, welche 
entsprechend auch Aufgaben, Kompetenzen und Verantwortlichkeiten festlegen. Dabei muss keineswegs 
immer die Funktion Datenschutzberatung als verantwortlich bezeichnet werden. Für diese ist nach dem 
Gesagten mit Bezug auf Prüfungen sinnvollerweise eine Konsultationspflicht festzulegen. M.a.W. muss die 
Funktion Datenschutzberatung nur solche Datenbearbeitungen prüfen, welche ihr effektiv vorgelegt werden. 
Dies auch zum eigenen Schutz. Die interne Governance sollte eine solche Konsultationspflicht 
sinnvollerweise noch weiter spezifizieren, z.B. auf bestimmte besonders komplexe Themen wie z.B. 
Outsourcing oder Konstellationen mit besonders weitreichenden Folgen und damit einhergehenden 
potenziellen Risiken eingrenzen. Ausserhalb der Konsultationspflicht muss die Funktion 
Datenschutzberatung entsprechend ihrer Hauptfunktion nur allgemein beratend tätig sein. Zur Klarstellung 
dieser Verhältnisse ist – auch zum Schutz von Datenschutzberatern, für welche keine spezifische interne 
Governance besteht - die in Art. 25 Abs. 1 Bst. a genannte Prüfpflicht auf "ihm vorgelegte" 
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Datenbearbeitungen einzugrenzen. Weitere Erläuterungen im vorstehenden Sinn sollten zusätzlich im 
abschliessenden Erläuterungsbericht dargestellt werden. 


Die Regelung von Art. 25 Abs. 1 Bst. b E-VDSG widerspricht der Funktion Datenschutzberatung und 
überdies der Organisationsfreiheit des Verantwortlichen, wie genau die Pflichten gemäss nDSG unter 
Würdigung der konkreten Verhältnisse im Unternehmen personell, technisch und organisatorisch am besten 
erfüllt werden sollen. Insofern liegt ein nicht stufengerechter Eingriff in die Privatautonomie des 
Unternehmens als Verantwortlichem vor. 


Sie widerspricht der vorstehend erläuterten Beratungsfunktion und setzt sich überdies in Widerspruch zu 
zahlreichen branchenspezifischen Regelungen, im Bereich von Finanzdienstleistern, z.B. mit dem FINMA-
Rundschreiben 2017/1 Corporate Governance - Banken und sowie dem FINMA-Rundschreiben 2017/2 
Corporate Governance - Versicherer. Demgemäss stellt die Regelung auch eine Verletzung 
aufsichtsrechtlicher Vorgaben zahlreicher regulierter Branchen mit hohem Grad an Arbeitsteilung dar. 
Datenschutz ist eine typische Querschnittsmaterie mit einer sehr hohen Arbeitsteilung, unter Einbezug 
zahlreicher Experten aus unterschiedlichen Bereichen. Die Datenschutzberaterin oder der 
Datenschutzberater kann nicht von einer einzigen Person bzw. Funktion wahrgenommen werden. Die 
Funktion der Datenschutzberatung kann höchstens eine formelle Prüfung vornehmen, d.h. im Rahmen einer 
Selbstdeklaration Auskünfte von für bestimmte Datenbearbeitungen verantwortlichen Stellen einholen. Die 
tatsächliche Überprüfung der Funktionsweise und Qualität einer Datenbearbeitung wird eine 
Datenschutzberaterin oder ein Datenschutzberater typischerweise nicht selbst durchführen können. Dies 
liegt in der Verantwortung der jeweiligen Verantwortlichen. Alles andere wäre ein krasses 
Übernahmeverschulden, das zahlreiche auch arbeits- und vertragsrechtliche Sorgfaltspflichtverletzungen 
nach sich ziehen würde. 


Ferner verletzt die Bestimmung das weltweit als Standard etablierte Drei-Linien-Verteidigungsmodell, in dem 
es die Erkennung, Einhaltung und Korrektur von datenschutzrechtlichen Vorgaben einer einzelnen Funktion, 
namentlich der Datenschutzberaterin oder dem Datenschutzberater, auferlegt. 


Schliesslich macht die vorgeschlagene Regelung von Art. 25 Abs. 1 Bst. b E-VDSG die übergeordnete 
Ausnahmeregelung von Art. 23 Abs. 4 nDSG obsolet oder anders gesagt: Art. 25 Abs. 1 Bst. b E-VDSG ist 
gar nicht nötig, weil mit Art. 23 Abs. 4 nDSG bereits eine ausreichende übergeordnete Regelung besteht.  


Nach alledem ist Art. 25 Abs. 1 Bst. b E-VDSG ersatzlos zu streichen. Dementsprechend kann Art. 25 Abs. 1 
Bst. a E-VDSG direkt in Abs. 1 integriert werden, was die Regelung etwas kürzer macht. 


Demgemäss sollte Art. 25 Abs. 1 E-VDSG ohne ausdrückliche Bst. a wie folgt neu formuliert werden:   
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Art. 25 Abs. 1 E-VDSG  
1 Die Datenschutzberaterin oder der Datenschutzberater eines privaten Verantwortlichen 
muss folgende Aufgaben wahrnehmen:  
          a. Sie oder er prüft die ihm vorgelegten Bearbeitungen von Personendaten sowie deren     
              Voraussetzungen und empfiehlt Korrekturmassnahmen, wenn sie oder er feststellt,    
              dass rechtliche Datenschutzvorschriften verletzt wurden. 
          b. Sie oder er wirkt bei der Erstellung der Datenschutz-Folgenabschätzung mit und  
              überprüft diese, jedenfalls dann, wenn der private Verantwortliche von der  
              Konsultation des EDÖB im Sinne von Art. 23 Abs. 4 DSG absehen will.  


 


2. Art. 25 Abs. 2 Bst. c E-VDSG (neu) 


Das Interventionsrecht gemäss Bst. b ist zur Vervollständigung einer konzeptionell in sich stimmigen "Good 
Governance" mit dem Eskalationsrecht in einer neuen Bst. c zu ergänzen.  


Art. 25 Abs. 2 Bst. b E-VDSG regelt zu Recht ein Interventionsrecht. Dies ist nötig, damit die 
Datenschutzberaterin oder der Datenschutzberater bei unternehmensinternen Prüfungen der Einhaltung 
datenschutzrechtlicher Regeln nicht nur den Worten bzw. den ihr oder ihm zur Verfügung gestellten 
Dokumenten vertrauen muss, sondern – soweit sinnvoll und nötig – die Beschaffung zusätzlicher 
Informationen und Dokumente durchsetzen kann. Mit dieser Regelung bleibt Art. 25 Abs. 2 Bst. b E-VDSG 
aber "auf halbem Weg" stehen. Stösst die Datenschutzberaterin oder der Datenschutzberater nämlich bei 
der Ausübung des Interventionsrechts auf Unstimmigkeiten und sind die Linienverantwortlichen nicht gewillt, 
entsprechend dem Ratschlag der Datenschutzberaterin oder des Datenschutzberaters Abhilfe zu schaffen, 
muss Letztere oder Letzterem spiegelbildlich zum Interventionsrecht bzw. zur Vervollständigung des 
Gesamtprozesses überdies ein Eskalationsrecht zustehen. Ein solches Recht ist sachlogisch keine Pflicht. 
Die Datenschutzberaterin oder der Datenschutzberater erhält damit aber das notwendige Instrumentarium, 
zumindest im Fall komplexer Verhältnisse und besonders schwerwiegende Verstösse gegen 
Datenschutzpflichten notfalls, mithin als Ausnahme von der Regel, die Thematik im Rahmen und allenfalls in 
Absprache mit der Compliance-Organisation, soweit eine solche besteht, auf dem Linienweg nach oben zu 
eskalieren und auf diese Weise auf höherer Stufe zum Entscheid zu bringen bzw. bringen zu lassen, 
nötigenfalls bis zum höchsten Organ des Unternehmens, und damit klare Verhältnisse zu schaffen. Bei 
einfacheren Strukturen genügt es aber auch, wenn die Funktion Datenschutzberatung in wichtigen Fällen die 
höchsten Organe lediglich informiert. Andernfalls setzt sich die Datenschutzberaterin oder der 
Datenschutzberater gerade bei schwerwiegenden Verstössen gegen Datenschutzpflichten dem Risiko aus, 
mangels Eskalationsmöglichkeit im Schadensfall selbst haftbar zu werden, weil ihr oder ihm vorgeworfen 
wird, sich nicht hartnäckig genug eingesetzt zu haben. Art. 25 Abs. 2 ist somit mit einer Bst. c zu ergänzen, 
welche ergänzend zum Interventionsrecht nach Bst. b das Eskalationsrecht regelt. 


Deshalb ist Art. 25 Abs. 2 E-VDSG um eine neuen Bst. c wie folgt zu ergänzen:  
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Art. 25 Abs. 2 Bst. c E-VDSG (neu) 
2 Der private Verantwortliche muss der Datenschutzberaterin oder dem Datenschutzberater:  


           a. die notwendigen Ressourcen zur Verfügung stellen;  
           b. Zugang zu allen Auskünften, Unterlagen, Verzeichnissen der  
               Bearbeitungstätigkeiten und Personendaten gewähren, die sie oder er zur Erfüllung  
               ihrer oder seiner Aufgaben benötigt. 
           c. das Recht einräumen, in wichtigen Fällen, die höchsten Organe zu informieren. 


 


VI.2. Art. 26 E-VDSG Ausnahme von der Pflicht zur Führung eines Verzeichnisses der 
Bearbeitungstätigkeiten 


1. Anzahl Mitarbeitende 


Vorab ist mit Blick auf die wichtigen Regulierungsziele des Schutzes von Daten natürlicher Personen sowie 
der Entlastung von KMU davon auszugehen, dass mit dem zahlenmässigen Abgrenzungskriterium "250" 
effektiv angestellte Mitarbeitende gemeint sind, unabhängig von ihrem Beschäftigungsgrad. Der 
Beschäftigungsgrad wäre auch ein wenig präzises Kriterium, da dieser in der heutigen Zeit zunehmender 
Arbeitsteilung und je nach Wirtschaftslage laufenden Schwankungen unterworfen ist.  


Zudem ist die Bedeutung der Aufgreifkriterien in Bst. a und b unklar. Richtigerweise müssen Unternehmen 
mit 250 oder mehr Mitarbeitenden sachlogisch nur diejenigen Bearbeitungstätigkeiten in Verzeichnissen 
dokumentieren, welche die in Bst. a und b genannten Kriterien erfüllen, d.h. eine Datenbearbeitung 
durchführen, die ein hohes Risiko mitbringt. 


Vorstehende Präzisierungen zur Berechnungsweise der Anzahl Mitarbeitenden müssen zur Schaffung von 
Rechtssicherheit im abschliessenden Erläuterungsbericht dargestellt werden. 


2. Verzeichnis der Bearbeitungstätigkeiten 


Sind die Voraussetzungen für die Befreiung nicht erfüllt, ist das Verzeichnis für alle Bearbeitungsaktivitäten 
zu führen. Dies impliziert jedenfalls der Wortlaut von Art. 26 E-VDSG. Die EU-DSGVO ist in diesem Punkt 
strenger. Art. 12 Abs. 5 nDSG erlaubt die Ausnahme nur, wenn ein "geringes Risiko" vorliegt. Demnach geht 
der Bundesrat davon aus, dass bei Nichterfüllung der Sachverhalte von Art. 26 Bst a und b E-VDSG per se 
ein geringes Risiko vorliegt. Dies schränkt allerdings den Anwendungsbereich der Datenschutz-
Folgenabschätzung gemäss Art. 22 nDSG ein. 


Zudem sind diese Ausnahmen in den Art. 3 und 4 E-VDSG nicht vorgesehen, was zu absurden Folgen 
führen kann. Soweit unserem Antrag, ebendiese Art. 3 und 4 der E-VDSG zu streichen, richtigerweise 
stattgegeben wird, wird auch dieser Widerspruch behoben. Andernfalls wäre er selbstverständlich 
aufzuheben, und zwar dadurch, dass diese Ausnahmen zwecks Sicherstellung einer in sich stimmigen 
Rechtsordnung auch bei Art. 3 und 4 zugestanden werden. 
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3. Notwendigkeit einer Übergangsfrist 


Solche Verzeichnisse können naturgemäss erst gestützt auf das Vorliegen eines umfassenden, in sich 
stimmigen Gesamtkonzepts sämtlicher Regeln bzw. Pflichten zielführend und final festgelegt werden. 
Deshalb sollte dafür auf Verordnungsstufe eine generelle Übergangsfrist festgelegt werden (vgl. unten 
Ziff. VII.), welche sachlogisch auch die Anwendbarkeit der Regelung von Art. 26 E-VDSG miterfasst. 


 


VII. Übergangsbestimmungen  


Die Übergangsfristen im nDSG sind punktuell und lückenhaft (vgl. Art. 69 bis 72 nDSG). Dieses lückenhafte 
Übergangsregime auf Stufe des nDSG ist auf Verordnungsstufe mit zusätzlichen Übergangsbestimmungen 
zu ergänzen. 


Für sämtliche neuen Pflichten, welche erheblichen Aufwand generieren, müssen angemessene 
Übergangfristen bestehen, zumal IT-gestützte Lösungen nötig sind. 


Dabei ist zu berücksichtigen, dass die verschiedenen Regeln und Pflichten des gesamten Regelwerks 
(Gesetz samt Verordnung) gegenseitige Wechselwirkungen generieren. Die neuen Regeln bzw. Pflichten 
sind deshalb zusammen mit den unverändert weiter geltenden Regeln bzw. Pflichten zu einem in sich 
stimmigen Gesamtkonzept zu verschmelzen. Ein solches Gesamtkonzept kann sachlogisch erst nach 
Vorliegen der finalen Texte auf Gesetzes- und Verordnungsstufe erarbeitet, final festgelegt und umfassend 
in die IT-Sprache "übersetzt" werden. Erst danach kann mit dem Aufbau der IT-gestützten Lösung begonnen 
werden. Vor der "Go live"-Schaltung sind sodann die nach bewährten Standards vorgesehenen Tests 
durchzuführen. Parallel dazu sind auch die Mitarbeitenden entsprechend ihrer jeweiligen Funktion 
auszubilden und überdies die Verträge mit Lieferanten und Geschäftspartnern anzupassen. 


Für alle diese notwendigen Aktivitäten ist gemäss etablierten Erfahrungswerten ein Zeitraum von rund 2 
Jahren ab Vorliegen der finalen Gesetzes- und Verordnungstexte notwendig. Im Gegenzug stellt eine solche 
IT-gestützte Lösung die gleichförmige Anwendung sämtlicher Regeln innerhalb des gesamten 
Unternehmens sicher. 


Aus den genannten Gründen hat die EU seinerzeit entschieden, für die Umsetzung der EU-DSGVO nicht 
Übergangsfristen für einzelne Regeln bzw. Pflichten, sondern pauschal 2 Jahre für das gesamte Regelwerk 
zuzugestehen. 


In der Schweiz hat das Parlament für das nDSG eine andere Grundentscheidung getroffen (vgl. Art. 68 bis 
74 nDSG). Im Rahmen des parlamentarischen Prozesses liegt der Fokus naturgemäss auf den materiellen 
Regeln bzw. Pflichten. Das kam beim nDSG besonders deutlich zum Ausdruck, wurde doch über den 
konkreten Wortlaut einiger zentraler Bestimmungen wie z.B. zum Profiling (Art. 5 Bst. f und g nDSG) 
buchstäblich bis zum Schluss heftig debattiert. Die Übergangsbestimmungen kommen deshalb im 
parlamentarischen Prozess regelmässig zu kurz, was beim nDSG in erhöhtem Mass der Fall war. 
Übergangsbestimmungen sollen zudem strikte nach sachlichen Kriterien festgelegt werden und nicht 
"Spielball" politischer Kompromisse sein. Deshalb hat es sich im schweizerischen Gesetzgebungsprozess 
inzwischen eingebürgert, falls notwendig ergänzende Übergansbestimmungen auf Verordnungsstufe 
festzulegen. 
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Im Zuge der DSG-Revision ist zumindest für folgende entweder neu eingeführten oder zumindest mit neuen 
Anforderungen konfrontierten Regeln bzw. Pflichten mit offensichtlich erheblichem Umsetzungsbedarf auf 
Gesetzesstufe keine Übergangsbestimmung festgelegt worden: 


- Pflicht, eine angemessene Datensicherheit zu gewährleisten (Art. 8 nDSG i.V.m. Art. 1 ff. E-VDSG); 
- Pflicht zur Erstellung des Verzeichnisses der Datenbearbeitungstätigkeiten (Art. 12 nDSG); 
- Pflicht, so rasch als möglich Meldung von Verletzungen der Datensicherheit zu erstatten (Art. 24 


nDSG i.V.m. Art. 19 E-VDSG). 
 


Gerade diese drei zentralen Pflichten können naturgemäss erst gestützt auf das Vorliegen eines 
umfassenden, in sich stimmigen Gesamtkonzepts sämtlicher Regeln bzw. Pflichten zielführend und final 
festgelegt werden. Dies trifft in besonderem Masse auf die Datensicherheit zu. Zwar bestehen solche 
Anforderungen selbstredend schon heute. Allerdings muss die Datensicherheit auch das entsprechend 
nDSG gegenüber vorher völlig veränderte Datenschutzkonzept und das damit eng zusammenhängende und 
sachlogisch ebenfalls völlig veränderte Datenmanagement abdecken. 


Der finale Wortlaut der E-VDSG wird wohl erst gegen Ende des Jahres 2021 vorliegen. Unter 
Mitberücksichtigung des Umstandes, dass gestützt auf den Wortlaut des nDSG mit den Umsetzungsarbeiten 
zumindest schon begonnen werden konnte, ist nach dem Gesagten für die drei vorgenannten Pflichten eine 
Übergangsfrist bis allermindestens 1. Juli 2023 notwendig. 


 


Art. 48 InkrafttretenÜbergangsbestimmung betreffend die formellen Anforderungen an 
die Datensicherheit, das Verzeichnis der Bearbeitungstätigkeiten und der Meldung von 
Verletzungen der Datensicherheit  
Diese Verordnung tritt am ... in Kraft. Art. 12 und 24 des Gesetzes sind erst ab 1. Juli 2023 zu 
erfüllen.  


 


In der Folge würde Art. 48 E-VDSG (Inkrafttreten) neu zu Art. 49 E-VDSG.  


 


Art. 4849 Inkrafttreten  
Diese Verordnung tritt am ... in Kraft.  


 


Alternativ zum neuen Art. 48 E-VDSG kann stattdessen das Inkrafttreten des ganzen 
Gesetzgebungspakets (nDSG und E-VDSG) nach hinten auf den 1. Juli 2023 geschoben werden, da 
zwischen Inkrafttreten und Übergangsfristen ein "dynamisches Gleichgewicht" besteht. 


Wir bitten Sie schliesslich höflich, die jeweiligen Bestimmungen des nDSG – analog beispielsweise zur 
BankV oder zur FIDLEV – in den Bestimmungen der vorliegenden VDSG aufzunehmen.   







Schweizerische Bankiervereinigung 
Association suisse des banquiers Aeschenplatz 7 
Associazione Svizzera dei Banchieri Postfach 4182 office@sba.ch 
Swiss Bankers Association CH-4002 Basel www.swissbanking.ch 39 


Wir danken Ihnen für die Kenntnisnahme unserer Stellungnahme und die Berücksichtigung unserer 
Überlegungen für die weiteren Arbeiten. Gerne stehen wir Ihnen für ergänzende Auskünfte zur Verfügung, 
selbstverständlich auch im Rahmen einer Sitzung. 


Freundliche Grüsse 
Schweizerische Bankiervereinigung 


Andreas Barfuss 
Leiter Legal & Compliance 


Natalie Graf 
Fachverantwortliche Legal 
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Per Email
fanny. matthey@bi.ad m in.ch
daniela.nueesch@bi.admin.ch


Zürich, 24. September 2021


Stellungnahme zum Entwurf der Verordnung zum Bundesgesetz über den Datenschutz
(vDsG)


Sehr geehrte Frau Matthey


Sehr geehrte Frau Nüesch


Sehr geehrte Damen und Herren


Der Schweizerische Leasingverband (SLV) vertritt die lnteressen der Schweizer Leasinggesellschaf-
ten. Gerne äussern wir uns im Rahmen der oben genannten Vernehmlassung wie folgt zum Verord-
nu ngsentwu rt bzu. zu den einzel nen Verord nungsbestimm u ngen :


Am 25. September 2O2O hat das Parlament - nach langen Debatten - die Totalrevision des Schwei-
zer Datenschutzgesetzes (revDSG) verabschiedet. Dieses ist international abgestimmt, um dem EU-
Standard (DSGVO) Rechnung zu tragen und enthält im Wesentlichen keine Swiss Finishes. Damit
schafft das Gesetz Rechtssicherheit für Schweizer Unternehmen, welche sich (auch) an die Best-
immungen der DSGVO halten müssen. Der Entwurf der Verordnung zum Datenschutzgesetz (E-
VDSG) gefährdet die gewonnene Rechtssicherheit durch zahlreiche Regelungen, welche über
diejenigen der DSGVO hinausgehen. Wir bitten Sie, den Entwurf dahingehend zu überarbeiten,
dass sämtliche Swiss Finishes und Widersprüche zum revDSG beseitigt werden. Die Verordnung
hat sich auf Konkretisierungen des Gesetzes zu beschränken und darf insbesondere nicht Regelun-
ge aufzustellen, welche bewusst nicht in das Gesetz aufgenommen wurden (2.8. Art. 16 E-VDSG).


Unsere nachfolgenden Anregungen und Formulierungsvorschläge in Bezug auf einzelne Artikel des
Entwurfs mögen lhnen bei der Überarbeitung dienen. Alle aufgeführten Punkte sind aus unserer
Sicht grundsätzlich zwingend zu berücksichtigen (Prio 1: rot, Prio 2: orange, Prio 3: gelb).


Bei allfälligen Rückfragen stehen wir lhnen gerne zur Verfügung


F


tu r Luca Stäuble
Stv. Geschäftsführern
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Q Schweizerischer Leasingverband


Association Suisse des Soci6t6s de Leasing


Formul ieru ngsvorsch lag


Konsequente Streichung aller mit dem E-VDSG ein-
geführten Swiss Finishs (vgl. nachfolgend).


Ergänzung der Titel in der Verordnung mit einer


Verweisung auf die entsprechende gesetzliche


Grundlage. Z.B.: ,,Art.1 Grundsätze (Art. 8 Abs. 3


DSGI'


Kurzbegründung


Die VDSG hat ausschliesslich die Konkretisierung


des revDSG zum Zweck (vgl. Erläuterungen, S. 9).


Sie darf darüber hinaus keine zusätzlichen eigenen


Regelungen vorsehen. Dies führte zu einer eigentli-
chen Paralleloesetzoebuno.


Wie das BJ in den Erläuterungen (S. 10) selbst aus-


führt, soll durch Kompatibilität mit der DSGVO


Rechtssicherheit fü r U nternehmen geschaffen wer-


den, welche sich an die DSGVO halten. Das gelingt


freilich nicht, wenn die VDSG gegenüber dem re-


vDSG (neue) Swiss Finishs einführt. lm Gegenteil,


damit sind Doppelspurigkeiten und Widersprüche


vorprogrammiert.


Kritikpunkt / Anregung / Anderungsvorschlag


Entgegen ihrer Natur als reine Ausführungsverord-
nung zum Datenschutzgesetz enthält die E-VDSG


Regelungen, welche über eine blosse Konkretisie-


rung des revDSG hinausgehen.


Die zusätzlich aufgestellten Regelungen entbehren


nicht nur einer Rechtsgrundlage im Gesetz, wo der


Gesetzgeber teilweise bewusst anders entschieden
hat, sondern gehen auch über das Niveau der
DSGVO hinaus. Diese Swiss Finishs stehen aber


im Widerspruch zur expliziten Zielsetzung des Ge-


setzgebers und auch des BJ, wonach Kompatibilität


mit der DSGVO geschafft werden sollte (Erläuterun-
qen. S. 10).


Artikel
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1 Ob die technischen oder organisatorischen Mass-


nahmen zur Gewährleistung der Datensicherheit


dem Risiko angemessenen sind, beurteilt sich nach


den folgenden Kriterien:


a.-c.[...];
d. lmplementierungskestenaufwand.


i
tungsdauer hinweg in angemessenen Abständen zu


U'Ue+p+ti*en=


Eventualiter:
1 Ob die technischen oder organisatorischen Mass-


nahmen zur Gewährleistung der Datensicherheit


dem Risiko angemessenen sind, beurteilt sich nach


den folgenden Kriterien:


a.-c.[...];
d. lmplementierungskestenaufwand.
2 Die Massnahmen sind über die gesamte Bearbei-


tu ngsdauer hi nweg in angemessenenr Ab€täR€l€s


Weise zu überprüfen.


Die Erläuterungen zur Berücksichtigung der lmple-


mentierungskosten als Kriterium bei der Beurteilung


der Angemessenheit sind u.E. unpräzise (vgl. Erläu-


terungen, S. 16). Entgegen diesen Ausführungen


sind die lmplementierungskosten gemäss E-VDSG 1


I b bei der Beurteilung der Frage, ob eine Massnah-


me angemessen ist, zu berücksichtigen, und nicht


erst, wenn es darum geht, sich für eine von mehre-


ren angemessenen Massnahmen zu entscheiden.


Zudem ist nicht allein auf die lmplementierungskos-


fen, sondern generell auf den lmplementierungsauf-


wand abzustellen. Das sollte in der Verordnung ent-


sprechend präzisiert werden.


Die Pflicht zur Uberprüfung in angemessenen Ab-


ständen nach VDSG 1 ll hat keine Grundlage im


revDSG.


Eventualiter:
Wenn, dann sind die Massnahmen infolge risikoba-


sierten Ansatzes nicht in angemessenen Abständen,


sondern vielmehr in angemessener VVelse zu über-
prüfen. Denn die Frage, ob eine Kontrolle nötig ist,


hängt insbesondere davon ab, ob sich die Risiken
qeändert haben. Zeitliche Aspekte sind irrelevant.


Berücksichtigung des lmplementierungsaufirands


statt der -kosten als Kriterium aufnehmen.


Streichung der Pflicht zur Überprüfung in angemes-


senen Abständen.


Eventualiten
Pflicht zur Überprüfung der Massnahmen in ange-


messener Weise


1
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Streichung von VDSG 3, zumindest für den Privat-


bereich.


Eventualiter:
1 Ergibt sich aus der Datenschutz-


Folgenabschätzung, dass bei der automatisierten
Bearbeitung von Personendaten trotz der vom Ver-


antwortlichen vorgesehenen Massnahmen noch ein


hohes Risiko für die Persönlichkeit oder die Grund-
rechte der betroffenen Personen besteht und kann


sonsf zbhf nachträglich festgestellt werden kann, ob


die Daten für diejenigen Zwecke bearbeitet wurden,


für die sie erhoben oder bekannt gegeben wurden,


protokollieren der private Verantwortliche und des-


sen Auftragsbearbeiter zumindest folgende Vorgän-
ge: das Speichern, Verändern, Lesen, Bekanntge-


ben, Löschen oder Vernichten.


2t...1
3t 1


4t l


Die Protokollierungspflicht nach VDSG 3 hat keine


Grundlage im revDSG und widerspricht dem risiko-


basierten Ansatz. Auch ,,hohen" Risiken ist mit den


im Einzelfall adäquaten Massnahmen zu begegnen


Die DSGVO sieht keine Protokollierungspflicht vor
Es handelt sich daher um einen Swiss Finish.


Auf einer Dokumentationspflicht, wie sie im VE-DSG


vorgesehen war, wurde aufgrund der Eingaben in


der Vernehmlassung verzichtet bzw. sie wurde durch


die Pflicht zur Führung eines Verzeichnisses der


Datenbearbeitungen ersetzt. Diese geht weiter als


die bisherige Pflicht zur Anmeldung der Datensamm-


lung beim EDÖB. Es müssen neu alle Bearbeitungen


in einem Verzeichnis aufgeführt sein. Es nicht erfor-


derlich, an der Protokollierungspfl icht festzuhalten.


Die Einführung der Protokollierungspflicht als Teil


der Datensicherheit hätte stossende Auswirkungen:


Falls trotz gegebenen Voraussetzungen keine DSFA


durchgeführt wird, so hat dies gemäss revDSG kerne


Sanktion zur Folge. Wird hingegen eine DSFA


durchgeführt, aber in der Folge gegen die allfällige


Protokollierungspfl icht (als Teil der Datensicherheit)


verstossen, so ist das sanktionsbedroht.


Der Verantwortliche hat die vorgängig Stellungnah-
me des EDÖB einzuholen, wenn sich aus der DSFA


ergibt, dass eine geplante Bearbeitung trotz Mass-


nahmen ein hohes zur Folge hat. Der EDÖB kann


dem Verantwortlichen bei etwaigen Einwänden (an-
gemessene) ebenfalls Massnahmen vorschlagen.


Die Protokollierungspflicht nach VDSG 3 ist zu strei-
chen.


Eventualiter:
Einschränkung auf Fälle, wo ohne Protokollierung


nicht nachträglich festgestellt werden kann, ob die


Daten für diejenigen Zwecke bearbeitet wurden, für
die sie erhoben oder bekannt gegeben wurden (vgl.


auch geltenderArt. 10 Abs. 1 VDSG).
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Streichung von VDSG 4, zumindest für den Privat-


bereich.
Die Pflicht zur Erstellung eines Reglements nach


VDSG 4 I hat keine Grundlage im revDSG und wi-


derspricht dem risikobasierten Ansatz. Auch ,,hohen"


Risiken ist mit den im Einzelfall adäquaten Mass-


nahmen zu begegnen.


Die DSGVO sieht keine Pflicht zur Erstellung eines


Reglements vor. Es handelt sich daher um einen
Swiss Finish.


Auf eine Dokumentationspflicht, wie sie im VE-DSG


vorgesehen war, wurde aufgrund der Eingaben in


der Vemehmlassung verzichtet bzw. sie wurde durch


die Pflicht zur Führung eines Verzeichnisses der


Datenbearbeitungen ersetzt. Diese geht weiter als


die bisherige Pflicht zur Anmeldung der Datensamm-


lung beim EDÖB. Es müssen neu alle Bearbeitungen


in einem Verzeichnis aufgeführt sein. Es nicht erfor-


derlich, an der praxisfernen Pflicht zur Erstellung


eines Reqlements festzuhalten.


Die Pflicht zur Erstellung eines Reglements nach


VDSG 4 ist zu streichen.


Eventualiter:
Falls an dieser Regelung festgehalten werden sollte,


müsste zumindest präzisiert werden, dass die Anga-


ben gemäss Abs. 2 einzig in Bezug auf Bearbeitun-


gen gemacht werden müssen, welche unter Art. 1


Abs. 1 lit. a und/oderbfallen.
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Klarstellung im Erläuterungsbericht, dass die VDSG


- anders als die DSGVO - keinen Mindestinhalt an


den ADV vorschreibt.


1 Der Verantwortliche, der die Bearbeitung von Per-


sonendaten einem Auftragsbearbeiter überträgt,


bleibt für den Datenschutz verantwortlich. E+-muss


zes€@Erarbeitetnurmit
Auftragsbearbeitern, die hinreichend Garantien dafür


bieten, dass geergnete technische und organisatori-


sche Massnahmen so durchgeführt werden, dass die


Bearbeitung im Einklang mit den Anforderungen der
Sc hwe i ze r Date n sch utzg e setzg e b u ng ertoQt u n d


den Schutz der Rechte der betroffenen Person ge-


währleistet.
z


tigen Dalensehutz gewährleisten, Andernfalls muss


er diesen auf vertragliehem Wege sieherstellen,


3 Handelt es sich beim Verantwortlichen um ein


Bundesorgan, so darf der Auftragsbearbeiter die


Datenbearbeitung einem Dritten übertragen, wenn


das Bundesorgan dies schriftlich oder in einer ande-
ren Form, die den Nachweis durch Text ermöglicht,
qenehmiqt hat.


Diese Ausführungen suggerieren, dass der ADV
gemäss VDSG 6 den inhaltlichen Anforderungen der
DSGVO genügen müsse. Hierfür findet sich indes


keine gesetzliche Grundlage. Auch die E-VDSG


enthält keine inhaltlichen Voroaben.


,,S icherstel I un g" der vertrags- u nd gesetzesgemäs-


sen Bearbeitung ist nicht möglich. Analog DSGVO


28 I kann der Verantwortliche nur, aber immerhin


verpflichtet werden, nur Auftragsbearbeiter zu beauf-


tragten, welche durch angemessene Massnahmen


die Bearbeitung im Einklang mit den Anforderungen


des revDSG und den Schutz der Rechte der Be-


troffenen qewährleisten.


Abs. 2: Auslandtransfers sind separat geregelt (E-


VDSG 8), weshalb für diese Regelung keine Not-


wendigkeit besteht. Sollte an dieser Regelung fest-
gehalten werden, so wäre im letzten Salz zu präzi-


sieren, dass ,,andernfalls ein geeigneter Datenschutz
qemäss Art. 16 Abs. 2 revDSG zu qewährleisten ist."


Abs. 3: ,,Schriftlich" dürfte auch andere Formen er-


fassen, die den Nachweis durch Text ermöglicht
(2.8. E-Mail). Das ist wie in andere Gesetzen (2.8.


Fl DLEG/Fl DLEV) zu präzisieren.


Unklar, was die Ausführungen auf S. 24 der Erläute-


rungen zu den Anforderungen an den lnhalt des ADV
gemäss Art.22 Abs. 3 DSGVO bezwecken, zumal


diese in Art. 6 E-VDSG nicht vorgesehen sind.


Streichung der Pflicht zur Sicherstellung einer ver-


trags- oder gesetzesgemässen Bearbeitung.


Streich ung von Abs. 2, w eil der Auslandtransfer


separat geregelt ist.


Präzisierung des Begriffs ,,schriftlich", der auch ,,in
Text nachweisbare Formen" umfasst.


o
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Klarstellung im Erläuterungsbericht, dass der Emp-


fänger nicht verpflichtet werden muss, ,,die schweize-
rischen Datenschutzvorsch riften" einzu halten.


1 Gibt der Verantwortliche Personendaten mittels
Standarddatensch utzklauseln nach Arti kel 1 6 Absatz
2 Buchstabe d DSG ins Ausland bekannt, so trifft er
an gemessene Massnah men, um slgh€\Ezu€tell€n


darauf hinzuwirken, dass die Empfängerin oder der
Empfänger diese beachtet. Die Angemessenheit der
Massnahmen richtet sich nach den Umständen im
konkreten Fall und dem Stand der Technik.


2 t...1


Folgende Sachverhalte, die im Ausland veranlasst


werden, wirken sich in der Schweiz aus:
a. das Angebot von Waren oder Dienstleistun-


gen gegenüber betroffenen Personen in der


Schweiz;
b. die Beobachtung des Verhaltens von be-


troffenen Personen, soweit ihr Verhalten in
der Schweiz ertolgt.


lm Erläuterungsbericht (S. 28) ist festgehalten, dass


der Empfänger verpflichtet werden müsse, ,,die


schweizerischen Datenschutzvorschriften" einzuhal-
ten. Das ist unzutreffend; er muss die Standardklau-
seln einhalten, nicht jedoch Schweizer Datenschutz-
recht. So verlangt auch E-VDSG 6 ll, dass derAuf-
tragsbearbeiter,,gleichwertige" Bestimmungen ein-
halten muss.


Der Exporteur kann nicht ,,sicherstellen", dass der
Empfänger die Standarddatenschutzklauseln beach-
tet: er kann nur, aber immerhin darauf hinwirken.
Dies ist in den Erläuterungen (S. 28) unter Hinweis


auf das BJ entsprechend festgehalten und sollte zur
Klarstellung auch in die Verordnung einfliessen.


Der risikobasierte Ansatz bei der Beurteilung von


Datentransfers in Länder ohne angemessenen Da-


tenschutz auf Grundlage der SCC ist zu bejahen.
Allerdings ist dieser Ansatz mit Blick auf die Praxis-
h i nweise der EU-Behörden kei nesfal ls selbstver-
ständlich. Entsprechend bedarf es einer Klarstellung


in der Verordnung zur Schaffung von Rechtssicher-
heit.


Gemäss revDSG 3 I gilt das Gesetz für Sachverhal-


te, die sich in der Schweiz auswirken auch wenn sie
im Ausland veranlasst werden. Weder das Gesetz
noch die Verordnung halten fest, ob an die Auswir-
kungen weitere Anforderungen zu stellen sind. Eine


solche qualifizierte Auswirkung (Spürbarkeit) ist
erforderlich, um Übertreibungen bei der extraterrito-
rialen Anwendung des Schweizer Datenschutzrechts
vorzubeugen. Hiezu ist eine Regelung analog zum


Marktortprinzio qemäss DSGVO aufzunehmen.


Der Empfänger kann nicht verpflichtet werden, ,,die


schweizerischen Datenschutzvorschriften" einzuhal-
ten. Das ist im Erläuterungsbericht klarzustellen.


Ersatz des Begriffs ,,Sicherstellung" durch ,,darauf
hinwirken".


Präzisierung, dass sich die Angemessenheit der
geforderten Massnahmen nach den Umständen im


konkreten Einzelfall richte und die Anforderungen
insb. dann höher seien, wenn es sich um besonders


schützenswerte Personendaten handle.


Präzisierung des räumlichen Anwendungsbereichs


des revDSG (Auswirkungsprinzip, Art. 3 l):


10


NEU
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Richtigstellung im Erläuterungsbericht, dass den


Betroffenen keine,,Basisinformationen" auf der


ersten Kommun ikationsstufe m itgetei lt werden


müssen und dass auch das lnformationsinteresse


der Betroffenen im Einzelfall zu berücksichtigen ist.


Streichung von Art. 13 VDSG


Eventualiter:
4DerVerantwortliche W
teilet+teilt die lnformation über die Beschaffung von


Personendaten in präziser, verständlicher und leicht


zugänglicher Form mit. Als leicht zugänglich gilt


insbesondere die lnformation, welche auf der Web-


seife des Verantwortlichen abrufbar ist.


2 Teilt er die lnferma
tegrammen mit' die elektreniseh dargeslellt werden'


Mlsba+€dn-


Das revDSG sieht nicht vor, dass die Betroffenen


die ,,wichtigsten lnformationen" auf der ,,ersten


Kommun ikationsstufe" erhalten m üssen (vg l. aber


Erläuterungen, S. 30). Vielmehr hält revDSG 19 I


fest, die lnformation müsse ,,angemessen" erfolgen.
Daraus folgt, dass das die Mitteilung von den jewei-


ligen Umständen abhängig ist. Dabei sind auch


I nformationsi nteresse und die Erwartungen des


Betroffenen zu berücksichtigen: Während er damit


rechnen mag, dass sich in einem Vertrag ein Hin-


weis auf den die Datenschutzerklärung findet, ist


ein solcher auf Visitenkarten, E-Mails oder Briefpa-
pier nicht üblich. Sollte sich eine Person dafür inte-


ressieren, kann ihr zugemutet werden, die Websei-


te des betreffenden Unternehmens zu konsultieren.


Darum darf es nicht erforderlich sein, in Alltagssitu-


ationen - wie bei einer Terminvereinbarung, am


Schalter - explizit auf die Datenschutzerklärung


hinweisen zu müssen (s. Rosenthal, Das neue


Datenschutzgesetz, in: Jusletter 16. November


2020, R2.99). Zudem wäre ohnehin unklar, wel-


ches die ,,wichtiqsten lnformationen" sind.


Der Auftragsbearbeiter hat gemäss revDSG keine


lnformationspflicht (vgl. revDSG 19). Eine solche


kann nicht in der VDSG einoeführt werden.


Weil Piktogramme ohnehin nur ergänzend verwen-


det werden dürfen, sind daran keine zusätzlichen


Anforderungen zu stellen. Zumal aufgrund der Er-


läuterungen nicht klar ist, was mit,,maschinenles-


baf'gemeint ist.


Richtigstellung, dass keine,,Basisinformationen" auf
der ersten Kom mu nikationsstufe mitgeteilt werden


müssen.


Streichung der gesetzlich nicht vorgesehenen ln-


formationspfl icht des Auft ragsbearbeiters.


Streichung der unpräzisen Vorgaben für eine an-
gemessene lnformation. Streichung der unklaren


Anforderungen an Piktogramme.
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Streichung von Art. 15.


Streichung von ArL 16.


Diese lnformationspflicht entbehrt einer Grundlage
im revDSG.


Auf die Richtlinie (EU) 2016/680 (Schengen-RL) ist
für den Privatbereich nicht abzustellen. Die DSGVO


sieht keine entsprechend Pflicht vor. Eine Umset-
zung ist nicht erforderlich und schafft einen Swiss
Finish.


Der Auftragsbearbeiter ist gemäss revDSG wie


bereits erwähnt nicht Adressat der lnformations-
pflicht.


Keine Notwendigkeit: Der Verantwortliche hat bei


der Datenbearbeitung ohnehin die Bearbeitungs-


rundsätze einzuhalten.


Diese lnformationspflicht entbehrt einer Grundlage
im revDSG.


Diese Pflicht wurde im Vorentwurf des DSG vorge-


schlagen, im Rahmen der Vemehmlassung jedoch


wieder gestrichen. Sie darf entsprechend nicht über


die VDSG wieder eingeführt werden.


Keine Notwendigkeit: Der Verantwortliche hat bei


der Datenbearbeitung ohnehin die Bearbeitungs-


orundsätze einzuhalten.


Die lnformationspflicht bei der Bekanntgabe von


Personendaten ist zu streichen.


Die lnformationspflicht über die Berichtigung, Lö-


schung oder Vernichtung sowie die Einschränkung


der Bearbeitung von Personendaten ist zu strei-


chen.
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1 Der Beauftragte erstellt eine Liste mit Bearbei-


tungsvorgängen, für die eine Datenschutz-


Folgenabschätzu ng d urchzuführen i st, u nd veröf-
fentlicht diese. Er kann zusätzlich eine Liste mit


Be arbeit u ngsvorgä nge n e rstel I e n u nd veröffe ntl i -


chen, für die keine Datenschutz-
F ol ge nab schätzu ng e rford e rl ich i st.


2 Der Verantwortliche muss die Datenschutz-
Folgenabschätzung schriftlich oder in einer anderen
Form, die den Nachweis durch Text ermöglicht,


festhalten. Sie muss während zwei Jahren naeh


d€f,=


Ohne Kriterien und/oder Liste mit Beispielen von


Bearbeitungen, die eine DSFA erfordern bzw. nicht


erfordern, besteht ei ne g rosse Rechtsu nsicherheit.


Die Dokumentationspflicht gemäss VDSG 18 ent
behrt einer gesetzlichen Grundlage (vielmehr wurde


sie im Rahmen der Vernehmlassung des VE-DSG


durch die Pflicht zur Führung eines Verzeichnisses


ersetzt).


Zudem besteht der Anreiz, der Dokumentations-
pflicht nicht nachzukommen, da diese - im Gegen-


satz zu einer Verletzung der Datensicherheit - nicht


strafbar ist.


Die DSGVO sieht keine Aufbewahrungspflicht vor,


womit diese Regelungen einen Swiss Finish dar-


stellen.


,,Schriftlich" dürfte auch andere Formen erfassen,
die den Nachweis durch Text ermöglicht (2.B. E-


Mail). Das ist wie in andere Gesetzen (2.8.


FIDLEG/Fl DLEV) zu oräzisieren.


Analog DSGVO 35 lV soll der EDÖB eine Liste


erstellen und publizieren, welche Bearbeitungen


enthält, für die eine bzw. keine DSFA zu erfolgen
hat.


Alternativ oder kumulativ sind Kriterien zu nennen,


wonach ermittelt werden kann, ob eine DSFA


durchzuführen ist oder nicht.


,,Schriftlich" dürfte auch andere Formen erfassen,


die den Nachweis durch Text ermöglicht (2.8. E-


Mail). Das ist wie in andere Gesetzen (2.8.


Fl DLEG/FIDLEV) zu oräzisieren.
Die Aufbewahrungsfrist ist zu streichen


Der Begriff der Schriftlichkeit ist zu präzisieren


18
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Richtigstellung im Erläuterungsbericht, dass in


Fällen, wo das Vorliegen eines hohen Risikos nicht


ausgeschlossen werden kann, nicht gemeldet wer-


den muss, sondern nur dann, wenn die Verletzung
der Datensicherheit höchstwahrschein lich zu


einem hohen Risiko führt.


1 Der Verantwortliche meldet dem EDÖB bei einer


Verletzung der Datensicherheit:
a. die Art der Verletzung;


;
e , seweit möglieh die Kategerien und ungefähre


nnzanl derbetrefuM;


ffi;
e.-s.[...]
2 t...1
3 De+ Fal/s der Verantwortliche verpflichtet ist, die


ledtden betroffenen Personen zu informieren, so


teilt er ihnen in einfacher und verständlicher Spra-


che mindestens die lnformationen nach Absatz 1


@mit.
4t l


kumentieren, Die Do


Verfällen zusammenhängenden Tatsaehen' deren


nach Absatz l minde


,,Voraussichtlich" heisst nicht, dass ,,in Zweifelsfäl-


len, in welchen das Vorliegen eines hohen Risikos


nicht ausgeschlossen kann, eine Meldung erfolgen


muss" (so die Erläuterungen, S. 32). Der Begriff


,,voraussichtlich" setzt vielmehr voraus, dass die


Verletzung der Datensicherheit mit höchster Wahr-


scheinlichkeit zu einem hohen Risiko führt.


Gemäss revDSG 24 ll hat der Verantwortliche in


der Meldung einer Verletzung der Datensicherheit


,,mindestens die Art der Verletzung der Datensi-


cherheit, deren Folgen und die ergriffenen oder
vorgesehenen Massnahmen zu [nennen]". Die E-


VDSG sieht weitere Mindestangaben vor. Die


DSGVO sieht keine Angabe von Zeitpunkt und


Daher der Verletzung vor. Es handelt sich daher um


einen Swiss Finish.
E-VDSG 19 ll geht über revDSG 20 lV hinaus.


Während das Gesetz eine lnformation der betroffe-


nen Person nur vorschreibt, wenn es zu ihrem


Schutz erforderlich ist oder der EDÖB es verlangt,


sieht die Verordnung vor, dass der Verantwortliche


den betroffenen Personen in einfacher und ver-


ständlicher Sprache mindestens die lnformationen


nach Absatz 1 Buchstaben a. e, f und q mitteilt.


Dokumentationspflicht nach VDSG 19 V entbehrt


einer gesetzlichen Grundlage (vielmehr wurde sie


nach der Vernehmlassung des VE-DSG durch die


Pflicht zur Führung eines Verzeichnisses ersetzt).


Die DSGVO sieht keine Aufbewahrungspflicht vor.


Es handelt sich daher um einen Swiss Finish. Falls


an der Dokumentationspflicht festgehalten werden


sollte, ist zu präzisieren, dass nur meldepflichtige


Verletzunqen aufzubewahren sind.


Die Auslegung des Begriffs ,,voraussichtlich" ist


falsch und zu korrigieren.


Streichung der in der Verordnung gegenüber dem


Gesetz zusätzlich eingeführten Mindestangaben bei


einer Meldung einer Verletzung der Datensicher-


heit.


Streichung der über das Gesetz hinausgehenden
generellen Pflicht, die betroffene Person zu infor-


mieren.


Streichung der gesetzlich nicht vorgesehenen Do-


kumentationspflicht nach VDSG 19 V.


19
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20 1l l
2 Die Auskunft wird in der Regel schriftlich oder in
einer Form, die den Nachweis durch Text ermög-
licht, erleill. lm Einvemehmen mit dem Verantwort-


lichen oder auf dessen Vorschlag hin kann die be-


troffene Person ihre Daten auch an Ort und Stelle


einsehen. Die Auskunft kann auch mündlich erteilt


werden, wenn die betroffene Person eingewilligt


hat.


3-4 [...]
5 Die betroffene Person hat keinen Anspruch auf
Herausgabe von Dokumenten, selbst wenn diese


Pe rsone nd ate n e nthalten sol lte n.


weigerung, Ei nsehränkung eder den Aufsehub der


AHskunft zu Cekum€n


ln den Erläuterungen (S. 34) wird festgehalten: ,,Es


kann hier femer präzisiert werden, dass zur schrift-
lichen Form auch die elektronische Form gehört."


Diese Präzisierung ist in die Verordnung aufzu-
nehmen.


Die Auskunftserteilung sollte nicht nur schriftlich,


sondern auch in einer anderen durch Text nach-


weisbaren Form möglich sein.


Aufnahme der Präzisierung, dass der Begriff ,,Daten


als solche" insbesondere auch eine Auskunft in


aggregierter Form zulässt.







13


1 Die Auskunft wird innert 30 Tagen seit dem Ein-


gang des Begehrens erteilt. Wenn der Verantwortli-


che die Auskunft venreigert, einschränkt oder auf-


schiebt, muss er dies innert derselben Frist mittei-
len. Wenn aus dem Begehren nicht heruorgeht, um


welche Daten es dem Betroffenen geht und der
Verantwortliche um Karstell ung ersucht, beginnt


die Frist erst mit dieser Karstellung zu laufen.


2


1 t. 1


2 Die Beteifigung beträgt maximal 5'000.00 Fran-


ken.


3 t...1


Dokumentationspflicht nach VDSG 20 V entbehrt


einer gesetzlichen Grundlage(vielmehr wurde sie im


Rahmen der Vernehmlassung des VE-DSG durch


die Pflicht zur Führung eines Verzeichnisses er-


setzt).


Die DSGVO sieht keine Aufbewahrungspflicht vor,


womit diese Regelung einen Swiss Finish darstel-


len.


Die Regelung ist ferner unnötig, da aufgrund der


Beweislast ohnehin im lnteresse des Verantwortli-


chen mit Dokumentation den Nachweis erbringen


zu können.


Präzisierung erfordedich: Wenn aus dem Aus-


kunftsbegehren nicht hervorgeht, um welche Daten


es dem Betroffenen geht und der Verantwortliche


um Klarstellung ersucht, beginnt die Frist erst mit


dieser Klarstellung zu laufen.


Eine wesentliche Erhöhung der Beteiligung des


Betroffenen ist angezeigt, weil der geltende Betrag


von CHF 300.00 regelmässig in keinem Verhältnis


zum Aufwand steht.


Dokumentationspflicht nach VDSG 20 V ist zu strei-


chen.


Der Fristenbeginn ist zu präzisieren


Erhöhung der Beteiligung an den Kosten für eine


Auskunftserteilung.


22
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1 Das Recht der betroffenen Person, sie betreffen-


de Personendaten vom Verantwortlichen heraus zu


verlangen oder durch diesen an einen anderen


Verantwortlichen übertragen zu lassen, begründet


für den Verantwortlichen nicht die Pflicht, technisch


kompatible Datenbearbeitungssysteme zu über-


ne h men oder bei zubehalte n.


2 t...1
I Unternehmen und andere privatrechtliche Organi-


sationen, die am Anfang eines Jahres weniger als


250 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter beschäftigen,


sowie natürliche Personen sind von der Pflicht be-


freit, ein Verzeichnis der Bearbeitungstätigkeiten zu


führen, ausser eine der folgenden Voraussetzungen


ist erfüllt:
a.[...]
btl
2 lst eine Voraussetzung nach Abs. 1 Bst. a


und/oder b erfüllt, so ist die Verzeichnispflicht auf
diejenige bzw. diejenigen Bearbeitungen be-


schränkt, welche dieser bzw. diesen Voraussetzung


bzw. Voraussetzungen zugrunde liegen.


3 Das Bearbeitungsverzeichnis ist schriftlich, oder


in einer anderen Form, die den Nachweis durch


Text ermöglicht, zu führen.


Die ,,Datenportabilität" wurde erst im Rahmen der
parlamentarischen Debatte eingeführt. Entspre-


chend enthält die Botschaft keine Ausführungen


dazu. Die Verordnung muss hier Konkretisierungs-


arbeit leisten.


Der Bundesrat hat gemäss revDSG 12 V Ausnah-


men von der Pflicht zur Führung eines Bearbei-


tungsverzeichnisses vorzusehen für U nternehmen,


die weniger als 250 Mitarbeiter beschäftigen und


deren Datenbearbeitung ein ,,geringes Risiko" mit


sich bringt. Gemäss E-VDSG 26 bedeutet ein ge-


ringes Risiko, dass weder,,umfangreich besonders


sch ützenswerte Personendaten bea rbeitet" werden


noch ,,ein Profiling mit hohem Risiko durchgeführt"


wird. Alle anderen Bearbeitungen bringen im Um-


kehrschluss ein geringes Risiko mit sich.


Durch Präzisierung, dass sich die Pflicht zur Füh-


rung eines Verzeichnisses ausschliesslich auf die-
jenigen Bearbeitungen erstreckt, welche die Vo-


raussetzung triggern, kann sowohl dem Schutz der


betroffenen Personen als auch den Bedürfnissen


der KMU angemessen Rechnung getragen werden


(vgl. auch das Positionspapier des EDSA zu Art. 30


Abs.5 DSGVO).


Damit ist klargestellt, dass das Verzeichnis auch


elektronisch geführt werden kann.


Klarstellung, dass,,Datenportabilität" kein Zwang zu


standardisierten Daten bearbeitungssystemen bein-


haltet.


Es ist zu präzisieren, dass sich die allfällige Pflicht


eines KMU zur Führung eines Verzeichnisses nicht


auf sämtliche Bearbeitungen erstreckt, sondern auf


diejenigen Bearbeitungen beschränkt ist, welche


die Voraussetzung(en) triggern.


Es ist ferner zu präzisieren, dass das Verzeichnis


nicht schriftlich, sondern auch in anderer Form, die


den Nachweis durch Text ermöglicht, z.B. elektro-


nisch. oeführt werden kann.


24
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Eidgenössisches Justiz- und Polizeidepartement EJPD 
Bundeshaus West 
3003 Bern 
 
Per E-Mail an: 
jonas.amstutz@bj.admin.ch 
 
 
 
Bern, 8. Oktober 2021 
 
 
 
 
Vernehmlassung zum Entwurf zur Totalrevision der Verordnung zum Bundesgesetz 
über den Datenschutz (VDSG): Stellungnahme Spitex Schweiz 
 
 
Sehr geehrte Frau Bundesrätin 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
In Ihrem Schreiben vom 23. Juni 2021 haben Sie uns eingeladen in vorgenannter Angele-
genheit Stellung zu nehmen. Gerne geben wir Ihnen fristgerecht Antwort und bedanken uns 
für die Möglichkeit zur Stellungnahme. 
 
 


I. Ausgangslage 


Die DSG-Totalrevision umfasst zum einen eine Totalrevision des DSG (E-DSG), zum andern 


eine Teilrevision weiterer Bundesgesetze. Das Parlament hat die Vorlage des Bundesrates 


in zwei Etappen aufgeteilt. In der ersten Etappe wurde nur eine EU-Richtlinie zum Daten-


schutz in Strafsachen (SDSG) umgesetzt und am 1.3.2019 in Kraft gesetzt. In einer zweiten 


Etappe hat das Parlament das neue Datenschutzgesetz (nDSG) am 25.9.2020 verabschie-


det. Die vorliegende Vernehmlassung über das Umsetzungsrecht des revidierten DSG (Vor-


entwurf der revidierten Verordnung zum Bundesgesetz über den Datenschutz (E-VDSG)) 


wurde am 23.6.3021 eröffnet. Sie dauert bis am 14.10.2021.  


II. Grundzüge der vorliegenden Vernhemlassungsantwort  


Im Rahmen des vorliegenden Verfahrens haben die Verbände CURAVIVA Schweiz, INSOS 


Schweiz, senesuisse und Spitex Schweiz eng zusammengearbeitet, so dass ihre Vernhem-


lassungsantworten inhaltlich übereinstimmende Standpunkte vertreten.  


Da es sich im Rahmen der vorliegenden Vernehmlassung nur noch um die Gestaltung des 


Umsetzungsrechts einer bereits erfolgten Gesetzesrevision handelt, ist der Ermessenspiel-


raum für Anpassungen der neuen Gesetzgebung sehr begrenzt.  
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Die vorliegende Vernehmlassungsantwort begrenzt sich auf die für die Institutionen und 


Strukturen für Menschen mit Unterstützungsbedarf relevanten Punkte der vom Bundesrat 


vorgeschlagene VDSG-Revision. 


In der vorliegende Vernehmlassungsantwort wird in erster Linie darauf beachtet, dass die 


vom Bundesrat vorgeschlagenen Umsetzungsmodalitäten des revidierten Datenschutzgeset-


zes möglichst schlank, praxisnah und anwendungsfreundlich für die Betriebe bleiben. Das ist 


nicht selbstverständlich im Rahmen eines Gesetzgebungsprozesses, der nicht besonders 


darauf ausgerichtet ist: Dieser strebt offensichtlich vor allem eine sehr genaue und umfang-


reiche Einhaltung des Datenschutzes an.  


Des Weiteren beantragt die vorliegende Vernehmlassungsantwort, wo es möglich ist, eine 


möglichst konkrete, zugängliche und auch finanziell günstige Unterstützung der Betriebe 


durch die zuständigen staatlichen Stellen – vor allem durch den Eidgenössische Daten-


schutz- und Öffentlichkeitsbeauftragten (EDÖB) zu ermöglichen.  


Die in der vorliegenden Vernehmlassungsantwort vertretenen Standpunkte berücksichtigen 


gleichwohl die Wichtigkeit eines zielführenden Datenschutzes: Allgemein wird davon ausge-


gangen, dass die Betriebe oftmals heikle Daten bearbeiten, deren Bekanntgabe ein hohes 


Risiko für die betroffenen Personen von Unterstützungsleistungen aufweisen können; des-


wegen soll an einem strikten Datenschutz nicht gerüttelt werden.  


Auch wird in der vorliegenden Vernehmlassungsantwort beantragt, dass etwas stumpfe Be-


griffe und Abgrenzungen präziser umschrieben werden – dies im Sinne einer möglichst kla-


ren Umsetzungshilfe für die betroffenen Betriebe. 


III. Relevante Bestimmungen der E-VDSG für die ambulanten und stationären Be-


triebe für Personen mit Unterstützungsbedarf 


E-
VDSG 


Kommentar Beantragte Neuformulie-
rung 


Art. 1 
Abs. 1  


Die vorgeschlagene Umschreibung ist im Grundsatz zu be-
grüssen. Sie ergänzt und konkretisiert sinnvollerweise Artikel 
8 Absatz 1 nDSG. Zu begrüssen ist, dass sie möglichst 
schlank und angesichts der stetigen technischen Entwicklun-
gen flexibel, praxisnah und anwendungsfreundlich gehalten 
worden ist. Weil sie sehr allgemein formuliert ist, braucht es 
aber entsprechenden Deutungs- und Umsetzungshilfen für 
die Praxis. 
 


-  


Es müssen seitens EDÖB mög-


lichst bald Dokumente geschaf-


fen werden, welche den Betrie-


ben die Praxisumsetzung verein-


fachen. 


Art. 1 
Abs. 2 


Die Abstände zwischen den vorzunehmen Überprüfungen 
sollten präziser angegeben werden, sonst drohen Rechtsunsi-
cherheit und Streitigkeiten. Was genau „angemessene Ab-
stände“ sind, hängt selbstverständlich von den Besonderhei-
ten des konkreten Anwendungsfalls ab (S. 17 im erläuternden 
Bericht: «[…] bei der Bestimmung der Massnahmen selbstre-
dend die Umstände des Einzelfalls massgeblich [bleiben]»). 
Während die Datenbearbeiter inhaltlich grossen Freiraum für 
die Bestimmung ihrer konkreten Massnahmen brauchen, 
sollte zeitlich zumindest eine konkrete Anforderung gelten, 
um die Sicherheit zu gewährleisten. Als sinnvoll erscheint uns 
eine mindestens jährliche Überprüfung. 
 


2 Die Massnahmen sind über die 


gesamte Bearbeitungsdauer hin-


weg in angemessenen Abstän-


den, jedoch mindestens einmal 


pro Jahr zu überprüfen. 
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Art. 2 Diese präzise Auflistung der Schutzziele macht Sinn: Sie stellt 
eine praxisorientierte ‚Gedächtnisstütze‘ für die Verantwortli-
chen und die Auftragsbearbeiter dar, was im Rahmen ihrer 
Konkretisierung zu berücksichtigen ist. Wichtig ist eine gute 
Anwendbarkeit in der Praxis (Seite 17 des Berichts: „In An-
wendung der Verhältnismässigkeit sind ausgehend [… von 
dieser Auflistung der Schutzziele] die organisatorischen und 
technischen Massnahmen des Einzelfalls zu bestimmen.“). 
 
Gleichzeitig zeigt diese Auflistung die Komplexität der Anfor-
derungen an eine gesetzkonforme Datenbearbeitung und -si-
cherheit auf - mit dem damit verbundenen Aufwand. Aus die-
sem Grund ist eine möglichst konkrete und für Schweizer Be-
triebe auch unentgeltliche Unterstützung der Datenschutzver-
antwortlichen durch die zuständigen Behörden (insbesondere 
das EDÖB), vorzusehen. So können die Umsetzungskosten 
für Wirtschaft und Gesellschaft minimiert und angemessene 
Datensicherheit auf allen Ebenen geschaffen werden.  
 


-  


Für eine optimale und kosten-


günstige Umsetzung ist darauf 


zu achten, dass Schweizer Unter-


nehmen einen guten und kosten-


günstigen Zugang zum EDÖB 


erhalten (vgl. auch Art. 45 Abs. 


2). 


Art. 3  Welche „Massnahmen“ im vorliegenden Rahmen berücksich-
tigt werden sollen und ob ein Risiko als hoch oder begrenzt 
eingeschätzt werden soll, dürfte in der Praxis oftmals schwie-
rig zu beurteilen sein, denn Artikel 8 nDSG führt auch keine 
präziseren Anhaltspunkte über die Art der infrage stehenden 
Massnahmen. Dies entspricht zwar einer flexiblen, bedarfsori-
entierten und dem neusten technischen Stand angepassten 
Umsetzung des Datenschutzes, macht aber dessen Realisie-
rung in der Praxis schwierig. In diesem Sinne ist die Präzisie-
rung der Inhalte der Protokollierung (gemäss Abs. 3) an sich 
konsequent und kongruent. Sie weist aber einen hohen De-
taillierungsgrad auf, der einen entsprechend hohen Umset-
zungsaufwand, eine Unübersichtlichkeit und mögliche Ver-
wechslungsrisiken mit sich bringt. 
 
Es ist festzustellen, dass gerade bei der automatisierten Be-
arbeitung von Personendaten die Anforderung einer detaillier-
ten Protokollierung einen beträchtlichen Teil der Vorteile der 
Automatisierung beraubt: Der zeitliche und administrative Auf-
wand wird dadurch erheblich vergrössert.  
Trotzdem erscheint uns eine Protokollierung richtig, sofern 
keine anderen Massnahmen das gleiche Ziel mit weniger Auf-
wand erreichen können.  
 
Antrag:  
Alternativen zur Protokollierung als Massnahmen zum Daten-
schutz sollen im E-VDSG ausdrücklich vorgesehen und auch 
aufgezählt werden – wie etwa die physische/räumliche Siche-
rung der Daten, Zugriffskontrollen, das Aufstellen fehlertole-
ranter Systeme und Massnahmen der Datensicherung. 
 


In Art. 3 Abs. 1 müssen Alter-
nativen zur im Entwurf vorge-
sehenen (komplexen) Proto-
kollierung – ausdrücklich vor-
gesehen und auch aufgezählt 
werden, namentlich Zugriffs-
kontrollen, die physi-
sche/räumliche Sicherung der 
Daten, das Aufstellen fehler-
toleranter Systeme und Mas-
snahmen der Datensiche-
rung.  


Art. 4 
Abs. 2 


Weil in sehr vielen Fällen eine automatisierte Bearbeitung von 
besonders schützenswerten Personendaten erfolgt, sind die 
von dieser Bestimmung gestellten Anforderungen als zu auf-
wendig und vielfach unnötig zu qualifizieren. Sie bringen für 
die betroffenen Datenbearbeiter unangemessen hohe Kosten 
mit sich. Deswegen ist diese Auflistung zu kürzen:  
 
Die Buchstaben d, e und j sollen ersatzlos gestrichen werden, 
weil sie unnötige zusätzliche Anforderungen und 


2 Das Reglement muss mindes-


tens Angaben enthalten:  


a. zum Bearbeitungszweck; 


b. zu den Kategorien betroffe-


ner Personen und der Kate-


gorien bearbeiteter Perso-


nendaten; 


c. zur Aufbewahrungsdauer 


der Personendaten oder die 
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Präzisierungen darstellen, die den administrativen Aufwand 
für die Betriebe verschärfen, ohne dass daraus ein entspre-
chender Nutzen entsteht.  
Buchstabe i soll gekürzt werden: Er weist einen Detaillie-
rungsrad mit entsprechenden Umsetzungskosten auf, der in 
keinem vernünftigen Verhältnis zu seinem Nutzen steht.  
 
Hingegen werden Buchstaben a, b, c, f und g ausdrücklich 
begrüsst, da sie zentrale Massnahmen zur Gewährleistung 
der Datensicherheit darstellen. Ihre Einhaltung genügt, um 
dem Datenschutz gerecht zu werden.  
 
Auch Buchstabe h wird begrüsst, weil eine stets angestrebte 
Datenminimierung das beste Mittel darstellt, um sowohl den 
Schutz der Privatsphäre als auch die Verminderung des mit 
jeglichem Datenbearbeitung verbundenen administrativen 
Aufwands zu erreichen.  


Kriterien zur Festlegung 


dieser Dauer; 


d. zur internen Organisation;  


e. zur Herkunft der Personen-


daten und zur Art ihrer Be-


schaffung; 


f. zu den technischen und or-


ganisatorischen Massnah-


men zur Gewährleistung der 


Datensicherheit; 


g. zu den Zugriffsberechtigun-


gen sowie zur Art und zum 


Umfang der Zugriffe; 


h. zu den Massnahmen, die zur 


Datenminimierung getroffen 


werden; 


i. zu den Datenbearbeitungs-


verfahren, insbesondere den 


Verfahren bei der Speiche-


rung, Berichtigung, Be-


kanntgabe, Aufbewahrung, 


Archivierung, Pseudonymi-


sierung, Anonymisierung 


und Löschung oder Vernich-


tung; 


j. zum Verfahren zur Aus-


übung des Auskunftsrechts 


und des Rechts auf Daten-


herausgabe oder -übertra-


gung. 


 


Art. 4 
Abs. 3 


Wie gemäss obigem Antrag zu Art. 1 Abs. 2 sollten auch hier 
die zeitlichen Abstände zwischen den vorzunehmen Aktuali-
sierungen präziser angegeben werden, sonst drohen Rechts-
unsicherheit und Streitigkeiten. Deswegen wird hier bean-
tragt, dass die Aktualisierungen mindestens einmal jährlich 
stattfinden: Dieser Zeitabstand stellt eine präzise, zugleich re-
alistische und daher auch anwendungsfreundlich Leitplanke 
dar.  
 


3 Die private Person muss das 


Reglement regelmässig in ange-


messenen Abständen, jedoch 


mindestens einmal pro Jahr, ak-


tualisieren und der Datenschutz-


beraterin oder dem Datenschutz-


berater in einer für diese oder 


diesen verständlichen Form zur 


Verfügung stellen. 


 


Art. 6 
Abs. 2 


Die in dieser Bestimmung gestellten Anforderungen an die 
Verantwortlichen betreffend dem DSG nicht unterstellten Da-
tenbearbeiter sind offensichtlich zu hoch. Von einem Verant-
wortlichen kann vernünftigerweise nicht verlangt werden, 
dass er Kenntnis der vielen potenziell relevanten Gesetzesbe-
stimmungen und der möglichen Abhilfe-Lösungen hat. Wenn 
schon ist es die Pflicht von Gesetzgeber und Verwaltung, den 
Datenschutz so auszugestalten, dass dieser – wo nötig und 
sinnvoll – überall für alle Betroffenen gleichermassen gilt. 
Diese Pflicht den einzelnen Verantwortlichen aufzubürden, 
wie der Bundesrat es vorschlägt, führt zu enormer Unsicher-
heit und Aufwand. Deswegen ist dieser Absatz ersatzlos zu 
streichen.  
 


2 Untersteht der Auftragsbearbei-


ter dem DSG nicht, so muss sich 


der Verantwortliche vergewis-


sern, dass andere gesetzliche 


Bestimmungen einen gleichwer-


tigen  


Datenschutz gewährleisten. An-


dernfalls muss er diesen auf ver-


traglichem Wege  


sicherstellen. 


Art. 8 
Abs. 1 


Aus der Formulierung dieser Bestimmung geht überhaupt 
nicht klar hervor, wer für die Beurteilung der Angemessenheit 
des Datenschutzes in einem anderen Staat zuständig ist. Aus 
dem erläuternden Bericht hingegen schon (S. 25 ff): Der 


1 Werden Personendaten ins 


Ausland bekanntgegeben, so 


müssen bei der anlässlich einer 


regelmässigen Beurteilung durch 
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Bundesrat ist zuständig.  
Der Klarheit halber sollte diese Zuständigkeit in Art. 8 E-
VDSC eindeutig geregelt werden, sonst besteht das Risiko, 
dass sich private Akteure dafür verantwortlich halten – was ih-
ren Aufwand erheblich erhöhen würde. 
 


den Bundesrat, ob ein Staat, ein 


Gebiet, einer oder mehrere spe-


zifische Sektoren in einem Staat 


oder ein internationales Organ 


einen angemessenen Daten-


schutz gewährleistet,  


namentlich die folgenden Krite-


rien berücksichtigt werden: […] 
 


Art. 8 
Abs. 3 


Die Abstände zwischen den vorzunehmenden Beurteilungen 
sollen präziser angegeben werden. Deswegen wird auch hier 
beantragt, dass die Beurteilungen mindestens einmal jährlich 
stattfinden müssen. 
 


3 Die Angemessenheit des Da-


tenschutzes des betreffenden 


Staates, des Gebiets, der  


spezifischen Sektoren in einem 


Staat oder des internationalen 


Organs wird periodisch, jedoch 


mindestens einmal pro Jahr, neu 


beurteilt. 
 


Art. 9 
Abs. 1  


Die von Art. 9 E-VDSG gestellten Anforderungen erreichen 
ein Detaillierungsniveau, welches die Komplexität der Daten-
bearbeitung unnötig erhöht. Zwar sind diese Anforderungen 
für das Ziel des Datenschutzes konsequent, sie verursachen 
aber hohe Bearbeitungskosten für involvierte Betriebe. Des-
wegen sollten diese Anforderungen auf das Minimum redu-
ziert werden.  
 
Nämlich Bst. b, c, g, h sowie i sind offensichtlich unnötig; Ihre 
Anwendung wäre unverhältnismässig aufwendig.  Die ande-
ren Bestimmungen genügen, um die «spezifischen Garan-
tien» zu sichern und einen angemessenen Schutz bei der Lie-
ferung von Daten ins Ausland zu gewährleisten. 
 


1 Die Datenschutzklauseln in ei-


nem Vertrag nach Artikel 16 Ab-


satz 2 Buchstabe b  


DSG und die spezifischen Ga-


rantien nach Artikel 16 Absatz 2 


Buchstabe c DSG  


müssen die Datensicherheit min-


destens die folgenden Punkte re-


geln: 


[…] 
b. die Kategorien der be-


kanntgegebenen Perso-


nendaten sowie der be-


troffenen  


c. die Art und der Zweck 


der Bekanntgabe von 


Personendaten; 


[…] 
g. die zur Bearbeitung der  


Daten  berechtigten  


Empfängerinnen  und  


Empfänger; 


h. die Massnahmen zur 


Gewährleistung der Da-


tensicherheit;  


i. die Anforderungen an 


eine Bekanntgabe von 


Personendaten in einen 


anderen ausländischen 


Staat oder an ein ande-


res internationales Or-


gan; 


[…] 
 


Art. 10 Wir begrüssen, dass der EDÖB eine Liste von Standard-Da-
tenschutzklauseln veröffentlicht, um den Aufwand für die Be-
troffenen zu reduzieren und eine gewisse Vereinheitlichung 
der Schutzklauseln zu erreichen.  
 


- 
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Art. 15  Bei der Anwendung dieser Bestimmung ist darauf zu achten, 
dass die Anforderungen an den Detaillierungsgrad der mit der 
Bekanntgabe von Personendaten verbundenen Informationen 
nicht zu umfangreich ausfallen soll. Meistens werden sich die 
zum Datenschutz benötigten Informationen aus den Daten 
oder den Begleitumständen selbst ergeben. 
 


- 


Art. 18  Nach unserer Einschätzung reicht es aus, wenn nach Beendi-
gung der Datenbearbeitung (was bei entsprechenden Ge-
richtsverfahren bereits Jahre dauern kann) eine Aufbewah-
rung für ein Jahr statt zwei Jahre stattfindet. 
 


Der Verantwortliche muss die 


Datenschutz-Folgenabschätzung 


schriftlich festhalten. Sie muss 


während zwei Jahren einem Jahr 


nach Beendigung der Datenbear-


beitung aufbewahrt werden. 


 


Art. 20 Die vorgesehene Dreifachlösung (schriftlich, mündlich oder 
durch Einsichtnahme an Ort und Stelle) erscheint als sehr 
sinnvoll. So kann für Menschen mit gewissen Krankheiten 
oder Beeinträchtigungen eine geeignete Lösung gefunden 
werden. Für gewisse Fälle, wie urteilsunfähige, an Demenz 
erkrankte oder weitere kognitiv behinderte Menschen dürfte 
die Anforderung in Abs. 3 kaum einzuhalten sein. Deshalb ist 
für diese Fälle eine Präzisierung aufzunehmen. 
 


3 Die Auskunft muss für die be-


troffene Person verständlich 


sein, soweit dies im Rahmen des 


kognitiven Zustands möglich ist. 


Art. 22 Die Frist von 30 Tagen ab Eingang des Begehrens um Daten-
einsicht erscheint uns als vernünftig. Es stellt sich einzig die 
Frage, ob nicht die Gerichtsferien berücksichtigt werden soll-
ten (namentlich die Sommermonate und Weihnachten, wegen 
vieler Absenzen). 
 


-  


Art. 23 Bei unverhältnismässig aufwändigen Auskunftserteilungen er-
scheint uns die auf 300 Franken angesetzte Obergrenze als 
viel zu tief. Wenn damit mehrere Arbeitstage an Aufwand an-
fallen, wäre nicht einmal ein Bruchteil der Kosten auf die Ge-
suchstellenden gedeckt. 
Der Betrag sollte – auch gerade als Schutz vor querulatori-
schen Begehren – auf mindestens 1’000 Franken erhöht wer-
den, um tatsächlich abschreckend wirken zu können.  
 


1 Eine angemessene Beteiligung 


an den Kosten kann verlangt 


werden, wenn die Auskunftser-


teilung mit einem unverhältnis-


mässigen Aufwand verbunden 


ist.  
2 Die Beteiligung beträgt maxi-


mal 300 1’000 Franken. 


Art. 25  Die Datenschutzgesetzgebung weist eine hohe Komplexität 
auf; deshalb sind ihre Anforderungen in der Praxis nicht im-
mer einfach einzuhalten. Deswegen ist es sehr sinnvoll, Da-
tenschutzberatende einzusetzen und die konkreten Modalitä-
ten zu deren Einsatz im Sinne dieser Bestimmung festzule-
gen. Die Inhalte sind zu begrüssen, wie sie in dieser Bestim-
mung vorgeschlagen sind.  
 


- 


Art. 26 
Bst. a + 
b 


Die hier definierte und sehr sinnvolle Ausnahme einer Pflicht 
zur Führung eines Bearbeitungsverzeichnisses würde bei 
zahlreichen Betrieben nicht zur Anwendung kommen, weil  


• in vielen Fällen die Betriebe besonders schützenswerte 
Personendaten in grossem Umfang bearbeiten;  


• aus einer Interpretation von Art. 20 Abs. 4, Art. 26 Abs. 3, 
Art. 31 Abs. 2 Bst. b nDSG hervorgeht, dass Art. 26 
eVSDG auch Betriebe mit weniger als 250 Mitarbeitenden 
angewendet werden soll, wenn sie einem Konzern zuge-
hören, der insgesamt mindestens 250 Mitarbeitende be-
schäftigt. 


Unternehmen und andere privat-


rechtliche Organisationen, die 


am Anfang eines Jahres weniger 


als 250 Mitarbeiterinnen und 


Mitarbeiter beschäftigen, sowie 


natürliche Personen sind von der 


Pflicht befreit, ein Verzeichnis 


der Bearbeitungstätigkeiten zu 


führen, ausser eine der folgenden 


Voraussetzungen ist erfüllt:  
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Um Rechtssicherheit zu gewährleisten und keinen unnötigen 
Aufwand für kleinere Betriebe (namentlich auch gerade im 
Gesundheitswesen) zu schaffen, ist eine Anpassung wichtig. 
Während wir die Unterstellung von Teilen der Konzerne nach-
vollziehen können, erscheint uns die «Bearbeitung von be-
sonders schützenswerten Daten in grossem Umfang» als zu 
wenig präzise Konkretisierung. Wir beantragen deshalb eine 
Präzisierung, was unter «grossem Umfang» zu verstehen ist, 
nach unserer Ansicht wäre die Schwelle etwa bei 1000 Da-
tensätzen festzusetzen. 
 
Diesfalls erhält auch die Führung eines Verzeichnisses aber 
auf freiwilliger Basis mehr Gewicht, sie kann insbesondere bei 
regelmässiger Bearbeitung von Personendaten eine nützliche 
und einfache Tätigkeitsunterstützung darstellen: Dadurch 
können das Beibehalten eines Überblicks der Bearbeitungstä-
tigkeiten und auch die Einhaltung anderer Verpflichtungen er-
leichtert werden.  
 


a. Es werden umfangreich (min-


destens 1000 Datensätze) beson-


ders schützenswerte Personenda-


ten bearbeitet.  


b. Es wird ein Profiling mit ho-


hem Risiko durchgeführt. 


Art. 45 
Abs. 2 


Aus unserer Sicht ist absolut unverständlich, warum eine nati-
onale Behörde für die Dienstleistung im Bereich des der gan-
zen Bevölkerung dienenden Datenschutzes solch hohe Kos-
tensätze von 150 bis 350 Franken verlangen soll. Dies 
schreckt geradezu ab, diese sinnvollen Dienstleistungen zu 
beziehen, welche einer guten Umsetzung der Gesetzgebung 
dienen. Es ist unverständlich, dass für die Dienstleistungen 
der Verwaltung solche Preise wie bei spezialisierten Anwalts-
kanzleien verrechnet werden. 
 
Als ganz besonders stossend empfinden wir solche Honorare 
im Bereich der nach KVG zugelassenen Leistungserbringer. 
Bei diesen Gesundheitsbetrieben handelt es sich um Instituti-
onenen, bei welchen der Datenschutz wegen hoch sensibler 
Daten besonders wichtig ist. Es wäre falsch, diese mit hohen 
Stundensätzen vom Bezug der sinnvollen Unterstützung sei-
tens EDÖB abzuschrecken. Diese Betriebe sind denn mit den 
neuen Regelungen auch besonders stark herausgefordert 
und eine gute Umsetzung ist im Interesse der Behörden und 
der Bevölkerung. Diese Belastung ist umso fragwürdiger, als 
die öffentliche Hand im Endeffekt und in vielen Fällen, die 
dadurch verursachten Defizite ausgleichen soll: Mit einer 
Hand wegnehmen, was mit der anderen gegeben wird, macht 
betriebswirtschaftlich keinen Sinn und verursacht einen sinn-
losen administrativen Aufwand. 
 
Die Zutrittsschwelle zum EDÖB ist niedrig zu halten, ganz be-
sonders auch zur Überprüfung der Angemessenheit von Kodi-
zes (Art. 59 Abs. 1 Bst. a nDSG) oder die Genehmigung von 
Standarddatenschutzklauseln (Art. 59 Abs. 1 Bst. b nDSG). 
Im Sinne einer rechtmässigen Umsetzung der komplexen 
neuen Datenschutzgesetzgebung sollte das Anrufen des 
EDÖB nicht durch das Erheben von Gebühren entgegenge-
wirkt werden. Ganz besonders für den Bereich der Gesund-
heitsbetriebe muss deshalb eine Ausnahme geschaffen wer-
den, welche vernünftige Stundenansätze vorsieht. 
 


2bis Für Leistungserbringer nach 


Art. 35 Abs. 2 KVG wird auf die 


Erhebung von Kosten verzichtet.  


 
Alternativ:  
 
2bis Für Leistungserbringer nach 


Art. 35 Abs. 2 KVG gilt ein 


Stundenansatz von 50 bis 100 


Franken.  
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Wir danken Ihnen für die Prüfung und Berücksichtigung unserer Anliegen. Für Rückfra-


gen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 


 


Freundliche Grüsse, 


 


SPITEX SCHWEIZ 


  
 


Marianne Pfister Cornelis Kooijman 


Geschäftsführerin Stv. Geschäftsführer, Leiter  


 Grundlagen und Entwicklung 
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Rückfragen:  


Lucien Jucker, Leiter Datenschutz / Digitalisierung / IT 
l.jucker@konsumentenschutz.ch  


 
 
Bern, 30. September 2021 
 


Vernehmlassung zum Entwurf zur Totalrevision der 
Verordnung zum BG über den Datenschutz (VDSG) 
 
Sehr geehrte Frau Bundesrätin Keller-Sutter 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 


 
Vielen Dank für die Möglichkeit, an der Vernehmlassung zum Entwurf zur Totalrevision der 
Verordnung zum Bundesgesetz über den Datenschutz (VDSG) teilzunehmen. 
Die Stiftung für Konsumentenschutz ist eine Nichtregierungs-Organisation, die sich seit 1964 
für die Rechte und Interessen von Konsumentinnen und Konsumenten einsetzt.  
 
Der Konsumentenschutz nimmt zum Vorentwurf (VE-VDSG) wie folgt Stellung: 
 
Die VE-VDSG folgt sprachlich dem Beispiel des neuen Datenschutzgesetzes (nDSG). Das ist 
leider kein Grund zur Freude. Dem Konsumentenschutz ist zwar absolut bewusst, dass das 
Datenschutzrecht technologieneutral und möglichst abstrakt formuliert werden muss. Dennoch 
weist das VE-VDSG zahlreiche schwammige Formulierungen auf, die letztendlich den Sinn 
der Regulierung untergraben und zu viel Interpretationsspielraum offenlassen. 
Das sieht man an mehreren Stellen: In Art. 1 Abs. 2 VE-VDSG wird mitgeteilt, dass die 
Massnahmen «in angemessenen Abständen» überprüft werden sollen. Das macht in Bezug 
auf die unterschiedlichen Risikofaktoren zwar Sinn – dennoch sollte auch eine Periodizität 
festgelegt werden, also «in angemessenen, regelmässigen Abständen». 
Besonders schwammig ist die in Artikel 2 VE-VDSG verwendete Formulierung «Soweit 
angemessen, müssen die Massnahmen […] folgende Schutzziele erreichen». Dieser Artikel 
gibt den Datenbearbeiterinnen und Datenbearbeitern durch die Formulierung «soweit 
angemessen» bereits einen grossen Ermessensspielraum. Dennoch relativiert der erläuternde 
Bericht auf Seite 17 zusätzlich die «Schutzziele», mit der Überlegung, dass nicht alle 
Schutzziele in allen Fällen relevant sind. 


Eidgenössisches Justiz- und 
Polizeidepartement EJPD 
Bundeshaus West 
3003 Bern 
Per E-Mail: 


jonas.amstutz@bj.admin.ch 
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Somit wird sowohl für die Angemessenheit als auch für die Relevanz der Schutzziele auf das 
Ermessen der für die Datenbearbeitung verantwortlichen Person abgestellt. Dadurch 
entstehen also zwei grosse Ermessensspielräume. Diese erschweren das Beweisen eines 
Vorsatzes, der für eine strafbare Sorgfaltsverletzung nach Art. 63 nDSG notwendig ist. 
Kurzum: Die schwammige Sprache droht ein ohnehin eher schwaches Datenschutzgesetz 
weiter zu verwässern. 
Damit diese Strafbestimmung nicht zahnlos wird, muss Artikel 2 VE-VDSG weiterhin 
«Schutzziele erreichen» und nicht wie teilweise gefordert «Schutzziele anstreben» lauten. 
Ausserdem soll sowohl die Formulierung «soweit angemessen» im VE-VDSG als auch die 
entsprechende Passage auf Seite 17 des erläuternden Berichts («Es ist durchaus vorstellbar, 
dass nicht jedes Schutzziel […] ») im erläuternden Bericht ersatzlos gestrichen werden. 
 
Mit Art. 16 nDSG erhält neu der Bundesrat die Kompetenz zu entscheiden, in welche Länder 
Personendaten übertragen werden dürfen. Kriterien für die Entscheidung des Bundesrates 
fehlen im nDSG. Diese Kriterien sind in Art. 8 des VE-VDSG aufgelistet. Gemäss Art. 8 Abs. 
6 VE-VDSG muss der EDÖB vor der Entscheidung des Bundesrats konsultiert werden. Damit 
diese Entscheidung nicht durch politische Überlegungen beeinflusst wird, soll der EDÖB 
weiterhin die zugrundeliegende Einschätzung vornehmen. Mindestens soll dem EDÖB ein 
Veto-Recht zukommen, damit er eine politisch motivierte, unsachliche Entscheidung 
verhindern kann. Die Entscheidungen, Anpassungen und Änderungen inkl. Begründungen 
müssen der Öffentlichkeit zugänglich gemacht werden. 
 
Als positiv wertet der Konsumentenschutz, dass das Auskunftsrecht von Privatpersonen im 
VE-VDSG ein wenig gestärkt wird. Insbesondere begrüssen wir, dass die betroffene Person 
bei Verweigerungen, Einschränkungen und Aufschüben eines Auskunftsbegehrens innerhalb 
von 30 Tagen informiert werden und dieser Entscheid protokolliert werden muss. 
Noch wichtiger ist die Regelung, dass die auskunftssuchende Person über die Höhe der 
ausnahmsweisen Beteiligung vorgängig informiert werden muss. Die Möglichkeit, daraufhin 
das Gesuch innert 10 Tagen zurückzuziehen ist eine willkommene Neuerung im VE-VDSG. 
Leider bleibt das Risiko bestehen, dass Datenbearbeiterinnen ohne sachliche Gründe eine 
Kostenbeteiligung verlangen – diese Kostenbeteiligung soll unserer Meinung nur für objektiv 
querulatorische Auskunftsbegehren gelten. 
Ausserdem fehlt eine explizite Einwilligung in diese Kostenbeteiligung in diesem Entwurf – 
nach Ablauf von 10 Tagen können also max. 300 Franken für die Auskunft verrechnet werden. 
Besser wäre die Regelung, dass die auskunftssuchende Person aktiv in die Kostenbeteiligung 
einwilligen muss. 
Letztlich ist es schade, dass die Verlängerung der Frist zur Auskunftserteilung auch im VE-
VDSG ohne definierte Obergrenze möglich ist. Das Auskunftsbegehren ist für 
Konsumentinnen ein grundlegendes Instrument im Datenschutzgesetz – ohne Auskunft kann 
niemand wissen, welche Daten über einen bearbeitet werden. Die fehlende Maximaldauer 
ermöglicht eine willkürlich lange Bearbeitungsdauer der Auskunftsbegehren und untergräbt die 
Rechte der betroffenen Person. 
 
Wir danken Ihnen für die Kenntnisnahme unserer Bedenken und stehen Ihnen bei Rückfragen 
gerne zur Verfügung.  
 
Freundliche Grüsse 
 


          
Sig. Sara Stalder Sig. Lucien Jucker 
Geschäftsleiterin Leiter Datenschutz 
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Stellungnahme zum Entwurf zur Totalrevision der 


Verordnung zum Bundesgesetz über den 


Datenschutz (VDSG); Vernehmlassungsantwort  


 
Sehr geehrte Frau Bundesrätin Keller-Sutter 
Sehr geehrte Damen und Herren 


 


Wir bedanken uns für die Möglichkeit zu oben genanntem Geschäft Stellung beziehen zu 
können und nehmen diese gerne innerhalb der angesetzten Frist wahr. 


 


Sunrise UPC GmbH ist der zweitgrösste Telekomanbieter in der Schweiz. 
Telekommunikationsdienstleistungen werden immer komplexer und hängen deshalb stark 
von hoch entwickelten technischen Infrastrukturen ab. Software- und Hardwaredefekte, 
menschliches Versagen, Viren und Hackerangriffe können die Service-Qualität sowie die in 
Bearbeitung stehenden Daten beeinträchtigen. Es ist daher von grosser Relevanz für 
unsere Geschäfts- und Privat-Kunden, Mitarbeiter sowie für uns als Unternehmen, dass 
hier zeitnah Klarheit in Bezug auf das neue Datenschutzgesetz und der dazugehörigen 
Verordnung herrscht. Dies insbesondere auch im Hinblick auf die Äquivalenz zu den 
Vorgaben der Europäischen Union, was aus wirtschaftlicher und politischer Sicht nicht zu 
unterschätzen ist. 
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1 Grundsätzliche Bemerkungen 


Wir möchten den Zeitplan der Umsetzung nicht gefährden, jedoch trotzdem auf 
bestehende Unstimmigkeiten im vorliegenden Entwurf der VDSG hinweisen. Auf eine 
völlige Neuausarbeitung des Entwurfes ist aus zeitlichen Gründen zu verzichten, jedoch 
dürfen mit der Verordnung keine Vorgaben einfliessen, ohne dass eine gesetzliche 
Grundlage dafür vorhanden wäre. Die Verordnung ist darauf beschränkt, die gesetzlichen 
DSG-Vorgaben durch Detailvorschriften näher auszuführen und nicht neue gesetzliche 
Normen aufzunehmen. Des Weiteren besteht absolut kein Anlass, mit der Verordnung 
einen Swiss Finish zu unterstreichen. Dies verbessert unseres Erachtens den Nutzen für die 
Konsumentinnen und Konsumenten nicht und verlangt der Wirtschaft einen unnötig 
administrativen Mehraufwand ab.  


 


2 Spezifische Anpassungen oder Streichungen 


2.1 Bestimmungen betreffend die Bundesorgane 


Da sich im Entwurf diverse Vorgaben für die Bundesorgane analog denjenigen für 
Privatpersonen verändern sollen, sind auch diese entsprechend anzupassen oder wo 
notwendig zu streichen. Aus diesem Grunde unterstützt Sunrise UPC als nicht 
Bundesorgan und Mitglied der asut vollumfänglich die Eingaben von Swico. 


 


2.2 Bestimmungen betreffend die Privatpersonen 


Als Mitglied der asut haben wir deren Eingabe entsprechend mitgestaltet. In diesem Sinne 
unterstützen wir die asut-Eingabe, welche sich auf diejenige der Swico abstützt. Die von 
der asut explizit aufgeführten Artikel 17-19, welche die Swico so nicht eingegeben hat, 
unterstützen auch wir von Sunrise UPC. 


 


Wir danken ihnen bestens für die Berücksichtigung unserer Anliegen und stehen Ihnen für 
Rückfragen gerne zur Verfügung. 


 


Freundliche Grüsse 


 


 


Marcel Huber 
Chief Corporate Affairs Officer 












 


Luzern, 13.10.2021  


 


Stellungnahme Entwurf der Verordnung zum Bundesgesetz über den Datenschutz 
(VDSG) 


Vorbemerkung 


Die Suva schliesst sich der Stellungnahme des Vereins Unternehmens-Datenschutz (VUD) an. Wie der VUD ist die Suva generell der Ansicht, dass bei zahl-


reichen Bestimmungen in der VDSG die gesetzliche Grundlage fehlt oder sie dem Willen des Gesetzgebers gar direkt widersprechen. Sie sind daher zu strei-


chen. Zudem sollte auf zu detaillierte Bestimmungen verzichtet werden. Ebenfalls unterstützt die Suva die Forderung des VUD nach einer Übergangsfrist 


von einem Jahr für die Erstellung der Verzeichnisse und – falls darauf entgegen den Anträgen nicht verzichtet wird – auch für das Bearbeitungsreglement. 


 


Bemerkungen und Anpassungsvorschläge  
 


Artikel Text Bemerkung Anpassungsvorschläge 
1 Abs. 1 Ob die technischen oder organisatorischen Mass-


nahmen zur Gewährleistung der Datensicherheit 


dem Risiko angemessenen sind, beurteilt sich 


nach den folgenden Kriterien:  


a. Zweck, Art, Umfang und Umstände der Daten-


bearbeitung;  


b. die Eintrittswahrscheinlichkeit einer Verletzung 


der Datensicherheit und deren potenziellen Aus-


wirkungen für die betroffenen Personen;  


c. der Stand der Technik;  


d. Implementierungskosten.  


Der Grundsatz, dass Verantwortliche und Auftragsbearbeiter 


eine dem Risiko angemessene Datensicherheit gewährleisten 


müssen, wird hier aufgegriffen (Art. 8 Abs. 1 revDSG).  


 


Zu Abs. 1: Massnahmen zur Datensicherheit sind nicht «an-


gemessen», sondern «geeignet», wie dies Art. 8 Abs. 1 re-


vDSG auch sagt. «Angemessen» kann nur das resultierende 


Sicherheitsniveau sein. Man sollte deshalb auch in Art. 1 Abs. 


1 von «geeigneten» Massnahmen sprechen, um terminologi-


sche Widersprüche zu vermeiden.  


 


Zu lit. a): je höher der Schutzbedarf, desto höher sind auch 


die Anforderungen an die Massnahmen (z.B. bei besonders 


schützenswerten Personendaten, oder bei vollständig auto-


matisierter Bearbeitung).  


Zu lit. b): die Anforderungen an die Massnahmen sind höher, 


wenn die Eintrittswahrscheinlichkeit höher ist.  


Zu lit. c): es geht dabei um die gegenwärtigen und bewährten 


Techniken, nicht um unerforschte Techniken.  


Zu lit. d): bei mehreren möglichen Massnahmen darf die kos-


tengünstigste Option gewählt werden.  


 


Problematisch ist, dass der Bundesrat von der falschen Vor-


stellung ausgeht, dass Art. 8 revDSG, der hier konkretisiert 


Statt von «angemessenen» Massnah-


men ist von «geeigneten» Massnah-


men zu sprechen.  


 


Zu schreiben ist: «b. die verbleiben-


den potenziellen Aus-wirkungen einer 


Verletzung der Datensicherheit für 


die betroffenen Personen und deren 


Eintrittswahrscheinlichkeit (Restri-


siko).»  


 


«Implementierungskosten» ist durch 


«Implementierungsaufwand» zu er-


setzen.  
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Artikel Text Bemerkung Anpassungsvorschläge 
wird, mehr als die Datensicherheit i.e.S. regelt (CIA). Es geht 


weder um Bearbeitungsgrundsätze noch Betroffenenrechte. 


Die Beispiele in den Erläuterungen sind teilweise falsch. Ob 


z.B. eine Bearbeitung durch eine KI oder einen Menschen er-


folgt, ist für die Frage der Datensicherheit nicht relevant.  


 


Ferner ist der Begriff des «Risikos» (Bst. b) falsch formuliert. 


Zudem geht es hier nicht um das Bruttorisiko, sondern das 


Nettorisiko.  


 


Der Begriff «Implementierungskosten» impliziert, dass anderer 


Aufwand nicht relevant ist. Das ist falsch. Ebenso falsch ist die 


Ausführung in der Erläuterung, dass übermässige Kosten nicht  


Statt von «angemessenen» Massnahmen ist von «geeigneten» 


Massnahmen zu sprechen.  


 


Zu schreiben ist: «b. die verbleibenden potenziellen Aus-wir-


kungen einer Verletzung der Datensicherheit für die betroffe-


nen Personen und deren Eintrittswahrscheinlichkeit (Restri-


siko).»  


 


«Implementierungskosten» ist durch «Implementierungsauf-


wand» zu ersetzen.  


1 Abs. 2 Die Massnahmen sind über die gesamte Bearbei-


tungsdauer hinweg in angemessenen Abständen 


zu überprüfen.  


 


Ist die Gefährdung für die Rechte der Betroffenen grösser, so 


ist der Abstand der nächsten Prüfung kürzer. Die Formulie-


rung «periodisch» wurde gestrichen.  


 


Die Prüfung muss ab einem gewissen Risiko standardisiert er-


folgen (Pflicht zur Verwendung von ISO 27001?).  


 


Der Fokus auf die «angemessenen Abstände» ist zu eng. We-


sentlich ist, dass sie in «angemessener Weise» überprüft wer-


den. Der Begriff des «Abstands» impliziert nach wie vor eine 


Periodizität, die aber nicht zwingend ist, etwa wenn sich die 


Umstände nicht verändert haben.  


Statt «angemessenen Abständen» ist 


«angemessener Weise» zu schreiben.  


 


2 Soweit angemessen, müssen die Massnahmen 


zur Gewährleistung der Datensicherheit folgende 


Schutzziele erreichen:  


a. Zugriffskontrolle: Der Zugriff der berechtigten 


Personen ist auf diejenigen Personendaten be-


schränkt, die sie zur Erfüllung ihrer Aufgabe be-


nötigen.  


Es muss nicht zwingend jedes dieser Schutzziele relevant 


sein, es muss aber begründet werden können, weshalb nicht.  


 


Zu lit. b: Der Begriff «Anlage» wurde ergänzt, es sind dabei 


auch mobile Bearbeitungsanlagen gemeint (z.B. Mobiltelefone 


oder Tablets).  


Zu lit. g: auch die Veränderung von Personendaten muss 


nachträglich überprüfbar sein.  


Statt «erreichen» ist «anstreben» zu 


schreiben.  


 


Der Katalog der Schutzziele sollte 


durch die klassischen Schutzziele 


Vertraulichkeit, Integrität und Ver-


fügbarkeit ersetzt werden.  
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b. Zugangskontrolle: Der Zugang zu den Ein-rich-


tungen und Anlagen, in denen Personen-daten 


bearbeitet werden, wird unbefugten Personen 


verwehrt.  


c. Datenträgerkontrolle: Das Lesen, Kopieren, 


Verändern, Verschieben oder Entfernen von Da-


tenträgern wird unbefugten Personen verunmög-


licht.  


d. Speicherkontrolle: Unbefugte Eingabe in den 


Datenspeicher sowie unbefugte Einsichtnahme, 


Veränderung oder Löschung gespeicherter Perso-


nendaten wird verhindert.  


e. Benutzerkontrolle: Die Benutzung von automa-


tisierten Datenbearbeitungs-systemen mittels 


Einrichtungen zur Datenübertragung durch unbe-


fugte Personen wird verhindert.  


f. Transportkontrolle: Bei der Bekanntgabe von 


Personendaten sowie beim Transport von Daten-


trägern wird verhindert, dass die Daten unbefugt 


gelesen, kopiert, verändert oder gelöscht werden 


können.  


g. Eingabekontrolle: In automatisierten Systemen 


kann überprüft werden, welche Personen-daten 


zu welcher Zeit und von welcher Person eingege-


ben oder verändert wurden.  


h. Bekanntgabekontrolle: Es kann überprüft wer-


den, wem Personendaten mit Hilfe von Ein-rich-


tungen zur Datenübertragung bekannt gegeben 


wurden.  


i. Wiederherstellung: Die Verfügbarkeit der Per-


sonendaten und der Zugang zu ihnen kann bei ei-


nem physischen oder technischen Zwischenfall 


rasch wiederhergestellt werden.  


j. Es wird gewährleistet, dass alle Funktionen des 


Systems zur Verfügung stehen (Verfügbarkeit), 


auftretende Fehlfunktionen gemeldet werden 


(Zuverlässigkeit) und gespeicherte Personenda-


ten nicht durch Fehlfunktionen des Systems be-


schädigt werden können (Datenintegrität).  


k. Erkennung: Verletzungen der Datensicherheit 


können rasch erkannt und Massnahmen zur Min-


derung oder Beseitigung  


Zu lit. h: damit sollen auch die Empfänger der Daten identifi-


ziert werden können (das Organ ist ausreichend).  


Lit. i, j und k wurden neu eingefügt.  


Zu lit. i: z.B. die Erstellung eines Backup-Konzepts.  


Zu lit. j: das System selbst soll automatisch darauf aufmerk-


sam machen, dass eine Fehlfunktion vorliegt.  


Zu lit. k: der Verantwortliche oder Auftragsbearbeiter muss 


reaktive Massnahmen treffen zur Minderung der Folgen bei ei-


ner Verletzung der Datensicherheit.  


 


Die Verwendung des Worts «erreichen» impliziert, dass die 


Schutzziele vollständig erfüllt werden, was weder erforderlich 


noch möglich ist. Zu treffen sind nur angemessene Massnah-


men; eine vollständige Sicherheit ist nicht erforderlich.  


 


Die aufgeführte Liste ist überdies veraltet, zu absolut und zu 


detailliert formuliert. Zudem geht es grundsätzlich um die 


Schutzziele Vertraulichkeit, Integrität und Verfügbarkeit. So 


ist es auch in Art. 32 Abs. 1 lit. b DSGVO definiert.  


 


Die Regelung zwingt zu einer Dokumentation für jede Daten-


bearbeitung (u.a. warum bestimmte der aufgeführten Schutz-


ziele nicht relevant sind im konkreten Fall). Das widerspricht 


dem Willen des Gesetzgebers, der eine solche umfassende 


Dokumentationspflicht abgelehnt hat.  


In diesem Fall wäre die Liste auch 


konform mit Art. 32 DSGVO.  
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3 Abs. 1 Ergibt sich aus der Datenschutz-Folgenabschät-


zung, dass bei der automatisierten Bearbeitung 


von Personendaten trotz der vom Verantwortli-


chen vorgesehenen Massnahmen noch ein hohes 


Risiko für die Persönlichkeit oder die Grundrechte 


der betroffenen Personen besteht, protokollieren 


der private Verantwortliche und dessen Auftrags-


bearbeiter zumindest folgende Vorgänge: das 


Speichern, Verändern, Lesen, Bekanntgeben, Lö-


schen oder Vernichten.  


 


Unternehmen müssen gemäss dem Wortlaut von Art. 3 Abs. 1 


E-VDSG Datenbearbeitungen protokollieren, wenn sich aus 


der Datenschutz-Folgenabschätzung ergibt, dass trotz der er-


griffenen Massnahmen ein hohes Risiko für die Persönlichkeit 


oder die Grundrechte der betroffenen Personen besteht.  


 


Diese Bestimmung ist in mehrerlei Hinsicht problematisch und 


sollte ersatzlos gestrichen werden:  


 


Erstens fehlt ihr eine gesetzliche Grundlage. Es geht hier 


nicht primär um die Protokollierung zur Gewährleistung der 


Datensicherheit, sondern sie dient in erster Linie der nach-


träglichen Feststellung, ob es zu einer unbefugten Bearbei-


tung des Verantwortlichen bzw. seines Auftragsbearbeiters 


gekommen ist. Sollen unerlaubte Datenabflüsse, Malware, 


Einbrüche etc. entdeckt werden, sind andere Dinge zu proto-


kollieren als die reguläre Nutzung der Daten (die Hacker und 


Malware vermeiden o-der löschen werden). Zur Feststellung 


einer Verletzung der Datensicherheit eignet sie also nicht und 


ist damit unverhältnismässig. Art. 8 revDSG, welcher als 


Grundlage der Bestimmung dient, behandelt nur die Datensi-


cherheit i.e.S. Nur solche sollte der Bundesrat gemäss Art. 8 


Abs. 3 revDSG ausführen (und nur die Verletzung solcher 


können auch zu einer Strafbarkeit führen).  


 


Zweitens ist das Ergebnis der DSFA kein geeigneter Indikator 


für das Risiko einer Verletzung der Datensicherheit. In der 


Re-gel wird eine DSFA nicht wegen mangelhafter Datensi-


cherheit ein hohes Risiko ausweisen, sondern aufgrund der 


Art und Weise der Datenbearbeitung. Dies hat jedoch mit Da-


tensicherheit nichts zu tun. Die Erläuterungen des E-VDSG 


bestätigen sogar, dass es (auch) um die Gewährleistung der 


zweckkonformen Bearbeitung geht.  


 


Drittens muss eine solche Bearbeitung kraft Art. 21 revDSG 


ohnehin dem EDÖB oder Datenschutzberater vorgelegt wer-


den. Eben dies dient bereits dem Ziel, eine solche oder an-


dere Massnahme vorzuschlagen, soweit die Bearbeitung über-


haupt umgesetzt werden kann. Hier pauschal eine spezifische 


Massnahme ohne Berücksichtigung der Umstände vorzu-


schlage ist ein Schuss ins Blaue.  


 


Streichen. Es fehlt die gesetzliche 


Grundlage, die Regelung erreicht das 


Ziel materiell nicht und zielt an der 


Sache vorbei.  
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Viertens obliegt die Pflicht auch dem Auftragsbearbeiter, der 


jedoch die DSFA nicht kennen muss und eine solche schon 


gar nicht auszuführen hat. Massnahmen zur Datensicherheit 


obliegen zwar auch ihm, aber diese Protokollierung ist in ih-


rem Kern keine solche. Das erklärt den unlösbaren Wider-


spruch. Auch deshalb ist sie zu streichen.  


 


Unklar ist aufgrund der Norm, ob eine Protokollierungspflicht 


auch dann bestehen soll, wenn eine Datenschutz-Folgenab-


schätzung unterlassen wurde, obwohl sie nötig gewesen 


wäre. Dies wird aber wohl so sein.  


3 Abs. 2  


 


Bundesorgane und deren Auftragsbearbeiter pro-


tokollieren bei der automatisierten Bearbeitung 


von Personendaten zumindest folgende Vor-


gänge: das Speichern, Verändern, Lesen, Be-


kanntgeben, Löschen oder Vernichten.  


 


Die Pflicht zur Protokollierung besteht unabhängig vom Risiko 


und muss daher bei jeder automatisierten Bearbeitung von 


Personendaten vorgenommen werden.  


 


Der Begriff der automatisierten Bearbeitung ist nicht definiert. 


Zu verstehen ist darunter aber das Gegenteil zur manuellen 


Bearbeitung – somit ist darunter eine elektronische oder ver-


gleichbare Datenbearbeitung zu verstehen.  


 


Die Protokollierungen erscheinen als unverhältnismässig – 


ins-besondere, da auch das Lesen protokolliert werden muss.  


 


Auch im Falle von Bundesorganen ist die Regelung systema-


tisch falsch und ohne gesetzliche Grundlage. Vgl. dazu die 


obigen Ausführungen.  


Streichen (vgl. oben)  


 


3 Abs. 3 Die Protokollierung gibt Aufschluss über die Art 


des Bearbeitungsvorgangs, die Identität der Per-


son, die die Bearbeitung vorgenommen hat, die 


Identität der Empfängerin oder des Empfängers 


sowie den Zeitpunkt, an dem die Bearbeitung er-


folgt ist.  


Widerspruch zu den Mindestanforderungen an die Protokollie-


rung gemäss den Absätzen 1 und 2.  


 


Abs. 3 bringt allerdings ebenfalls zum Ausdruck, dass es nicht 


um Verletzungen der Datensicherheit, sondern um etwaige 


unzulässige Bearbeitungen durch reguläre Benutzer geht. 


Diese stellen keine solche Verletzungen dar.  


 


Mit Empfänger ist die Organisation, nicht die Einzelperson ge-


meint.  


Streichen (vgl. oben)  


 


3 Abs. 4 Die Protokolle sind während zwei Jahren getrennt 


vom System, in welchem die Personendaten be-


arbeitet werden, aufzubewahren. Sie sind aus-


schliesslich den Organen oder Personen zugäng-


lich, denen die Überwachung der Datenschutzvor-


schriften oder die Wiederherstellung der Vertrau-


Die Aufbewahrungsfrist von 2 Jahren muss eingehalten wer-


den.  


 


Für eine solche Aufbewahrungspflicht gibt es keine gesetzli-


che Grundlage. Im revDSG wurde bewusst auf solche Doku-


mentationspflichten verzichtet, abgesehen vom Verzeichnis.  


Streichen. Es fehlt eine gesetzliche 


Grundlage.  


 


«getrennt vom System, in welchem 


die Personendaten bearbeitet wer-
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lichkeit, Integrität, Verfügbarkeit und Nachvoll-


ziehbarkeit der Daten obliegen, und dürfen nur 


für diesen Zweck verwendet werden.  


Die Regelung der getrennten Aufbewahrung ist technisch 


nicht ohne Weiteres oder nur mit erheblichem Aufwand um-


setzbar. Protokolle werden dort erzeugt, wo sie anfallen – und 


nicht auf anderen Systemen. Ein Betrieb müsste somit von 


sämtlichen Protokollen Kopien anfertigen und sie manuell auf 


ein anderes System übertragen; der Aufbewahrungsort muss 


ein unabhängiges System sein. Dieser Vorgang birgt seiner-


seits Sicherheitsrisiken, abgesehen davon, dass der Aufwand 


enorm wäre Es würde genügen, wenn sichergestellt wird, 


dass die Protokolle ihrerseits sicher sind.  


 


Die Personen, welche die Verletzung von Datenschutzvor-


schriften verfolgen, erhalten gemäss Wortlaut keinen Zugang 


zu den Daten.  


 


Die Zweckbindung ist unzulässig, da sie strenger ist, als die 


Bearbeitungsgrundsätze dies erlauben. Damit fehlt der Rege-


lung eine gesetzliche Grundlage. Ein Verantwortlicher oder 


Auftragsbearbeiter hat möglicherweise ein Interesse, die Logs 


auch aus anderen Gründen auszuwerten. Tut er dies DSG-


konform, sollte dies auch möglich sein.  


 


Die Regelung ist insofern interessant, als heute viele Proto-


kolle von IT-Systemen aus Gründen des Datenschutzes weni-


ger lang aufbewahrt werden. Es kann mit Verweis auf den E-


VDSG vertreten werden, dass eine Aufbewahrung von zwei 


Jahren ohne Weiteres verhältnismässig ist, wenn sogar der 


Gesetzgeber diese Frist standardmässig vorschreiben will. 


Korrekter-weise ist die Aufbewahrungsfrist aber als Mindest-


frist auszugestalten. Gibt es Gründe, sie länger aufzubewah-


ren, muss dies möglich sein.  


den» ist zu streichen und durch «si-


cher» zu ersetzen. Die Regelung ist 


unverhältnismässig. aushebelt.  


 


Sofern eine Aufbewahrungsfrist über-


haupt festgelegt wird, wo-für es 


keine Grundlage gibt, so macht eine 


starre Frist keinen Sinn und wäre un-


verhältnismässig. Sie muss von der 


Dauer der Datenbearbeitung abhän-


gig und generell angemessen sein.  


 


Satz 2 ist zu streichen, da er dem 


DSG widerspricht, indem er die Bear-


beitungsgrundsätze aushebelt. Ohne-


hin müsste der Personenkreis mit Zu-


gang ist um jene erweitert werden, 


welche die Verletzung von Daten-


schutzvorschriften verfolgen.  


4 Abs. 1 Bearbeitungsreglement von privaten Personen  


1 Der Verantwortliche und dessen Auftragsbear-


beiter müssen ein Reglement für automatisierte 


Bearbeitungen erstellen, wenn sie:  


a. umfangreich besonders schützenswerte Perso-


nendaten bearbeiten; oder  


b. ein Profiling mit hohem Risiko durchführen.  


Die Pflicht, für Datenbearbeitungen mit einem hohen Risiko 


Bearbeitungsreglemente zu erstellen, besteht bereits nach 


der geltenden Verordnung. Allerdings wurde allgemein erwar-


tet, auch aufgrund der Botschaft des Bundesrats und der par-


lamentarischen Beratung, dass die Bearbeitungsreglemente 


an-gesichts der neu eingeführten Dokumentations- und Infor-


mationspflichten (Verzeichnisse von Bearbeitungstätigkeiten, 


Datenschutz-Folgenabschätzungen, Datenschutzerklärungen) 


aus der Verordnung gestrichen werden.  


 


Das Bearbeitungsreglement dient augenscheinlich nicht der 


Sicherstellung der Datensicherheit i.e.S., sondern soll primär 


Streichen. Es fehlt die gesetzliche 


Grundlage, die Regelung ist unver-


hältnismässig und redundant. Es ist 


ein Swiss Finish.  
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die Einhaltung der Bearbeitungsgrundsätze und die weiteren 


Vor-gaben des Datenschutzes sicherstellen. Es fehlt der Be-


stimmung somit eine gesetzliche Grundlage, da Art. 8 revDSG 


nur Datensicherheit i.e.S. regelt. Der Vorgängernorm fehlt 


eben-falls die gesetzliche Grundlage, weshalb sie toter Buch-


stabe blieb bzw. bleiben musste (ihre Verletzung hat keine 


Rechtsfolgen).  


 


Demgegenüber steht der enorme Aufwand, den die Erstellung 


und Nachführung eines solchen Bearbeitungsreglements mit 


sich bringt. Wie bei Abs. 2 gezeigt wird, werden die wesentli-


chen Angaben ohnehin bereits im Rahmen der in solchen Fäl-


len erforderlichen Datenschutz-Folgenabschätzung dokumen-


tiert, der Rest im ohnehin zu erstellenden Inventar. Die Rege-


lung ist somit überflüssig.  


 


Auch die DSGVO sieht eine solche Regelung nicht vor (Swiss 


Finish).  


 


Während ein «Profiling mit hohem Risiko» in der Praxis ver-


mutlich kaum vorkommen wird, stellt sich die Frage, ab wann 


«umfangreich» besonders schützenswerte Personendaten be-


arbeitet werden. Dies dürfte mit Bezug auf die HR-Daten bei 


einem mittleren und grösseren Umfang bereits der Fall sein. 


Auch jedes Medienunternehmen wird erfasst sein, welches 


Be-richte über Politik und Gesellschaft enthält und damit auch 


besonders schützenswerte Personendaten (politische Ansich-


ten etc.) bearbeitet.  


 


Es ist klar, dass besonders heikle Datenbearbeitungen eine 


betriebsinterne Regelung erfordern können. Dieser Aspekt ist 


jedoch über Art. 7 Abs. 1 revDSG bereits hinreichend gere-


gelt.  


 


Der Erläuterungsbericht suggeriert, dass das Bearbeitungs-


reglement ein in sich geschlossenes Dokument sein muss. 


Dies ist praxisfremd und unnötig. Eine solche Pflicht zur «Ur-


kunden-einheit» gilt auch sonst nirgends.  


 


Es besteht ferner das Risiko, dass Auskunftsersuchende über 


die Generalklausel versuchen werden, an das Bearbeitungs-


reglement heranzukommen.  
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Die Dokumentationspflichten wurden aus der DSGVO über-


nommen und zusätzlich soll diese bestehende Pflicht nicht ge-


strichen werden. Dies führt zu einer erheblichen Erweiterung 


der Dokumentationspflichten.  


4 Abs. 2 Das Reglement muss mindestens Angaben ent-


halten:  


a. zum Bearbeitungszweck;  


b. zu den Kategorien betroffener Personen und 


der Kategorien bearbeiteter Personendaten;  


c. zur Aufbewahrungsdauer der Personendaten o-


der die Kriterien zur Festlegung dieser Dauer;  


d. zur internen Organisation;  


e. zur Herkunft der Personendaten und zur Art ih-


rer Beschaffung;  


f. zu den technischen und organisatorischen Mas-


snahmen zur Gewährleistung der Datensicher-


heit;  


g. zu den Zugriffsberechtigungen sowie zur Art 


und zum Umfang der Zugriffe;  


h. zu den Massnahmen, die zur Datenminimie-


rung getroffen werden;  


i. zu den Datenbearbeitungsverfahren, insbeson-


dere den Verfahren bei der Speicherung, Berichti-


gung, Bekanntgabe, Aufbewahrung, Archivierung, 


Pseudonymisierung, Anonymisierung und Lö-


schung oder Vernichtung;  


j. zum Verfahren zur Ausübung des Auskunfts-


rechts und des Rechts auf Datenherausgabe oder 


-übertragung.  


Lit. a, b, c und f sind auch Bestandteile der Bearbeitungsver-


zeichnisse.  


 


Die übrigen Punkte müssen bei einer Datenschutz-Folgenab-


schätzung mitberücksichtigt werden, wenn diese für die Ri-


siko-abwägung bzw. als Massnahme zur Reduktion der Risi-


ken relevant sind, was in der Regel der Fall sein wird. Somit 


sind sie bereits dokumentiert.  


 


Die Liste zeigt im Übrigen, dass es augenscheinlich primär 


nicht um Datensicherheit, sondern die Einhaltung der Bear-


beitungsgrundsätze und des restlichen Datenschutzgesetzes 


geht  


Streichen (vgl. oben)  


 


4 Abs. 3 Die private Person muss das Reglement regel-


mässig aktualisieren und der Datenschutzberate-


rin oder dem Datenschutzberater in einer für 


diese oder diesen verständlichen Form zur Verfü-


gung stellen.  


 


Damit wird eine Pflicht zur Vorlage an den Datenschutzbera-


ter / die Datenschutzberaterin festgelegt, obwohl keine ge-


setzliche Verpflichtung besteht, diese Funktion überhaupt zu 


besetzen.  


 


Das Bearbeitungsreglement des Privaten muss weder publi-


ziert noch dem EDÖB gemeldet werden.  


Streichen (vgl. oben). In jedem Fall 


den zweiten Halbsatz streichen.  


 


5 Abs. 1  Das verantwortliche Bundesorgan und dessen 


Auftragsbearbeiter erstellen ein Bearbeitungs-


reglement für automatisierte Bearbeitungen, 


wenn sie:  


a. besonders schützenswerte Personendaten be-


arbeiten;  


b. ein Profiling durchführen;  


Aufgrund der Auflistung muss praktisch für jede automati-


sierte Bearbeitung ein Reglement erstellt werden.  


 


Es ist unklar, warum die Bearbeitungsreglemente trotz Ein-


führung der Verzeichnisse und der Datenschutz-Folgenab-


schätzung beibehalten werden.  


 


Streichen. Es fehlt die gesetzliche 


Grundlage, die Regelung ist unver-


hältnismässig.  
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c. Datenbearbeitungen im Sinne von Artikel 34 


Absatz 2 Buchstabe c DSG ausführen;  


d. Kantonen, ausländischen Behörden, internatio-


nalen Organisationen oder privaten Personen 


werden Personendaten zugänglich machen;  


e. Datenbestände miteinander verknüpfen; oder  


f. mit anderen Bundesorganen zusammen ein In-


formationssystem betreiben oder Datenbestände 


bewirtschaften.  


Zudem fehlt aus den zu Art. 4 E-VDSG erwähnten Gründen 


eine gesetzliche Grundlage.  


 


Vgl. im Übrigen die obigen Ausführungen zu Art. 4 E-VDSG. 


Zudem fehlt aus den zu Art. 4 E-VDSG erwähnten Gründen 


eine gesetzliche Grundlage.  


 


5 Abs. 2 Das Reglement muss mindestens die Angaben 


nach Artikel 4 Absatz 2 enthalten.  


Die Formulierung ist unklar: Soll sie bedeuten, dass es allen-


falls mehr Angaben enthalten muss?  


Streichen (vgl. oben)  


 


5 Abs. 3 Das verantwortliche Bundesorgan muss das Reg-


lement regelmässig aktualisieren und der Daten-


schutzberaterin oder dem Datenschutz-berater in 


einer für diese oder diesen verständlichen Form 


sowie dem Eidgenössischen Datenschutz- und Öf-


fentlichkeitsbeauftragten (EDÖB) auf Anfrage zur 


Verfügung stellen  


 


Pflicht, das Bearbeitungsreglement dem Datenschutzberater 


und dem EDÖB bereitzustellen (auf Anfrage).  


 


Streichen (vgl. oben)  


 


6 Abs. 1 Der Verantwortliche, der die Bearbeitung von 


Personendaten einem Auftragsbearbeiter über-


trägt, bleibt für den Datenschutz verantwortlich. 


Er muss sicherstellen, dass die Daten vertrags- 


oder gesetzesgemäss bearbeitet werden.  


Der erste Satz wiederholt einerseits eine Banalität, ist ande-


rer-seits aber ungenau, da er den falschen Eindruck erweckt, 


dass die Verantwortlichkeit des Verantwortlichen in keinem 


Fall ein-geschränkt ist, auch dann, wenn ihm nichts vorge-


worfen wer-den kann. Dem ist nicht so. Es ist ohnehin nicht 


klar, was «für den Datenschutz verantwortlich» meint. Straf-


rechtliche Verantwortlichkeit kann es nicht sein, und auf-


sichtsrechtliche Verantwortlichkeit setzt ebenfalls Kontroll-


möglichkeiten voraus. Wird die Verantwortlichkeit schliesslich 


als zivilrechtliche Haftung verstanden, dann wird mit dieser 


Regelung eine vom Gesetz-geber nicht vorgesehene Kausal-


haftung eingeführt. Hierfür fehlt eine gesetzliche Grundlage. 


Dies würde auch über Art. 82 Abs. 3 DSGVO hinausgehen. 


Für die zivilrechtliche Haftung gilt nach wie vor Art. 41 OR.  


 


Die Formulierung «sicherstellen» ist zudem inhaltlich falsch. 


Der Verantwortliche kann nur «dafür Sorge tragen».  


 


Auch der zweite Satz ist mangelhaft, da ihm ebenfalls eine 


gesetzliche Grundlage fehlt. Nach Art. 9 Abs. 1 Bst. a revDSG 


hat der Verantwortliche zu sorgen, dass die Daten so bearbei-


tet werden, wie er es selbst darf. Nach Satz 2 hat er jedoch 


auch für die Durchsetzung seines eigenen Vertrags zu sorgen, 


selbst wenn dieser strenger sein sollte als das Gesetz. Macht 


Satz 1 streichen, da kein Mehrwert, 


jedoch verwirrend und falls als Kau-


salhaftung verstanden ohne gesetzli-


che Grundlage.  


 


Ohnehin ist «sicherstellen» durch 


«dafür Sorge tragen» zu ersetzen.  


Satz 2 streichen, da kein Mehrwert, 


jedoch verwirrend und ohne gesetzli-


che Grundlage, was die Pflicht zur 


Vertragsdurchsetzung betrifft.  
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er also einen zu strengen Vertrag, aber erlaubt er seinem 


Auftragsbearbeiter eine Bearbeitung, die noch dem Gesetz 


entspricht, ist diese Vorschrift bereits verletzt. Gemeint ist 


viel-leicht auch eine Bezugnahme auf Art. 9 Abs. 1 DSG («… 


Bearbeitung … kann vertraglich oder durch die Gesetzgebung 


einem Auftragsbearbeiter übertragen werden…»). Dies 


müsste in der Verordnung aber auch nicht wiederholt werden. 


Die Regel verwirrt also mehr als sie nutzt. Schon nach Art. 9 


Abs. 1 Bst. a revDSG hat der Verantwortliche dafür zu sor-


gen, dass das DSG eingehalten wird. Das genügt.  


6 Abs. 2 Untersteht der Auftragsbearbeiter dem DSG 


nicht, so muss sich der Verantwortliche vergewis-


sern, dass andere gesetzliche Bestimmungen  


einen gleichwertigen Datenschutz gewährleisten. 


Andernfalls muss er diesen auf vertraglichem 


Wege sicherstellen.  


 


 


Der Sinn und Zweck dieser Regelung erschliesst sich nicht, da 


der Regelungsgehalt bereits durch die Art. 16 und 17 revDSG 


(Bekanntgabe von Personendaten ins Ausland) gedeckt ist. 


Gemäss Erläuterungsbericht entspricht der neue Art. 6 Abs. 2 


E-VDSG dem geltenden Art. 22 Abs. 3 VDSG. Dabei handelt 


es sich aber um eine Bestimmung für Bundesorgane, während 


Art. 6 Abs. 2 E-VDSG sowohl für Datenbearbeitungen Privater 


als auch für solche von Bundesorganen gelten soll. Aus dem 


Erläuterungsbericht geht nicht hervor, warum diese Bestim-


mung nun auch für Private gelten soll (oder warum es sie 


über-haupt braucht bzw. auf welche Rechtsgrundlage sie sich 


stützt).  


 


Die Regelung würde nur dort halbwegs Sinn machen, wo ein 


Schweizer Verantwortlicher einen ausländischen Auftragsbe-


arbeiter bemüht Daten zu bearbeiten, ohne dass es zu einer 


Bekanntgabe aus der Schweiz kommt und somit Art. 16 re-


vDSG nicht greift. Systematisch wäre aber auch dieser Fall in 


Art. 16 revDSG zu regeln und nicht in der VDSG. Es ist dies 


ein absoluter Sonderfall. Eine eigene Regelung in der VDSG 


rechtfecht-fertigt sich dadurch nicht. Die Regelung ergibt sich 


im übrigen sowieso bereits aus Art. 9 Abs. 1 Bst. a revDSG, 


und zwar systematisch korrekt, während sie hier systema-


tisch falsch angelegt ist: Im Falle einer Auftragsbearbeitung 


geht es um die Sicherstellung eines gleichwertigen Daten-


schutzes, da der Auftragsbearbeiter die Daten gar nicht in ei-


gener Regie bearbeiten darf. Es geht darum sicherzustellen, 


dass die Daten nur so bearbeitet werden, wie der Verantwort-


liche dies darf – und so steht es schon in Art. 9 Abs. 1 Bst. a 


revDSG.  


 


Streichen.  


 


Die Regelung steht im Konflikt mit 


Art. 16 f. revDSG und Art. 9 Abs. 1 


Bst. a revDSG, welche diesen Sach-


verhalt bereits ab-schliessend regeln.  
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Artikel Text Bemerkung Anpassungsvorschläge 
Es ist allerdings zweifelhaft, ob die Autoren der Regelung die-


sen Sonderfall überhaupt im Blick hatten. Vermutlich wurde 


die Regel einfach übernommen, weil es sie schon gab.  


6 Abs. 3 Handelt es sich beim Verantwortlichen um ein 


Bundesorgan, so darf der Auftragsbearbeiter die 


Datenbearbeitung einem Dritten übertragen, 


wenn das Bundesorgan dies schriftlich genehmigt 


hat.  


 


Kern der Regelung ist, dass der Beizug von Unterauftragsbe-


arbeitern im Falle von Bundesorganen schriftlich genehmigt 


wer-den muss. Das entspricht dem Standard der DSGVO; Art. 


9 Abs. 3 revDSG sieht keine Schriftform vor.  


 


Hierbei handelt es sich um eine Umsetzung der EU Richtlinie 


2016/680 (Justiz und Polizei). Diese verlangt in Art. 22 Abs. 


2, dass im öffentlichen Sektor die Zustimmung schriftlich er-


teilt werden muss.  


 


Gemäss Botschaft des Bundesrates zu Art. 8 Abs. 3 E-DSG 


kann die vorgesehene Genehmigung sowohl im privaten als 


auch im öffentlich-rechtlichen Bereich spezifischer oder allge-


meiner Art sein. Die Botschaft führt aus, dass im Falle einer 


allgemeinen Genehmigung zum Beizug von Subunterneh-


mern, der Auftragsbearbeiter den Verantwortlichen über jede 


Änderung, wie den Wechsel oder den Beizug neuer Unterauf-


trags-bearbeiter, informieren muss, damit dieser bei Bedarf 


Ein-spruch erheben kann.  


 


Es ist somit zulässig, dass Behörden ihren Dienstleistern eine 


grundsätzliche Genehmigung erteilen, Subunternehmer beizu-


ziehen, sofern bei allfälligen Änderungen eine Informations-


pflicht der Dienstleister besteht und die Behörde ein Veto-


recht hat.  


 


Wird das Vetorecht ausgeübt, dann führt dies in der Regel bei 


Standarddienstleistungen zu einem Kündigungsrecht.  


 


Gemäss den Erläuterungen zum E-VDSG schliesst die schriftli-


che Form auch die elektronische Form mit ein. Damit ent-


spricht die Formulierung von Art. 28 Abs. 2 DSGVO, welche 


ebenfalls «schriftlich» vorschreibt, damit aber auch den Fall 


des Nachweises durch Text meint.  


 


Es sollte ferner klargestellt werden, dass eine allgemeine Ge-


nehmigung (analog zur Regelung der DSGVO) zulässig ist, da 


es Bundesorganen sonst nicht möglich sein wird, Dienste von 


Standard-Online-Services zu beziehen. Diese verwenden aus-


schliesslich diese Methode.  


Klarstellung, dass eine Genehmigung 


in Textform genügt und sie auch in 


allgemeiner Form erfolgen kann (bei-


des analog DSGVO).  
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7 Das Bundesorgan informiert die Datenschutz-be-


raterin oder den -berater umgehend über den 


Abschluss eines Vertrags mit einem Auftragsbe-


arbeiter oder die Genehmigung zur Übertragung 


der Datenbearbeitung an einen Dritten. Überdies 


informiert es diese oder diesen, wenn Probleme 


bei der Einhaltung der gesetzlichen oder vertrag-


lichen Datenschutzvor-schriften entstehen.  


 


Bundesorgane sind verpflichtet, eine Datenschutzberater*in 


zu bezeichnen (Art. 27 f DSG).  


 


Eine weitere Informationspflicht des Bundesorgans an die Da-


tenschutzberater*in ist bereits in Art. 29 E-VDSG enthalten. 


Diese ist allgemeiner formuliert und umfasst grundsätzlich 


auch die Information über Auftragsbearbeitungen, sofern 


diese relevant sind.  


 


Die Formulierung der Norm ist zu salopp. Es ist nicht klar, 


was «Probleme» sind.  


 


Die Norm stellt aber klar, dass Art. 28 Abs. 2 lit. a E-VDSG 


die Datenschutzberater*in nicht verpflichtet ist, jede Daten-


bearbeitung zu prüfen; andernfalls wäre eine Information bei 


Auftragsbearbeitungsverträgen a priori nicht erforderlich.  


Satz 2 ist zu streichen, da unnötig. 


Jedenfalls ist er präziser zu formulie-


ren.  


 


10 Abs. 1 Gibt der Verantwortliche Personendaten mittels 


Standarddatenschutzklauseln nach Artikel 16 Ab-


satz 2 Buchstabe d DSG ins Ausland bekannt, so 


trifft er angemessene Massnahmen, um sicherzu-


stellen, dass die Empfängerin oder der Empfän-


ger diese beachtet.  


 


Massnahmen sind angemessen, wenn sie dem Stand der 


Technik sowie den konkreten Umständen entsprechen. Die 


An-forderungen an die Massnahmen sind höher, wenn es sich 


beispielsweise um besonders schützenswerte Personendaten 


handelt.  


 


Wiederum kann der Exporteur nicht «sicherstellen», sondern 


nur dafür Sorge tragen.  


 


Der Erläuterungsbericht verlangt fälschlicherweise, dass der 


Empfänger verpflichtet werden muss, das Schweizer Daten-


schutzrecht einzuhalten. Das ist falsch. Einhalten muss er nur 


den Vertrag.  


 


Die Vorschrift führt zu einer Kausalhaftung und ist in der Pra-


xis nicht zu erfüllen. Nicht einmal das Bankenrecht kennt eine 


der-art strenge Regelung. Zudem verlangen die aktuellen 


Standardvertragsklauseln, die in der Praxis flächendeckend 


eingesetzt werden, ohnehin entsprechende Sorgfaltspflichten 


des Exporteurs.  


Der Begriff «sicherstellen» ist durch 


«in angemessener Weise Sorge zu 


tragen» zu ersetzen.  


 


12 Abs. 2 Der Verhaltenskodex enthält mindestens die An-


gaben nach Artikel 9 Absatz 1 und muss vorgän-


gig vom EDÖB genehmigt werden.  


 


Dies wird nicht möglich sein, da der Verhaltenskodex natur-


gemäss abstrakt und nicht für spezifische Unternehmen for-


muliert ist. Er wird somit beispielsweise die «Empfänger» 


(nicht: «Kategorien von Empfängern») nicht nennen. Dies ist 


jedoch gemäss dieser Bestimmung erforderlich.  


 


Der Verhaltenskodex «muss mindes-


tens jene Punkte regeln, die nach 


dem Sinn und Zweck von Art. 9 Ab-


satz 1 zu Regeln sind.»  
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Artikel Text Bemerkung Anpassungsvorschläge 
Ferner sollte nicht von «Angaben» die Rede sein, sondern von 


«Regelungen» oder «Punkten».  


13 Abs. 1 Der Verantwortliche und der Auftragsbearbeiter 


teilen die Information über die Beschaffung von 


Personendaten in präziser, verständlicher und 


leicht zugänglicher Form mit.  


 


Art. 13 Abs. 1 E-VDSG verweist auf eine Informationspflicht 


des Auftragsbearbeiters, was im Erläuterungsbericht auch 


nochmals ausdrücklich betont wird. Das revDSG sieht aber 


keine Informationspflicht des Auftragsbearbeiters vor, diese 


besteht gemäss Art. 19 revDSG (korrekterweise) nur für den 


Verantwortlichen. Da das Gesetz keine solche Pflicht für den 


Auftragsbearbeiter vorsieht, kann sie auch nicht über die Ver-


ordnung eingeführt werden.  


 


Art. 19 revDSG verlangt eine Information der betroffenen 


Personen, nicht eine Mitteilung. Für eine Information der be-


troffenen Person genügt ein Zugänglichmachen. Dies ent-


spricht auch dem Verständnis unter der DSGVO. Es sollte 


durch die Wortwahl «mitteilen» keine Verschärfung impliziert 


werden. 


  


Stattdessen sollte analog zu den Informationspflichten im Fi-


nanzmarktrecht der Begriff «zur Verfügung stellen» verwen-


det werden. Das bringt auch besser zum Ausdruck, dass die 


Information ein Betroffenenrecht darstellt, dessen Ausübung 


eine gewisse Mitwirkung des Betroffenen verlangt.  


 


Die Erläuterungen erwähnen, dass eine Kommunikation über 


eine Website nicht immer genügt. Die Person müsse wissen, 


dass sie die Informationen auf einer bestimmten Website fin-


det, und es wird z.B. für Telefongespräche nahegelegt, dass 


ihr der Link mündlich mitgeteilt wird. Solche Ausführungen 


sind praxisfremd. Es sollte stattdessen festgehalten werden, 


dass die Information auf der Website genügt. Das entspricht 


der heutigen Praxis. Alles andere ist praxisfremd.  


 


Auch die Ausführungen in den Erläuterungen, wonach die be-


troffene Person die wichtigsten Informationen stets auf der 


ersten Kommunikationsstufe erhalten muss, ist schlicht 


falsch. Es gibt hierfür keine gesetzliche Grundlage, und es 


lässt jede Selbstverantwortung ausser Acht. Das ist auch des-


halb bedenklich, weil der betroffenen Personen im Daten-


schutz eine Schlüsselrolle zukommt und es kontraproduktiv 


ist, ihr jede Ei-geninitiative abzunehmen.  


Die Erwähnung des Auftrags-bearbei-


ters ist zu streichen. Es fehlt die ge-


setzliche Grund-lage. Seine Erwäh-


nung macht auch keinen Sinn.  


 


Es sollte nicht das Wort «mit-teilen» 


verwendet werden, da es dafür keine 


gesetzliche Grundlage gibt. Korrekt 


wäre «Der Verantwortliche stellt die 


Information über die Beschaffung 


von Personendaten in präziser, ver-


ständlicher und leicht zugänglicher 


Form zur Verfügung.»  


 


Es sollte festgehalten werden, dass 


eine Information über eine Website 


in der Regel genügt.  
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13 Abs. 2 Teilt er die Informationen in Kombination mit Pik-


togrammen mit, die elektronisch dargestellt wer-


den, so müssen diese maschinenlesbar sein.  


 


Werden Piktogramme verwendet, müssen diese maschinen-


lesbar sein. Letzteres soll gemäss dem Erläuterungsbericht ei-


nen Vergleich verschiedener Dokumente und allgemein eine 


gewisse Automatisierung ermöglichen – es stellt sich die 


Frage, inwieweit dies ein Ziel des Datenschutzes ist.  


 


Die Pflicht unterliegt auch einem Überlegungsfehler. Die Pik-


togramme haben den Zweck, den Menschen einfacher als 


über Text anzusprechen und ihm zu ermöglichen, intuitiv auf 


eine Datenschutzerklärung zu reagieren. Soll dagegen eine 


automatisierte Auswertung einer Datenschutzerklärung erfol-


gen, müsste die Datenschutzerklärung selbst, nicht die Pikto-


gramme maschinenlesbar bzw. ihre Inhalte entsprechend co-


diert sein, und zwar unabhängig davon, wie sie optisch darge-


stellt ist. Bei der Maschinelesbarkeit geht es ja gerade nicht 


um die optische Darstellung.  


 


Abgesehen davon gibt es für eine solche Pflicht keine gesetzli-


che Grundlage. Die Verwendung von Piktogrammen ist frei-


willig, und daher darf der Verwender auch entscheiden, ob sie 


maschinenlesbar sind oder nicht, was auch immer dies be-


deutet.  


 


Schliesslich fehlt es auch an Standards für solche Angaben. 


Ohne Standards macht eine solche Regel keinen Sinn.  


Streichen. Es fehlt eine gesetzliche 


Grundlage. Die Regel macht auch 


keinen Sinn und führt im schlimms-


ten Fall zur Strafbarkeit. Dies kann 


wiederum dazu führen, dass keine 


Piktogramme verwendet wer-den.  


 


14 Ist die betroffene Person nicht zur Auskunft ver-


pflichtet, so weist das verantwortliche Bundesor-


gan sie bei einer systematischen Beschaffung von 


Personendaten, insbesondere mittels Fragebogen, 


auf die Freiwilligkeit der Auskunftserteilung hin.  


Dies betrifft insbesondere die Statistik und Forschung.  


 


Die Regelung ist jedoch praxisfremd, denn es kann auch aus 


den Umständen hervorgehen, dass eine Auskunft freiwillig ist 


(Beispiel: Kundenzufriedenheitsumfrage eines Krankenversi-


cherers)  


Ergänzen mit «soweit dies nicht aus 


den Umständen er-sichtlich ist»  


 


15 Der Verantwortliche und der Auftragsbearbeiter 


informieren die Empfängerin oder den Empfänger 


über die Aktualität, Zuverlässigkeit und Vollstän-


digkeit der von ihnen bekannt gegebenen Perso-


nendaten, soweit sich diese Informationen nicht 


aus den Daten selbst oder aus den Umständen 


ergeben.  


 


Für diese «Informationspflicht bei der Bekanntgabe von Per-


sonendaten» gibt es keine gesetzliche Grundlage. Sie ist auch 


nach EU-Recht, auf welches sich der Erläuterungsbericht be-


ruft, für private Datenbearbeiter nicht vorgeschrieben.  


 


Gegenüber der bisherigen Regelung in der VDSG wird die 


Vollständigkeit neu hinzugefügt, d.h. die Daten dürfen nicht 


lückenhaft sein.  


 


Die Regelung ist praxisfremd. Sie lässt sich nicht vernünftig 


umsetzen. Soll fortan jede E-Mail an eine andere Organisation 


einen entsprechenden Hinweis enthalten? Dazu kommt, dass 


Streichen, jedenfalls für private Da-


tenbearbeiter. Es gibt keine gesetzli-


che Grundlage. Swiss Finish. Sie ist 


in dieser Form nicht praktikabel.  
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der Empfänger ohnehin selbst verpflichtet ist, die Bearbei-


tungsgrundsätze einzuhalten und angemessene Massnahmen 


zu treffen, sich über die Richtigkeit der Daten zu vergewis-


sern. Eine Information durch die übermittelnde Person unter-


läuft dies bzw. verabsolutiert eine der möglichen Vergewisse-


rungsmass-nahmen. Dies widerspricht dem Gesetz.  


 


Hinzu kommt, dass ein Auftragsbearbeiter etwas bekanntge-


ben soll, das er womöglich gar nicht hat.  


16 Der Verantwortliche informiert die Empfängerin-


nen und Empfänger, denen er Personendaten be-


kanntgegeben hat, unverzüglich über die  


Berichtigung, Löschung oder Vernichtung sowie 


die Einschränkung der Bearbeitung von Perso-


nendaten, ausser die Benachrichtigung ist un-


möglich oder mit einem unverhältnismässigen 


Aufwand verbunden.  


 


Die in Art. 16 E-VDSG vorgesehene Pflicht des Verantwortli-


chen, die Empfänger über die Berichtigung, Löschung oder 


Vernichtung der Bearbeitung von Personendaten zu informie-


ren, war bereits im Entwurf des revDSG vorgesehen und 


wurde vom Parlament gestrichen. Die Einführung dieser 


Pflicht über die revidierte Verordnung würde daher dem Wil-


len des Parlaments widersprechen. Dieselbe Bestimmung ver-


weist zu-dem auf ein Recht auf Einschränkung der Bearbei-


tung von Personendaten, das so im revDSG nicht besteht.  


 


Die Regelung erwähnt zudem die «Einschränkung» der Bear-


beitung. Dies spielt auf Art. 18 DSGVO an, welche Bestim-


mung in der Schweiz so nicht existiert.  


Streichen. Es gibt keine gesetzliche 


Grundlage  


 


18 Der Verantwortliche muss die Datenschutz-Fol-


genabschätzung schriftlich festhalten. Sie muss 


während zwei Jahren nach Beendigung der Da-


tenbearbeitung aufbewahrt werden.  


Schriftlich ist an dieser Stelle mit Papierform oder elektroni-


scher Form gemeint. Der Begriff ist nicht als handschriftlich 


zu verstehen. 


  


Für eine solche Aufbewahrungspflicht gibt es keine gesetzli-


che Grundlage. Im revDSG wurde bewusst auf solche Doku-


mentationspflichten verzichtet, abgesehen vom Verzeichnis.  


 


Die Regelung geht ferner davon aus, dass eine Datenschutz-


Folgenabschätzung nie erneuert wird. Dies entspricht jedoch 


nicht der Praxis. Es ist nicht klar, wie mit mehreren Daten-


schutz-Folgenabschätzungen umzugehen ist.  


Klarstellen: «… muss in der aktuells-


ten Fassung während zwei Jahren …»  


 


Die Aufbewahrungspflicht ist zu strei-


chen. Es fehlt eine gesetzliche 


Grundlage. So oder so ist sie als Min-


destfrist auszugestalten.  


 


Es ist klarzustellen, dass Schriftlich 


«in Textform» meint.  


19 Abs. 1 Der Verantwortliche meldet dem EDÖB bei einer 


Verletzung der Datensicherheit:  


a. die Art der Verletzung;  


b. soweit möglich den Zeitpunkt und die Dauer;  


c. soweit möglich die Kategorien und ungefähre 


Anzahl der betroffenen Personendaten;  


d. soweit möglich die Kategorien und ungefähre 


Anzahl der betroffenen Personen;  


Art. 19 stellt eine Präzisierung von Art. 24 revDSG dar und ist 


so zu verstehen, dass im Falle einer Meldung an den EDÖB 


diese die in Art. 19 Abs. 1 VDSG aufgeführten Punkte enthal-


ten muss.  


 


Die Einschränkung «soweit möglich» macht Sinn, da die An-


gabe in der Praxis oft nicht möglich ist.  


 


Im Einleitungssatz ist aufzunehmen: 


«… bei einer melde-pflichtigen Verlet-


zung …»  


 


Bst. e ist umzuformulieren: «die Fol-


gen für die betroffenen Personen, 


von welchen ein hohes Risiko aus-


geht»  
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e. die Folgen, einschliesslich der allfälligen Risi-


ken, für die betroffenen Personen;  


f. welche Massnahmen getroffen wurden oder 


vorgesehen sind, um den Mangel zu beheben o-


der die Folgen zu mildern;  


g. den Namen und die Kontaktdaten einer An-


sprechperson.  


Bst. a und b gehen über die DSGVO hinaus, doch dürfte dies 


in der Praxis kein Problem darstellen ausmass oder dessen 


Eintrittswahrscheinlichkeit oder beides (was somit dem «Ri-


siko» entspricht).  


 


Falsch formuliert ist hingegen Bst. e. Die «allfälligen Risiken» 


beinhalten bereits die Folgen für die betroffenen Personen. 


Richtig müsste es heissen «die Folgen für die betroffenen Per-


sonen, von welchen ein hohes Risiko ausgeht». Auch in Bst. f 


müsste nicht von den «Folgen», sondern vom «Risiko» die 


Rede sein. Gemildert werden kann entweder das Schadens-


ausmass oder dessen Eintrittswahrscheinlichkeit oder beides 


(was somit dem «Risiko» entspricht).  


 


Gemäss den Erläuterungen wird das in Art. 24 Abs. 2 revDSG 


erwähnte «voraussichtlich» so interpretiert, dass auch dann 


gemeldet werden muss, wenn das Vorliegen eines «hohen Ri-


sikos» nicht ausgeschlossen werden kann. Diese Aussage hilft 


nicht weiter, da es sich um einen Pleonasmus handelt. Der 


Be-griff «Risiko» beinhaltet bereits eine Wahrscheinlichkeits-


über-legung, d.h. wie wahrscheinlich es ist, dass ein Schaden 


ein-tritt. Es bleibt dabei: Die Wahrscheinlichkeit muss eine 


gewisse Höhe aufweisen. Wünschenswert wäre schliesslich 


eine «de minimis»-Regelung, die jene Fälle ausschliesst, in 


welchen der EDÖB ohnehin nicht wirklich etwas tun kann oder 


will, obwohl ein hohes Risiko vorliegt (z.B. eine problemati-


sche E-Mail geht an den falschen Empfänger und ein Miss-


brauch durch diesen ist möglich). Damit können auch die 


Ressourcen des EDÖB geschont werden, die er für andere, für 


den Datenschutz wich-tigere Angelegenheiten einsetzen kann.  


 


Gemäss den Erläuterungen wird das in Art. 24 Abs. 2 revDSG 


erwähnte «voraussichtlich» so interpretiert, dass auch dann 


gemeldet werden muss, wenn das Vorliegen eines «hohen Ri-


sikos» nicht ausgeschlossen werden kann. Der Begriff «Ri-


siko» beinhaltet bereits eine Wahrscheinlichkeitsüberlegung. 


Es bleibt dabei: Die Wahrscheinlichkeit muss eine gewisse 


Höhe aufweisen. Wünschenswert wäre schliesslich eine «de 


minimis»-Regelung, die jene Fälle ausschliesst, in welchen 


der EDÖB ohnehin nichts tun kann oder will, obwohl ein ho-


hes Risiko vorliegt (z.B. eine problematische E-Mail geht an 


den falschen Empfänger und ein Missbrauch durch diesen ist 


Es sollte eine «de minimis»-Regelung 


vorgesehen werden, in welchen trotz 


eines hohen Risikos für eine be-


troffene Person nicht gemeldet wer-


den muss.  


 


Bst. f. sollte angepasst werden: "ge-


gebenenfalls welche Mass-nahmen 


getroffen wurden …"  
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möglich). Damit können auch die Ressourcen des EDÖB ge-


schont werden, die er für andere, für den Datenschutz wich-


tigere Angelegenheiten einsetzen kann.  


19 Abs. 2  


 


Ist es dem Verantwortlichen bei Entdeckung der 


Verletzung der Datensicherheit nicht möglich, 


dem EDÖB alle Informationen gemäss Absatz 1 


zur gleichen Zeit bereitzustellen, so kann er diese 


Informationen ohne unangemessene weitere Ver-


zögerung schrittweise zur Verfügung stellen.  


Der Hinweis «bei Entdeckung der Verletzung der Datensicher-


heit» erscheint wenig sinnvoll. Zu diesem Zeitpunkt wird der 


Verantwortliche nie über alle Informationen verfügen, da sich 


diese immer erst über Zeit herausstellen. Der Hinweis kann 


ersatzlos gestrichen werden.  


Streichung von «bei Entdeckung der 


Verletzung der Datensicherheit»  


 


19 Abs. 5 Der Verantwortliche muss die Verletzungen doku-


mentieren. Die Dokumentation muss alle mit den 


Vorfällen zusammenhängenden Tatsachen, deren 


Auswirkungen und die ergriffenen Massnahmen 


enthalten. Sie ist ab dem Zeitpunkt der Meldung 


nach Absatz 1 mindestens drei Jahre aufzube-


wahren.  


Eine Dokumentationspflicht kennt zwar die DSGVO. Das re-


vDSG sieht sie jedoch nicht vor. Daher kann sie und die ent-


sprechende Aufbewahrungspflicht auch nicht auf dem Weg 


der Verordnung eingeführt werden.  


 


Noch die Botschaft zum revDSG hielt fest, dass keine allge-


meine Dokumentationspflicht eingeführt werden soll. Genau 


dies wird hier (und in anderen Bestimmungen) durch die Hin-


tertür versucht.  


 


Es bleibt jedenfalls unklar, wozu die Dokumentations- und 


Aufbewahrungspflicht dient, ausser allenfalls dem EDÖB. Da 


sich aus der Systematik aber ergibt, dass ohnehin nur melde-


pflichtige Verletzungen zu dokumentieren sind, erschliesst 


sich auch dieser Sinn nicht wirklich: Ist gemeldet und interes-


siert sich der EDÖB dafür, wird er sofort nachfragen. Tut er 


dies nicht, wird er kaum später darauf zurückkommen.  


 


Der Hinweis auf alle «zusammenhängenden Tatsachen» ist 


falsch, denn er suggeriert, dass Tatsachen nur für die Doku-


mentationspflicht erforscht werden müssen, was sicherlich 


nicht erforderlich ist.  


 


Warum hier drei statt wie sonst zwei Jahre vorgesehen sind, 


ist unklar.  


Streichen. Es fehlt die gesetzliche 


Grundlage. Die Norm ist auch nicht 


nötig.  


 


Der Begriff «Tatsachen» ist durch 


«und dokumentierten Tatsachen» zu 


präzisieren.  


20 Abs. 3 Die Auskunft muss für die betroffene Person ver-


ständlich sein.  


 


Sie muss verständlich sein. Ob die betroffene Person sie im 


konkreten Fall versteht, ist nicht relevant.  


 


Beim Auskunftsbegehren geht es darum, die bearbeiteten Da-


ten mitzuteilen. Müssen diese noch so erläutert werden, dass 


sie für die betroffene Person verständlich sind, kann dies zu 


einem unverhältnismässigen Aufwand führen. Das Auskunfts-


recht bietet Zugang zu Daten, nicht ein Recht darauf, die Da-


Den Begriff «für die betroffene Per-


son» streichen.  


 


Statt «verständlich» soll «im Grund-


satz nachvollziehbar sein, sofern da-


mit kein unverhältnismässiger Auf-


wand verbunden ist» verwendet wer-


den. Eine Alternative wäre folgende 
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Artikel Text Bemerkung Anpassungsvorschläge 
tenbearbeitung so lange erklärt zu bekommen, bis sie die je-


weilige Person versteht. Eine solche Pflicht hat keine Grund-


lage im Gesetz. 


  


Beispielsweise können die im Rahmen einer klinischen Studie 


bearbeiteten Daten oder technische Logdaten für die be-


troffene Person unverständlich sein. Müssen diese zuerst so 


dargestellt werden, dass sie für die betroffene Person ver-


ständlich sind, sind aufwändige Erläuterungen erforderlich, 


mit-unter auch sehr viel Fachwissen. Abgesehen davon, dass 


dies nicht unbedingt innerhalb von 30 Tagen erfolgen kann, 


sprengt dies jeden Rahmen und ist unverhältnismässig. Nir-


gends in Europa wird das Auskunftsrecht so verstanden.  


Formulierung: «Die Auskunft darf 


nicht irreführend sein.»  


20 Abs. 4  


 


Der Verantwortliche muss die angemessenen 


Massnahmen treffen, um die Identifizierung der 


betroffenen Person sicherzustellen und die Perso-


nendaten der betroffenen Person bei der Aus-


kunftserteilung vor dem Zugriff unberechtigter 


Dritter zu schützen. Die betroffene Person muss 


bei ihrer Identifizierung mitwirken.  


 


Es fehlt eine gesetzliche Grundlage für eine echte Verpflich-


tung der betroffenen Person. Insofern macht Satz 2 wenig 


Sinn. Lässt sich die Identität der betroffenen Person nicht ve-


rifizieren, erhält sie auch keine Auskunft.  


 


Begriff «Identifizierung» ersetzen 


durch den Begriff «Authentifizierung»  


 


20 Abs. 5 Der Verantwortliche hat die Gründe für eine Ver-


weigerung, Einschränkung oder den Aufschub der 


Auskunft zu dokumentieren. Die Dokumentation 


ist mindestens drei Jahre lang aufzubewahren.  


 


 


Diese Dokumentation kann bspw. durch eine Kopie des Ant-


wortschreibens erreicht werden. Bei einer mündlichen Aus-


kunft müsste daher z.B. eine Telefonnotiz erstellt werden.  


 


Das revDSG sieht keine solche Dokumentations- und Aufbe-


wahrungspflicht vor. Sie kann nicht auf dem Verordnungsweg 


eingeführt werden. Sie ist auch wenig sinnvoll. Sie zwingt den 


Verantwortlichen, Personendaten entsprechend länger aufzu-


bewahren bzw. mehr Personendaten zu beantworten, als er 


dies womöglich tun würde. Die betroffene Person erhält eine 


Antwort auf ihr Ersuchen. Will sie dagegen vorgehen, kann sie 


diese Antwort ins Recht legen. Die Bestimmung sorgt nur für 


zusätzlichen Aufwand.  


 


Wie sich die drei Jahre herleiten, ist unklar.  


Streichen. Es fehlt eine gesetzliche 


Grundlage. Die Bestimmung bietet 


keinen Mehrwert, sorgt aber für zu-


sätzlichen Auf-wand.  


 


21 Abs. 1 Sind für die Bearbeitung von Personendaten 


mehrere verantwortlich, so kann die betroffene 


Person ihr Auskunftsrecht bei jedem Verantwortli-


chen geltend machen. Ist ein Verantwortlicher für 


die Behandlung des Begehrens nicht zuständig, 


so leitet er es an den zuständigen Verantwortli-


chen weiter.  


Das DSG nimmt auf den Begriff der gemeinsamen Verant-


wortlichen sonst normalerweise keinen Bezug. Die Regelung 


ist je-doch konsequent.  


 


Unklar ist, welche Rechtsfolge die «Unzuständigkeit» eines 


Verantwortlich hat.  


Es ist zu präzisieren: "Sind für die 


Bearbeitung von Personen-daten 


mehrere gemeinsam ver-antwortlich 


…"  
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Artikel Text Bemerkung Anpassungsvorschläge 
21 Abs. 2 Betrifft das Begehren Daten, die von einem Auf-


tragsbearbeiter bearbeitet werden, so leitet der 


Verantwortliche das Begehren an den Auftragsbe-


arbeiter weiter, sofern er nicht in der Lage ist, 


selbst Auskunft zu erteilen.  


Diese Bestimmung ist verwirrlich, da sie impliziert, dass der 


Auftragsbearbeiter selbst eine Auskunftspflicht hat, wenn er 


faktisch in der Lage sein sollte, eine Auskunft zu erteilen bzw. 


er das Auskunftsgesuch in einem solchen Fall nicht weiterlei-


ten muss, auch wenn er es nicht beantwortet. Das kann nicht 


sein. Die Regelung sollte präzisiert werden.  


Am Ende sollte es heissen: «sofern 


er das Begehren nicht im Auftrag des 


Verantwortlichen selbst beantwor-


tet.»  


 


22 Abs. 1 Die Auskunft wird innert 30 Tagen seit dem Ein-


gang des Begehrens erteilt. Wenn der Verant-


wortliche die Auskunft verweigert, einschränkt o-


der aufschiebt, muss er dies innert derselben 


Frist mitteilen.  


Die Frist kann erst dann zu laufen beginnen, wenn das Be-


gehren klar und die betroffene Person korrekt identifiziert ist. 


Dies ist sie zu Beginn häufig nicht.  


 


Zu präzisieren: «… seit dem Vorlie-


gen eines klaren Begehrens und der 


korrekten Identifikation der betroffe-


nen Person.»  


 


23 Abs. 2 Die Beteiligung beträgt maximal 300 Franken.  


 


Der Betrag wird nicht verändert, weil es seit seiner Einfüh-


rung zu keiner relevanten Teuerung gekommen sei und der 


Betrag nicht abschreckend sein soll.  


 


Allerdings steht dieser Kostendeckel im Vergleich zum Auf-


wand, den ein Auskunftsersuchen trotz entsprechender Struk-


turen mit sich bringen kann, in keinem Verhältnis (z.B. kön-


nen umfassende Schwärzungen erforderlich sein, was Kosten 


pro Fall von CHF 10'000 mit sich bringen kann).  


 


Auch die DSGVO kennt keine betragsmässige Begrenzung, 


sondern verlangt, dass er «angemessen» ist. Auch im Öffent-


lichkeitsrecht kann eine Gebühr verlangt werden.  


 


Der Betrag soll durchaus abschreckend sein, weil er die be-


troffenen Personen dahingehend diszipliniert, Auskunftsersu-


chen nur dann zu stellen, wenn sie wirklich angezeigt sind 


und nicht aus Jux.  


Betrag den Verhältnissen an-passen 


(mindestens CHF 3’000)  


 


Alternativ ist die Bestimmung zu 


streichen, da die angemessene Kos-


tenbeteiligung bereits in Abs. 1 ent-


halten ist.  


 


Beispiel: Aufwand bis CHF 500 trägt 


das Unternehmen, dar-über hinaus 


müssen die Kosten zu 50% übernom-


men werden. ist.  


23 Abs. 3  


 


Die betroffene Person ist über die Höhe der Betei-


ligung vor der Auskunftserteilung in Kenntnis zu 


setzen und kann ihr Gesuch innert zehn Tagen 


zurückziehen.  


Es ist zu präzisieren, dass die Antwortfrist von 30 Tagen erst 


danach beginnt.  


 


Präzisieren: «Erst danach beginnt die 


Frist zur Beantwortung des Aus-


kunftsbegehrens.»  


 


25 Die Datenschutzberaterin oder der Datenschutz-


berater eines privaten Verantwortlichen muss fol-


gende Aufgaben wahrnehmen:  


a. Sie oder er prüft die Bearbeitung von Perso-


nendaten sowie deren Voraussetzungen und 


empfiehlt Korrekturmassnahmen, wenn sie oder 


er feststellt, dass Datenschutzvorschriften ver-


letzt wurden.  


b. Sie oder er wirkt bei der Erstellung der Daten-


schutz-Folgenabschätzung mit und überprüft 


Es ist schon konzeptionell nicht richtig, dass der Datenschutz-


berater die Aufgaben «wahrnehmen» muss, er muss sie «ha-


ben».  


 


Zu lit. a: Die breite der Prüfpflicht geht am Ziel vorbei, als sie 


impliziert, dass der Datenschutzberater im Grund kein Berater 


mehr ist, sondern als "Datenschutzpolizist" agieren sollte, 


d.h. alles und jeden in Bezug auf den Datenschutz zu über-


prüfen. Richtig wäre stattdessen, dass seine beratende Funk-


tion betont wird, und zwar dort, wo ihn die verantwortlichen 


Die Bestimmung sollte gestrichen 


werden, da im Gesetz bereits alles 


nötig gesagt wird. Sie stammt noch 


aus einer Zeit, in welcher das Gesetz 


noch keine solchen Ausführungen 


enthielt.  


 


Wird sie beibehalten, ist sie zu präzi-


sieren: «Der Datenschutz-beraterin 


oder dem Datenschutzberater eines 
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Artikel Text Bemerkung Anpassungsvorschläge 
diese, jedenfalls dann, wenn der private Verant-


wortliche von der Konsultation des EDÖB im 


Sinne von Art. 23 Abs. 4 DSG ab-sehen will.  


 


Stellen beiziehen wollen. Das ist auch das Prinzip, das der 


Gesetzgeber bei der DSFA verfolgt: Wenn der Verantwortliche 


die DSFA nicht dem EDÖB vorlegen will, was er kann, dann 


kann er sie stattdessen dem Berater vorlegen. So sieht es 


auch Art. 10 Abs. 2 Bst. a revDSG vor. Dem ist hier Rechnung 


zu tragen. Der Berater sollte nur auf Beizug aktiv werden.  


 


Abgesehen davon ist beim bestehenden Vorschlag unklar, in 


welchem Umfang die Bearbeitungen zu prüfen sind (alle, ei-


nige, nur die ihm vorgelegten, nur nach Risiko) und welche 


Folgen es hat, wenn der Datenschutzberater dieser Aufgabe 


nicht nachkommt. Die Erläuterungen implizieren, dass alle 


Bearbeitungsaktivitäten überprüft werden müssen, was nicht 


richtig sein kann. Auch hier kann risikoorientiert geprüft wer-


den. Mit den «Voraussetzungen» sind die internen Daten-


schutzvorschriften gemeint, die der Datenschutzberater eben-


falls über-prüfen soll. Die Erläuterungen implizieren daher, 


dass der Datenschutzberater eine andere Stelle sein soll als 


die interne Datenschutzstelle, welche solche Vorschriften aus-


arbeitet. Dies ist dem Konzept des Datenschutzbeauftragten 


der DSGVO angelehnt. Die Erläuterungen betonen auch, dass 


der Datenschutzberater für die Datenbearbeitung nicht ver-


antwortlich ist.  


 


Zu lit. b: Nur das Vorlegen der DSFA dem/der DSB genügt 


nicht, der/die DBS muss bei der Erstellung der DSFA mitwir-


ken. Dabei müssen die Risikobewertung und vorgeschlagenen 


Massnahmen geprüft werden.  


privaten Verantwortlichen müssen 


folgende Aufgaben übertragen wor-


den sein:»  


 


Bst. a ist anzupassen: "Wo sie oder 


er beigezogen wird, prüft sie oder er 


die Bearbeitung …"  


26 Unternehmen und andere privatrechtliche Organi-


sationen, die am Anfang eines Jahres weniger als 


250 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter beschäfti-


gen, sowie natürliche Personen sind von der 


Pflicht befreit, ein Verzeichnis der Bearbeitungs-


tätigkeiten zu führen, ausser eine der folgenden 


Voraussetzungen ist erfüllt:  


 


a. Es werden umfangreich besonders schützens-


werte Personendaten bearbeitet.  


b. Es wird ein Profiling mit hohem Risiko durchge-


führt.  


Unternehmen mit weniger als 250 Mitarbeitenden (wohl nicht 


FTE) müssen folglich nur diejenigen Bearbeitungstätigkeiten 


in Verzeichnissen dokumentieren, die die genannten Kriterien 


er-füllen, d.h. eine Datenbearbeitung durchführen, die ein ho-


hes Risiko mit sich bringt.  


 


Unklar ist, ab wann «umfangreich» besonders schützenswerte 


Personendaten bearbeitet werden. Genügt die Bearbeitung 


von HR-Daten?  


 


Sind die Voraussetzungen für die Befreiung nicht erfüllt, ist 


das Verzeichnis für alle Bearbeitungsaktivitäten zu führen. 


Dies impliziert jedenfalls der Wortlaut der Bestimmung. Art. 


12 Abs. 5 revDSG erlaubt die Ausnahme nur, wenn ein «ge-


ringes Risiko» vorliegt. Demnach ist der Bundesrat der Auf-


Es ist klarzustellen, dass wenn eine 


der beiden Voraussetzungen erfüllt 


ist, die Verzeichnis-pflicht nur für die 


entsprechen-den Bearbeitungen mit 


hohem Risiko gelten.  


 


Der Begriff der Mitarbeitenden ist 


durch "Vollzeitstellen" zu er-setzen.  


 


Es ist eine Übergangsfrist zur Umset-


zung der Verzeichnis-pflicht von ei-


nem Jahr vorzusehen.  
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Artikel Text Bemerkung Anpassungsvorschläge 
fassung, dass wenn weder Bst. a noch b erfüllt ist, per se ein 


geringes Risiko vorliegt. Das würde den Anwendungsbereich 


von Art. 22 revDSG (DSFA) stark einschränken.  


 


Zudem ist darauf hinzuweisen, dass diese Ausnahme bei Art. 


3 und 4 nicht vorgesehen ist, was zu absurden Folgen führt. 


  


Generell sollten für Verzeichnisse Übergangsfristen vorgese-


hen werden, da sie einen sehr hohen Aufwand mit sich brin-


gen.  


31 Das verantwortliche Bundesorgan informiert die 


Datenschutzberaterin oder den Datenschutzbera-


ter rechtzeitig bei der Planung eines Projektes zur 


automatisierten Bearbeitung von Personendaten 


sowie bei Anpassungen nach Abschluss des Pro-


jekts, damit die Erfordernisse des Datenschutzes 


sogleich berücksichtigt werden.  


Es ist unklar, was «sogleich» bedeuten soll. Es muss genü-


gen, dass die Erfordernisse des Datenschutzes im Projekt 


rechtzeitig berücksichtigt werden.  


 


Der Begriff «sogleich» ist durch 


«rechtzeitig» zu ersetzen.  


 


32 Abs. 1 Das verantwortliche Bundesorgan meldet dem 


EDÖB die geplanten automatisierten Bearbei-


tungstätigkeiten im Zeitpunkt der Projektfrei-


gabe oder des Entscheids zur Projektentwicklung. 


Der EDÖB nimmt diese Meldung in das Register 


der Bearbeitungstätigkeiten auf.  


Bereits geplante automatisierte Bearbeitungstätigkeiten müs-


sen gemeldet werden, was zu einem erheblichen Mehrauf-


wand für die Dokumentation führt.  


 


Zudem muss jede geplante automatisierte Bearbeitung ge-


meldet werden, nicht nur solche mit einem (potenziellen) ho-


hen Risiko.  


 


Die Meldung muss im Zeitpunkt der Projektfreigabe oder des 


Entscheids zur Projektentwicklung erfolgen. Diese erfolgen oft 


auf der Basis eines vorgegebenen Rahmens, während die 


konkreten Entscheidungen erst im Verlauf des Projekts ge-


troffen werden. Daraus folgt, dass die verlangten Angaben in 


dem Zeitpunkt in der Regel noch nicht in der genügenden De-


tailtiefe vorliegen werden.  


 


Zudem sollte sich gemäss Botschaft zu Art. 11 Abs. 4 E-DSG 


(Art. 12 Abs. 4 revDSG) keine Änderung im Vergleich zum 


bestehenden Recht ergeben. Eine Pflicht, geplante Daten-


sammlungen dem EDÖB zu melden, besteht aber nach gel-


tendem Recht nicht. Es fehlt daher an einer gesetzlichen 


Grundlage.  


 


Gemäss Erläuterungsbericht dient die frühe Meldung zudem 


nicht dem Persönlichkeitsschutz, sondern der Ressourcenpla-


nung des EDÖB.  


Streichen, es fehlt die gesetzliche 


Grundlage.  


 


Zudem liegen die zu melden-den In-


formationen im Zeit-punkt, in dem 


die Meldung er-folgen soll, in der Re-


gel nicht in der genügenden Detail-


tiefe vor. Die Ressourcenplanung des 


EDÖB rechtfertigt zudem nicht den 


mit dieser frühen Meldung einherge-


henden Mehraufwand der Bundesbe-


hörden.  







22/22 


Artikel Text Bemerkung Anpassungsvorschläge 
Art. 47 E-VDSG enthält eine Übergansbestimmung für auto-


matisierte Bearbeitungstätigkeiten, die bei Inkrafttreten des 


E-VDSG bereits produktiv sind.  
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Swiss Insights, Swiss Data Insights Association, Gruebengasse 10, 6055 Alpnach 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


Alpnach, 6. Oktober 2021 


 


Stellungnahme zum Entwurf der Verordnung zum Bundesgesetz über den Datenschutz (VDSG) 
 
Sehr geehrte Frau Matthey 
Sehr geehrte Frau Nüesch 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Swiss Insights, Swiss Data Insights Association vertritt die Interessen der Markt- und 
Sozialforschungsbranche. Viele unserer Mitglieder sind international tätige Unternehmen, welche sich 
bei der Bearbeitung von Personendaten regelmässig an die Vorgaben der EU-DSGVO zu halten haben. 
Für diese Unternehmen ist es zentral, dass das revidierte Schweizer Datenschutzgesetz auf den EU-
Standard abgestimmt ist und keinen zusätzlichen Standard („Swiss Finish“) etabliert. Gerne nehmen wir 
zur eingangs genannten Sache wie folgt Stellung: 
 
Am 25. September 2020 hat das Parlament – nach langen Debatten – die Totalrevision des Schweizer 
Datenschutzgesetzes (revDSG) verabschiedet. Dieses ist international abgestimmt, um dem EU-Standard 
(DSGVO) Rechnung zu tragen und enthält im Wesentlichen keine Swiss Finishes. Damit schafft das 
Gesetz Rechtssicherheit für Schweizer Unternehmen, welche sich (auch) an die Bestimmungen der 
DSGVO halten müssen. Der Entwurf der Verordnung zum Datenschutzgesetz (E-VDSG) gefährdet die 
gewonnene Rechtssicherheit durch zahlreiche Regelungen, welche über diejenigen der DSGVO 
hinausgehen. Wir bitten Sie, den Entwurf dahingehend zu überarbeiten, dass sämtliche Swiss Finishes 
und Widersprüche zum revDSG beseitigt werden. Die Verordnung hat sich auf Konkretisierungen des 
Gesetzes zu beschränken und darf insbesondere nicht Regelungen aufstellen, welche bewusst nicht in 
das Gesetz aufgenommen wurden (z.B. Art. 16 E-VDSG). 
 
Unsere nachfolgenden Anregungen und Formulierungsvorschläge in Bezug auf einzelne Artikel des 
Entwurfs mögen Ihnen bei der Überarbeitung dienen. Alle aufgeführten Punkte sind aus unserer Sicht 
grundsätzlich zwingend zu berücksichtigen (Prio 1: rot, Prio 2: orange, Prio 3: gelb). 
 
Bei allfälligen Rückfragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung 
 
 
Freundliche Grüsse 
 
 
 
  
Stefan Langenauer Nicole Siegrist 
Präsident Geschäftsführerin 


Per Email 
fanny.matthey@bj.admin.ch 


daniela.nueesch@bj.admin.ch 
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Artikel Kritikpunkt / Anregung / Änderungsvorschlag  Kurzbegründung Formulierungsvorschlag 


Generell Entgegen ihrer Natur als reine 


Ausführungsverordnung zum Datenschutzgesetz 


enthält die E-VDSG Regelungen, welche über eine 


blosse Konkretisierung des revDSG hinausgehen. 


Die VDSG hat ausschliesslich die Konkretisierung 


des revDSG zum Zweck (vgl. Erläuterungen, S. 9). Sie 


darf darüber hinaus keine zusätzlichen eigenen 


Regelungen vorsehen. Dies führte zu einer 


eigentlichen Parallelgesetzgebung. 


Konsequente Streichung aller mit dem E-VDSG 


eingeführten Swiss Finishes (vgl. nachfolgend). 


 


Ergänzung der Titel in der Verordnung mit einer 


Verweisung auf die entsprechende gesetzliche 


Grundlage. Z.B.: „Art. 1 Grundsätze (Art. 8 Abs. 3 


DSG)“ 


Die zusätzlich aufgestellten Regelungen entbehren 


nicht nur einer Rechtsgrundlage im Gesetz, wo der 


Gesetzgeber teilweise bewusst anders entschieden 


hat, sondern gehen auch über das Niveau der DSGVO 


hinaus. Diese Swiss Finishes stehen aber im 


Widerspruch zur expliziten Zielsetzung des 


Gesetzgebers und auch des BJ, wonach 


Kompatibilität mit der DSGVO geschafft werden 


sollte (Erläuterungen, S. 10). 


Wie das BJ in den Erläuterungen (S. 10) selbst 


ausführt, soll durch Kompatibilität mit der DSGVO 


Rechtssicherheit für Unternehmen geschaffen 


werden, welche sich an die DSGVO halten. Das 


gelingt freilich nicht, wenn die VDSG gegenüber dem 


revDSG (neue) Swiss Finishes einführt. Im Gegenteil, 


damit sind Doppelspurigkeiten und Widersprüche 


vorprogrammiert. 
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1 Berücksichtigung des Implementierungsaufwands 


statt der -kosten als Kriterium aufnehmen. 


Die Erläuterungen zur Berücksichtigung der 


Implementierungskosten als Kriterium bei der 


Beurteilung der Angemessenheit sind u.E. unpräzise 


(vgl. Erläuterungen, S. 16). Entgegen diesen 


Ausführungen sind die Implementierungskosten 


gemäss E-VDSG 1 I b bei der Beurteilung der Frage, 


ob eine Massnahme angemessen ist, zu 


berücksichtigen, und nicht erst, wenn es darum geht, 


sich für eine von mehreren angemessenen 


Massnahmen zu entscheiden. 


 


Zudem ist nicht allein auf die 


Implementierungskosten, sondern generell auf den 


Implementierungsaufwand abzustellen. Das sollte in 


der Verordnung entsprechend präzisiert werden. 


1 Ob die technischen oder organisatorischen 


Massnahmen zur Gewährleistung der 


Datensicherheit dem Risiko angemessenen sind, 


beurteilt sich nach den folgenden Kriterien: 


a.–c. […]; 


d. Implementierungskostenaufwand. 


2 Die Massnahmen sind über die gesamte 


Bearbeitungsdauer hinweg in angemessenenr 


Abständen Weise zu überprüfen. 


Pflicht zur Überprüfung der Massnahmen in 


angemessener Weise 


Die Massnahmen sind infolge risikobasierten 


Ansatzes nicht in angemessenen Abständen, 


sondern vielmehr in angemessener Weise zu 


überprüfen. Denn die Frage, ob eine Kontrolle nötig 


ist, hängt insbesondere davon ab, ob sich die Risiken 


geändert haben. 
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3 Die Protokollierungspflicht nach VDSG 3 ist zu 


streichen. 


Die Protokollierungspflicht nach VDSG 3 hat keine 


Grundlage im revDSG und widerspricht dem 


risikobasierten Ansatz. Auch „hohen“ Risiken ist mit 


den im Einzelfall adäquaten Massnahmen zu 


begegnen. 


 


Die DSGVO sieht keine Protokollierungspflicht vor. Es 


handelt sich daher um einen Swiss Finish. 


 


Auf einer Dokumentationspflicht, wie sie im VE-DSG 


vorgesehen war, wurde aufgrund der Eingaben in der 


Vernehmlassung verzichtet bzw. sie wurde durch die 


Pflicht zur Führung eines Verzeichnisses der 


Datenbearbeitungen ersetzt. Diese geht weiter als 


die bisherige Pflicht zur Anmeldung der 


Datensammlung beim EDÖB. Es müssen neu alle 


Bearbeitungen in einem Verzeichnis aufgeführt sein. 


Es ist nicht erforderlich, an der 


Protokollierungspflicht festzuhalten, zumal diese in 


der Praxis mit hohen Zusatzkosten verbunden ist 


(insb. Software-Beschaffung etc.). 


 


Die Einführung der Protokollierungspflicht als Teil 


der Datensicherheit hätte stossende Auswirkungen: 


Falls trotz gegebenen Voraussetzungen keine DSFA 


durchgeführt wird, so hat dies gemäss revDSG keine 


Sanktion zur Folge. Wird hingegen eine DSFA 


durchgeführt, aber in der Folge gegen die allfällige 


Protokollierungspflicht (als Teil der Datensicherheit) 


verstossen, so ist das sanktionsbedroht. 


 
Der Verantwortliche hat die vorgängige Stellungnahme 
des EDÖB einzuholen, wenn sich aus der DSFA ergibt, 
dass eine geplante Bearbeitung trotz Massnahmen ein 
hohes Risiko für die Persönlichkeit oder die 
Grundrechte der betroffenen Person zur Folge hat. Der 


Streichung von VDSG 3, zumindest für den 


Privatbereich. 
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EDÖB kann dem Verantwortlichen bei etwaigen 
Einwänden (angemessene) ebenfalls Massnahmen 
vorschlagen. 


4 Die Pflicht zur Erstellung eines Reglements nach 


VDSG 4 ist zu streichen. 


Die Pflicht zur Erstellung eines Reglements nach 


VDSG 4 I hat keine Grundlage im revDSG und 


widerspricht dem risikobasierten Ansatz. Auch 


„hohen“ Risiken ist mit den im Einzelfall adäquaten 


Massnahmen zu begegnen. 


 


Die DSGVO sieht keine Pflicht zur Erstellung eines 


Reglements vor. Es handelt sich daher um einen 


Swiss Finish. 


 


Auf eine Dokumentationspflicht, wie sie im VE-DSG 


vorgesehen war, wurde aufgrund der Eingaben in der 


Vernehmlassung verzichtet bzw. sie wurde durch die 


Pflicht zur Führung eines Verzeichnisses der 


Datenbearbeitungen ersetzt. Diese geht weiter als 


die bisherige Pflicht zur Anmeldung der 


Datensammlung beim EDÖB. Es müssen neu alle 


Bearbeitungen in einem Verzeichnis aufgeführt sein. 


Es nicht erforderlich, an der praxisfernen Pflicht zur 


Erstellung eines Reglements festzuhalten. 


Streichung von VDSG 4, zumindest für den 


Privatbereich. 
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6 Unklar, was die Ausführungen auf S. 24 der 


Erläuterungen zu den Anforderungen an den Inhalt 


des ADV gemäss Art. 22 Abs. 3 DSGVO bezwecken, 


zumal diese in Art. 6 E-VDSG nicht vorgesehen sind. 


Diese Ausführungen suggerieren, dass der ADV 


gemäss VDSG 6 den inhaltlichen Anforderungen der 


DSGVO genügen müsse. Hierfür findet sich indes 


keine gesetzliche Grundlage. Auch die E-VDSG 


enthält keine inhaltlichen Vorgaben. 


Klarstellung im Erläuterungsbericht, dass die VDSG – 


anders als die DSGVO – keinen Mindestinhalt an den 


ADV vorschreibt. 


Streichung der Pflicht zur Sicherstellung einer 


vertrags- oder gesetzesgemässen Bearbeitung. 


„Sicherstellung“ der vertrags- und 


gesetzesgemässen Bearbeitung ist nicht möglich. 


Analog DSGVO 28 I kann der Verantwortliche nur, 


aber immerhin verpflichtet werden, nur 


Auftragsbearbeiter zu beauftragten, welche durch 


angemessene Massnahmen die Bearbeitung im 


Einklang mit den Anforderungen des revDSG und den 


Schutz der Rechte der Betroffenen gewährleisten. 


1 Der Verantwortliche, der die Bearbeitung von 


Personendaten einem Auftragsbearbeiter überträgt, 


bleibt für den Datenschutz verantwortlich. Er muss 


sicherstellen, dass die Daten vertrags- oder 


gesetzesgemäss bearbeitet werden. Er arbeitet nur 


mit Auftragsbearbeitern, die hinreichend Garantien 


dafür bieten, dass geeignete technische und 


organisatorische Massnahmen so durchgeführt 


werden, dass die Bearbeitung im Einklang mit den 


Anforderungen der Schweizer 


Datenschutzgesetzgebung erfolgt und den Schutz der 


Rechte der betroffenen Person gewährleistet. 


2 Untersteht der Auftragsbearbeiter dem DSG nicht, 


so muss sich der Verantwortliche vergewissern, dass 


andere gesetzliche Bestimmungen einen 


gleichwertigen Datenschutz gewährleisten. 


Andernfalls muss er diesen auf vertraglichem Wege 


sicherstellen. 


3 Handelt es sich beim Verantwortlichen um ein 


Bundesorgan, so darf der Auftragsbearbeiter die 


Datenbearbeitung einem Dritten übertragen, wenn 


das Bundesorgan dies schriftlich oder in einer 


anderen Form, die den Nachweis durch Text 


ermöglicht, genehmigt hat. 


Streichung von Abs. 2, weil der Auslandtransfer 


separat geregelt ist.  


 


Abs. 2: Auslandtransfers sind separat geregelt (E-


VDSG 8), weshalb für diese Regelung keine 


Notwendigkeit besteht. Sollte an dieser Regelung 


festgehalten werden, so wäre im letzten Satz zu 


präzisieren, dass „andernfalls ein geeigneter 


Datenschutz gemäss Art. 16 Abs. 2 revDSG zu 


gewährleisten ist.“ 


Präzisierung des Begriffs „schriftlich“, der auch „in 


Text nachweisbare Formen“ umfasst. 


Abs. 3: „Schriftlich“ dürfte auch andere Formen 


erfassen, die den Nachweis durch Text ermöglicht 


(z.B. E-Mail). Das ist wie in andere Gesetzen (z.B. 


FIDLEG/FIDLEV) zu präzisieren. 
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10 Der Empfänger kann nicht verpflichtet werden, „die 


schweizerischen Datenschutzvorschriften“ 


einzuhalten. Das ist im Erläuterungsbericht 


klarzustellen. 


Im Erläuterungsbericht (S. 28) ist festgehalten, dass 


der Empfänger verpflichtet werden müsse, „die 


schweizerischen Datenschutzvorschriften“ 


einzuhalten. Das ist unzutreffend; er muss die 


Standardklauseln einhalten, nicht jedoch Schweizer 


Datenschutzrecht. So verlangt auch E‑VDSG 6 II, 


dass der Auftragsbearbeiter „gleichwertige“ 


Bestimmungen einhalten muss. 


Klarstellung im Erläuterungsbericht, dass der 


Empfänger nicht verpflichtet werden muss, „die 


schweizerischen Datenschutzvorschriften“ 


einzuhalten. 


Ersatz des Begriffs „Sicherstellung“ durch „darauf 


hinwirken“. 


Der Exporteur kann nicht „sicherstellen“, dass der 


Empfänger die Standarddatenschutzklauseln 


beachtet; er kann nur, aber immerhin darauf 


hinwirken. 


1 Gibt der Verantwortliche Personendaten mittels 


Standarddatenschutzklauseln nach Artikel 16 Absatz 


2 Buchstabe d DSG ins Ausland bekannt, so trifft er 


angemessene Massnahmen, um sicherzustellen 


darauf hinzuwirken, dass die Empfängerin oder der 


Empfänger diese beachtet. Die Angemessenheit der 


Massnahmen richtet sich nach den Umständen im 


konkreten Fall und dem Stand der Technik. 


2 […] 


Präzisierung, dass sich die Angemessenheit der 


geforderten Massnahmen nach den Umständen im 


konkreten Einzelfall richte und die Anforderungen 


insb. dann höher seien, wenn es sich um besonders 


schützenswerte Personendaten handle.  


Dies ist in den Erläuterungen (S. 28) unter Hinweis 


auf das BJ entsprechend festgehalten und sollte zur 


Klarstellung auch in die Verordnung einfliessen. 


 


Der risikobasierte Ansatz bei der Beurteilung von 


Datentransfers in Länder ohne angemessenen 


Datenschutz auf Grundlage der SCC ist zu bejahen. 


Allerdings ist dieser Ansatz mit Blick auf die 


Praxishinweise der EU-Behörden keinesfalls 


selbstverständlich. Entsprechend bedarf es einer 


Klarstellung in der Verordnung zur Schaffung von 


Rechtssicherheit. 


NEU Präzisierung des räumlichen Anwendungsbereichs 


des revDSG (Auswirkungsprinzip, Art. 3 I): 


Gemäss revDSG 3 I gilt das Gesetz für Sachverhalte, 


die sich in der Schweiz auswirken auch wenn sie im 


Ausland veranlasst werden. Weder das Gesetz noch 


die Verordnung halten fest, ob an die Auswirkungen 


weitere Anforderungen zu stellen sind. Eine solche 


qualifizierte Auswirkung (Spürbarkeit) ist 


erforderlich, um Übertreibungen bei der 


extraterritorialen Anwendung des Schweizer 


Datenschutzrechts vorzubeugen. Hierzu ist eine 


Regelung analog zum Marktortprinzip gemäss 


DSGVO aufzunehmen. 


Folgende Sachverhalte, die im Ausland veranlasst 


werden, wirken sich in der Schweiz aus: 


a. das Angebot von Waren oder 


Dienstleistungen gegenüber betroffenen 


Personen in der Schweiz; 


b. die Beobachtung des Verhaltens von 


betroffenen Personen, soweit ihr Verhalten in 


der Schweiz erfolgt. 
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13 Richtigstellung, dass keine „Basisinformationen“ 


auf der ersten Kommunikationsstufe mitgeteilt 


werden müssen. 


Das revDSG sieht nicht vor, dass die Betroffenen die 


„wichtigsten Informationen“ auf der „ersten 


Kommunikationsstufe“ erhalten müssen (vgl. aber 


Erläuterungen, S. 30). Vielmehr hält revDSG 19 I 


fest, die Information müsse „angemessen“ erfolgen. 


Daraus folgt, dass das die Mitteilung von den 


jeweiligen Umständen abhängig ist. Dabei sind 


auch Informationsinteresse und die Erwartungen 


des Betroffenen zu berücksichtigen: Während er 


damit rechnen mag, dass sich in einem Vertrag ein 


Hinweis auf den die Datenschutzerklärung findet, 


ist ein solcher auf Visitenkarten, E-Mails oder 


Briefpapier nicht üblich. Sollte sich eine Person 


dafür interessieren, kann ihr zugemutet werden, die 


Webseite des betreffenden Unternehmens zu 


konsultieren. Darum darf es nicht erforderlich sein, 


in Alltagssituationen – wie bei einer 


Terminvereinbarung, am Schalter – explizit auf die 


Datenschutzerklärung hinweisen zu müssen (s. 


Rosenthal, Das neue Datenschutzgesetz, in: 


Jusletter 16. November 2020, Rz. 99). Zudem wäre 


ohnehin unklar, welches die „wichtigsten 


Informationen“ sind. 


Richtigstellung im Erläuterungsbericht, dass den 


Betroffenen keine „Basisinformationen“ auf der 


ersten Kommunikationsstufe mitgeteilt werden 


müssen und dass auch das Informationsinteresse 


der Betroffenen im Einzelfall zu berücksichtigen ist. 


Keine Informationspflicht des Auftragsbearbeiters. Der Auftragsbearbeiter hat gemäss revDSG keine 


Informationspflicht (vgl. revDSG 19). Eine solche 


kann nicht in der VDSG eingeführt werden. 


Streichung von Art. 13 VDSG 


Unklare Anforderungen an Piktogramme. Weil Piktogramme ohnehin nur ergänzend 


verwendet werden dürfen, sind daran keine 


zusätzlichen Anforderungen zu stellen. Zumal 


aufgrund der Erläuterungen nicht klar ist, was mit 


„maschinenlesbar“ gemeint ist. 


15 Die Informationspflicht bei der Bekanntgabe von 


Personendaten ist zu streichen. 


Diese Informationspflicht entbehrt einer Grundlage 


im revDSG. 


 


Streichung von Art. 15 
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Auf die Richtlinie (EU) 2016/680 (Schengen-RL) ist 


für den Privatbereich nicht abzustellen. Die DSGVO 


sieht keine entsprechend Pflicht vor. Eine 


Umsetzung ist nicht erforderlich und schafft einen 


Swiss Finish. 


 


Der Auftragsbearbeiter ist gemäss revDSG wie 


bereits erwähnt nicht Adressat der 


Informationspflicht. 


 


Keine Notwendigkeit: Der Verantwortliche hat bei 


der Datenbearbeitung ohnehin die 


Bearbeitungsgrundsätze einzuhalten. 


16 Die Informationspflicht über die Berichtigung, 


Löschung oder Vernichtung sowie die 


Einschränkung der Bearbeitung von Personendaten 


ist zu streichen. 


Diese Informationspflicht entbehrt einer Grundlage 


im revDSG. 


 


Diese Pflicht wurde im Vorentwurf des DSG 


vorgeschlagen, im Rahmen der Vernehmlassung 


jedoch wieder gestrichen. Sie darf entsprechend 


nicht über die VDSG wieder eingeführt werden. 


 


Keine Notwendigkeit: Der Verantwortliche hat bei 


der Datenbearbeitung ohnehin die 


Bearbeitungsgrundsätze einzuhalten. 


Streichung von Art. 16. 
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18 Analog DSGVO 35 IV soll der EDÖB eine Liste 


erstellen und publizieren, welche Bearbeitungen 


enthält, für die eine bzw. keine DSFA zu erfolgen 


hat. 


 


Alternativ oder kumulativ sind Kriterien zu nennen, 


wonach ermittelt werden kann, ob eine DSFA 


durchzuführen ist oder nicht. 


 


„Schriftlich“ dürfte auch andere Formen erfassen, 


die den Nachweis durch Text ermöglicht (z.B. E-


Mail). Das ist wie in andere Gesetzen (z.B. 


FIDLEG/FIDLEV) zu präzisieren. 


Ohne Kriterien und/oder Liste mit Beispielen von 


Bearbeitungen, die eine DSFA erfordern bzw. nicht 


erfordern, besteht eine grosse Rechtsunsicherheit. 


1 Der Beauftragte erstellt eine Liste mit 


Bearbeitungsvorgängen, für die eine Datenschutz-


Folgenabschätzung durchzuführen ist, und 


veröffentlicht diese. Er kann zusätzlich eine Liste mit 


Bearbeitungsvorgängen erstellen und 


veröffentlichen, für die keine Datenschutz-


Folgenabschätzung erforderlich ist. 


2 Der Verantwortliche muss die Datenschutz-


Folgenabschätzung schriftlich oder in einer anderen 


Form, die den Nachweis durch Text ermöglicht, 


festhalten. Sie muss während zwei Jahren nach 


Beendigung der Datenbearbeitung aufbewahrt 


werden. 


 Die Aufbewahrungsfrist ist zu streichen. Die Dokumentationspflicht gemäss VDSG 18 


entbehrt einer gesetzlichen Grundlage (vielmehr 


wurde sie im Rahmen der Vernehmlassung des VE-


DSG durch die Pflicht zur Führung eines 


Verzeichnisses ersetzt). 


 


Zudem besteht der Anreiz, der 


Dokumentationspflicht nicht nachzukommen, da 


diese – im Gegensatz zu einer Verletzung der 


Datensicherheit – nicht strafbar ist. 


 


Die DSGVO sieht keine Aufbewahrungspflicht vor, 


womit diese Regelungen einen Swiss Finish 


darstellen. 


Der Begriff der Schriftlichkeit ist zu präzisieren. „Schriftlich“ dürfte auch andere Formen erfassen, 


die den Nachweis durch Text ermöglicht (z.B. E-


Mail). Das ist wie in andere Gesetzen (z.B. 


FIDLEG/FIDLEV) zu präzisieren. 
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19 Die Auslegung des Begriffs „voraussichtlich“ ist 


falsch und zu korrigieren. 


„Voraussichtlich“ heisst nicht, dass „in 


Zweifelsfällen, in welchen das Vorliegen eines 


hohen Risikos nicht ausgeschlossen kann, eine 


Meldung erfolgen muss“ (so die Erläuterungen, 


S. 32). Der Begriff „voraussichtlich“ setzt vielmehr 


voraus, dass die Verletzung der Datensicherheit mit 


höchster Wahrscheinlichkeit zu einem hohen Risiko 


führt. 


Richtigstellung im Erläuterungsbericht, dass in 


Fällen, wo das Vorliegen eines hohen Risikos nicht 


ausgeschlossen werden kann, nicht gemeldet 


werden muss, sondern nur dann, wenn die 


Verletzung der Datensicherheit 


höchstwahrscheinlich zu einem hohen Risiko führt. 


Streichung der in der Verordnung gegenüber dem 


Gesetz zusätzlich eingeführten Mindestangaben bei 


einer Meldung einer Verletzung der Datensicherheit. 


Gemäss revDSG 24 II hat der Verantwortliche in der 


Meldung einer Verletzung der Datensicherheit 


„mindestens die Art der Verletzung der 


Datensicherheit, deren Folgen und die ergriffenen 


oder vorgesehenen Massnahmen zu [nennen]“. Die 


E-VDSG sieht weitere Mindestangaben vor. Die 


DSGVO sieht keine Angabe von Zeitpunkt und Dauer 


der Verletzung vor. Es handelt sich daher um einen 


Swiss Finish. 


1 Der Verantwortliche meldet dem EDÖB bei einer 


Verletzung der Datensicherheit: 


a. die Art der Verletzung; 


b. soweit möglich den Zeitpunkt und die Dauer; 


c. soweit möglich die Kategorien und ungefähre 


Anzahl der betroffenen Personendaten; 


d. soweit möglich die Kategorien und ungefähre 


Anzahl der betroffenen Personen; 


e.-g. […] 


2 […] 


3 Der Falls der Verantwortliche verpflichtet ist, die 


teilt den betroffenen Personen zu informieren, so 


teilt er ihnen in einfacher und verständlicher 


Sprache mindestens die Informationen nach Absatz 


1 Buchstaben a, e, f und g mit. 


4 […] 


5 Der Verantwortliche muss die Verletzungen 


dokumentieren. Die Dokumentation muss alle mit 


den Vorfällen zusammenhängenden Tatsachen, 


deren Auswirkungen und die ergriffenen 


Massnahmen enthalten. Sie ist ab dem Zeitpunkt 


der Meldung nach Absatz 1 mindestens drei Jahre 


aufzubewahren. 


 


Streichung der über das Gesetz hinausgehenden 


generellen Pflicht, die betroffene Person zu 


informieren. 


E-VDSG 19 II geht über revDSG 20 IV hinaus. 


Während das Gesetz eine Information der 


betroffenen Person nur vorschreibt, wenn es zu 


ihrem Schutz erforderlich ist oder der EDÖB es 


verlangt, sieht die Verordnung vor, dass der 


Verantwortliche den betroffenen Personen in 


einfacher und verständlicher Sprache mindestens 


die Informationen nach Absatz 1 Buchstaben a, e, f 


und g mitteilt. 


Streichung der gesetzlich nicht vorgesehenen 


Dokumentationspflicht nach VDSG 19 V. 


Dokumentationspflicht nach VDSG 19 V entbehrt 


einer gesetzlichen Grundlage (vielmehr wurde sie 


nach der Vernehmlassung des VE-DSG durch die 


Pflicht zur Führung eines Verzeichnisses ersetzt). 


Die DSGVO sieht keine Aufbewahrungspflicht vor. 


Es handelt sich daher um einen Swiss Finish. Falls 


an der Dokumentationspflicht festgehalten werden 


sollte, ist zu präzisieren, dass nur meldepflichtige 


Verletzungen aufzubewahren sind. 
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20 Die Auskunftserteilung sollte nicht nur schriftlich, 


sondern auch in einer anderen durch Text 


nachweisbaren Form möglich sein. 


In den Erläuterungen (S. 34) wird festgehalten: „Es 


kann hier ferner präzisiert werden, dass zur 


schriftlichen Form auch die elektronische Form 


gehört.“ 


 


Diese Präzisierung ist in die Verordnung 


aufzunehmen. 


1 […] 


2 Die Auskunft wird in der Regel schriftlich oder in 


einer Form, die den Nachweis durch Text ermöglicht, 


erteilt. Im Einvernehmen mit dem Verantwortlichen 


oder auf dessen Vorschlag hin kann die betroffene 


Person ihre Daten auch an Ort und Stelle einsehen. 


Die Auskunft kann auch mündlich erteilt werden, 


wenn die betroffene Person eingewilligt hat. 


3-4 […] 


5 Die betroffene Person hat keinen Anspruch auf 


Herausgabe von Dokumenten, selbst wenn diese 


Personendaten enthalten sollten. 


5 Der Verantwortliche hat die Gründe für eine 


Verweigerung, Einschränkung oder den Aufschub 


der Auskunft zu dokumentieren. Die Dokumentation 


ist mindestens drei Jahre lang aufzubewahren. 


Aufnahme der Präzisierung, dass der Begriff „Daten 


als solche“ insbesondere auch eine Auskunft in 


aggregierter Form zulässt. 


In den Erläuterungen (S. 35) wird ausgeführt: „Bei 


der Einsichtnahme an Ort und Stelle muss die 


betroffene Person gleichwohl die Möglichkeit 


haben, eine Fotokopie bestimmter Akten in ihrem 


Dossier zu verlangen. Die mündliche Mitteilung von 


Informationen, zum Beispiel am Telefon, ist 


ebenfalls möglich, sofern die betroffene Person 


eingewilligt hat.“ Es besteht im Rahmen des 


Auskunftsrechts kein Anspruch auf Herausgabe von 


Akten bzw. Unterlagen. Vielmehr ist die Mitteilung 


nach entsprechender Debatte vom Gesetzgeber 


bewusst beschränkt worden auf die bearbeiteten 


Personendaten „als solche“ (revDSG 25 II b). Damit 


soll namentlich auch die Auskunft in aggregierter 


Form ermöglicht werden. Dies sollte zwecks 


Präzisierung in der Verordnung verankert werden. 


 


Dokumentationspflicht nach VDSG 20 V ist zu 


streichen. 


Dokumentationspflicht nach VDSG 20 V entbehrt 


einer gesetzlichen Grundlage¨(vielmehr wurde sie 


im Rahmen der Vernehmlassung des VE-DSG durch 
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die Pflicht zur Führung eines Verzeichnisses 


ersetzt). 


 


Die DSGVO sieht keine Aufbewahrungspflicht vor, 


womit diese Regelung einen Swiss Finish darstellt. 


 


Die Regelung ist ferner unnötig, da aufgrund der 


Beweislast ohnehin im Interesse des 


Verantwortlichen mit Dokumentation den Nachweis 


erbringen zu können. 


22 Der Fristenbeginn ist zu präzisieren. Präzisierung erforderlich: Wenn aus dem 


Auskunftsbegehren nicht hervorgeht, um welche 


Daten es dem Betroffenen geht und der 


Verantwortliche um Klarstellung ersucht, beginnt 


die Frist erst mit dieser Klarstellung zu laufen. 


1 Die Auskunft wird innert 30 Tagen seit dem 


Eingang des Begehrens erteilt. Wenn der 


Verantwortliche die Auskunft verweigert, 


einschränkt oder aufschiebt, muss er dies innert 


derselben Frist mitteilen. Wenn aus dem Begehren 


nicht hervorgeht, um welche Daten es dem 


Betroffenen geht und der Verantwortliche um 


Klarstellung ersucht, beginnt die Frist erst mit dieser 


Klarstellung zu laufen. 


2 […] 
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24 Klarstellung, dass „Datenportabilität“ kein Zwang zu 


standardisierten Datenbearbeitungssystemen 


beinhaltet. 


Die „Datenportabilität“ wurde erst im Rahmen der 


parlamentarischen Debatte eingeführt. 


Entsprechend enthält die Botschaft keine 


Ausführungen dazu. Die Verordnung muss hier 


Konkretisierungsarbeit leisten. 


1 Das Recht der betroffenen Person, sie betreffende 


Personendaten vom Verantwortlichen heraus zu 


verlangen oder durch diesen an einen anderen 


Verantwortlichen übertragen zu lassen, begründet 


für den Verantwortlichen nicht die Pflicht, technisch 


kompatible Datenbearbeitungssysteme zu 


übernehmen oder beizubehalten. 


2 […] 


26 Es ist zu präzisieren, dass sich die allfällige Pflicht 


eines KMU zur Führung eines Verzeichnisses nicht 


auf sämtliche Bearbeitungen erstreckt, sondern auf 


diejenigen Bearbeitungen beschränkt ist, welche die 


Voraussetzung(en) triggern.  


Der Bundesrat hat gemäss revDSG 12 V 


Ausnahmen von der Pflicht zur Führung eines 


Bearbeitungsverzeichnisses vorzusehen für 


Unternehmen, die weniger als 250 Mitarbeiter 


beschäftigen und deren Datenbearbeitung ein 


„geringes Risiko“ mit sich bringt. Gemäss E-VDSG 


26 bedeutet ein geringes Risiko, dass weder 


„umfangreich besonders schützenswerte 


Personendaten bearbeitet“ werden noch „ein 


Profiling mit hohem Risiko durchgeführt“ wird. Alle 


anderen Bearbeitungen bringen im Umkehrschluss 


ein geringes Risiko mit sich. 


 


Durch Präzisierung, dass sich die Pflicht zur 


Führung eines Verzeichnisses ausschliesslich auf 


diejenigen Bearbeitungen erstreckt, welche die 


Voraussetzung triggern, kann sowohl dem Schutz 


der betroffenen Personen als auch den 


Bedürfnissen der KMU angemessen Rechnung 


getragen werden (vgl. auch das Positionspapier des 


EDSA zu Art. 30 Abs. 5 DSGVO). 


1 Unternehmen und andere privatrechtliche 


Organisationen, die am Anfang eines Jahres 


weniger als 250 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 


beschäftigen, sowie natürliche Personen sind von 


der Pflicht befreit, ein Verzeichnis der 


Bearbeitungstätigkeiten zu führen, ausser eine der 


folgenden Voraussetzungen ist erfüllt: 


a. […] 


b. […] 


2 Ist eine Voraussetzung nach Abs. 1 Bst. a 


und/oder b erfüllt, so ist die Verzeichnispflicht auf 


diejenige bzw. diejenigen Bearbeitungen beschränkt, 


welche dieser Voraussetzung bzw. diesen  


Voraussetzungen zugrunde liegen. 


3 Das Bearbeitungsverzeichnis ist schriftlich, oder in 


einer anderen Form, die den Nachweis durch Text 


ermöglicht, zu führen. 


Es ist ferner zu präzisieren, dass das Verzeichnis 


nicht schriftlich, sondern auch in anderer Form, die 


den Nachweis durch Text ermöglicht, z.B. 


elektronisch, geführt werden kann. 


Damit ist klargestellt, dass das Verzeichnis auch 


elektronisch geführt werden kann. 


*** 
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Eidgenössisches Justiz- und Polizeidepartement 
Bundesamt für Justiz BJ 
Direktionsbereich Öffentliches Recht 
Fachbereich Rechtsetzungsprojekte I 
Per E-Mail 
jonas.amstutz@bj.admin.ch 
 


 


Zürich/Genf, 7. Oktober 2021 


 


Stellungnahme von SwissFoundations, dem Verband der Schweizer 
Förderstiftungen: Vernehmlassung zur Verordnung zum Bundesge-
setz über den Datenschutz (VDSG) 


Sehr geehrte Damen und Herren Bundesräte 


Wir danken für die Möglichkeit, uns im Rahmen des Vernehmlassungsverfahrens zur VDSG äussern zu kön-
nen und nehmen gerne wie folgt Stellung. 


2001 gegründet, vertritt SwissFoundations als Verband der Schweizer Förderstiftungen über ein Drittel aller 
jährlichen Stiftungsausschüttungen in der Schweiz. Unsere Mitglieder und assoziierten Partner investieren 
jährlich mehr als CHF 1 Mrd. in gemeinnützige Projekte und Initiativen im In- und Ausland.  


Chronologie 


Das Parlament hat das neue Datenschutzgesetz (nDSG) beraten und am 25. September 2020 verabschie-
det. 


Am 23. Juni 2021 eröffnete der Bundesrat die Vernehmlassung zur Totalrevision der Verordnung zum Bun-
desgesetz über den Datenschutz VDSG. Frist: 14. Oktober 2021. 


Die liberalen Rahmenbedingungen in der Schweizer Gesetzgebung sind Grundlage für den Erfolg des 
Schweizer Stiftungsstandorts. Mit einem freiwillig gespendeten Stiftungsvermögen von CHF rund 100 Mrd. 
und über 13‘000 gemeinnützigen Stiftungen gibt es in der Schweiz pro Kopf etwa sechsmal mehr gemein-
nützige Stiftungen als in den USA oder Deutschland. 


Als Stimme der Schweizer Förderstiftungen setzt sich SwissFoundations für den Schutz der Stifterfreiheit 
und die Modernisierung des Stiftungsstandortes ein. Philanthropisches Engagement erfordert Flexibilität, 
heute mehr denn je. Gesetzliche Regelungen tragen dazu bei, die Rahmenbedingungen für philanthropi-
sches Handeln zu stärken oder zu schwächen und sind im Einzelfall entscheidend für die Wirksamkeit des 
Standorts. Wir wollen sicherstellen, dass gemeinnützige Mittel über Schweizer Stiftungen auch in Zukunft 
dem Allgemeinwohl zufliessen. So gilt es, gemeinnützigen Stiftungen, die zumeist Ihre Tätigkeit mit ehren-
amtlichen Strukturen erfüllen, nicht mit unnötiger Bürokratie und weiteren Regulatorien zu belasten. An-
dernfalls laufen wir Gefahr, dass der immer grösser werdende Bürokratieaufwand den lebedigen Stiftungs-
sektor in Schweiz dezimieren und zukünftige Stifter vom Stiften abhalten wird – zum Schaden der Allge-
meinheit. 


Das neue Datenschutzgesetz schafft einen enormen Verwaltungsaufwand und auch Stiftungen sind ver-
pflichtet, die verschärften datenschutzrechtlichen Anforderungen umzusetzen. 
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Die bereits strengen Anforderungen des DSG dürfen durch die neue VDSG nicht noch weiter verschärft 
werden. Genau dies droht aber mit der neuen VDSG. 


Insgesamt ist zu konstatieren, dass der Entwurf zum Teil unnötig weit über das Ziel bzw. über die gesetzli-
chen Vorgaben hinausschiesst. 


So setzt beispielsweise Art. 2 des Verordnungsentwurfs die Vorgaben für die Datensicherheit hoch an, an-
statt Mindestanforderung vorzugeben, wie in Art. 8 Abs. 3 DSG vorgesehen. Dies gilt es insbesondere auch 
in Hinblick auf kleinere gemeinnützige Organisationen mit ehrenamtlichen Strukturen zu vermeiden. Die 
Verordnung sollte von Organisationen aber nur verlangen, was diese realistischerweise erfüllen können. 
Kommt hinzu, dass ein Verstoss gegen die Mindestanforderungen an die Datensicherheit mit einer straf-
rechtlichen Busse bis zu CHF 250'000 geahndet wird (Art. 61 lit. c DSG).  


Augenmass beweist der Entwurf hingegen bei der Ausnahmeregelung bezüglich der Pflicht zur Führung ei-
nes Datenbearbeitungsverzeichnisses von Art. 12 Abs. 5 DSG, Art. 26 Entwurf-VDSG. Der Entwurf anerkennt 
hier die Problematik der kleineren Unternehmen und anderer kleinerer privatrechtlicher Organisationen. 
SwissFoundations begrüsst die Ausnahmeregelung, wonach eine gesetzliche Pflicht zur Führung eines Da-
tenbearbeitungsverzeichnis erst für Organisationen ab 250 Beschäftigten oder bei einer umfangreichen Be-
arbeitung besonders schützenswerter Personendaten bzw. bei einem Profiling mit hohem Risiko besteht. 


 


FAZIT 
Zusätzliche Anforderungen und Bürokratie im Datenschutz durch die neue Verordnung zum Bundesgesetz 
über den Datenschutz (VDSG), die über die bereits strengen Vorgaben des neuen Datenschutzgesetzes hin-
ausgehen, sind zu vermeiden. Dies gilt insbesondere in Hinblick auf kleinere gemeinnützige Organisationen 
mit ehrenamtlichen Strukturen. 


Die Ausnahmeregel in Art. 26 Entwurf-VDSG beweisst Augenmass und wird von SwissFoundations begrüsst. 


Wir bedanken uns für die Berücksichtigung unserer Stellungnahme und Anliegen und wünschen Ihnen eine 
konstruktive und zielführende Diskussion und Entscheidfindung. 


 


Mit freundlichen Grüssen  


 


   
Dr. Richard Brogle  Julia Jakob 
Geschäftsführer SwissFoundations  SwissFoundations 
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		Das Parlament hat das neue Datenschutzgesetz (nDSG) beraten und am 25. September 2020 verabschiedet.

		Am 23. Juni 2021 eröffnete der Bundesrat die Vernehmlassung zur Totalrevision der Verordnung zum Bundesgesetz über den Datenschutz VDSG. Frist: 14. Oktober 2021.






 
 
 


 


Frau Bundesrätin  
Karin Keller-Sutter 
Eidgenössisches Justiz- und Polizeidepartement EJPD 
Bundeshaus West 
3003 Bern 
 
Ausschliesslich per E-Mail an:  
jonas.amstutz@bj.admin.ch 
 
 
 
 
 
 
Bern, 14. Oktober 2021 
 
 


Stellungnahme von SwissHoldings zur Revision der Verordnung zum 
Bundesgesetz über den Datenschutz (VDSG) 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 


SwissHoldings, der Verband der Industrie- und Dienstleitungskonzerne in der Schweiz, um-
fasst 60 der grössten Konzerne der Schweiz, welche zusammen rund 70% der gesamten 
Börsenkapitalisierung der SIX Swiss Exchange ausmachen. Gerne nehmen wir zur titelge-
nannten Vorlage wie folgt Stellung. 


 


 


Wichtige zeitnahe umfassende Überarbeitung des Entwurfs entlang der nach-
folgenden Grundsätze 


 


Aus unserer Sicht ist es wichtig, dass die Verordnung noch einmal wesentlich und zeit-
nah unter Einsetzung der notwenigen Ressourcen überarbeitet wird. Folgende Punkte 
sind bei der Überarbeitung zu berücksichtigen: 


 


1. Es ist auf den Erhalt der Datenschutzäquivalenz zu achten. Dies ist eines 
der zentralen Anliegen unserer Mitgliedfirmen. Der Erhalt der Daten-
schutzäquivalenz geht auch einher mit einer zeitnahen Anpassung der Ver-
ordnung, die angesichts des aktuell grossen Anpassungsbedarfs am Ent-
wurf auch eines allenfalls zusätzlichen Einsatzes der notwendigen Res-
sourcen bedarf. 


 







 


 


2. Weiter ist es in diesem Zusammenhang und auch selbststehend zentral, dass 
die aktuell in der Vorlage enthaltenden zahlreichen Swiss Finishes, die 
über die Regelungen im EU-Raum hinausschiessen, aus der Vorlage eli-
miniert werden. Das Parlament hat zu Recht bei der Beratung zum DSG im 
Wesentlichen auf die Swiss Finishes verzichtet. Diesem Grundsatz soll nun nicht 
durch die Verordnung widersprochen werden: Die Wirtschaft darf nicht durch 
übertriebenen Swiss Finish Bestimmungen mit unnötigem administrativem und 
finanziellem Aufwand belastet werden. Dies wäre überdies auch aus einer ge-
samtheitlichen Sicht kontraproduktiv, weil solche Schweizer Besonderheiten ei-
nen einheitlichen internationalen Datenraum verhindern und damit auch zulas-
ten der Schweizer Unternehmen wettbewerbsverzerrend wirken.  


 


3. Es muss – sei es betreffend die erwähnten Swiss Finishs, sei es bei allfälligen 
weiteren Einführungen unnötiger Hürden für die Unternehmen – darauf geachtet 
werden, dass der Stossrichtung des revidierten DSG nicht widersprochen 
wird. Dies gilt insbesondere für diejenigen Bestimmungen, die in der VDSG zu 
einem Swiss Finish führen, obwohl das revidierte DSG keinen solchen vorsieht, 
Dies gilt auch, wenn die VDSG unnötige Hürden für die Unternehmen vorsieht, 
die der Stossrichtung des revidierten DSG entgegenstehen. Es ist äusserst 
problematisch, wenn durch die Verordnung der Wille des Parlaments missachtet 
wird. 


 
 


Wichtige konkrete Anpassungsvorschläge 


Die im Vordergrund stehenden konkreten Anpassungsvorschläge in Zusammenhang mit 
diesen Grundsätzen sind den nachfolgenden Ausführungen zu entnehmen:  


 


Art. 3 zur Protokollierungspflicht – ersatzlose Streichung:  


Die Bestimmung stellt einen unnötigen Swiss Finish dar. Es gibt keine Berechtigung mehr 
für solche zusätzlichen Anforderungen unter dem neuen engmaschigen Regime des revi-
dierten DSG. Das Parlament hat bewusst trotz detaillierter Formulierung der Anforderungen 
an die Datenschutzfolgenabschätzungen in Art. 22 nDSG auf eine Protokollierungspflicht 
verzichtet. Ferner würde die Einführung eine solche Pflicht auch gegen das im revidierten 
DSG verankerten Verhältnismässigkeitsprinzip verstossen. 


Entsprechend ist der Artikel aus unserer Sicht ersatzlos zu streichen. 


 


Art. 4 zum Bearbeitungsreglement von privaten Personen – ersatzlose Streichung: 


Auch Art 4 stellt einen unnötigen Swiss Finish dar. Gleich wie für Art. 3 gilt, dass es keine 
Berechtigung mehr gibt für solche zusätzlichen Anforderungen unter dem neuen engma-
schigen Regime des revidierten DSG. Zu beachten ist, dass die Abgrenzung zwischen dem 
Bearbeitungsreglement und den neuen Pflichten gemäss revidiertem DSG (Verzeichnis der 
Bearbeitungstätigkeiten, Art. 12 nDSG; Datenschutzfolgeabschätzung, Art. 22 nDSG) un-
klar und damit kontraproduktiv wäre. Ausserdem ist das Bearbeitungsreglement der VDSG 







 


 


gerade ein Schulbeispiel für eine rechtliche Pflicht, die in der Praxis nicht gelebt und von 
der Behördenseite auch nicht vollzogen wurde. Hier bietet die Revision eine Chance, die 
VDSG an die Realität anzupassen und damit die VDSG zu stärken. Gesetze, die toter 
Buchstrabe sind bzw. nicht vollzogen werden, schwächen das Gesetz und damit den 
Rechtsstaat. 


 


Art. 8 zur Beurteilung der Angemessenheit des Datenschutzes eines ausländischen 
Staates oder eines internationalen Organs – Notwendige Klarstellung, dass sich 
diese Bestimmung nur an den Bundesrat richtet:  


Art. 8 in seiner jetzigen Formulierung könnte so verstanden werden, dass auch private Ver-
arbeiter diese Beurteilung vornehmen müssen. Er richtet sich aber an den Bundesrat (s. 
Art. 16 des revidierten Datenschutzgesetzes). Dies muss im Artikel klargestellt werden.  


 


Art. 13 zu den Modalitäten der Informationspflichten – Informationspflicht gegenüber 
betroffenen Personen nur für den Verantwortlichen und nicht für den Auftragsbear-
beiter:  


Die Bestimmung in ihrer aktuellen Formulierung steht im diametralen Widerspruch zur 
DSGVO (Art. 13 und 14 DSGVO) und stellt damit wiederum einen Swiss Finish dar. Auch 
widerspricht sie dem revidierten DSG (Art. 19 nDSG). In beiden Gesetzen trifft die Informa-
tionspflicht nur den Verantwortlichen.  


Auch ist zu bemerken, dass diese Pflicht strafbewehrt ist (Art. 60n DSG). Dies führt dazu, 
dass auf diesem Weg auch die Strafbarkeit des Auftragsverarbeiters eingeführt würde. 
Hierfür bräuchte es aus rechtsstaatlichen Gründen ein Gesetz im formellen Sinn, was die 
VDSG nicht ist. 


Entsprechend muss der Auftragsbearbeiter aus dem Titel des 2. Kapitals sowie aus Art. 13 
gestrichen werden. 


 


Art. 15 zur Information bei der Bekanntgabe von Personendaten – ersatzlose Strei-
chung:  


Auch bei diesem Artikel handelt es sich um einen unnötigen Swiss Finish. Die DSGVO sieht 
keine entsprechende Pflicht vor. Es gilt auch hier, dass es keine Berechtigung mehr gibt für 
solche zusätzlichen Anforderungen unter dem neuen engmaschigen Regime des revidier-
ten DSG. Die Zusatzanforderungen in Art. 15 würden dazu führen, dass an übliche und 
vernünftige Kommunikationsmittel, selbst solche ohne erkennbare datenschutzrechtliche 
Risiken, völlig überrissene Anforderungen gestellt würden. Dies würde faktisch die Ver- 
oder Behinderung üblicher vernünftiger Kommunikationsmittel wie z.B. E-Mail bedeuten. 
Dies wiederum steht im Widerspruch zu den Zielen des Bundesrats, die Digitalisierung und 
Innovationskraft im Interesse des Wirtschaftsstandorts Schweiz zu fördern.  


Entsprechend ist der Artikel ersatzlos zu streichen. 


 







 


 


Art. 16 – ersatzlose Streichung oder zumindest wesentliche Anpassung des Artikels 
zu Informationen über die Berichtigung, Löschung oder Vernichtung sowie die Ein-
schätzung der Bearbeitung von Personendaten:  


Die Pflicht wurde im Rahmen der Vernehmlassung zum revidierten Datenschutzgesetz ge-
strichen und es ist entsprechend problematisch, wenn sie über die VDSG wieder eingeführt 
würde. Auch besteht keine Notwendigkeit, da ja der Verantwortliche bei der Datenbearbei-
tung ohnehin die Bearbeitungsgrundätze einzuhalten hat, ebenso wie die Empfänger von 
Personendaten.  


Wird der Artikel nicht gestrichen, müsste aus dem Artikel zumindest das Wort «unverzüg-
lich» gestrichen werden. Die analoge Bestimmung in der DSGVO (Art. 19) enthält denn 
auch keine solche Frist. Auch wäre es notwendig, dass im Artikel klargestellt würde, dass 
sich eine allfällige Pflicht nur auf die Bearbeitung von Personendaten bezieht, die auf ent-
sprechende Begehren der betroffenen Person zurückgehen. Ohne die explizite Klarstellung 
kann diese Pflicht sonst so gelesen werden, dass sie auch anwendbar ist, wenn die Lö-
schung etc. gar nicht auf ein entsprechendes Begehren der betroffenen Person zurückgeht. 
Das Gesetz sieht aber eine aktive Information über die Löschung nur vor, wenn ein ent-
sprechendes Begehren vorliegt. 


 


Art. 19. Abs. 5 und Art. 20 Abs. 5 betreffend Dokumentations- und Aufbewahrungs-
pflicht – ersatzlose Streichung der Absätze:  


Die Dokumentationspflicht dieser Absätze wurde nach der Vernehmlassung zum neuen 
Datenschutzgesetz durch die Pflicht zur Führung eines Verzeichnisses ersetzt; die DSGVO 
sieht keine Aufbewahrungspflicht vor, weshalb es sich auch hier wiederum um Swiss Finis-
hes handelt.  


Entsprechend sind diese Absätze ersatzlos zu streichen. 


 


Wir danken Ihnen für die wohlwollende Prüfung unserer Anliegen und stehen bei allfälligen 
Fragen sehr gerne zur Verfügung. 


 
Freundliche Grüsse 
 
SwissHoldings 
Geschäftsstelle 


 


 


 


 


Dr. Gabriel Rumo Dr. Manuela Baeriswyl 


Direktor Leiterin Recht 
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Stellungnahme zum Entwurf zur Totalrevision der Verordnung zum Bundesgesetz über den Da-


tenschutz (VDSG) 


Sehr geehrte Damen und Herren 


Für die Möglichkeit, im Rahmen der Vernehmlassung über die Revision der Datenschutzverordnung 


(VDSG) Stellung nehmen zu können, danken wir Ihnen. 


Die Regionalbahn Thurbo AG ist ein Unternehmen der SBB mit Beteiligung des Kantons Thurgau und 


ist mit eigener Konzession im regionalen Personenverkehr in der Ostschweiz tätig. Mit über 25 Mio. 


Reisenden pro Jahr und über 490 Mitarbeitenden prägen wir den öffentlichen Verkehr in der Ost-


schweiz massgeblich, einfach, persönlich und fokussiert. Dabei denkt und arbeitet Thurbo nachhaltig 


und versteht sich als sicherer, verlässlicher Partner für Kundinnen und Kunden sowie die öffentliche 


Hand. Die Sicherheit sowie der Schutz der Daten und der Persönlichkeitsrechte der Kundinnen und 


Kunden sowie der Mitarbeitenden geniesst für die Thurbo AG daher Priorität. 


Als Tochterunternehmung der SBB und im Verbund des öffentlichen Verkehrs in der Alliance 


SwissPass gelten bei uns bereits hohe Standards im Datenschutz. Die Thurbo AG betreibt keine eige-


nen Verkaufskanäle für Billette und Abonnemente, sondern bezieht diese Leistungen bei der SBB o-


der anderen öV-Partnerunternehmungen. Personenbezogene Daten verarbeitet die Thurbo AG als Ar-


beitgeberin, klar reglementiert im Umfeld von Marketing und Kundeninformation sowie in grösserem 


Umfang bei der Feststellung, Erfassung, Bearbeitung und im Inkasso von Reisen ohne gültigen Fahr-


ausweis. 


Für die Stellungnahme zur Revision der Datenschutzverordnung schliesst sich die Thurbo AG vollum-


fänglich den Stellungnahmen der SBB AG vom 12. Oktober 2021 sowie des Verbandes öffentlicher 


Verkehr (VöV) vom 4. Oktober 2021 an. Als regionaler öV-Anbieter mit mittelständisch geprägten 


Strukturen möchten wir, auch mit Blick auf die Vielzahl der kleinen und mittleren Unternehmen im öf-


fentlichen Verkehr, nochmals explizit auf bestimmte kritische Punkte hinweisen: 


Im Rahmen der hängigen RPV-Reform sind Änderungen des Personenbeförderungsgesetzes (PBG) 


im Artikel 54 vorgesehen. Im Zusammenhang mit dem erst nach Vernehmlassung zur RPV-Reform 
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revidierten DSG und der geplanten VDSG verstehen wir die Bestimmungen des PBG so, dass Trans-


portunternehmungen in der konzessionierten Personenbeförderung den datenschutzrechtlichen Rege-


lungen für Bundesorgane unterstehen würden. 


Dies steht unseres Erachtens nicht nur im Widerspruch mit der aktuellen Rechtsprechung (Urteil A-


5921/2020 des Bundesverwaltungsgerichtes vom 29. Juli 2021), sondern dürfte für betroffene Kundin-


nen und Kunden erhebliche Erschwernisse zur Folge haben, besonders im Vorfeld wie auch im Nach-


gang von Reisen im öffentlichen Verkehr: 


Insbesondere im Service-après-Vente (Kundenservice per Telefon oder per Mail) oder bei Reisen 


ohne gültigen Fahrausweis, wenn es darum geht, kundenorientierte Lösungen zu finden, hätte die An-


wendung der datenschutzrechtlichen Regelungen für Bundesorgane grosse Auswirkungen: Abläufe, 


Ausweis- und Dokumentationspflichten würden weder von Kundinnen und Kunden akzeptiert, noch 


wären sie für Transportunternehmungen wirtschaftlich zu erbringen. Auswirkungen auf Billettpreise 


oder den Abgeltungsbedarf der öffentlichen Hand sowie im Falle von Reisen ohne gültigen Fahraus-


weis auf die Höhe von Gebühren wären nicht ausgeschlossen. 


Die Thurbo AG kontrolliert in ihren Zügen die Billettgültigkeit bei über 1.6 Millionen Reisenden pro Jahr 


und hält hierbei bei etwa 25.000 Reisenden pro Jahr festgestellte Sachverhalte und Personendaten 


bei Reisen fest, für die kein gültiges oder nur ein teilgültiges Billett vorgewiesen werden konnte.  


Die Anwendung der datenschutzrechtlichen Bestimmungen für Bundesorgane sowie der einschlägi-


gen Vorgaben des DSG und der geplanten VDSG könnte nach unserem Dafürhalten beispielsweise 


bedingen, dass die Transportunternehmungen mit ihrem Kontrollpersonal im Zug in die Lage versetzt 


und verpflichtet werden müssten, stets die Richtigkeit der erfassten Personalien zu prüfen, das Recht 


auf Nachweis der Personalien im Zweifel durchzusetzen und Angaben in der Nachbearbeitung pro-


aktiv auf ihre Richtigkeit zu überprüfen. Dies ist rechtlich (u.a. keine Ausweispflicht in der Schweiz) wie 


auch praktisch nicht umsetzbar. 


Die Menge erfasster Daten, die hohe Vergleichbarkeit der Fallmuster und der Einnahmeausfall je Ein-


zelfall bedingt darüber hinaus zwingend eine automatisierte Weiterverarbeitung von Fall-/Personenda-


ten aus der Kontrolltätigkeit bis hin zum Mahnwesen. Dabei sind Prozesse und Speicherung von Da-


ten bereits heute darauf ausgelegt, eine möglichst schlanke, aber datenschutzkonforme Datenhaltung 


zu gewährleisten, mit der auch den Anforderungen an eine sachlich und zeitlich begrenzte Rückver-


folgbarkeit von Verstössen gegen die Billettpflicht gemäss PBG entsprochen wird. 


Weiterentwicklungen im privatrechtlich ausgerichteten öV-Tarifangebot bzw. öV-Vorschriften, Erfah-


rungen mit Praxisfällen und die wirtschaftlich ausgerichtete Verbesserung von Abläufen im Unterneh-


men erfordern zudem eine stetige Weiterentwicklung der Bearbeitungsverfahren. Dies würde durch 


die Anwendung der datenschutzrechtlichen Vorgaben für Bundesorgane im Vergleich zu Unterneh-


men, welche den Datenschutzbestimmungen für private Personen unterstehen, erheblich gehemmt. 


In Ergänzung zu den Anträgen aus den Stellungnahmen der SBB und des Verbandes öffentlicher Ver-


kehr beantragen wir daher: 


1. im Kontext der VDSG im laufenden Gesetzgebungsverfahren zur Revision des PBG die Aus-


wirkungen des neu gefassten Art. 54 PBG zu überprüfen und ggf. nötige Anpassungen oder 
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Präzisierungen so vorzunehmen, dass die Branche die Vorgaben umsetzen  und auch den 


Interessen der Kundinnen und Kunden entsprochen werden kann. 


2. die neuen Bestimmungen des Art. 54 PBG oder sich aus dem DSG beziehungsweise aus der 


VDSG ergebende Vorgaben dahingehend zu präzisieren, 


a. dass sich die Anwendung der datenschutzrechtlichen Vorschriften für Bundesorgane 


bei den konzessionierten Transportunternehmen – wenn überhaupt – auf die Grund-


pflichten des Transportvertrages und damit den Kauf bzw. die Ausstellung eines Fahr-


ausweises sowie die eigentliche Beförderungsleistung begrenzt sowie 


b. dass sich in datenschutzrechtlicher Hinsicht bei der Erfassung und Bearbeitung von 


Verstössen gegen den Transportvertrag im Sinne von Art. 20 und 20a PBG für die 


Transportunternehmungen keine datenschutzrechtlichen Verpflichtungen ergeben, die 


über die entsprechenden Bestimmungen für private Personen hinausgehen. 


In diesem Zusammenhang bitten wir um Klärung, ob sich unter Berücksichtigung der vorgesehenen 


Änderung des Art. 54 PBG, den Bestimmungen des DSG sowie den geplanten Regelungen in der 


VDSG nicht ein Widerspruch zu den Bestimmungen von Art. 20a PBG ergeben könnte, wonach 


Transportunternehmen bei Reisen ohne gültigen Fahrausweis in bestimmten Grenzen Daten austau-


schen können. Die bereits ausführlichen Regelungen gemäss Art. 20a PBG haben sich in den vergan-


genen Jahren auch mit Blick auf den Schutz von Daten bewährt. Sie helfen insbesondere Transport-


unternehmungen mit geringerem Aufkommen, bei Reisen ohne gültigen Fahrausweis vorsätzliche 


Handlungen von Reisenden von unbeabsichtigten Vorkommnissen zu unterscheiden. Dies vermeidet 


Entscheidungen sowie Datenhaltungen zu Ungunsten von Reisenden. 


In allen übrigen Punkten schliessen wir uns wie erwähnt den Stellungnahmen des VöV und der SBB 


an. Wir bitten Sie um eine sorgfältige Abwägung sowie um eine praxisorientierte und rechtssichere 


Regelung für den berechtigten Schutz von Personendaten im öffentlichen Verkehr. 


Abschliessend bitten wir Sie, die Thurbo AG im weiteren Erörterungsprozess in Anlehnung an den 


Vorschlag des VöV einzubeziehen. 


Freundliche Grüsse 


Thurbo AG 
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14. Oktober 2021 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


Stellungnahme zum Entwurf der Verordnung zum Bundesgesetz über den Datenschutz 
(E-VDSG) 
 
 
 
Sehr geehrter Herr Amstutz, 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Wir danken Ihnen für die uns angebotene Gelegenheit, zum Entwurf der Verordnung zum Bundesgesetz über 
den Datenschutz (E-VDSG) Stellung nehmen zu dürfen. Nachfolgend erhalten Sie fristgerecht unsere Überle-
gungen zu dieser bedeutenden Umsetzungsnorm im Bereich des Datenschutzes. Dabei nehmen wir vorweg, 
dass sich unsere Stellungnahme auf den eigentlichen Text des E-VDSG fokussiert und nicht auf alle noch zu-
sätzlichen Verordnungsänderungen (Anhang 2 des Entwurfs). Zudem konzentrieren wir uns, aufgrund unserer 
Tätigkeit, insbesondere auf den privatrechtlichen Teil der Regelung. Dies bedeutet nicht, dass der öffentlich-
rechtliche Teil in allen Punkten unproblematisch erscheint. 
 
 
1. Allgemeine Vorbemerkung 
 
1.1. VSI als Dienstleister im Interesse der Wirtschaft 
 
Seit 1941 widmet sich der Verband Schweizerischer Inkassotreuhandinstitute (VSI) in der Form eines Vereins 
der Aufgabe, das Inkassowesen und verwandte Rechtsgebiete in der Schweiz zu fördern und strebt die Verbes-
serung der gesetzlichen Grundlagen und die Bekämpfung von Missbräuchen an. Die Verbandsmitglieder helfen 
mit, die schweizerische Volkswirtschaft vor Zahlungsausfällen zu schützen und setzen sich darüber hinaus für 
die Interessen der Gläubiger ein. Weiter setzt sich der VSI für ein unternehmensfreundliches Umfeld und opti-
male wirtschaftliche Rahmenbedingungen für die Mitglieder ein. Die im VSI organisierten Unternehmen sind für 
das Inkasso von über 10 Milliarden Schweizer Franken zuständig. Jährlich kassieren die Inkassounternehmen 
rund 700 Millionen Franken ein. 
 
1.2. Stellung des Vereins im Rahmen des Datenschutzrechts 
 
Durch unsere Tätigkeit bearbeiten wir Personendaten von betroffenen Personen, in der Regel mögliche künftige 
Vertragspartner unserer Mitglieder. Dabei ist es wichtig einen Fehler auszuräumen, welcher von Zeit zu Zeit in 
der Lehre begangen wird. Verschiedentlich werden durch das neue Datenschutzrecht Anforderungen an den 
Verantwortlichen gestellt, wenn er umfangreich besonders schützenswerte Personendaten bzw. wenn er ein 
Profiling mit hohem Risiko durchführt. Wirtschaftsauskünfte sind weder von der einen noch von der anderen Tä-
tigkeit betroffen (siehe stellvertretend für andere Beispiele Art. 4 Abs. 1 E-VDSG): 
 


• Zum einen verarbeitet unser Verband keine besonders schützenswerte Personendaten. Im Gegenteil: 
Sie bezieht eine Vielzahl ihrer Informationen von öffentlich zugänglichen Registern. 
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• Zum anderen wird durch die Auskunft über die Bonität eines möglichen Kunden kein Profiling mit ho-
hem Risiko für die Persönlichkeitsrechte der betroffenen Person durchgeführt. Dies aus mehreren Grün-
den: 


 


• Erstens ist das hauptsächliche Risiko, welches von der betroffenen Person eingegangen wird, die 
Zahlungsart für die Lieferung eines Gutes oder die Erbringung einer Dienstleistung. Es geht ledig-
lich darum, die Kreditwürdigkeit einer Person abzuschätzen. Dabei verliert die betroffene Person 
weder ein Recht noch einen Anspruch, falls die Prüfung ein negatives Bild aufzeigt. Es gibt näm-
lich weder ein Anrecht noch einen Anspruch auf die Erbringung von Dienstleistungen gegen Kre-
dit. Die betroffene Person kann die Vertragsleistung ohne Weiteres gegen Vorkasse, Barzahlung 
oder Sicherheiten beziehen, was auch in der Regel die Bezahlungsart bei den meisten Verträgen 
im täglichen Umgang ist. 
 


• Im Gegenteil: Die Überprüfung der Kreditwürdigkeit dient sowohl dem Gläubiger als auch dem 
Schuldner. Dies zeigt bereits das Bundesgesetz über den Konsumkredit vom 23. März 2001 (SR 
221.214.1), welches in Art. 22 ausdrücklich die Kreditfähigkeitsprüfung zum Zweck der Vermei-
dung einer Überschuldung der Konsumentin oder des Konsumenten infolge eines Konsumkredit-
vertrags vorsieht. Nichts anderes bezweckt die Tätigkeit unseres Verbandes. Es ist weder im 
Sinne des Gläubigers noch im Sinne des Schuldners oder der Gesamtwirtschaft, dass die Über-
schuldung der Konsumenten zu einem Vertrauensverlust führt. 


 


• Die Berechtigung, für den künftigen Gläubiger, seine Leistungen nur bei einer positiven Risikobewer-
tung gegen Kredit zu erbringen, hängt auch sehr stark mit der Ineffizienz der Betreibungs- und Konkurs-
verfahren zusammen. In aller Kürze: Eine statistische Aufarbeitung hat uns gezeigt, dass nur rund 2% 
der Konkurseröffnungen abgeschlossen werden können. 98% werden aufgrund der Kosten gar nicht 
beendet. Die beendeten Konkursfälle führen zu einer Konkursdividende der Gläubiger von rund 5% der 
eingegebenen Forderungen. Der Staat ist gegenwärtig nicht in der Lage, einem Gläubiger ein erfolgs-
versprechendes Konkursverfahren anzubieten, weshalb es unerlässlich ist, das Gläubigerrisiko entspre-
chend anders minimieren zu können. 


 
2. Vorbemerkung zum E-VDSG 


 
2.1. Das VDSG als Ausführungsgesetzgebung zum DSG 
 
In rechtsstaatlicher Hinsicht bedarf der Inhalt einer Verordnung einer genügenden Abstützung im Gesetz. Insbe-
sondere muss die Delegationsnorm die vom Bundesrat vorgeschlagene Regelung rechtfertigen. Nicht zulässig 
ist, in einer Verordnung Regelungen nachzuschieben, welche das Parlament abgelehnt hat oder Nachbesserun-
gen nachzureichen, welche im Gesetzgebungsverfahren überhaupt nicht berücksichtigt wurden. 
 
Nicht alle vorgeschlagenen Lösungen im E-VDSG genügen dieser rechtsstaatlichen Anforderung. Im Gegenteil: 
Der Entwurf enthält Regeln, die entweder ausdrücklich vom Parlament abgelehnt worden sind, die zu-
mindest in systematischer Hinsicht vom Parlament anders gewählt wurden oder an die der Gesetzgeber 
in keiner Weise gedacht hat. Diese Vorschläge sind allesamt aus dem E-VDSG zu löschen. Wir verweisen 
dabei auf die Bemerkungen zu den einzelnen Bestimmungen. 
 
2.2. Das VDSG als Instrument zur Erreichung der Euro-Kompatibilität 
 
Wie beim DSG hat der Bundesrat auch beim E-VDSG in seinen Erläuterungen festgehalten, dass es lediglich 
um die Angemessenheit des Schweizerischen Datenschutzrechts im Vergleich zur europäischen DSGVO geht. 
In keiner Art und Weise wurde je von einer Erweiterung der Einschränkungen bei den Datenbearbeitungen bzw. 
von einer strengeren Regelung gesprochen. Diesem Ziel bleibt also der Bundesrat auch bei der Formulierung 
des VDSG ausdrücklich verpflichtet. Alle Bestimmungen, welche also über die Erfordernisse des E-VDSG 
hinausgehen müssen als zweckfremd und als unzulässig abgelehnt werden. Auch diese sind aus dem 
E-VDSG zu löschen. 
 
2.3. Formelle Bemerkung 
 
Zur besseren Lesbarkeit der Verordnung und zum klareren Bezug zum DSG würden wir klare Verweise auf die 
betroffenen Gesetzesbestimmungen im Titel der jeweiligen Bestimmungen begrüssen. Mit dieser Gesetzge-
bungstechnik muss sich der Bundesrat klarer und eindeutiger zur Delegationsnorm beziehen, was im vorliegen-
den Entwurf nur suboptimal gelingt. 







 
3. Zu den einzelnen Bestimmungen 
 
Art. 1 Abs. 1 Bst. d 
 


Als Art. 1 Bst. d werden als Kriterium der Angemessenheit für die Datensicherheit die «Implementierungskos-
ten» genannt. Es wird begrüsst, dass der Aufwand für die Verantwortlichen auch ausdrücklich in die Angemes-
senheitsüberprüfung aufgenommen wird. Der verwendete Begriff erscheint jedoch problematisch, da er lediglich 
auf die geldwerten Umsetzungsaufwendungen beschränkt werden könnte (siehe auch S. 16 der Erläuterungen). 
Für eine solche Einschränkung gibt es keinen Grund. Statt den Begriff «Implementierungskosten» schlagen wir 
vor den allgemeineren Begriff «Aufwand für den Verantwortlichen» zu verwenden. Es gibt keinen Grund, 
beim Verantwortlichen überhöhte Planungs- oder Projektkosten auszulösen, nur um festzustellen, ob die Imple-
mentierung dann ihrerseits verhältnismässig ist. 
 
Art. 1 Abs. 2 
 
Diese Bestimmung verlangt die Überprüfung der technischen und organisatorischen Massnahmen in angemes-
senen Abständen (gemeint sind hier die zeitlichen Abstände…). Aufgrund des risikobasierten Ansatzes der ge-
samten Thematik der Datensicherheit erscheint diese Regelung falsch. Zudem führt die Herleitung der Formu-
lierung vom Abs. 1 zur sprachlich merkwürdigen Aussage, dass die dem Risiko angemessenen Massnahmen in 
angemessenen Abständen zu überprüfen sind. Der Begriff der Angemessenheit riskiert zum Gummibegriff zu 
verkommen, der jedes Mal verwendet wird, wenn man nichts Präzises auszusagen weiss. Zudem ist fraglich, ob 
mit der vom Bundesrat aufgestellten Forderung der Überprüfung in angemessenen Abständen die Delegati-
onsnorm von Art. 8 Abs. 3 revDSG eingehalten wird. Die Mindestanforderungen an die Datensicherheit rechtfer-
tigen keine Einführung zusätzlicher Kriterien, welche im Gesetz nicht verankert sind. Es ist – wenn überhaupt – 
in materieller Hinsicht zu fordern, dass ein Zusammenhang zwischen der Überprüfung der Datensicherheit und 
der Entwicklung des Risikos hergestellt wird. Vorschlag: «Die Massnahmen sind bei einer relevanten Verän-
derung des Risikos zu überprüfen.» 
 
Art. 2, Einleitungssatz 
 
Die Bestimmung spricht von Zielerreichung. Die jeweiligen Pannen der Swisscom zeigen mit aller Deutlichkeit 
das auf, was man seit jeher weiss: Die absolute Datensicherheit gibt es nicht. Von den Verantwortlichen zu ver-
langen, dass die entsprechenden Schutzziele erreicht werden, ist weder korrekt noch realistisch. Der Bereich 
der Datensicherheit ist ein typischer Bereich, bei welchem keine Ergebnisverantwortung, sondern nur eine 
Sorgfaltspflicht auferlegt werden darf. Deshalb ist die Bestimmung wie folgt umzuformulieren: «Soweit ange-
messen, müssen die Massnahmen zur Gewährleistung der Datensicherheit folgende Schutzziele anstreben:» 
Nur so dürfen in der nachfolgenden Aufzählung Begriffe wie «verwehrt», «verunmöglicht», «verhindert», «ge-
währleistet», usw. überhaupt verwendet werden. Ansonsten müssen in der Aufzählung die Schutzziele jeweils 
vernünftig relativiert werden, was sicher nicht zur Klarheit der Formulierung beiträgt. 
 
Art. 2, Bst. a bis k: 
 
Art. 2 dürfte eigentlich nur Schutzziele nennen, welche vom Verantwortlichen angestrebt werden können. Ge-
rade die Transportkontrolle kann beispielsweise durch viele externe Faktoren gefährdet werden, für welche der 
Verantwortliche nicht einstehen kann. Die Aufzählung von Art. 2 Bst. a bis k zeigt in aller Deutlichkeit, was in der 
Lehre verschiedentlich moniert worden ist: Mangels Effizienz der staatlichen Interventionen, wird die Last der 
«Privacy by design» vollumfänglich auf den Verantwortlichen abgewälzt, statt dass sie zu datenschutzfreundli-
chen Technologien durch die Hersteller von Hard- und Software führen würde. Diese Entwicklung zulasten der 
Nutzer von Informationstechnologien ist im höchsten Masse problematisch, da damit auch der Aufwand für die 
Datensicherheit dem Betreiber und nicht dem Entwickler von Informationstechnologien auferlegt wird. Die Auf-
zählung in Art. 2 Bst. a bis k ist in Beachtung dieser Problematik zu überarbeiten und dem Verantwortlichen dür-
fen nur Schutzziele auferlegt werden, die auch tatsächlich in seiner Verantwortung 
liegen. 
 
Art. 3 
 
Der Begriff der Protokollierung wird im DSG nirgends verwendet, im Gegenteil z.B. zum neuen Art. 78 Abs. 5 
Nachrichtendienstgesetz vom 25. September 2015 (NDG - SR 121) bzw. zum neuen Art. 10 Abs. 3 Finanzkon-
trollgesetz vom 28. Juni 1967 (FKG - SR 614.0). Die nun in der Verordnung vorgesehenen Anforderungen an 
die Protokollierung übersteigen jedes vernünftige Mass und führen zu einer Bürokratie, welche in keinem 







Verhältnis zum tatsächlichen Nutzen der Anforderungen steht. Insbesondere die Aufbewahrungsdauer der Pro-
tokolle von 2 Jahren (Art. 3 Abs. 4 E-VDSG) ist absolut unangemessen.  
 
Die Protokollierung ist eine qualifizierte Dokumentation der Datenbearbeitung von Personendaten, sagt sie doch 
ganz klar etwas darüber aus, wer, wann, wie und in welchem Masse Daten der betroffenen Person verarbeitet 
hat (Art. 3 Abs. 3 E-VDSG). Eine Protokollierung schafft somit ein Spannungsfeld zwischen dem Schutz der be-
troffenen Person und dem Schutz der verarbeitenden Person. Das Profiling führt zu einer qualifizierten und au-
tomatisierten Bearbeitung der Personendaten der datenbearbeitenden Person. Sie bedarf demnach auch einer 
Rechtsgrundlage im formellen Gesetz, insbesondere dann, wenn die Bearbeitung dieser Personendaten im be-
ruflichen Umfeld zu einem eigentlichen Profiling (Art. 5 Bst. f revDSG) und zu einer verpönten Verhaltenskon-
trolle des Arbeitnehmenden verkommen sollte. 
 
Die nachträgliche Einführung der Protokollierungspflicht im Rahmen der Verordnung erscheint aus Sicht der 
Wirtschaft nichts anderes als eine unrechtmässige bundesrätliche Nachbesserung eines im Parlament erfolgten 
Kompromisses, welches zum Verzicht der Protokollierungspflicht geführt hat. Aus Sicht der Wirtschaft genügt 
die Pflicht der Erstellung die Pflicht zur Erstellung eines Verzeichnisses der Datenbearbeitungen vollumfänglich, 
um die Rechte und die Interessen der betroffenen Personen zu wahren. 
 
Art. 4 
 
Die Anforderungen von Art. 4 E-VDSG gehen auch viel zu weit. Selbst mit der Einschränkung von Art. 4 Abs. 1 
E-VDSG wäre beispielsweise nicht zu verhindern, dass viele Einpersonenunternehmen (Rechtsanwälte, Treu-
händer usw.) ein solches Bearbeitungsreglement verfassen müssten. Falls man also diese Pflicht beibehalten 
muss, ist deren Anwendungsbereich nochmals sorgfältig zu umschreiben 
und einzugrenzen (schon fast grotesk mutet bei Einpersonenunternehmen nämlich Art. 4 Abs. 3 E-VDSG an). 
 
Allgemein stellt sich die Frage, welchen Mehrwert sich der Bundesrat aus der Führung eines Bearbeitungsregle-
ments neben der Pflicht zur Führung eines Verzeichnisses der Datenbearbeitungen 
erhofft. 
 
Sollte widererwarten am Bearbeitungsreglement festgehalten werden, dann führt die Pflicht, das Bearbeitungs-
reglement «regelmässig» zu aktualisieren (Art. 4 Abs. 3 E-VDSG) nur dazu, dass eine grosse Mehrheit der Da-
tenbearbeiter dieser Kategorie mit bürokratischen Mitteln in die Illegalität gedrängt werden. Es gibt überhaupt 
keinen nachvollziehbaren Grund zur «regelmässigen» Überarbeitung des Bearbeitungsreglements. Dieses 
muss dann überarbeitet werden, wenn es einen Anlass zur Aktualisierung gibt (Veränderung der Bearbeitungs-
mittel oder Formen). 
 
Art. 5 
 
Obwohl Art. 5 E-VDSG lediglich Bundesorgane betrifft, sei hier dennoch erwähnt, dass eine übertriebene Büro-
kratie in diesem Bereich zur unnötigen Verschwendung von Ressourcen und Steuergeldern führt, die anderswo 
wohl effizienter und nützlichere insbesondere für die Empfänger eingesetzt werden können. Wir verzichten auf 
die erneute Erwähnung dieser Bemerkung in den folgenden Bestimmungen, welche den Ressourceneinsatz der 
Bundesorgane beeinflussen. Die Bemerkung gilt aber selbstverständlich allgemein. 
 
Art. 6, Abs. 1 und 2 
 
Die Pflicht, für den Verantwortlichen, die vertrags- und gesetzesmässige Bearbeitung durch den Auftragsbear-
beiter «sicherzustellen» ist konzeptionell schlicht falsch. Richtig ist, dass der Verantwortliche sich gemäss Art. 9 
Abs. 2 DSG vergewissern muss, dass die Datenbearbeitung korrekt erfolgt (korrekt in Art. 6 Abs. 2, 1. Satz E-
VDSG). Diese unverhältnismässige, nicht einzuhaltende und nicht vom Gesetzgeber vorgesehene Verschär-
fung der Pflicht des Verantwortlichen ist im Rahmen der Delegation an den Bundesrat als unrechtmässig zu be-
trachten. Die Vergewisserung ist ein Streben nach Rechtmässigkeit und eine Kontrollpflicht im Rahmen des 
Auftrages. 
 
Formulierungsvorschläge für Art. 6 Abs. 1, 2. Satz bzw. Art. 6 Abs. 2, 2. Satz E-VDSG: 
 
Er vergewissert sich, dass die Daten vertrags- und gesetzesgemäss bearbeitet werden. 
 
Andernfalls muss er sich auf dem vertraglichen Weg vergewissern, dass ein gleichwertiger Datenschutz ge-
währleistet wird. 
 







 
 
Art. 6, Abs. 3 
 
Verschiedentlich wird im Gesetz eine «schriftliche» Form verlangt. Es wäre wohl an der Zeit, dass sich der Ge-
setzgeber ein für alle Mal dieser Thematik annimmt und entscheidet, ob die «Schriftform» noch zeitgemäss ist, 
oder ob nicht systematisch die modernere Fassung «in einer Form, die den Nachweis durch Text ermöglicht» 
ersetzen sollte. Natürlich ist der E-VDSG vielleicht nicht gerad die optimale Revision für einen solchen System-
entscheid. Es schadet jedoch nichts, dass eine solche Verordnung zukunftskompatibel formuliert wird. Wir ver-
zichten auf die Erwähnung dieser Bemerkung in anderen Bestimmungen, welche die Schriftlichkeit erfordern. 
 
Art. 8 
 
Lediglich im erläuternden Bericht wird klargestellt, an wer sich diese Bestimmung richtet und wen eine Hand-
lungspflicht trifft. Da diese selbstverständlich nicht den privaten Datenbearbeiter betreffen kann, ist dies unmiss-
verständlich im Verordnungstext festzuhalten. Z.B. im Einleitungssatz von Art. 8 Abs. 1 (Änderung in fetter 
Schrift hervorgehoben): «… einen angemessenen Schutz gewährleistet, hat der Bundesrat namentlich fol-
gende Kriterien zu berücksichtigen…». 
 
Art. 9, Abs. 1 
 
Unklar ist, nach welcher Gesetzgebung die Einhaltung der Voraussetzungen gemäss der Aufzählung von Art. 9 
Abs. 1 Bst. a – k E-VDSG zu erfüllen sind. Die Kriterien dürfen nicht kumulativ alle möglichen Rechtssystemen 
unterstellt werden, sonst kann das der Verantwortliche nicht mehr handhaben. 
 
Art. 9, Abs. 2 
 
Auch hier ist die Forderung an den Verantwortlichen überrissen, wenn er «sicherstellen» muss. Auch hier muss 
er sich «vergewissern». 
 
Art. 10, Abs. 1 
 
Auch hier ist die Forderung an den Verantwortlichen überrissen, wenn er «sicherstellen» muss. Auch hier muss 
er sich «vergewissern». 
 
Art. 12 Abs. 2 und 3 
 
Es ist unklar, ob die aus Art. 12 Abs. 2 und 3 E-VDSG abgeleiteten Voraussetzungen den Anwendungsbereich 
von Kodizes und Zertifizierungen nicht unangemessen einschränken. Vielmehr scheint es erforderlich auf die 
Gesamtwirkung dieser Instrumente zu achten und diese allenfalls vom EDÖB absegnen zu lassen (siehe auch 
Art. 44 E-VDSG). So könnte z.B. ein Absatz 4 folgendes Ergänzen: 
 
4 Die vorstehenden Absätze 2 und 3 sind nicht anwendbar, wenn der EDÖB den Verhaltenskodex oder die Zer-
tifizierung genehmigt hat. 
 
Art. 13 Abs. 1 
 
Gemäss Art. 19 Abs. 1 revDSG liegt die Informationspflicht klar beim Verantwortlichen und nicht beim Auftrags-
bearbeiter. Es kann zwar allenfalls eine vertragliche Delegation der Pflichterfüllung stattfinden, aber grundsätz-
lich ist es systemwidrig beide gleichzeitig in die Pflicht zu nehmen. Man könnte höchstens das «und» mit einem 
«oder» ersetzen. 
 
Art. 15 und 16 
 
Diese Bestimmungen findet keine Stütze im DSG und sind ersatzlos zu streichen. Die Berichtigung, Löschung, 
Vernichtung oder Einschränkung der Bearbeitung von Personendaten (Art. 16 E-VDSG) erfolgen zudem im In-
teresse der betroffenen Person. Diese müssen ja so oder so den Anforderungen des Gesetzes entsprechen. 
Wieso ausgerechnet in solchen Situationen eine neue Informationspflicht im Interesse der betroffenen Person 
liegen soll, ist nicht klar. Im Gegenteil: Mit einer solchen Information, sei sie auch noch so klar, wird die be-
troffene Person oft verunsichert oder zumindest auf einen Umstand aufmerksam gemacht, der dazu führt, dass 
Fragen aufgeworfen werden und Aufwand generiert wird, der dem Verantwortlichen nicht entschädigt wird. Das 
wird von der Wirtschaft in nachvollziehbarer Weise als unnötige und bürokratische Schikane empfunden. Mit 







einer solchen neuen Pflicht fördert der Bundesrat nicht den Datenschutz, sondern den Datenschmutz. Auf unnö-
tige Informationen ist in den Beziehungen zwischen dem Datenbearbeiter und der betroffenen Person zu ver-
zichten. 
 
Art. 18 
 
Zum Kriterium der Schriftlichkeit, siehe die vorstehende Bemerkung zu Art. 6 Abs. 3 E-VDSG. 
 
Die Aufbewahrungsfrist von 2 Jahren nach Beendigung der Datenbearbeitung entbehrt einer gesetzlichen 
Grundlage im DSG und ist als zu lange zu betrachten. Die Aufbewahrung hat höchstens bis zur Beendigung der 
entsprechenden Datenbearbeitung zu dauern, da danach keine Verletzung der Rechte der betroffenen Person 
mehr erfolgen kann. Für die Frage, ob jemand durch die Datenbearbeitung ein Schutzrecht der betroffenen Per-
son verletzt hat, ist nicht die Datenschutz-Folgenabschätzung relevant, sondern die konkrete Datenbearbeitung 
und die entsprechenden Verzeichnisse und Reglemente des Verantwortlichen. 
 
Art. 19, Erläuterung 
 
In den Erläuterungen des Bundesrates zeigt der Verfasser in den Bemerkungen zu Art. 19, dass er ein merk-
würdiges Verständnis der deutschen Sprache hat. «Voraussichtlich» heisst überhaupt nicht, dass die Meldung 
in jedem «Zweifelsfall», in welchem ein «hohes Risiko nicht ausgeschlossen werden kann» zu erfolgen hat. Hat 
die Meldung bei einer «voraussichtlichen Verletzung zu erfolgen, dann ist diese nur vorzunehmen, wenn die 
Gefahr, dass eine Verletzung der Rechte der Betroffenen Person erfolgt ist, als klar höher einzustufen sind als 
die Chancen, dass keine Verletzung erfolgt ist. Der Bundesrat versucht in unrechtmässiger Art und Weise die 
Einschränkung des Gesetzgebers durch seinen Kommentar umzubiegen. 
 
Art. 19 Abs. 1 Bst. b bis d 
 
Diese Kriterien sind dem Gesetz nicht zu entnehmen. Der Bundesrat hat weder eine Delegation noch eine Er-
mächtigung erhalten, revArt. 24 DSG zu ergänzen. Deshalb sind diese Buchstaben aus der Verordnung zu 
streichen. 
 
Art. 19 Abs. 1 Bst. e 
 
Bei der Entdeckung einer Verletzung der Datensicherheit ist es eben gerade nicht immer möglich, die Folgen 
und die allfälligen Risiken umgehend und abschliessend festzustellen. Deshalb muss beim Bst. e «soweit mög-
lich» vorangestellt werden. 
 
Art. 19 Abs. 3 
 
Siehe die Bemerkung zu Art. 19 Abs. 1 Bst. b bis d E-VDSG. Auch hier hat der Bundesrat weder eine Delega-
tion noch eine Ermächtigung erhalten, das DSG zu ergänzen. Deshalb ist dieser Absatz zu streichen, da er weit 
über Art. 24 Abs. 4 revDSG hinausgeht. 
 
Art. 19 Abs. 5 
 
Siehe die Bemerkung zu Art. 19 Abs. 1 Bst. b bis d E-VDSG. Auch hier hat der Bundesrat weder eine Delega-
tion noch eine Ermächtigung erhalten, das DSG zu ergänzen. Deshalb ist dieser Absatz zu streichen, da er weit 
über Art. 24 revDSG hinausgeht, der keine Dokumentationspflicht enthält. Sollte man wider Erwarten an einer 
Dokumentationspflicht festhalten, schiessen die 3 Jahre weit über das Ziel hinaus. Eine Aufbewahrungsdauer 
kann höchstens ein Jahr betragen. 
 
Art. 20 Abs. 1 und 2 
 
Zum Kriterium der Schriftlichkeit, siehe die vorstehende Bemerkung zu Art. 6 Abs. 3 E-VDSG. 
 
Art. 20 Abs. 5 
 
Siehe die Bemerkung zu Art. 19 Abs. 1 Bst. b bis d E-VDSG. Auch hier hat der Bundesrat weder eine Delega-
tion noch eine Ermächtigung erhalten, das DSG zu ergänzen. Deshalb ist dieser Absatz zu streichen, da er weit 
über Art. 25 DSG hinausgeht, der keine Dokumentationspflicht enthält. Sollte man wiedererwarten an einer Do-
kumentationspflicht festhalten, schiessen die 3 Jahre weit über das Ziel hinaus. Eine Aufbewahrungsdauer kann 
höchstens ein Jahr betragen. 







 
Art. 22 
 
Der Fristenlauf kann selbstverständlich nur dann beginnen, wenn das Auskunftsgesuch formell korrekt einge-
reicht und inhaltlich klar ist. Solange das Gesuch entweder formell oder inhaltlich unklar ist, kann die Frist nicht 
laufen. Dies muss im Art. 22 E-VDSG in aller Klarheit zum Ausdruck kommen. 
 
Art. 23 
 
Aufgrund der Einschränkungen, die gemäss Abs. 1 für die Kostenbeteiligung vom Bundesrat aufgestellt werden, 
ist der unveränderte Betrag von CHF 300 geradezu lächerlich. Bei Aufwendungen, die CHF 1'000 weit überstei-
gen können, ist eine Kostenbeteiligung von nur gerade CHF 300.- nicht angemessen. Natürlich hat der Verant-
wortliche die Kosten zu belegen. Aber es kann nicht sein, dass der Verantwortliche auf einem Kostenberg sit-
zenbleibt und vom Kostenverursacher nur ein quasi symbolischer Betrag verlangt werden kann. Der Höchstbe-
trag ist deshalb anzuheben und sollte auf mindestens CHF 1'000 festgelegt werden. 
 
Art. 24 
 
Der Anspruch auf Datenportabilität bei der Datenherausgabe oder -übertragung darf nicht ein absoluter sein. 
Dieser Anspruch darf nur bestehen, soweit die Bearbeitung von Personendaten in gängigen Formaten erfolgen 
kann bzw. erfolgt. 
 
Art. 45 Abs. 1 und 2 
 
Wenn die Kostenbeteiligung nach Art. 23 mit den Gebührengrundsätzen des EDÖB verglichen werden, dann 
muss von einer krassen Diskrepanz gesprochen werden. Der EDÖB erledigt eine Tätigkeit im Interesse der Ge-
sellschaft und es gibt keinen nachvollziehbaren Grund, weshalb die Person, welche Dienstleistungen von ihm 
braucht, um sich datenschutzkonform zu verhalten, derart abgeschröpft wird. Weder kann es sein, dass die Ge-
bühren nach Zeitaufwand berechnet werden (die Privatperson hat keinen Einfluss auf die Effizienz der Leis-
tungserbringung durch den EDÖB), noch sind die Stundensätze von CHF 150 bis 350 in irgendeiner Weise an-
gemessen. Diese Gebührenbestimmung stiftet die hilfesuchende Privatperson geradezu an, das Datenschutz-
recht zu verletzen da sie sich die Unterstützung durch den EDÖB nicht leisten kann. Die Gebührenordnung ist 
vollständig zu überdenken und nach einem vernünftigen Mass anzupassen. Es kann nicht sein, dass der Ge-
setzgeber einerseits für die Einhaltung des Datenschutzrechts einsteht und andererseits sich durch die Dienst-
leistungen des EDÖB bereichern will. Hier wird dem service-public-Gedanken in gröbster Art und Weise entge-
gengewirkt. Es ist erforderlich, Maximalgebühren für Tätigkeiten festzulegen, welche der Einhaltung des Daten-
schutzrechts dienen (z.B. Art. 59 Abs. 1 Bst. c revDSG, Konsultation aufgrund einer Datenschutz-Folgenab-
schätzung). 
 
Sehr geehrter Herr Amstutz, wir bitten Sie um Kenntnisnahme und um Übernahme der vorstehenden 
Vorschläge, damit die VDSG in ihrer Rechtssicherheit und in ihrer Rechtmässigkeit entsprechend gestärkt wer-
den kann. 
 
 
 
Freundliche Grüsse       
 
 


        
 
Patrik Odermatt       Daniel Bucklar 
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Stellungnahme der Kantonalbanken zur Totalrevision der Verordnung zum 
Bundesgesetz über den Datenschutz 
 


Sehr geehrte Frau Bundesrätin, 
sehr geehrter Herr Amstutz, 
sehr geehrte Damen und Herren 
 
Am 23. Juni 2021 hat das Eidgenössische Justiz- und Polizeidepartement (EJPD) die Ver-
nehmlassung zur Totalrevision der Verordnung zum Bundesgesetz über den Datenschutz 
(VDSG) eröffnet. Wir danken Ihnen für die Gelegenheit zur Stellungnahme zu dieser wichti-
gen Vorlage.  
 
Die vom Verband Schweizerischer Kantonalbanken vertretenen Kantonalbanken sind eben-
falls Mitglieder der Schweizerischen Bankiervereinigung. Die Stellungnahme der Bankier-
vereinigung (SBVg) wurde von den Kantonalbanken wesentlich mitgeprägt. Sie wird deshalb 
vollumfänglich unterstützt, weshalb darauf verwiesen wird. 
 
Die Kantonalbanken heben nachfolgend die für sie wichtigsten Punkte hervor. 
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Wichtigste Anliegen der Kantonalbanken 
 
1. VDSG prinzipien- und risikobasiert ausgestalten 
 Zweck der VDSG ist es, die Bestimmungen des Bundesgesetzes über den Datenschutz 


(DSG) näher auszuführen. Der Entwurf zur VDSG enthält jedoch Regelungen, welche 
über eine blosse Konkretisierung des revidierten Datenschutzgesetzes hinausgehen. 
Während das neue Datenschutzgesetz prinzipien- und risikobasiert ausgestaltet ist, sind 
zahlreiche Regelungen des Verordnungsentwurfs unnötig detailliert und regelbasiert (vgl. 
die zahlreichen Anforderungskataloge). Dies verunmöglicht die Anwendung eines ver-
nünftigen Ermessens durch den Datenbearbeiter, namentlich entsprechend dessen 
Grösse, Struktur, Komplexität, Risiken und Geschäftsmodell. Teilweise gehen die Rege-
lungen sogar über das Niveau der Europäischen Datenschutzgrundverordnung (EU-
DSGVO) hinaus und schaffen dadurch unnötige, die EU-Äquivalenz gefährdende und 
kontraproduktive «Swiss Finishes». Dies ist nicht angezeigt. Die Verordnung sollte den 
Geist des Gesetzes aufnehmen und dessen Regelungen prinzipien- und risikobasiert 
weiter ausführen und auch nicht darüber hinausgehen. 


 
2. Schutzziele der Massnahmen zur Gewährleistung der Datensicherheit als Mini-


malanforderungen definieren  
 Die Notwendigkeit der in Art. 2 E-VDSG aufgeführten technischen und organisatorischen 


Massnahmen hat sich nach den in Art. 1 E-VDSG vorgeschriebenen Grundsätzen zu 
richten. Die aufgeführten Schutzziele sind zu absolut und zu detailliert geregelt, so dass 
der Eindruck entsteht, dass es um absolut zu erreichende Anforderungen geht. Insofern 
werden statt Minimalanforderungen fälschlicherweise Maximalanforderungen formuliert. 
Die Bestimmung ist deshalb auf die Regelung der Schutzziele Integrität, Verfügbarkeit, 
Vertraulichkeit und Belastbarkeit zu reduzieren. Die Formulierung ist zudem in Bezug auf 
die Strafbarkeit von Verletzungen der Datensicherheit verfehlt, da die strafrechtlichen 
Anforderungen an die Bestimmtheit der strafbaren Tat nicht eingehalten werden. 


 
3. Pflicht zur Erstellung eines Bearbeitungsreglements streichen 
 Die Pflicht zur Erstellung eines Bearbeitungsreglements ist weitgehend deckungsgleich 


mit den Anforderungen an das zu erstellende Verzeichnis der Bearbeitungstätigkeiten. 
Dies produziert Rechtsunsicherheit und unnötigen Doppelaufwand. Art. 4 E-VDSG ist 
deshalb zu streichen. 


 
4. Keine Auferlegung von Pflichten gegenüber dem Auftragsdatenbearbeiter 
 Einzelne Pflichten des Verantwortlichen werden entgegen den Regelungen des revidier-


ten Datenschutzgesetzes gleichzeitig dem Auftragsdatenbearbeiter auferlegt (etwa Art. 
4 Abs. 1 E-VDSG und Art. 13 Abs. 1 E-VDSG) und setzen damit einen «Swiss Finish» 
zur EU-DSGVO. Dies ist zu korrigieren. 


 
5. Staatenliste des Bundesrates muss verbindlich sein 
 Die Staatenliste des Bundesrates (vgl. Art. 16 Abs. 1 des revidierten Datenschutzgeset-


zes und Art. 8 E-VDSG) muss für alle Akteure die Angemessenheit des Datenschutzes 
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verbindlich feststellen. Eine zusätzliche Einzelfallprüfung und die damit einhergehende 
Beurteilung einer ausländischen Rechtsordnung durch den Datenexporteur hinsichtlich 
hinreichender Transparenz und Rechtsschutz ist aus Praktikabilitätsgründen weder 
durchführbar noch zielführend. 


 
6. Korrektur der Aufgaben der Datenschutzberaterin bzw. des Datenschutzberaters 
 Die Datenschutzberaterin oder der Datenschutzberater hat die Aufgabe, die Verantwort-


liche Person betreffend die Datenschutzpflichten zu beraten. Eine Prüfung aller anfallen-
den Datenbearbeitungen kann damit nicht gemeint sein und wäre weder mit Blick auf die 
Anzahl möglich, noch aufgrund der Tatsache, dass nicht jede prüfenswerte Datenbear-
beitung effektiv erkannt werden kann. Die Funktion Datenschutzberatung kann vielmehr 
nur solche Datenbearbeitungen prüfen, welche ihr effektiv vorgelegt werden. Dies ist in 
Art. 25 Abs. 1 Bst. a E-VDSG zu ergänzen. 


 Die Regelung von Art. 25 Abs. 1 Bst. b E-VDSG widerspricht der oben beschriebenen 
Beratungsfunktion. Die Regelung kann zudem eine Verletzung aufsichtsrechtlicher Vor-
gaben zahlreicher regulierter Branchen mit hohem Grad an Arbeitsteilung mit sich brin-
gen. Datenschutzberatung kann höchstens eine formelle Prüfung bedeuten im dem 
Sinne, dass aufgrund einer Selbstdeklaration Auskünfte von verantwortlichen Stellen ein-
geholt werden. Die tatsächliche Überprüfung der Funktionsweise und Qualität einer Da-
tenbearbeitung wird eine Datenschutzberaterin oder ein Datenschutzberater nicht selbst 
durchführen können. Dies liegt in der Verantwortung der jeweiligen Verantwortlichen. Art. 
25 Abs. 1 Bst. b E-VDSG ist deshalb zu streichen. 


 
 
Wir bedanken uns für die wohlwollende Prüfung und Berücksichtigung unserer Anliegen. Für 
allfällige Rückfragen und weitere Erläuterungen stehen wir Ihnen selbstverständlich gerne zur 
Verfügung.  
 
 
Freundliche Grüsse 
 
Verband Schweizerischer Kantonalbanken 
 
 
 
 
 
Hanspeter Hess Dr. Adrian Steiner 
Direktor Vizedirektor 
 Leiter Public & Regulatory Affairs 








 
 


 


 
Per E-Mail: 
 
jonas.amstutz@bj.admin.ch 
 
 
 
 
 
 
Bern, 14. Oktober 2021 Fi/jf 
 
 
 
Stellungnahme zum Entwurf der Verordnung zum Bundesgesetz 
über den Datenschutz (E-VDSG) 
 
 
Sehr geehrte Frau Bundesrätin 
Sehr geehrter Herr Amstutz 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Wir danken Ihnen für die Gelegenheit, zum Entwurf der Verordnung zum Bundesgesetz über 
den Datenschutz (E-VDSG) Stellung nehmen zu dürfen. 
 
Der Verband Schweizerischer Privatschulen (VSP) vertritt auf nationaler Ebene die Interessen 
des Privatschulwesens. Betriebswirtschaftlich sind die Privatschulen überwiegend KMUs, die 
auf gute staatliche Rahmenbedingungen angewiesen sind. Wir sind daher für Lösungen, wel-
che sich mit verhältnismässigem Aufwand umsetzen lassen und dabei auf die personellen und 
finanziellen Ressourcen der unterschiedlichen Schulen Rücksicht nimmt.  
 
A. Das VDSG als Instrument zur Erreichung der Euro-Kompatibilität 
 
Wie beim DSG hat der Bundesrat auch beim E-VDSG in seinen Erläuterungen festgehalten, 
dass es lediglich um die Angemessenheit des schweizerischen Datenschutzrechts im Ver-
gleich zur europäischen DSGVO geht. In keiner Art und Weise wurde je von einer Erweiterung 
der Einschränkungen bei den Datenbearbeitungen bzw. von einer strengeren Regelung ge-
sprochen. Diesem Ziel bleibt der Bundesrat auch bei der Formulierung der VDSG ausdrücklich 
verpflichtet. Alle Bestimmungen, welche folglich über die Erfordernisse der DSGVO hinausge-
hen, müssen als zweckfremd und als unzulässig abgelehnt werden. Diese sind konsequent 
aus dem E-VDSG zu löschen. 
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B. Formelle Bemerkung 
 
Zur besseren Lesbarkeit der Verordnung und zum klareren Bezug zum DSG würden wir klare 
Verweise auf die betroffenen Gesetzesbestimmungen im Titel der jeweiligen Bestimmungen 
begrüssen. 
 
 
C. Zu den einzelnen Bestimmungen 
 
Art. 1 Abs. 1 Bst. d 
 
In Art. 1 Bst. d werden als Kriterium der Angemessenheit für die Datensicherheit die «Imple-
mentierungskosten» genannt. Es wird begrüsst, dass der Aufwand für die Verantwortlichen 
auch ausdrücklich in die Angemessenheitsüberprüfung aufgenommen wird. Der verwendete 
Begriff erscheint jedoch problematisch, da er lediglich auf die geldwerten Umsetzungsaufwen-
dungen beschränkt werden könnte (siehe auch S. 16 der Erläuterungen). Für eine solche Ein-
schränkung gibt es keinen Grund. Statt den Begriff «Implementierungskosten» schlagen wir 
vor, den allgemeineren Begriff «Aufwand für den Verantwortlichen» zu verwenden. Es gibt 
keinen Grund, beim Verantwortlichen überhöhte Planungs- oder Projektkosten auszulösen, 
nur um festzustellen, ob die Implementierung dann ihrerseits verhältnismässig ist. 
 
Art. 1 Abs. 2 
 
Diese Bestimmung verlangt die Überprüfung der technischen und organisatorischen Mass-
nahmen in angemessenen Abständen (gemeint sind hier die zeitlichen Abstände). Aufgrund 
des risikobasierten Ansatzes der gesamten Thematik der Datensicherheit erscheint diese Re-
gelung falsch. Zudem ist fraglich, ob mit der vom Bundesrat aufgestellten Forderung der Über-
prüfung in angemessenen Abständen die Delegationsnorm von Art. 8 Abs. 3 DSG eingehalten 
wird. Die Mindestanforderungen an die Datensicherheit rechtfertigen keine Einführung von zu-
sätzlichen Kriterien, welche im Gesetz nicht verankert sind. Es ist - wenn überhaupt - in mate-
rieller Hinsicht zu fordern, dass ein Zusammenhang zwischen der Überprüfung der Datensi-
cherheit und der Entwicklung des Risikos hergestellt wird. 
 
➔ Formulierungsvorschlag: «Die Massnahmen sind bei einer relevanten Veränderung des 


Risikos zu überprüfen.» 
 
Art. 2 Einleitungssatz 
 
Die Bestimmung spricht von «Schutzzielen erreichen». Die Pannen der Swisscom zeigen mit 
aller Deutlichkeit auf: Die absolute Datensicherheit gibt es nicht. Von den Verantwortlichen zu 
verlangen, dass die entsprechenden Schutzziele erreicht werden, ist weder korrekt noch rea-
listisch. Der Bereich der Datensicherheit ist ein typischer Bereich, bei welchem keine Ergeb-
nisverantwortung, sondern nur eine Sorgfaltspflicht auferlegt werden darf. 
 
➔ Formulierungsvorschlag: «Soweit angemessen, müssen die Massnahmen zur Gewähr-


leistung der Datensicherheit folgende Schutzziele anstreben: (…)» 
 
Nur so dürfen in der nachfolgenden Aufzählung Begriffe wie «verwehrt», «verunmöglicht», 
«verhindert», «gewährleistet», usw. überhaupt verwendet werden. Ansonsten müssten in der 
Aufzählung die Schutzziele jeweils vernünftig relativiert werden. 
 
Art. 2 Bst. a bis k 
 
Art. 2 dürfte eigentlich nur Schutzziele nennen, welche vom Verantwortlichen beeinflusst wer-
den können. Gerade die Transportkontrolle kann beispielsweise durch viele externe Faktoren 
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gefährdet werden, für welche der Verantwortliche nicht einstehen kann. Die Aufzählung von 
Art. 2 Bst. a bis k zeigt, was in der Lehre verschiedentlich moniert worden ist: Mangels Effizienz 
der staatlichen Interventionen, wird die Last der «Privacy by design» vollumfänglich auf den 
Verantwortlichen abgewälzt, statt dass sie zu datenschutzfreundlichen Technologien durch die 
Hersteller von Hard- und Software führen würde. Diese Entwicklung zulasten der Nutzer von 
Informationstechnologien ist problematisch, da damit auch der Aufwand für die Datensicher-
heit dem Betreiber und nicht dem Entwickler von Informationstechnologien auferlegt wird. Die 
Aufzählung in Art. 2 Bst. a bis k ist in Beachtung dieser Problematik zu überarbeiten und dem 
Verantwortlichen dürfen nur Schutzziele auferlegt werden, die auch tatsächlich in seiner Ver-
antwortung liegen. 
 
Art. 3 
 
Die nun in der Verordnung vorgesehenen Anforderungen an die Protokollierung übersteigen 
das vernünftige Mass und führen zu einer Bürokratie, welche in keinem Verhältnis zum tat-
sächlichen Nutzen der Anforderungen steht. Insbesondere die Aufbewahrungsdauer der Pro-
tokolle von 2 Jahren (Art. 3 Abs. 4 E-VDSG) ist unangemessen. Aus Sicht der Wirtschaft ge-
nügt die Pflicht zur Erstellung eines Verzeichnisses der Datenbearbeitungen vollumfänglich, 
um die Rechte und die Interessen der betroffenen Personen zu wahren. 
 
Art. 4 
 
Die Anforderungen von Art. 4 E-VDSG gehen zu weit. Ein Bearbeitungsreglement wird abge-
lehnt. Sollte wider Erwarten am Bearbeitungsreglement festgehalten werden, gibt es keinen 
nachvollziehbaren Grund zur «regelmässigen» Überarbeitung desselben. Dieses muss dann 
überarbeitet werden, wenn es einen Anlass zur Aktualisierung gibt (Veränderung der Bearbei-
tungsmittel oder Formen). 
 
Art. 6 Abs. 1 und 2 
 
Die Pflicht, für den Verantwortlichen, die vertrags- und gesetzesmässige Bearbeitung durch 
den Auftragsbearbeiter «sicherzustellen» ist konzeptionell falsch. Richtig ist, dass der Verant-
wortliche sich gemäss Art. 9 Abs. 2 DSG vergewissern muss, dass die Datenbearbeitung kor-
rekt erfolgt. Diese unverhältnismässige, nicht einzuhaltende und nicht vom Gesetzgeber vor-
gesehene Verschärfung der Pflicht des Verantwortlichen ist im Rahmen der Delegation an den 
Bundesrat als zu weit gehend zu betrachten. 
 
➔ Formulierungsvorschläge für Art. 6 Abs. 1 2. Satz bzw. 


Art. 6 Abs. 2 2. Satz E-VDSG: 
Er vergewissert sich, dass die Daten vertrags- und gesetzesgemäss bearbeitet wer-
den. / Andernfalls muss er sich auf dem vertraglichen Weg vergewissern, dass ein 
gleichwertiger Datenschutz gewährleistet wird. 


 
Art. 9 Abs. 2 und Art. 10 Abs. 1 
 
Auch diese Forderung an den Verantwortlichen geht zu weit, wenn er «sicherstellen» muss. 
Der Terminus «vergewissern» ist zu verwenden. 
 
Art. 15 und 16 
 
Diese Bestimmungen finden keine Grundlage im DSG und sind ersatzlos zu streichen. Die 
Berichtigung, Löschung, Vernichtung oder Einschränkung der Bearbeitung von Personenda-
ten (Art. 16 E-VDSG) erfolgen zudem im Interesse der betroffenen Person. Diese müssen ja 
so oder so den Anforderungen des Gesetzes entsprechen. Wieso in solchen Situationen eine 
neue Informationspflicht im Interesse der betroffenen Person liegen soll, ist nicht klar. Im 
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Gegenteil: Mit einer solchen Information, sei sie auch noch so klar, wird die betroffene Person 
oft verunsichert oder zumindest auf einen Umstand aufmerksam gemacht, der dazu führt, dass 
Fragen aufgeworfen werden und Aufwand generiert wird, der dem Verantwortlichen nicht ent-
schädigt wird. Das wird von der Wirtschaft in nachvollziehbarer Weise als unnötige und büro-
kratische Zusatzbelastung empfunden. Auf unnötige Informationen ist in den Beziehungen 
zwischen dem Datenbearbeiter und der betroffenen Person zu verzichten. 
 
Art. 18 
 
Die Aufbewahrungsfrist von 2 Jahren nach Beendigung der Datenbearbeitung entbehrt einer 
gesetzlichen Grundlage im DSG und ist als zu lange zu betrachten. Die Aufbewahrung hat 
höchstens bis zur Beendigung der entsprechenden Datenbearbeitung zu dauern, da danach 
keine Verletzung der Rechte der betroffenen Person mehr erfolgen kann. Für die Frage, ob 
jemand durch die Datenbearbeitung ein Schutzrecht der betroffenen Person verletzt hat, ist 
nicht die Datenschutz-Folgenabschätzung relevant, sondern die konkrete Datenbearbeitung 
und die entsprechenden Verzeichnisse und Reglemente des Verantwortlichen. 
 
Art. 19 Abs. 1 Bst. b bis d 
 
Diese Kriterien sind dem Gesetz nicht zu entnehmen. Der Bundesrat hat weder eine Delega-
tion noch eine Ermächtigung erhalten, Art. 24 DSG zu ergänzen. Deshalb sind diese Buchsta-
ben aus der Verordnung zu streichen. 
 
Art. 19 Abs. 1 Bst. e 
 
Bei der Entdeckung einer Verletzung der Datensicherheit ist es eben gerade nicht immer mög-
lich, die Folgen und die allfälligen Risiken umgehend und abschliessend festzustellen. Deshalb 
muss beim Bst. e «soweit möglich» vorangestellt werden. 
 
Art. 19 Abs. 3 
 
Siehe die Bemerkung zu Art. 19 Abs. 1 Bst. b bis d E-VDSG. Auch hier hat der Bundesrat 
weder eine Delegation noch eine Ermächtigung erhalten, das DSG zu ergänzen. Deshalb ist 
dieser Absatz zu streichen, da er weit über Art. 24 Abs. 4 DSG hinausgeht. 
 
Art. 19 Abs. 5 
 
Siehe die Bemerkung zu Art. 19 Abs. 1 Bst. b bis d E-VDSG. Auch hier hat der Bundesrat 
weder eine Delegation noch eine Ermächtigung erhalten, das DSG zu ergänzen. Deshalb ist 
dieser Absatz zu streichen, da er weit über Art. 24 DSG hinausgeht, der keine Dokumentati-
onspflicht enthält. Sollte man wider Erwarten an einer Dokumentationspflicht festhalten, sind 
die 3 Jahre deutlich zu lang. Eine Aufbewahrungsdauer soll höchstens ein Jahr betragen. 
 
Art. 20 Abs. 5 
 
Siehe die Bemerkung zu Art. 19 Abs. 1 Bst. b bis d E-VDSG. Auch hier hat der Bundesrat 
weder eine Delegation noch eine Ermächtigung erhalten, das DSG zu ergänzen. Deshalb ist 
dieser Absatz zu streichen, da er weit über Art. 25 DSG hinausgeht, der keine Dokumentati-
onspflicht enthält. Sollte man wider Erwarten an einer Dokumentationspflicht festhalten, sind 
die 3 Jahre zu lang. Eine Aufbewahrungsdauer soll höchstens ein Jahr betragen. 
 
Art. 22 
 
Der Fristenlauf kann erst dann beginnen, wenn das Auskunftsgesuch formell korrekt einge-
reicht und inhaltlich klar ist. Solange das Gesuch entweder formell oder inhaltlich unklar ist, 
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kann die Frist nicht laufen. Dies muss im Art. 22 E-VDSG in aller Klarheit zum Ausdruck kom-
men. 
 
Art. 23 
 
Aufgrund der Einschränkungen, die gemäss Abs. 1 für die Kostenbeteiligung vom Bundesrat 
aufgestellt werden, steht der Betrag von CHF 300.00 in keiner vernünftigen Relation zum «un-
verhältnismässigen Aufwand». Bei Aufwendungen, die weit über CHF 1'000.00 gehen können, 
ist eine Kostenbeteiligung von nur gerade CHF 300.00 nicht angemessen. Natürlich hat der 
Verantwortliche die Kosten zu belegen. Aber es kann nicht sein, dass der Verantwortliche auf 
seinen Kosten sitzenbleibt und vom Kostenverursacher nur quasi ein symbolischer Betrag ver-
langt werden kann. Der Höchstbetrag ist deshalb anzuheben und sollte auf mindestens CHF 
1'000.00 festgelegt werden. 
 
Art. 24 
 
Der Anspruch auf Datenportabilität bei der Datenherausgabe oder -übertragung, darf nicht ein 
absoluter sein. Dieser Anspruch darf nur bestehen, soweit die Bearbeitung von Personendaten 
in gängigen Formaten erfolgen kann bzw. erfolgt. 
 
Art. 45 Abs. 1 und 2 
 
Wenn die Kostenbeteiligung nach Art. 23 mit den Gebührengrundsätzen des EDÖB verglichen 
werden, dann muss von einer krassen Diskrepanz gesprochen werden. Der EDÖB erledigt 
eine Tätigkeit im Interesse der Bürger(innen) und der Volkswirtschaft Schweiz und es gibt kei-
nen nachvollziehbaren Grund, weshalb die Person, welche Dienstleistungen von ihm in An-
spruch nehmen muss, um sich datenschutzkonform zu verhalten, derart hohe Gebühren zu 
bezahlen hat. Weder kann es sein, dass die Gebühren nach Zeitaufwand berechnet werden 
(die Privatperson hat keinen Einfluss auf die Effizienz der Leistungserbringung durch den 
EDÖB), noch sind die Stundensätze von CHF 150.00 bis 350.00 angemessen. Diese Gebüh-
renbestimmung stiftet die hilfesuchende Privatperson geradezu an, das Datenschutzrecht zu 
verletzen, da sie sich die Unterstützung durch den EDÖB nicht leisten kann. Die Gebühren-
ordnung ist vollständig zu überdenken und auf ein vernünftiges Mass anzupassen. Hier wird 
dem Service-Public-Gedanken zu wenig Rechnung getragen. Es ist erforderlich, Maximalge-
bühren für Tätigkeiten festzulegen, welche der Einhaltung des Datenschutzrechts dienen (z.B. 
Art. 59 Abs. 1 Bst. c DSG, Konsultation aufgrund einer Datenschutz-Folgenabschätzung). 
 
 


*              * 
* 


 
 
Wir bitten Sie um Kenntnisnahme und danken für eine Berücksichtigung unserer Anliegen 
bestens. 
 
Freundliche Grüsse 
 
VERBAND SCHWEIZERISCHER PRIVATSCHULEN VSP 
 
 
 
NR Dr. Gerhard Pfister    Markus Fischer 
Präsident      Generalsekretär 








VUD Verein 
Unternehmens- 
Datenschutz 


Eidgenössisches Justiz- und Polizeidepartement E]PD 
Bundesamt für Justiz BJ 
Direktionsbereich Öffentliches Recht 
Fachbereich Rechtsetzungsprojekte und -methodik 


Bundesrain  20, 3003  Bern 


Zürich, den 14. September 2021  


Sehr geehrte Damen und Herren  


In der  Beilage erhalten Sie  die  Vernehmlassung  des  Vereins Unternehmens-


Datenschutz (www.vud.ch) zum Entwurf  der  Verordnung zum Datenschutzgesetz. Im 


VUD kommen  die  Datenschutzspezialisten zahlreicher Schweizer Unternehmen und 


bundesnaher Betriebe zusammen.  Die  Vernehmlassung wurde mit  den  Mitgliedern auf 


Basis ihrer Praxiserfahrung  in der  Umsetzung datenschutzrechtlicher Vorgaben  in  


Unternehmen und  der  rechtlichen Rahmenbedingungen ausgearbeitet. 


Zusammengefasst sind wir  der  Ansicht, dass manchen  der  Bestimmungen eine 


gesetzliche Grundlage fehlt und sie daher korrekterweise gestrichen werden rjssen. 


Geschieht  dies  nicht, werden insbesondere bei  den  Bestimmungen zur Datensicherheit 


aufgrund  der  strafrechtlichen Sanktionierung erhebliche Unsicherheiten geschaffen, 


obwohl  den  meisten Bestimmungen  die  nach  Art. 1  StGB erforderliche Bestimmtheit 


ohnehin fehlt. Überdies erachten wir manche  der  Bestimmungen leider als praxisfremd 


und  in  dieser Form nicht sinnvoll. Wir sind daher  der  Ansicht, dass  der  gegenwärtige 


Entwurf einer grundsätzlichen Überarbeitung bedarf. 


Wir stehen für weitere Erläuterungen gerne zur Verfügung. 


Freundliche Grüsse  


David Rosenthal 


Sekretä r 


Heribert Grab 


Präsident 


Verein Unternehmens-Datenschutz  


c/o IT  &  Law Consulting  GmbH, 


Stеrnenstrasse  18, 8002  Zürich 


www.vud.ch  


info@itandlaw.ch  
Tel.: +41 41 711 74 08 







 


 


 


 
Vernehmlassung des VUD zum Entwurf der Verordnung zum revidierten DSG vom 23. Juni 2021 


Streichungs- und Anpassungsvorschläge vom 13. September 2021 


 


Vorbemerkungen:  


 Zahlreichen Bestimmungen fehlt eine gesetzliche Grundlage1 oder sie widersprechen gar direkt dem Willen des Gesetzgebers 
(insbesondere, was die an zahlreichen Stellen neu eingeführten Dokumentationspflichten betrifft). Sie sind daher zu streichen. 
Das gilt insbesondere im Bereich der Datensicherheit, deren Verletzung zu einer Strafbarkeit führen soll. Die Voraussetzungen 
hierfür sind in diesen Fällen jedoch nicht erfüllt, weshalb die Bestimmungen ins Leere schiessen. 


 Die Verordnung sollte aus Sicht des VUD auf zu detaillierte Bestimmungen verzichten. Die Vielfalt der Bearbeitungsaktivitäten 
und Situationen ist so gross, dass Details in aller Regel mehr unbeabsichtigte negative Folgen haben als für Rechtssicherheit 
zu sorgen. Regelungen nach dem Giesskannenprinzip machen im Datenschutz schlicht keinen Sinn, sondern sind kontrapro-
duktiv.  


 Es sollten noch Übergangsfristen von 1 Jahr ab Inkrafttreten des revDSG für die Erstellung der Verzeichnisse und – falls darauf 
entgegen den Anträgen nicht verzichtet wird – auch für das Bearbeitungsreglement vorgesehen werden. 


 Es wäre sinnvoll, bei den einzelnen Verordnungsbestimmungen jeweils auf den Artikel der revDSG verwiesen werden, um des-
sen Konkretisierung es geht. 


Eine ausführlichere Fassung inklusive weiteren, erläuternden Bemerkungen zu den Regelungen des Entwurfs ist beim VUD erhältlich. 


                                            


1  «Die Kompetenz zum Erlass gesetzesvertretender Verordnungen setzt eine entsprechende Delegationsnorm im Gesetz voraus (Art. 164 Abs. 2 BV). 
Auch wenn der Gesetzgeber davon abgesehen hat, der Exekutive derartige (beschränkte) Legislativfunktionen zu übertragen, obliegt es dem Bundesrat, 
die Gesetzgebung zu vollziehen (Art. 182 Abs. 2 BV). Der Anwendungsbereich von Ausführungs- und Vollziehungsverordnungen ist indes darauf be-
schränkt, die Bestimmungen des betreffenden Bundesgesetzes durch Detailvorschriften näher auszuführen und mithin zur verbesserten An-
wendbarkeit des Gesetzes beizutragen. Ausgangspunkt sind Sinn und Zweck des Gesetzes; sie kommen in grundsätzlicher Weise durch die 
Bestimmung im formellen Gesetz zum Ausdruck.» (BGE 141 II 169, E. 3.3). 
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Artikel Text Bemerkungen Private / 
Bundesor-
gan 


Anpassungsvorschlag 


 


1 Abs. 1 Ob die technischen oder organisatorischen 
Massnahmen zur Gewährleistung der Datensi-
cherheit dem Risiko angemessenen sind, beur-
teilt sich nach den folgenden Kriterien:  
a. Zweck, Art, Umfang und Umstände der Da-
tenbearbeitung;  
b. die Eintrittswahrscheinlichkeit einer Verlet-
zung der Datensicherheit und deren potenziel-
len Auswirkungen für die betroffenen Perso-
nen;  
c. der Stand der Technik;  
d. Implementierungskosten. 


Zu Abs. 1: Massnahmen zur Datensicherheit sind nicht «ange-
messen», sondern «geeignet», wie dies Art. 8 Abs. 1 revDSG 
auch sagt. «Angemessen» kann nur das resultierende Sicher-
heitsniveau sein. Man sollte deshalb auch in Art. 1 Abs. 1 von 
«geeigneten» Massnahmen sprechen, um terminologische Wi-
dersprüche zu vermeiden. 


Problematisch ist ferner, dass der Bundesrat von der falschen 
Vorstellung ausgeht, dass Art. 8 revDSG, der hier konkretisiert 
wird, mehr als die Datensicherheit i.e.S. regelt (CIA = Con-
fidentiality, Integrity, Availability). Es geht weder um Bearbei-
tungsgrundsätze noch Betroffenenrechte. Die Beispiele in den 
Erläuterungen sind teilweise falsch. Ob z.B. eine Bearbeitung 
durch eine KI oder einen Menschen erfolgt, ist für die Frage 
der Datensicherheit nicht relevant. 


Ferner ist der Begriff des «Risikos» (Bst. b) falsch formuliert. 
Zudem geht es hier nicht um das Bruttorisiko, sondern das 
Nettorisiko. 


Der Begriff «Implementierungskosten» impliziert, dass anderer 
Aufwand nicht relevant ist. Das ist falsch. Ebenso falsch ist die 
Ausführung in der Erläuterung, dass übermässige Kosten nicht 
relevant sind. Erforderlich sind nur angemessene Massnah-
men, und die Angemessenheit bestimmt sich selbst nach dem 
Vorschlag auch nach den Kosten. 


Private  


Bundesor-
gane 


Statt von «angemessenen» 
Massnahmen ist von «geeigne-
ten» Massnahmen zu spre-
chen. 


Zu schreiben ist: «b. die ver-
bleibenden potenziellen Aus-
wirkungen einer Verletzung der 
Datensicherheit für die be-
troffenen Personen und deren 
Eintrittswahrscheinlichkeit 
(Restrisiko).» 


«Implementierungskosten» ist 
durch «Implementierungsauf-
wand» zu ersetzen. 


 


1 Abs. 2 Die Massnahmen sind über die gesamte Bear-
beitungsdauer hinweg in angemessenen Ab-
ständen zu überprüfen. 


Der Fokus auf die «angemessenen Abstände» ist zu eng. We-
sentlich ist, dass sie in «angemessener Weise» überprüft wer-
den. Der Begriff des «Abstands» impliziert nach wie vor eine 
Periodizität, die aber nicht zwingend ist, etwa wenn sich die 
Umstände nicht verändert haben. 


Private 


Bundesor-
gane 


Statt «angemessenen Abstän-
den» ist «angemessener 
Weise» zu schreiben. 


2 Soweit angemessen, müssen die Massnah-
men zur Gewährleistung der Datensicherheit 
folgende Schutzziele erreichen: 


a. Zugriffskontrolle: Der Zugriff der berechtig-
ten Personen ist auf diejenigen Personendaten 
beschränkt, die sie zur Erfüllung ihrer Aufgabe 
benötigen.  


Die Verwendung des Worts «erreichen» impliziert, dass die 
Schutzziele vollständig erfüllt werden, was weder erforderlich 
noch möglich ist. Zu treffen sind nur angemessene Massnah-
men; eine vollständige Sicherheit ist nicht erforderlich.  


Die aufgeführte Liste ist überdies veraltet, zu absolut und zu 
detailliert formuliert. Zudem geht es grundsätzlich um die 


Private 


Bundesor-
gane 


Statt «erreichen» ist «anstre-
ben» zu schreiben. 


Der Katalog der Schutzziele 
sollte durch die klassischen 
Schutzziele Vertraulichkeit, In-
tegrität und Verfügbarkeit er-
setzt werden.  
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Artikel Text Bemerkungen Private / 
Bundesor-
gan 


Anpassungsvorschlag 


 


b. Zugangskontrolle: Der Zugang zu den Ein-
richtungen und Anlagen, in denen Personen-
daten bearbeitet werden, wird unbefugten Per-
sonen verwehrt.  
c. Datenträgerkontrolle: Das Lesen, Kopieren, 
Verändern, Verschieben oder Entfernen von 
Datenträgern wird unbefugten Personen verun-
möglicht.  
d. Speicherkontrolle: Unbefugte Eingabe in 
den Datenspeicher sowie unbefugte Einsicht-
nahme, Veränderung oder Löschung gespei-
cherter Personendaten wird verhindert.  
e. Benutzerkontrolle: Die Benutzung von auto-
matisierten Datenbearbeitungs-systemen mit-
tels Einrichtungen zur Datenübertragung durch 
unbefugte Personen wird verhindert.  
f. Transportkontrolle: Bei der Bekanntgabe von 
Personendaten sowie beim Transport von Da-
tenträgern wird verhindert, dass die Daten un-
befugt gelesen, kopiert, verändert oder ge-
löscht werden können.  
g. Eingabekontrolle: In automatisierten Syste-
men kann überprüft werden, welche Personen-
daten zu welcher Zeit und von welcher Person 
eingegeben oder verändert wurden.  
h. Bekanntgabekontrolle: Es kann überprüft 
werden, wem Personendaten mit Hilfe von Ein-
richtungen zur Datenübertragung bekannt ge-
geben wurden.  
i. Wiederherstellung: Die Verfügbarkeit der 
Personendaten und der Zugang zu ihnen kann 
bei einem physischen oder technischen Zwi-
schenfall rasch wiederhergestellt werden.  
j. Es wird gewährleistet, dass alle Funktionen 
des Systems zur Verfügung stehen (Verfügbar-
keit), auftretende Fehlfunktionen gemeldet 
werden (Zuverlässigkeit) und gespeicherte 
Personendaten nicht durch Fehlfunktionen des 


Schutzziele Vertraulichkeit, Integrität und Verfügbarkeit. So ist 
es auch in Art. 32 Abs. 1 lit. b DSGVO definiert. 


Die Regelung zwingt zu einer Dokumentation für jede Datenbe-
arbeitung (u.a. warum bestimmte der aufgeführten Schutzziele 
nicht relevant sind im konkreten Fall). Das widerspricht dem 
Willen des Gesetzgebers, der eine solche umfassende Doku-
mentationspflicht abgelehnt hat. 


 


In diesem Fall wäre die Liste 
auch konform mit Art. 32 
DSGVO.  
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Artikel Text Bemerkungen Private / 
Bundesor-
gan 


Anpassungsvorschlag 


 


Systems beschädigt werden können (Datenin-
tegrität).  
k. Erkennung: Verletzungen der Datensicher-
heit können rasch erkannt und Massnahmen 
zur Minderung oder Beseitigung der Folgen 
eingeleitet werden. 


3 Abs. 1 Ergibt sich aus der Datenschutz-Folgenab-
schätzung, dass bei der automatisierten Bear-
beitung von Personendaten trotz der vom Ver-
antwortlichen vorgesehenen Massnahmen 
noch ein hohes Risiko für die Persönlichkeit o-
der die Grundrechte der betroffenen Personen 
besteht, protokollieren der private Verantwortli-
che und dessen Auftragsbearbeiter zumindest 
folgende Vorgänge: das Speichern, Verändern, 
Lesen, Bekanntgeben, Löschen oder Vernich-
ten. 


Diese Bestimmung ist in mehrerlei Hinsicht problematisch und 
sollte ersatzlos gestrichen werden: 


Erstens fehlt ihr eine gesetzliche Grundlage. Es geht hier nicht 


primär um die Protokollierung zur Gewährleistung der Datensi-
cherheit, sondern sie dient in erster Linie der nachträglichen 
Feststellung, ob es zu einer unbefugten Bearbeitung des Ver-
antwortlichen bzw. seines Auftragsbearbeiters gekommen ist. 
Sollen unerlaubte Datenabflüsse, Malware, Einbrüche etc. ent-
deckt werden, sind andere Dinge zu protokollieren als die regu-
läre Nutzung der Daten (die Hacker und Malware vermeiden o-
der löschen werden). Zur Feststellung einer Verletzung der Da-
tensicherheit eignet sie also nicht und ist damit unverhältnis-
mässig. Art. 8 revDSG, welcher als Grundlage der Bestimmung 
dient, behandelt nur die Datensicherheit i.e.S. Nur solche sollte 
der Bundesrat gemäss Art. 8 Abs. 3 revDSG ausführen (und 
nur die Verletzung solcher können auch zu einer Strafbarkeit 
führen).  


Zweitens ist das Ergebnis der DSFA kein geeigneter Indikator 
für das Risiko einer Verletzung der Datensicherheit. In der Re-
gel wird eine DSFA nicht wegen mangelhafter Datensicherheit 
ein hohes Risiko ausweisen, sondern aufgrund der Art und 
Weise der Datenbearbeitung. Dies hat jedoch mit Datensicher-
heit nichts zu tun. Die Erläuterungen des E-VDSG bestätigen 
sogar, dass es (auch) um die Gewährleistung der zweckkonfor-
men Bearbeitung geht. 


Drittens muss eine solche Bearbeitung kraft Art. 21 revDSG 
ohnehin dem EDÖB oder Datenschutzberater vorgelegt wer-
den. Eben dies dient bereits dem Ziel, eine solche oder andere 
Massnahme vorzuschlagen, soweit die Bearbeitung überhaupt 


Private Streichen. Es fehlt die gesetzli-
che Grundlage, die Regelung 
erreicht das Ziel materiell nicht 
und zielt an der Sache vorbei. 
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Artikel Text Bemerkungen Private / 
Bundesor-
gan 


Anpassungsvorschlag 


 


umgesetzt werden kann. Hier pauschal eine spezifische Mass-
nahme ohne Berücksichtigung der Umstände vorzuschlage ist 
ein Schuss ins Blaue. 


Viertens obliegt die Pflicht auch dem Auftragsbearbeiter, der 
jedoch die DSFA nicht kennen muss und eine solche schon 
gar nicht auszuführen hat. Massnahmen zur Datensicherheit 
obliegen zwar auch ihm, aber diese Protokollierung ist in ihrem 
Kern keine solche. Das erklärt den unlösbaren Widerspruch. 
Auch deshalb ist sie zu streichen. 


Unklar ist aufgrund der Norm, ob eine Protokollierungspflicht 
auch dann bestehen soll, wenn eine Datenschutz-Folgenab-
schätzung unterlassen wurde, obwohl sie nötig gewesen wäre. 
Dies wird aber wohl so sein. 


3 Abs. 2 Bundesorgane und deren Auftragsbearbeiter 
protokollieren bei der automatisierten Bearbei-
tung von Personendaten zumindest folgende 
Vorgänge: das Speichern, Verändern, Lesen, 
Bekanntgeben, Löschen oder Vernichten. 


Die Pflicht zur Protokollierung besteht unabhängig vom Risiko 
und muss daher bei jeder automatisierten Bearbeitung von 
Personendaten vorgenommen werden.  


Der Begriff der automatisierten Bearbeitung ist nicht definiert. 
Zu verstehen ist darunter aber das Gegenteil zur manuellen 
Bearbeitung – somit ist darunter eine elektronische oder ver-
gleichbare Datenbearbeitung zu verstehen.  


Die Protokollierungen erscheinen als unverhältnismässig – ins-
besondere, da auch das Lesen protokolliert werden muss. 


Auch im Falle von Bundesorganen ist die Regelung systema-
tisch falsch und ohne gesetzliche Grundlage. Vgl. dazu die obi-
gen Ausführungen.  


Bundesor-
gan 


Streichen (vgl. oben) 


3 Abs. 3 Die Protokollierung gibt Aufschluss über die Art 
des Bearbeitungsvorgangs, die Identität der 
Person, die die Bearbeitung vorgenommen 
hat, die Identität der Empfängerin oder des 
Empfängers sowie den Zeitpunkt, an dem die 
Bearbeitung erfolgt ist. 


Widerspruch zu den Mindestanforderungen an die Protokollie-
rung gemäss den Absätzen 1 und 2.  


Abs. 3 bringt allerdings ebenfalls zum Ausdruck, dass es nicht 
um Verletzungen der Datensicherheit, sondern um etwaige un-
zulässige Bearbeitungen durch reguläre Benutzer geht. Diese 
stellen keine solche Verletzungen dar. 


Mit Empfänger ist die Organisation, nicht die Einzelperson ge-
meint. 


Private 


Bundesor-
gane 


Streichen (vgl. oben) 
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Artikel Text Bemerkungen Private / 
Bundesor-
gan 


Anpassungsvorschlag 


 


3 Abs. 4 Die Protokolle sind während zwei Jahren ge-
trennt vom System, in welchem die Personen-
daten bearbeitet werden, aufzubewahren. Sie 
sind ausschliesslich den Organen oder Perso-
nen zugänglich, denen die Überwachung der 
Datenschutzvorschriften oder die Wiederher-
stellung der Vertraulichkeit, Integrität, Verfüg-
barkeit und Nachvollziehbarkeit der Daten ob-
liegen, und dürfen nur für diesen Zweck ver-
wendet werden. 


Für eine solche Aufbewahrungspflicht gibt es keine gesetzliche 
Grundlage. Im revDSG wurde bewusst auf solche Dokumenta-
tionspflichten verzichtet, abgesehen vom Verzeichnis.  


Die Regelung der getrennten Aufbewahrung ist technisch nicht 
ohne Weiteres oder nur mit erheblichem Aufwand umsetzbar. 
Protokolle werden dort erzeugt, wo sie anfallen – und nicht auf 
anderen Systemen. Ein Betrieb müsste somit von sämtlichen 
Protokollen Kopien anfertigen und sie manuell auf ein anderes 
System übertragen; der Aufbewahrungsort muss ein unabhän-
giges System sein. Dieser Vorgang birgt seinerseits Sicher-
heitsrisiken, abgesehen davon, dass der Aufwand enorm wäre 
Es würde genügen, wenn sichergestellt wird, dass die Proto-
kolle ihrerseits sicher sind.  


Die Personen, welche die Verletzung von Datenschutzvor-
schriften verfolgen, erhalten gemäss Wortlaut keinen Zugang 
zu den Daten. 


Die Zweckbindung ist unzulässig, da sie strenger ist, als die 
Bearbeitungsgrundsätze dies erlauben. Damit fehlt der Rege-
lung eine gesetzliche Grundlage. Ein Verantwortlicher oder 
Auftragsbearbeiter hat möglicherweise ein Interesse, die Logs 
auch aus anderen Gründen auszuwerten. Tut er dies DSG-
konform, sollte dies auch möglich sein.  


Die Regelung ist insofern interessant, als heute viele Protokolle 
von IT-Systemen aus Gründen des Datenschutzes weniger 
lang aufbewahrt werden. Es kann mit Verweis auf den E-VDSG 
vertreten werden, dass eine Aufbewahrung von zwei Jahren 
ohne Weiteres verhältnismässig ist, wenn sogar der Gesetzge-
ber diese Frist standardmässig vorschreiben will. Korrekter-
weise ist die Aufbewahrungsfrist aber als Mindestfrist auszuge-
stalten. Gibt es Gründe, sie länger aufzubewahren, muss dies 
möglich sein. 


Private 


Bundesor-
gane 


Streichen. Es fehlt eine gesetz-
liche Grundlage. 


«getrennt vom System, in wel-
chem die Personendaten bear-
beitet werden» ist zu streichen 
und durch «sicher» zu erset-
zen. Die Regelung ist unver-
hältnismässig. 


Sofern eine Aufbewahrungsfrist 
überhaupt festgelegt wird, wo-
für es keine Grundlage gibt, so 
macht eine starre Frist keinen 
Sinn und wäre unverhältnis-
mässig. Sie muss von der 
Dauer der Datenbearbeitung 
abhängig und generell ange-
messen sein. 


Satz 2 ist zu streichen, da er 
dem DSG widerspricht, indem 
er die Bearbeitungsgrundsätze 
aushebelt. Ohnehin müsste der 
Personenkreis mit Zugang ist 
um jene erweitert werden, wel-
che die Verletzung von Daten-
schutzvorschriften verfolgen.  


 


4 Abs. 1 Bearbeitungsreglement von privaten Personen 


1 Der Verantwortliche und dessen Auftragsbe-
arbeiter müssen ein Reglement für automati-
sierte Bearbeitungen erstellen, wenn sie: 


Die Pflicht, für Datenbearbeitungen mit einem hohen Risiko 
Bearbeitungsreglemente zu erstellen, besteht bereits nach der 
geltenden Verordnung. Allerdings wurde allgemein erwartet, 
auch aufgrund der Botschaft des Bundesrats und der parla-


Private Streichen. Es fehlt die gesetzli-
che Grundlage, die Regelung 
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Artikel Text Bemerkungen Private / 
Bundesor-
gan 


Anpassungsvorschlag 


 


a. umfangreich besonders schützenswerte 
Personendaten bearbeiten; oder 


b. ein Profiling mit hohem Risiko durchführen. 


mentarischen Beratung, dass die Bearbeitungsreglemente an-
gesichts der neu eingeführten Dokumentations- und Informati-
onspflichten (Verzeichnisse von Bearbeitungstätigkeiten, Da-
tenschutz-Folgenabschätzungen, Datenschutzerklärungen) 
aus der Verordnung gestrichen werden. 


Das Bearbeitungsreglement dient augenscheinlich nicht der Si-
cherstellung der Datensicherheit i.e.S., sondern soll primär die 
Einhaltung der Bearbeitungsgrundsätze und die weiteren Vor-
gaben des Datenschutzes sicherstellen. Es fehlt der Bestim-
mung somit eine gesetzliche Grundlage, da Art. 8 revDSG nur 
Datensicherheit i.e.S. regelt. Der Vorgängernorm fehlt eben-
falls die gesetzliche Grundlage, weshalb sie toter Buchstabe 
blieb bzw. bleiben musste (ihre Verletzung hat keine Rechtsfol-
gen).  


Demgegenüber steht der enorme Aufwand, den die Erstellung 
und Nachführung eines solchen Bearbeitungsreglements mit 
sich bringt. Wie bei Abs. 2 gezeigt wird, werden die wesentli-
chen Angaben ohnehin bereits im Rahmen der in solchen Fäl-
len erforderlichen Datenschutz-Folgenabschätzung dokumen-
tiert, der Rest im ohnehin zu erstellenden Inventar. Die Rege-
lung ist somit überflüssig. 


Auch die DSGVO sieht eine solche Regelung nicht vor (Swiss 
Finish). 


Während ein «Profiling mit hohem Risiko» in der Praxis ver-
mutlich kaum vorkommen wird, stellt sich die Frage, ab wann 
«umfangreich» besonders schützenswerte Personendaten be-
arbeitet werden. Dies dürfte mit Bezug auf die HR-Daten bei ei-
nem mittleren und grösseren Umfang bereits der Fall sein. 
Auch jedes Medienunternehmen wird erfasst sein, welches Be-
richte über Politik und Gesellschaft enthält und damit auch be-
sonders schützenswerte Personendaten (politische Ansichten 
etc.) bearbeitet. 


Es ist klar, dass besonders heikle Datenbearbeitungen eine 
betriebsinterne Regelung erfordern können. Dieser Aspekt ist 
jedoch über Art. 7 Abs. 1 revDSG bereits hinreichend geregelt. 


ist unverhältnismässig und re-
dundant. Es ist ein Swiss Fi-
nish. 
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Artikel Text Bemerkungen Private / 
Bundesor-
gan 


Anpassungsvorschlag 


 


Der Erläuterungsbericht suggeriert, dass das Bearbeitungsreg-
lement ein in sich geschlossenes Dokument sein muss. Dies 
ist praxisfremd und unnötig. Eine solche Pflicht zur «Urkunden-
einheit» gilt auch sonst nirgends. 


Es besteht ferner das Risiko, dass Auskunftsersuchende über 
die Generalklausel versuchen werden, an das Bearbeitungs-
reglement heranzukommen.  


Die Dokumentationspflichten wurden aus der DSGVO über-
nommen und zusätzlich soll diese bestehende Pflicht nicht ge-
strichen werden. Dies führt zu einer erheblichen Erweiterung 
der Dokumentationspflichten.  


4 Abs. 2 Das Reglement muss mindestens Angaben 
enthalten: 


a. zum Bearbeitungszweck; 


b. zu den Kategorien betroffener Personen und 
der Kategorien bearbeiteter Personendaten; 


c. zur Aufbewahrungsdauer der Personenda-
ten oder die Kriterien zur Festlegung dieser 
Dauer; 


d. zur internen Organisation; 


e. zur Herkunft der Personendaten und zur Art 
ihrer Beschaffung; 


f. zu den technischen und organisatorischen 
Massnahmen zur Gewährleistung der Datensi-
cherheit; 


g. zu den Zugriffsberechtigungen sowie zur Art 
und zum Umfang der Zugriffe; 


h. zu den Massnahmen, die zur Datenminimie-
rung getroffen werden; 


i. zu den Datenbearbeitungsverfahren, insbe-
sondere den Verfahren bei der Speicherung, 


Lit. a, b, c und f sind auch Bestandteile der Bearbeitungsver-
zeichnisse.  


Die übrigen Punkte müssen bei einer Datenschutz-Folgenab-
schätzung mitberücksichtigt werden, wenn diese für die Risiko-
abwägung bzw. als Massnahme zur Reduktion der Risiken re-
levant sind, was in der Regel der Fall sein wird. Somit sind sie 
bereits dokumentiert.  


Die Liste zeigt im Übrigen, dass es augenscheinlich primär 
nicht um Datensicherheit, sondern die Einhaltung der Bearbei-
tungsgrundsätze und des restlichen Datenschutzgesetzes geht 
(s. .  


 


Private Streichen (vgl. oben) 
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Artikel Text Bemerkungen Private / 
Bundesor-
gan 


Anpassungsvorschlag 


 


Berichtigung, Bekanntgabe, Aufbewahrung, Ar-
chivierung, Pseudonymisierung, Anonymisie-
rung und Löschung oder Vernichtung; 


j. zum Verfahren zur Ausübung des Auskunfts-
rechts und des Rechts auf Datenherausgabe 
oder -übertragung. 


4 Abs. 3 Die private Person muss das Reglement regel-
mässig aktualisieren und der Daten-schutzbe-
raterin oder dem Datenschutzberater in einer 
für diese oder diesen verständlichen Form zur 
Verfügung stellen. 


Damit wird eine Pflicht zur Vorlage an den Datenschutzberater 
/ die Datenschutzberaterin festgelegt, obwohl keine gesetzliche 
Verpflichtung besteht, diese Funktion überhaupt zu besetzen.  


Das Bearbeitungsreglement des Privaten muss weder publi-
ziert noch dem EDÖB gemeldet werden.  


Private Streichen (vgl. oben). In jedem 
Fall den zweiten Halbsatz strei-
chen. 


5 Abs. 1 Das verantwortliche Bundesorgan und dessen 
Auftragsbearbeiter erstellen ein Bearbeitungs-
reglement für automatisierte Bearbeitungen, 
wenn sie: 


a. besonders schützenswerte Personendaten 
bearbeiten; 


b. ein Profiling durchführen; 


c. Datenbearbeitungen im Sinne von Artikel 34 
Absatz 2 Buchstabe c DSG ausführen; 


d. Kantonen, ausländischen Behörden, interna-
tionalen Organisationen oder privaten Perso-
nen werden Personendaten zugänglich ma-
chen; 


e. Datenbestände miteinander verknüpfen; o-
der 


f. mit anderen Bundesorganen zusammen ein 
Informationssystem betreiben oder Datenbe-
stände bewirtschaften. 


Aufgrund der Auflistung muss praktisch für jede automatisierte 
Bearbeitung ein Reglement erstellt werden.  


Es ist unklar, warum die Bearbeitungsreglemente trotz Einfüh-
rung der Verzeichnisse und der Datenschutz-Folgenabschät-
zung beibehalten werden.  


Zudem fehlt aus den zu Art. 4 E-VDSG erwähnten Gründen 
eine gesetzliche Grundlage.   


Vgl. im Übrigen die obigen Ausführungen zu Art. 4 E-VDSG. 


Bundesor-
gane 


Streichen. Es fehlt die gesetzli-
che Grundlage, die Regelung 
ist unverhältnismässig.  


5 Abs. 2 Das Reglement muss mindestens die Angaben 
nach Artikel 4 Absatz 2 enthalten. 


Die Formulierung ist unklar: Soll sie bedeuten, dass es allen-
falls mehr Angaben enthalten muss?  


Bundesor-
gane 


Streichen (vgl. oben) 
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Artikel Text Bemerkungen Private / 
Bundesor-
gan 


Anpassungsvorschlag 


 


5 Abs. 3 Das verantwortliche Bundesorgan muss das 
Reglement regelmässig aktualisieren und der 
Datenschutzberaterin oder dem Datenschutz-
berater in einer für diese oder diesen verständ-
lichen Form sowie dem Eidgenössischen Da-
tenschutz- und Öffentlichkeitsbeauftragten 
(EDÖB) auf Anfrage zur Verfügung stellen 


Pflicht, das Bearbeitungsreglement dem Datenschutzberater 
und dem EDÖB bereitzustellen (auf Anfrage).  


Bundesor-
gane 


Streichen (vgl. oben) 


6 Abs. 1 Der Verantwortliche, der die Bearbeitung von 
Personendaten einem Auftragsbearbeiter über-
trägt, bleibt für den Datenschutz verantwortlich. 
Er muss sicherstellen, dass die Daten ver-
trags- oder gesetzesgemäss bearbeitet wer-
den. 


Der erste Satz wiederholt einerseits eine Banalität, ist anderer-
seits aber ungenau, da er den falschen Eindruck erweckt, dass 
die Verantwortlichkeit des Verantwortlichen in keinem Fall ein-
geschränkt ist, auch dann, wenn ihm nichts vorgeworfen wer-
den kann. Dem ist nicht so. Es ist ohnehin nicht klar, was «für 
den Datenschutz verantwortlich» meint. Strafrechtliche Verant-
wortlichkeit kann es nicht sein, und aufsichtsrechtliche Verant-
wortlichkeit setzt ebenfalls Kontrollmöglichkeiten voraus. Wird 
die Verantwortlichkeit schliesslich als zivilrechtliche Haftung 
verstanden, dann wird mit dieser Regelung eine vom Gesetz-
geber nicht vorgesehene Kausalhaftung eingeführt. Hierfür 
fehlt eine gesetzliche Grundlage. Dies würde auch über Art. 82 
Abs. 3 DSGVO hinausgehen. Für die zivilrechtliche Haftung gilt 
nach wie vor Art. 41 OR. 


Die Formulierung «sicherstellen» ist zudem inhaltlich falsch. 
Der Verantwortliche kann nur «dafür Sorge tragen». 


Auch der zweite Satz ist mangelhaft, da ihm ebenfalls eine ge-
setzliche Grundlage fehlt. Nach Art. 9 Abs. 1 Bst. a revDSG hat 
der Verantwortliche zu sorgen, dass die Daten so bearbeitet 
werden, wie er es selbst darf. Nach Satz 2 hat er jedoch auch 
für die Durchsetzung seines eigenen Vertrags zu sorgen, 
selbst wenn dieser strenger sein sollte als das Gesetz. Macht 
er also einen zu strengen Vertrag, aber erlaubt er seinem Auf-
tragsbearbeiter eine Bearbeitung, die noch dem Gesetz ent-
spricht, ist diese Vorschrift bereits verletzt. Gemeint ist viel-
leicht auch eine Bezugnahme auf Art. 9 Abs. 1 DSG («… Bear-
beitung … kann vertraglich oder durch die Gesetzgebung ei-
nem Auftragsbearbeiter übertragen werden…). Dies müsste in 
der Verordnung aber auch nicht wiederholt werden. Die Regel 
verwirrt also mehr als sie nutzt. Schon nach Art. 9 Abs. 1 Bst. a 


Private  


Bundesor-
gane 


Satz 1 streichen, da kein Mehr-
wert, jedoch verwirrend und 
falls als Kausalhaftung verstan-
den ohne gesetzliche Grund-
lage. 


Ohnehin ist «sicherstellen» 
durch «dafür Sorge tragen» zu 
ersetzen. 


Satz 2 streichen, da kein Mehr-
wert, jedoch verwirrend und 
ohne gesetzliche Grundlage, 
was die Pflicht zur Vertrags-
durchsetzung betrifft. 
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Artikel Text Bemerkungen Private / 
Bundesor-
gan 


Anpassungsvorschlag 


 


revDSG hat der Verantwortliche dafür zu sorgen, dass das 
DSG eingehalten wird. Das genügt.  


6 Abs. 2 Untersteht der Auftragsbearbeiter dem DSG 
nicht, so muss sich der Verantwortliche verge-
wissern, dass andere gesetzliche Bestimmun-
gen einen gleichwertigen Datenschutz gewähr-
leisten. Andernfalls muss er diesen auf vertrag-
lichem Wege sicherstellen. 


Der Sinn und Zweck dieser Regelung erschliesst sich nicht, da 
der Regelungsgehalt bereits durch die Art. 16 und 17 revDSG 
(Bekanntgabe von Personendaten ins Ausland) gedeckt ist. 
Gemäss Erläuterungsbericht entspricht der neue Art. 6 Abs. 2 
E-VDSG dem geltenden Art. 22 Abs. 3 VDSG. Dabei handelt 
es sich aber um eine Bestimmung für Bundesorgane, während 
Art. 6 Abs. 2 E-VDSG sowohl für Datenbearbeitungen Privater 
als auch für solche von Bundesorganen gelten soll. Aus dem 
Erläuterungsbericht geht nicht hervor, warum diese Bestim-
mung nun auch für Private gelten soll (oder warum es sie über-
haupt braucht bzw. auf welche Rechtsgrundlage sie sich 
stützt). 


Die Regelung würde nur dort halbwegs Sinn machen, wo ein 
Schweizer Verantwortlicher einen ausländischen Auftragsbear-
beiter bemüht Daten zu bearbeiten, ohne dass es zu einer Be-
kanntgabe aus der Schweiz kommt und somit Art. 16 revDSG 
nicht greift. Systematisch wäre aber auch dieser Fall in Art. 16 
revDSG zu regeln und nicht in der VDSG. Es ist dies ein abso-
luter Sonderfall. Eine eigene Regelung in der VDSG rechtfecht-
fertigt sich dadurch nicht. Die Regelung ergibt sich im übrigen 
sowieso bereits aus Art. 9 Abs. 1 Bst. a revDSG, und zwar sys-
tematisch korrekt, während sie hier systematisch falsch ange-
legt ist: Im Falle einer Auftragsbearbeitung geht es um die Si-
cherstellung eines gleichwertigen Datenschutzes, da der Auf-
tragsbearbeiter die Daten gar nicht in eigener Regie bearbeiten 
darf. Es geht darum sicherzustellen, dass die Daten nur so be-
arbeitet werden, wie der Verantwortliche dies darf – und so 
steht es schon in Art. 9 Abs. 1 Bst. a revDSG. 


Es ist allerdings zweifelhaft, ob die Autoren der Regelung die-
sen Sonderfall überhaupt im Blick hatten. Vermutlich wurde die 
Regel einfach übernommen, weil es sie schon gab. 


Private 


Bundesor-
gane 


Streichen.  


Die Regelung steht im Konflikt 
mit Art. 16 f. revDSG und Art. 9 
Abs. 1 Bst. a revDSG, welche 
diesen Sachverhalt bereits ab-
schliessend regeln. 


6 Abs. 3 Handelt es sich beim Verantwortlichen um ein 
Bundesorgan, so darf der Auftragsbearbeiter 


Gemäss den Erläuterungen zum E-VDSG schliesst die schriftli-
che Form auch die elektronische Form mit ein. Damit ent-
spricht die Formulierung von Art. 28 Abs. 2 DSGVO, welche 


Bundesor-
gane 


Klarstellung, dass eine Geneh-
migung in Textform genügt und 
sie auch in allgemeiner Form 







12 


 


Artikel Text Bemerkungen Private / 
Bundesor-
gan 


Anpassungsvorschlag 


 


die Datenbearbeitung einem Dritten übertra-
gen, wenn das Bundesorgan dies schriftlich 
genehmigt hat. 


ebenfalls «schriftlich» vorschreibt, damit aber auch den Fall 
des Nachweises durch Text meint.  


Es sollte ferner klargestellt werden, dass eine allgemeine Ge-
nehmigung (analog zur Regelung der DSGVO) zulässig ist, da 
es Bundesorganen sonst nicht möglich sein wird, Dienste von 
Standard-Online-Services zu beziehen. Diese verwenden aus-
schliesslich diese Methode. 


erfolgen kann (beides analog 
DSGVO). 


7 Das Bundesorgan informiert die Datenschutz-
beraterin oder den -berater umgehend über 
den Abschluss eines Vertrags mit einem Auf-
tragsbearbeiter oder die Genehmigung zur 
Übertragung der Datenbearbeitung an einen 
Dritten. Überdies informiert es diese oder die-
sen, wenn Probleme bei der Einhaltung der ge-
setzlichen oder vertraglichen Datenschutzvor-
schriften entstehen. 


Die Formulierung der Norm ist zu salopp. Es ist nicht klar, was 
«Probleme» sind.  


Die Norm stellt aber klar, dass Art. 28 Abs. 2 lit. a E-VDSG die 
Datenschutzberater*in nicht verpflichtet ist, jede Datenbearbei-
tung zu prüfen; andernfalls wäre eine Information bei Auftrags-
bearbeitungsverträgen a priori nicht erforderlich. 


Bundesor-
gane 


Satz 2 ist zu streichen, da un-
nötig. Jedenfalls ist er präziser 
zu formulieren.  


9 Abs. 1 Die Datenschutzklauseln in einem Vertrag 
nach Artikel 16 Absatz 2 Buchstabe b DSG 
und die spezifischen Garantien nach Artikel 16 
Absatz 2 Buchstabe c DSG müssen mindes-
tens die folgenden Punkte regeln: 


a. die Anwendung der Grundsätze der Recht-
mässigkeit, von Treu und Glauben, der Ver-
hältnismässigkeit, der Zweckbindung und der 
Richtigkeit;  
b. die Kategorien der bekanntgegebenen Per-
sonendaten sowie der betroffenen Personen;  
c. die Art und der Zweck der Bekanntgabe von 
Personendaten;  
d. die Namen der Staaten, in die Personenda-
ten bekanntgegeben werden;  
e. die Namen der internationalen Organe, de-
nen Personendaten bekanntgegeben werden;  
f. die Anforderungen an die Aufbewahrung, die 
Löschung und die Vernichtung von Personen-
daten;  


Die Aufzählung der Anforderungen an einen «Data Transfer 
Agreement» ist untauglich, weil sie nicht zwischen der Art der 
Übermittlung bzw. Rollen des Exporteurs und Importeurs unter-
scheidet. Diese sind jedoch für den Inhalt des Vertrags ent-
scheidend, wie beispielsweise die vom EDÖB inzwischen aner-
kannten Standardvertragsklauseln der Europäischen Kommis-
sion (EU SCC) zeigen. 


So macht es keinen Sinn, einen Auftragsbearbeiter im Ausland 
zur Anwendung der Bearbeitungsgrundsätze, zur Information 
der betroffenen Personen oder zur Wahrung der Rechte der 
betroffenen Personen zu verpflichten. Sie müssten dem auch 
nach revDSG nicht nachkommen, weshalb nicht einzusehen 
ist, dass sie hierzu vertraglich verpflichtet werden sollen.  


In den Bearbeitungsgrundsätzen (Bst. a) fehlt der Grundsatz 
der Transparenz. 


Keine rechtliche Grundlage hat das Erfordernis in Bst. d und e, 
den Namen der Staaten oder der internationalen Organisatio-
nen zu nennen, denen Personendaten bekanntgegeben wer-
den, soweit hiermit Weiterübermittlungen gemeint sind, was 


Private 


Bundesor-
gane 


Der Anforderungskatalog kann 
gestrichen werden, da der 
EDÖB sie sowieso prüfen 
muss.  


Wird dies nicht getan, ist der 
Anforderungskatalog entweder 
anzupassen, um unterschiedli-
che Konstellationen abzude-
cken (Controller, Processor) o-
der das «mindestens» ist durch 
«je nach den Umständen» zu 
ersetzen.  


Bst. a ist um den Grundsatz 
der Transparenz zu erweitern. 


Bst. d, e und f sind zu strei-
chen. 
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Artikel Text Bemerkungen Private / 
Bundesor-
gan 


Anpassungsvorschlag 


 


g. die zur Bearbeitung der Daten berechtigten 
Empfängerinnen und Empfänger;  
h. die Massnahmen zur Gewährleistung der 
Datensicherheit;  
i. die Anforderungen an eine Bekanntgabe von 
Personendaten in einen anderen ausländi-
schen Staat oder an ein anderes internationa-
les Organ;  
j. die Pflicht der Empfängerin oder des Emp-
fängers, die betroffenen Personen über die Be-
arbeitung zu informieren;  
k. die Rechte der betroffenen Person, nament-
lich:  
1. das Auskunftsrecht,  
2. das Widerspruchsrecht,  
3. das Recht auf Berichtigung, Löschung oder 
Vernichtung ihrer Daten,  
4. das Recht, eine unabhängige Behörde um 
Rechtsschutz zu ersuchen. 


nicht klar ist. Es genügt, dass der Empfänger (bzw. Importeur) 
bezeichnet wird. Auch die EU SCC beschränken sich darauf. 


Bst. f ist bereits mit dem Grundsatz der Verhältnismässigkeit 
abgedeckt und damit redundant. 


Bst. g geht zu weit, indem es die «berechtigten» Empfänger 
verlangt. Relevant sind die «Empfänger», also normalerweise 
die Parteien, welche den Vertrag abschliessen und damit be-
reits ersichtlich sind. 


Es fehlen Regelungen zur Meldung von Verletzungen der Da-
tensicherheit, insbesondere soweit die betroffenen Personen 
zu informieren sind. 


 


Meldungen betr. eine Verlet-
zung der Datensicherheit sind 
zu regeln. 


9 Abs. 2 Der Verantwortliche muss angemessene Mas-
snahmen treffen, um sicherzustellen, dass die 
Empfängerin oder der Empfänger die Daten-
schutzklauseln in einem Vertrag oder die spe-
zifischen Garantien einhält. 


Der Begriff "sicherzustellen" impliziert eine Garantie der Einhal-
tung der Klauseln bzw. Kausalhaftung, wofür es keine gesetzli-
che Grundlage gibt und die vernünftigerweise auch nicht ver-
langt werden kann.  


Private 


Bundesor-
gane 


Der Begriff «sicherstellen» ist 
durch «in angemessener 
Weise Sorge zu tragen» zu er-
setzen. 


 


10 Abs. 1 Gibt der Verantwortliche Personendaten mit-
tels Standarddatenschutzklauseln nach Artikel 
16 Absatz 2 Buchstabe d DSG ins Ausland be-
kannt, so trifft er angemessene Massnahmen, 
um sicherzustellen, dass die Empfängerin oder 
der Empfänger diese beachtet. 


Massnahmen sind angemessen, wenn sie dem Stand der 
Technik sowie den konkreten Umständen entsprechen. Die An-
forderungen an die Massnahmen sind höher, wenn es sich bei-
spielsweise um besonders schützenswerte Personendaten 
handelt. 


Wiederum kann der Exporteur nicht «sicherstellen», sondern 
nur dafür Sorge tragen.  


Der Erläuterungsbericht verlangt fälschlicherweise, dass der 
Empfänger verpflichtet werden muss, das Schweizer Daten-
schutzrecht einzuhalten. Das ist falsch. Einhalten muss er nur 
den Vertrag. 


Private 


Bundesor-
gane 


Der Begriff «sicherstellen» ist 
durch «in angemessener 
Weise Sorge zu tragen» zu er-
setzen. 
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Artikel Text Bemerkungen Private / 
Bundesor-
gan 


Anpassungsvorschlag 


 


Die Vorschrift führt zu einer Kausalhaftung und ist in der Praxis 
nicht zu erfüllen. Nicht einmal das Bankenrecht kennt eine der-
art strenge Regelung. Zudem verlangen die aktuellen Stan-
dardvertragsklauseln, die in der Praxis flächendeckend einge-
setzt werden, ohnehin entsprechende Sorgfaltspflichten des 
Exporteurs. 


12 Abs. 2 Der Verhaltenskodex enthält mindestens die 
Angaben nach Artikel 9 Absatz 1 und muss 
vorgängig vom EDÖB genehmigt werden. 


Dies wird nicht möglich sein, da der Verhaltenskodex naturge-
mäss abstrakt und nicht für spezifische Unternehmen formuliert 
ist. Er wird somit beispielsweise die «Empfänger» (nicht: «Ka-
tegorien von Empfängern») nicht nennen. Dies ist jedoch ge-
mäss dieser Bestimmung erforderlich. 


Ferner sollte nicht von «Angaben» die Rede sein, sondern von 
«Regelungen» oder «Punkten». 


Private 


Bundesor-
gane 


Der Verhaltenskodex «muss 
mindestens jene Punkte re-
geln, die nach dem Sinn und 
Zweck von Art. 9 Absatz 1 zu 
Regeln sind.» 


13 Abs. 1 Der Verantwortliche und der Auftragsbearbei-
ter teilen die Information über die Beschaffung 
von Personendaten in präziser, verständlicher 
und leicht zugänglicher Form mit. 


Art. 13 Abs. 1 E-VDSG verweist auf eine Informationspflicht 
des Auftragsbearbeiters, was im Erläuterungsbericht auch 
nochmals ausdrücklich betont wird. Das revDSG sieht aber 
keine Informationspflicht des Auftragsbearbeiters vor, diese be-
steht gemäss Art. 19 revDSG (korrekterweise) nur für den Ver-
antwortlichen. Da das Gesetz keine solche Pflicht für den Auf-
tragsbearbeiter vorsieht, kann sie auch nicht über die Verord-
nung eingeführt werden.  


Art. 19 revDSG verlangt eine Information der betroffenen Per-
sonen, nicht eine Mitteilung. Für eine Information der betroffe-
nen Person genügt ein Zugänglichmachen. Dies entspricht 
auch dem Verständnis unter der DSGVO. Es sollte durch die 
Wortwahl «mitteilen» keine Verschärfung impliziert werden. 
Stattdessen sollte analog zu den Informationspflichten im Fi-
nanzmarktrecht der Begriff «zur Verfügung stellen» verwendet 
werden. Das bringt auch besser zum Ausdruck, dass die Infor-
mation ein Betroffenenrecht darstellt, dessen Ausübung eine 
gewisse Mitwirkung des Betroffenen verlangt.  


Die Erläuterungen erwähnen, dass eine Kommunikation über 
eine Website nicht immer genügt. Die Person müsse wissen, 
dass sie die Informationen auf einer bestimmten Website fin-
det, und es wird z.B. für Telefongespräche nahegelegt, dass 
ihr der Link mündlich mitgeteilt wird. Solche Ausführungen sind 


Private 


Bundesor-
gane 


Die Erwähnung des Auftrags-
bearbeiters ist zu streichen. Es 
fehlt die gesetzliche Grund-
lage. Seine Erwähnung macht 
auch keinen Sinn. 


Es sollte nicht das Wort «mit-
teilen» verwendet werden, da 
es dafür keine gesetzliche 
Grundlage gibt. Korrekt wäre 
«Der Verantwortliche stellt die 
Information über die Beschaf-
fung von Personendaten in 
präziser, verständlicher und 
leicht zugänglicher Form zur 
Verfügung.» 


Es sollte festgehalten werden, 
dass eine Information über 
eine Website in der Regel ge-
nügt. 
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Artikel Text Bemerkungen Private / 
Bundesor-
gan 


Anpassungsvorschlag 


 


praxisfremd. Es sollte stattdessen festgehalten werden, dass 
die Information auf der Website genügt. Das entspricht der 
heutigen Praxis. Alles andere ist praxisfremd.  


Auch die Ausführungen in den Erläuterungen, wonach die be-
troffene Person die wichtigsten Informationen stets auf der ers-
ten Kommunikationsstufe erhalten muss, ist schlicht falsch. Es 
gibt hierfür keine gesetzliche Grundlage, und es lässt jede 
Selbstverantwortung ausser Acht. Das ist auch deshalb be-
denklich, weil der betroffenen Personen im Datenschutz eine 
Schlüsselrolle zukommt und es kontraproduktiv ist, ihr jede Ei-
geninitiative abzunehmen.   


13 Abs. 2 Teilt er die Informationen in Kombination mit 
Piktogrammen mit, die elektronisch dargestellt 
werden, so müssen diese maschinenlesbar 
sein. 


Werden Piktogramme verwendet, müssen diese maschinenles-
bar sein. Letzteres soll gemäss dem Erläuterungsbericht einen 
Vergleich verschiedener Dokumente und allgemein eine ge-
wisse Automatisierung ermöglichen – es stellt sich die Frage, 
inwieweit dies ein Ziel des Datenschutzes ist.  


Die Pflicht unterliegt auch einem Überlegungsfehler. Die Pikto-
gramme haben den Zweck, den Menschen einfacher als über 
Text anzusprechen und ihm zu ermöglichen, intuitiv auf eine 
Datenschutzerklärung zu reagieren. Soll dagegen eine auto-
matisierte Auswertung einer Datenschutzerklärung erfolgen, 
müsste die Datenschutzerklärung selbst, nicht die Pikto-
gramme maschinenlesbar bzw. ihre Inhalte entsprechend co-
diert sein, und zwar unabhängig davon, wie sie optisch darge-
stellt ist. Bei der Maschinelesbarkeit geht es ja gerade nicht um 
die optische Darstellung. 


Abgesehen davon gibt es für eine solche Pflicht keine gesetzli-
che Grundlage. Die Verwendung von Piktogrammen ist freiwil-
lig, und daher darf der Verwender auch entscheiden, ob sie 
maschinenlesbar sind oder nicht, was auch immer dies bedeu-
tet.  


Schliesslich fehlt es auch an Standards für solche Angaben. 
Ohne Standards macht eine solche Regel keinen Sinn. 


Private 


Bundesor-
gane 


Streichen. Es fehlt eine gesetz-
liche Grundlage. Die Regel 
macht auch keinen Sinn und 
führt im schlimmsten Fall zur 
Strafbarkeit. Dies kann wiede-
rum dazu führen, dass keine 
Piktogramme verwendet wer-
den.  
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Artikel Text Bemerkungen Private / 
Bundesor-
gan 


Anpassungsvorschlag 


 


14  Ist die betroffene Person nicht zur Auskunft 
verpflichtet, so weist das verantwortliche Bun-
desorgan sie bei einer systematischen Be-
schaffung von Personendaten, insbesondere 
mittels Fragebogen, auf die Freiwilligkeit der 
Auskunftserteilung hin. 


Dies betrifft insbesondere die Statistik und Forschung. 


Die Regelung ist jedoch praxisfremd, denn es kann auch aus 
den Umständen hervorgehen, dass eine Auskunft freiwillig ist 
(Beispiel: Kundenzufriedenheitsumfrage eines Krankenversi-
cherers) 


Bundesor-
gane 


Ergänzen mit «soweit dies 
nicht aus den Umständen er-
sichtlich ist» 


15 Der Verantwortliche und der Auftragsbearbei-
ter informieren die Empfängerin oder den Emp-
fänger über die Aktualität, Zuverlässigkeit und 
Vollständigkeit der von ihnen bekannt gegebe-
nen Personendaten, soweit sich diese Informa-
tionen nicht aus den Daten selbst oder aus den 
Umständen ergeben. 


Für diese «Informationspflicht bei der Bekanntgabe von Perso-
nendaten» gibt es keine gesetzliche Grundlage. Sie ist auch 
nach EU-Recht, auf welches sich der Erläuterungsbericht be-
ruft, für private Datenbearbeiter nicht vorgeschrieben. 


Gegenüber der bisherigen Regelung in der VDSG wird die 
Vollständigkeit neu hinzugefügt, d.h. die Daten dürfen nicht lü-
ckenhaft sein.  


Die Regelung ist praxisfremd. Sie lässt sich nicht vernünftig 
umsetzen. Soll fortan jede E-Mail an eine andere Organisation 
einen entsprechenden Hinweis enthalten? Dazu kommt, dass 
der Empfänger ohnehin selbst verpflichtet ist, die Bearbei-
tungsgrundsätze einzuhalten und angemessene Massnahmen 
zu treffen, sich über die Richtigkeit der Daten zu vergewissern. 
Eine Information durch die übermittelnde Person unterläuft dies 
bzw. verabsolutiert eine der möglichen Vergewisserungsmass-
nahmen. Dies widerspricht dem Gesetz.  


Hinzu kommt, dass ein Auftragsbearbeiter etwas bekanntge-
ben soll, das er womöglich gar nicht hat.  


Private 


Bundesor-
gane  


Streichen, jedenfalls für private 
Datenbearbeiter. Es gibt keine 
gesetzliche Grundlage. Swiss 
Finish. Sie ist in dieser Form 
nicht praktikabel.  


16 Der Verantwortliche informiert die Empfänge-
rinnen und Empfänger, denen er Personenda-
ten bekanntgegeben hat, unverzüglich über die 
Berichtigung, Löschung oder Vernichtung so-
wie die Einschränkung der Bearbeitung von 
Personendaten, ausser die Benachrichtigung 
ist unmöglich oder mit einem unverhältnismäs-
sigen Aufwand verbunden. 


Die in Art. 16 E-VDSG vorgesehene Pflicht des Verantwortli-
chen, die Empfänger über die Berichtigung, Löschung oder 
Vernichtung der Bearbeitung von Personendaten zu informie-
ren, war bereits im Entwurf des revDSG vorgesehen und 
wurde vom Parlament gestrichen. Die Einführung dieser Pflicht 
über die revidierte Verordnung würde daher dem Willen des 
Parlaments widersprechen. Dieselbe Bestimmung verweist zu-
dem auf ein Recht auf Einschränkung der Bearbeitung von 
Personendaten, das so im revDSG nicht besteht.  


Private 


Bundesor-
gane 


Streichen. Es gibt keine ge-
setzliche Grundlage. 
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Artikel Text Bemerkungen Private / 
Bundesor-
gan 


Anpassungsvorschlag 


 


Die Regelung erwähnt zudem die «Einschränkung» der Bear-
beitung. Dies spielt auf Art. 18 DSGVO an, welche Bestim-
mung in der Schweiz so nicht existiert. 


18 Der Verantwortliche muss die Datenschutz-
Folgenabschätzung schriftlich festhalten. Sie 
muss während zwei Jahren nach Beendigung 
der Datenbearbeitung aufbewahrt werden. 


Für eine solche Aufbewahrungspflicht gibt es keine gesetzliche 
Grundlage. Im revDSG wurde bewusst auf solche Dokumenta-
tionspflichten verzichtet, abgesehen vom Verzeichnis.  


Die Regelung geht ferner davon aus, dass eine Datenschutz-
Folgenabschätzung nie erneuert wird. Dies entspricht jedoch 
nicht der Praxis. Es ist nicht klar, wie mit mehreren Daten-
schutz-Folgenabschätzungen umzugehen ist. 


Private / 
Bundesor-
gane 


Klarstellen: «… muss in der ak-
tuellsten Fassung während 
zwei Jahren …» 


Die Aufbewahrungspflicht ist zu 
streichen. Es fehlt eine gesetz-
liche Grundlage. So oder so ist 
sie als Mindestfrist auszuge-
stalten. 


Es ist klarzustellen, dass 
Schriftlich «in Textform» meint. 


19 Abs. 1 Der Verantwortliche meldet dem EDÖB bei ei-
ner Verletzung der Datensicherheit:  
a. die Art der Verletzung;  
b. soweit möglich den Zeitpunkt und die Dauer;  
c. soweit möglich die Kategorien und unge-
fähre Anzahl der betroffenen Personendaten;  
d. soweit möglich die Kategorien und unge-
fähre Anzahl der betroffenen Personen;  
e. die Folgen, einschliesslich der allfälligen Ri-
siken, für die betroffenen Personen; 
f. welche Massnahmen getroffen wurden oder 
vorgesehen sind, um den Mangel zu beheben 
oder die Folgen zu mildern;  
g. den Namen und die Kontaktdaten einer An-
sprechperson. 


Bst. e ist falsch formuliert. Die «allfälligen Risiken» beinhalten 
bereits die Folgen für die betroffenen Personen. Richtig müsste 
es heissen «die Folgen für die betroffenen Personen, von wel-
chen ein hohes Risiko ausgeht». Auch in Bst. f müsste nicht 
von den «Folgen», sondern vom «Risiko» die Rede sein. Ge-
mildert werden kann entweder das Schadensausmass oder 
dessen Eintrittswahrscheinlichkeit oder beides (was somit dem 
«Risiko» entspricht). 


Gemäss den Erläuterungen wird das in Art. 24 Abs. 2 revDSG 
erwähnte «voraussichtlich» so interpretiert, dass auch dann 
gemeldet werden muss, wenn das Vorliegen eines «hohen Ri-
sikos» nicht ausgeschlossen werden kann. Diese Aussage hilft 
nicht weiter, da es sich um einen Pleonasmus handelt. Der Be-
griff «Risiko» beinhaltet bereits eine Wahrscheinlichkeitsüber-
legung, d.h. wie wahrscheinlich es ist, dass ein Schaden ein-
tritt. Es bleibt dabei: Die Wahrscheinlichkeit muss eine gewisse 
Höhe aufweisen.Wünschenswert wäre schliesslich eine «de 
minimis»-Regelung, die jene Fälle ausschliesst, in welchen der 
EDÖB ohnehin nicht wirklich etwas tun kann oder will, obwohl 
ein hohes Risiko vorliegt (z.B. eine problematische E-Mail geht 
an den falschen Empfänger und ein Missbrauch durch diesen 
ist möglich). Damit können auch die Ressourcen des EDÖB 


Private 


Bundesor-
gane 


Im Einleitungssatz ist aufzu-
nehmen: «… bei einer melde-
pflichtigen Verletzung …» 


Bst. e ist umzuformulieren: 
«die Folgen für die betroffenen 
Personen, von welchen ein ho-
hes Risiko ausgeht» 


Es sollte eine «de minimis»-
Regelung vorgesehen werden, 
in welchen trotz eines hohen 
Risikos für eine betroffene Per-
son nicht gemeldet werden 
muss.  


Bst. f. sollte angepasst werden: 
"gegebenenfalls welche Mass-
nahmen getroffen wurden …" 
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Artikel Text Bemerkungen Private / 
Bundesor-
gan 


Anpassungsvorschlag 


 


geschont werden, die er für andere, für den Datenschutz wich-
tigere Angelegenheiten einsetzen kann. 


19 Abs. 2 Ist es dem Verantwortlichen bei Entdeckung 
der Verletzung der Datensicherheit nicht mög-
lich, dem EDÖB alle Informationen gemäss 
Absatz 1 zur gleichen Zeit bereitzustellen, so 
kann er diese Informationen ohne unangemes-
sene weitere Verzögerung schrittweise zur 
Verfügung stellen. 


Der Hinweis «bei Entdeckung der Verletzung der Datensicher-
heit» erscheint wenig sinnvoll. Zu diesem Zeitpunkt wird der 
Verantwortliche nie über alle Informationen verfügen, da sich 
diese immer erst über Zeit herausstellen. Der Hinweis kann er-
satzlos gestrichen werden. 


 Streichung von «bei Entde-
ckung der Verletzung der Da-
tensicherheit» 


19 Abs. 5 Der Verantwortliche muss die Verletzungen 
dokumentieren. Die Dokumentation muss alle 
mit den Vorfällen zusammenhängenden Tatsa-
chen, deren Auswirkungen und die ergriffenen 
Massnahmen enthalten. Sie ist ab dem Zeit-
punkt der Meldung nach Absatz 1 mindestens 
drei Jahre aufzubewahren. 


Eine Dokumentationspflicht kennt zwar die DSGVO. Das re-
vDSG sieht sie jedoch nicht vor. Daher kann sie und die ent-
sprechende Aufbewahrungspflicht auch nicht auf dem Weg der 
Verordnung eingeführt werden. 


Noch die Botschaft zum revDSG hielt fest, dass keine allge-
meine Dokumentationspflicht eingeführt werden soll. Genau 
dies wird hier (und in anderen Bestimmungen) durch die Hin-
tertür versucht. 


Es bleibt jedenfalls unklar, wozu die Dokumentations- und Auf-
bewahrungspflicht dient, ausser allenfalls dem EDÖB. Da sich 
aus der Systematik aber ergibt, dass ohnehin nur meldepflich-
tige Verletzungen zu dokumentieren sind, erschliesst sich auch 
dieser Sinn nicht wirklich: Ist gemeldet und interessiert sich der 
EDÖB dafür, wird er sofort nachfragen. Tut er dies nicht, wird 
er kaum später darauf zurückkommen. 


Der Hinweis auf alle «zusammenhängenden Tatsachen» ist 
falsch, denn er suggeriert, dass Tatsachen nur für die Doku-
mentationspflicht erforscht werden müssen, was sicherlich 
nicht erforderlich ist. 


Warum hier drei statt wie sonst zwei Jahre vorgesehen sind, ist 
unklar.  


Private 


Bundesor-
gane 


Streichen. Es fehlt die gesetzli-
che Grundlage. Die Norm ist 
auch nicht nötig.  


Der Begriff «Tatsachen» ist 
durch «und dokumentierten 
Tatsachen» zu präzisieren. 


20 Abs. 3 Die Auskunft muss für die betroffene Person 
verständlich sein. 


Sie muss verständlich sein. Ob die betroffene Person sie im 
konkreten Fall versteht, ist nicht relevant.  


Beim Auskunftsbegehren geht es darum, die bearbeiteten Da-
ten mitzuteilen. Müssen diese noch so erläutert werden, dass 


Private 


Bundesor-
gane 


Den Begriff «für die betroffene 
Person» streichen. 


Statt «verständlich» soll «im 
Grundsatz nachvollziehbar 
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Artikel Text Bemerkungen Private / 
Bundesor-
gan 


Anpassungsvorschlag 


 


sie für die betroffene Person verständlich sind, kann dies zu ei-
nem unverhältnismässigen Aufwand führen. Das Auskunfts-
recht bietet Zugang zu Daten, nicht ein Recht darauf, die Da-
tenbearbeitung so lange erklärt zu bekommen, bis sie die je-
weilige Person versteht. Eine solche Pflicht hat keine Grund-
lage im Gesetz. 


Beispielsweise können die im Rahmen einer klinischen Studie 
bearbeiteten Daten oder technische Logdaten für die be-
troffene Person unverständlich sein. Müssen diese zuerst so 
dargestellt werden, dass sie für die betroffene Person ver-
ständlich sind, sind aufwändige Erläuterungen erforderlich, mit-
unter auch sehr viel Fachwissen. Abgesehen davon, dass dies 
nicht unbedingt innerhalb von 30 Tagen erfolgen kann, sprengt 
dies jeden Rahmen und ist unverhältnismässig. Nirgends in 
Europa wird das Auskunftsrecht so verstanden.  


sein, sofern damit kein unver-
hältnismässiger Aufwand ver-
bunden ist» verwendet werden.  
Eine Alternative wäre folgende 
Formulierung: «Die Auskunft 
darf nicht irreführend sein.» 


20 Abs. 4 Der Verantwortliche muss die angemessenen 
Massnahmen treffen, um die Identifizierung der 
betroffenen Person sicherzustellen und die 
Personendaten der betroffenen Person bei der 
Auskunftserteilung vor dem Zugriff unberech-
tigter Dritter zu schützen. Die betroffene Per-
son muss bei ihrer Identifizierung mitwirken. 


Es fehlt eine gesetzliche Grundlage für eine echte Verpflich-
tung der betroffenen Person. Insofern macht Satz 2 wenig 
Sinn. Lässt sich die Identität der betroffenen Person nicht veri-
fizieren, erhält sie auch keine Auskunft. 


Private 


Bundesor-
gane 


Begriff «Identifizierung» erset-
zen durch den Begriff «Authen-
tifizierung» 


20 Abs. 5 Der Verantwortliche hat die Gründe für eine 
Verweigerung, Einschränkung oder den Auf-
schub der Auskunft zu dokumentieren. Die Do-
kumentation ist mindestens drei Jahre lang 
aufzubewahren. 


Diese Dokumentation kann bspw. durch eine Kopie des Ant-
wortschreibens erreicht werden. Bei einer mündlichen Auskunft 
müsste daher z.B. eine Telefonnotiz erstellt werden.  


Das revDSG sieht keine solche Dokumentations- und Aufbe-
wahrungspflicht vor. Sie kann nicht auf dem Verordnungsweg 
eingeführt werden. Sie ist auch wenig sinnvoll. Sie zwingt den 
Verantwortlichen, Personendaten entsprechend länger aufzu-
bewahren bzw. mehr Personendaten zu beantworten, als er 
dies womöglich tun würde. Die betroffene Person erhält eine 
Antwort auf ihr Ersuchen. Will sie dagegen vorgehen, kann sie 
diese Antwort ins Recht legen. Die Bestimmung sorgt nur für 
zusätzlichen Aufwand. 


Wie sich die drei Jahre herleiten, ist unklar. 


Private 


Bundesor-
gane 


Streichen. Es fehlt eine gesetz-
liche Grundlage. Die Bestim-
mung bietet keinen Mehrwert, 
sorgt aber für zusätzlichen Auf-
wand. 
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21 Abs. 1 Sind für die Bearbeitung von Personendaten 
mehrere verantwortlich, so kann die betroffene 
Person ihr Auskunftsrecht bei jedem Verant-
wortlichen geltend machen. Ist ein Verantwort-
licher für die Behandlung des Begehrens nicht 
zuständig, so leitet er es an den zuständigen 
Verantwortlichen weiter. 


Unklar ist, welche Rechtsfolge die «Unzuständigkeit» eines 
Verantwortlich hat. 


Private 


Bundesor-
gane 


Es ist zu präzisieren: "Sind für 
die Bearbeitung von Personen-
daten mehrere gemeinsam ver-
antwortlich …" 


21 Abs. 2 Betrifft das Begehren Daten, die von einem 
Auftragsbearbeiter bearbeitet werden, so leitet 
der Verantwortliche das Begehren an den Auf-
tragsbearbeiter weiter, sofern er nicht in der 
Lage ist, selbst Auskunft zu erteilen. 


Diese Bestimmung ist verwirrlich, da sie impliziert, dass der 
Auftragsbearbeiter selbst eine Auskunftspflicht hat, wenn er 
faktisch in der Lage sein sollte, eine Auskunft zu erteilen bzw. 
er das Auskunftsgesuch in einem solchen Fall nicht weiterlei-
ten muss, auch wenn er es nicht beantwortet. Das kann nicht 
sein. Die Regelung sollte präzisiert werden. 


Private 


Bundesor-
gane 


Am Ende sollte es heissen: 
«sofern er das Begehren nicht 
im Auftrag des Verantwortli-
chen selbst beantwortet.» 


22 Abs. 1 Die Auskunft wird innert 30 Tagen seit dem 
Eingang des Begehrens erteilt. Wenn der Ver-
antwortliche die Auskunft verweigert, ein-
schränkt oder aufschiebt, muss er dies innert 
derselben Frist mitteilen. 


Die Frist kann erst dann zu laufen beginnen, wenn das Begeh-
ren klar und die betroffene Person korrekt identifiziert ist. Dies 
ist sie zu Beginn häufig nicht.  


Private 


Bundesor-
gane 


Zu präzisieren: «… seit dem 
Vorliegen eines klaren Begeh-
rens und der korrekten Identifi-
kation der betroffenen Per-
son.» 


23 Abs. 2 Die Beteiligung beträgt maximal 300 Franken. Der Betrag wird nicht verändert, weil es seit seiner Einführung 
zu keiner relevanten Teuerung gekommen sei und der Betrag 
nicht abschreckend sein soll. 


Allerdings steht dieser Kostendeckel im Vergleich zum Auf-
wand, den ein Auskunftsersuchen trotz entsprechender Struk-
turen mit sich bringen kann, in keinem Verhältnis (z.B. können 
umfassende Schwärzungen erforderlich sein, was Kosten pro 
Fall von CHF 10'000 mit sich bringen kann).  


Auch die DSGVO kennt keine betragsmässige Begrenzung, 
sondern verlangt, dass er «angemessen» ist. Auch im Öffent-
lichkeitsrecht kann eine Gebühr verlangt werden.  


Der Betrag soll durchaus abschreckend sein, weil er die be-
troffenen Personen dahingehend diszipliniert, Auskunftsersu-
chen nur dann zu stellen, wenn sie wirklich angezeigt sind und 
nicht aus Jux. 


Private 


Bundesor-
gane 


Betrag den Verhältnissen an-
passen (mindestens CHF 
3’000) 


Alternativ ist die Bestimmung 
zu streichen, da die angemes-
sene Kostenbeteiligung bereits 
in Abs. 1 enthalten ist.  


Beispiel: Aufwand bis CHF 500 
trägt das Unternehmen, dar-
über hinaus müssen die Kos-
ten zu 50% übernommen wer-
den.  
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Anpassungsvorschlag 


 


23 Abs. 3 Die betroffene Person ist über die Höhe der 
Beteiligung vor der Auskunftserteilung in 
Kenntnis zu setzen und kann ihr Gesuch innert 
zehn Tagen zurückziehen. 


Es ist zu präzisieren, dass die Antwortfrist von 30 Tagen erst 
danach beginnt. 


Private 


Bundesor-
gane 


Präzisieren: «Erst danach be-
ginnt die Frist zur Beantwor-
tung des Auskunftsbegeh-
rens.» 


25 Die Datenschutzberaterin oder der Daten-
schutzberater eines privaten Verantwortlichen 
muss folgende Aufgaben wahrnehmen:  


a. Sie oder er prüft die Bearbeitung von 
Personendaten sowie deren Voraus-
setzungen und empfiehlt Korrektur-
massnahmen, wenn sie oder er fest-
stellt, dass Datenschutzvorschriften 
verletzt wurden. 


b. Sie oder er wirkt bei der Erstellung 
der Datenschutz-Folgenabschätzung 
mit und überprüft diese, jedenfalls 
dann, wenn der private Verantwortli-
che von der Konsultation des EDÖB 
im Sinne von Art. 23 Abs. 4 DSG ab-
sehen will. 


Es ist schon konzeptionell nicht richtig, dass der Datenschutz-
berater die Aufgaben «wahrnehmen» muss, er muss sie «ha-
ben».  


Zu lit. a: Die breite der Prüfpflicht geht am Ziel vorbei, als sie 
impliziert, dass der Datenschutzberater im Grund kein Berater 
mehr ist, sondern als "Datenschutzpolizist" agieren sollte, d.h. 
alles und jeden in Bezug auf den Datenschutz zu überprüfen. 
Richtig wäre stattdessen, dass seine beratende Funktion be-
tont wird, und zwar dort, wo ihn die verantwortlichen Stellen 
beiziehen wollen. Das ist auch das Prinzip, das der Gesetzge-
ber bei der DSFA verfolgt: Wenn der Verantwortliche die DSFA 
nicht dem EDÖB vorlegen will, was er kann, dann kann er sie 
stattdessen dem Berater vorlegen. So sieht es auch Art. 10 
Abs. 2 Bst. a revDSG vor. Dem ist hier Rechnung zu tragen. 
Der Berater sollte nur auf Beizug aktiv werden.  


Abgesehen davon ist beim bestehenden Vorschlag unklar, in 
welchem Umfang die Bearbeitungen zu prüfen sind (alle, ei-
nige, nur die ihm vorgelegten, nur nach Risiko) und welche Fol-
gen es hat, wenn der Datenschutzberater dieser Aufgabe nicht 
nachkommt. Die Erläuterungen implizieren, dass alle Bearbei-
tungsaktivitäten überprüft werden müssen, was nicht richtig 
sein kann. Auch hier kann risikoorientiert geprüft werden.  


Zu lit. b: Nur das Vorlegen der DSFA dem/der DSB genügt 
nicht, der/die DBS muss bei der Erstellung der DSFA mitwir-
ken. Dabei müssen die Risikobewertung und vorgeschlagenen 
Massnahmen geprüft werden. 


Private Die Bestimmung sollte gestri-
chen werden, da im Gesetz be-
reits alles nötig gesagt wird. 
Sie stammt noch aus einer 
Zeit, in welcher das Gesetz 
noch keine solchen Ausführun-
gen enthielt. 


Wird sie beibehalten, ist sie zu 
präzisieren: «Der Datenschutz-
beraterin oder dem Daten-
schutzberater eines privaten 
Verantwortlichen müssen fol-
gende Aufgaben übertragen 
worden sein:» 


Bst. a ist anzupassen: "Wo sie 
oder er beigezogen wird, prüft 
sie oder er die Bearbeitung …"  


26  Unternehmen und andere privatrechtliche Or-
ganisationen, die am Anfang eines Jahres we-
niger als 250 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
beschäftigen, sowie natürliche Personen sind 


Unternehmen mit weniger als 250 Mitarbeitenden (wohl nicht 
FTE) müssen folglich nur diejenigen Bearbeitungstätigkeiten in 
Verzeichnissen dokumentieren, die die genannten Kriterien er-
füllen, d.h. eine Datenbearbeitung durchführen, die ein hohes 
Risiko mit sich bringt.  


Private Es ist klarzustellen, dass wenn 
eine der beiden Voraussetzun-
gen erfüllt ist, die Verzeichnis-
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von der Pflicht befreit, ein Verzeichnis der Be-
arbeitungstätigkeiten zu führen, ausser eine 
der folgenden Voraussetzungen ist erfüllt:  
a. Es werden umfangreich besonders schüt-
zenswerte Personendaten bearbeitet.  
b. Es wird ein Profiling mit hohem Risiko 
durchgeführt. 


Unklar ist, ab wann «umfangreich» besonders schützenswerte 
Personendaten bearbeitet werden. Genügt die Bearbeitung 
von HR-Daten? 


Sind die Voraussetzungen für die Befreiung nicht erfüllt, ist das 
Verzeichnis für alle Bearbeitungsaktivitäten zu führen. Dies im-
pliziert jedenfalls der Wortlaut der Bestimmung.  


Art. 12 Abs. 5 revDSG erlaubt die Ausnahme nur, wenn ein 
«geringes Risiko» vorliegt. Demnach ist der Bundesrat der Auf-
fassung, dass wenn weder Bst. a noch b erfüllt ist, per se ein 
geringes Risiko vorliegt. Das würde den Anwendungsbereich 
von Art. 22 revDSG (DSFA) stark einschränken. 


Zudem ist darauf hinzuweisen, dass diese Ausnahme bei Art. 3 
und 4 nicht vorgesehen ist, was zu absurden Folgen führt.  


Generell sollten für Verzeichnisse Übergangsfristen vorgese-
hen werden, da sie einen sehr hohen Aufwand mit sich brin-
gen. 


pflicht nur für die entsprechen-
den Bearbeitungen mit hohem 
Risiko gelten. 


Der Begriff der Mitarbeitenden 
ist durch "Vollzeitstellen" zu er-
setzen. 


Es ist eine Übergangsfrist zur 
Umsetzung der Verzeichnis-
pflicht von einem Jahr vorzuse-
hen. 


31 Das verantwortliche Bundesorgan informiert 
die Datenschutzberaterin oder den Daten-
schutzberater rechtzeitig bei der Planung eines 
Projektes zur automatisierten Bearbeitung von 
Personendaten sowie bei Anpassungen nach 
Abschluss des Projekts, damit die Erforder-
nisse des Datenschutzes sogleich berücksich-
tigt werden. 


Es ist unklar, was «sogleich» bedeuten soll. Es muss genügen, 
dass die Erfordernisse des Datenschutzes im Projekt rechtzei-
tig berücksichtigt werden. 


Bundesor-
gane 


Der Begriff «sogleich» ist durch 
«rechtzeitig» zu ersetzen. 


32 Abs. 1 Das verantwortliche Bundesorgan meldet dem 
EDÖB die geplanten automatisierten Bearbei-
tungstätigkeiten im Zeitpunkt der Projektfrei-
gabe oder des Entscheids zur Projektentwick-
lung. Der EDÖB nimmt diese Meldung in das 
Register der Bearbeitungstätigkeiten auf. 


Bereits geplante automatisierte Bearbeitungstätigkeiten müs-
sen gemeldet werden, was zu einem erheblichen Mehraufwand 
für die Dokumentation führt.  


Zudem muss jede geplante automatisierte Bearbeitung gemel-
det werden, nicht nur solche mit einem (potenziellen) hohen Ri-
siko.  


Die Meldung muss im Zeitpunkt der Projektfreigabe oder des 
Entscheids zur Projektentwicklung erfolgen. Diese erfolgen oft 
auf der Basis eines vorgegebenen Rahmens, während die kon-
kreten Entscheidungen erst im Verlauf des Projekts getroffen 


Bundesor-
gane 


Streichen, es fehlt die gesetzli-
che Grundlage. 


Zudem liegen die zu melden-
den Informationen im Zeit-
punkt, in dem die Meldung er-
folgen soll, in der Regel nicht in 
der genügenden Detailtiefe vor. 
Die Ressourcenplanung des 
EDÖB rechtfertigt zudem nicht 
den mit dieser frühen Meldung 
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Artikel Text Bemerkungen Private / 
Bundesor-
gan 


Anpassungsvorschlag 


 


werden. Daraus folgt, dass die verlangten Angaben in dem 
Zeitpunkt in der Regel noch nicht in der genügenden Detailtiefe 
vorliegen werden.  


Zudem sollte sich gemäss Botschaft zu Art. 11 Abs. 4 E-DSG 
(Art. 12 Abs. 4 revDSG) keine Änderung im Vergleich zum be-
stehenden Recht ergeben. Eine Pflicht, geplante Datensamm-
lungen dem EDÖB zu melden, besteht aber nach geltendem 
Recht nicht. Es fehlt daher an einer gesetzlichen Grundlage.  


Gemäss Erläuterungsbericht dient die frühe Meldung zudem 
nicht dem Persönlichkeitsschutz, sondern der Ressourcenpla-
nung des EDÖB. 


Art. 47 E-VDSG enthält eine Übergansbestimmung für automa-
tisierte Bearbeitungstätigkeiten, die bei Inkrafttreten des E-
VDSG bereits produktiv sind.  


Diese Übergangsbestimmung ist insofern keine Erleichterung, 
als für bereits produktive Bearbeitungen ein Verzeichnis erstellt 
und dieses an den EDÖB gemeldet werden muss.  


einhergehenden Mehraufwand 
der Bundesbehörden.  


 


Autoren: Maria Winkler (Basisdokument, Kommentierung), David Rosenthal (Kommentierung, Anpassungsvorschläge), David Vasella (Anpas-
sungsvorschläge). Berücksichtigt wurde auch die Kommentierung von David Vasella (https://datenrecht.ch/zum-entwurf-der-revidierten-vdsg-eine-
verpasste-chance/ und https://datenrecht.ch/taeglich-gruesst-das-murmeltier-gedanken-zum-vorentwurf-der-datenschutzverordnung/)). Ferner 
wurden die Bemerkungen und Kommentare der Mitglieder des VUD anlässlich der Fachsitzung vom 1. September 2021 verarbeitet. 



https://datenrecht.ch/zum-entwurf-der-revidierten-vdsg-eine-verpasste-chance/

https://datenrecht.ch/zum-entwurf-der-revidierten-vdsg-eine-verpasste-chance/

https://datenrecht.ch/taeglich-gruesst-das-murmeltier-gedanken-zum-vorentwurf-der-datenschutzverordnung/
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  CH-3000 Bern 6  www.voev.ch 


 
 


Eidgenössisches Justiz- und  
Polizeidepartement EJPD 
Bundesamt für Justiz BJ 
Bundesrain 20 
3003 Bern 


Per E-Mail an: jonas.amstutz@bj.admin.ch 
 


Bern, 4. Oktober 2021 
 
 
Stellungnahme zum Entwurf zur Totalrevision der Verordnung zum Bundesgesetz über den 
Datenschutz (VDSG) 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Am 23. Juni 2021 wurde die Vernehmlassung zum Entwurf zur Totalrevision der Verordnung zum 
Bundesgesetz über den Datenschutz (VDSG) eröffnet. Als nationaler Dachverband der Transport-
unternehmen des öffentlichen Verkehrs machen wir von der Möglichkeit zur Stellungnahme gerne 
Gebrauch. 
 
Einleitend ist festzuhalten, dass gemäss den im Rahmen der hängigen RPV-Reform vorgesehenen 
Änderungen des Personenbeförderungsgesetzes (PBG) sich die Datenbearbeitung der konzessio-
nierten Unternehmen künftig grundsätzlich nach den Bestimmungen für Bundesorgane richten soll. 
In diesem Zusammenhang gilt es zu erwähnen, dass der Personentransportvertrag von der Recht-
sprechung und herrschenden Lehre nach wie vor als privatrechtlich qualifiziert wird. Die vorgese-
hene Änderung hat zur Folge, dass sämtliche konzessionierten Transportunternehmen im Bereich 
des Datenschutzes den Regelungen für Bundesorgane unterstehen, folglich kleine, mittlere und 
grosse Unternehmen. Die vorgesehenen Regelungen in der VDSG betreffend Bundesorgane wür-
den jedoch Massnahmen erforderlich machen, welche für die Transportunternehmen sehr ein-
schneidend wären und von ihnen kaum oder gar nicht umgesetzt werden könnten. Dies gilt umso 
mehr, da es sich beim öffentlichen Verkehr um ein Massengeschäft handelt. Es ist offenkundig, 
dass ein konzessioniertes Transportunternehmen nicht mit einem hoheitlich handelnden 
Bundesorgan, welches der zentralen oder dezentralen Verwaltung angehört, gleichgesetzt 
werden kann. Dieser Umstand muss soweit möglich in der VDSG berücksichtigt werden. Erforder-
lich sind Regelungen, die praxistauglich sind und mit angemessenen Mitteln umgesetzt werden kön-
nen. Im Folgenden werden einzelne Punkte, die für den Verband öffentlicher Verkehr (VöV) und 
seine Mitglieder von zentraler Bedeutung sind, hervorgehoben. Im Übrigen wird auf die separat ein-
gereichte ausführliche Stellungnahme der SBB, die Mitglied des VöV ist, verwiesen. 
 



mailto:info@





 


2 


Für Bundesorgane besteht bei jeder automatisierten Bearbeitung von Personendaten eine 
Pflicht zur Protokollierung, unabhängig davon, ob ein hohes Risiko für die Persönlichkeit 
oder die Grundrechte der betroffenen Person besteht (vgl. Art. 3 Abs. 2 VDSG). Diese Pflicht 
geht eindeutig zu weit und ist in der Praxis für die Transportunternehmen nicht umsetzbar. 
Unter Berücksichtigung dieser Tatsache sowie dem Umstand, dass eine Verletzung der Protokollie-
rungspflicht wohl als strafbare Verletzung der Datensicherheit zu qualifizieren wäre, erscheint diese 
Regelung als sehr problematisch. Im revidierten Datenschutzgesetz wurde zudem bewusst auf all-
gemeine Dokumentationspflichten verzichtet und an deren Stelle Regelungen zur Führung eines 
Bearbeitungsverzeichnisses vorgesehen. Es fehlt somit an einer gesetzlichen Grundlage. Dies gilt 
auch bezüglich der Bestimmungen zur Erstellung eines Bearbeitungsreglements (vgl. Art. 4 und 5 
VDSG). Diese Pflicht gilt bei Bundesorganen erneut unabhängig vom bestehenden Risiko. 
Sowohl die Pflicht zur Protokollierung wie auch zur Erstellung eines Bearbeitungsreglements 
sollte für Bundesorgane, wenn überhaupt – da eine gesetzliche Grundlage fehlt – nur bei einer 
umfangreichen Bearbeitung besonders schützenswerter Personendaten oder der Durchfüh-
rung eines Profilings mit hohem Risiko bestehen. Bezüglich den Tatbestandsvarianten des Zu-
gänglichmachens von Personendaten und der Verknüpfung von Datenbeständen gemäss Art. 5 
Abs. 1 Bst. d und e VDSG ist ausserdem unklar, was konkret damit gemeint ist. 
 
Gemäss Art. 27 VDSG muss jedes Bundesorgan eine Datenschutzberaterin oder einen Da-
tenschutzberater ernennen. Mehrere Bundesorgane können gemeinsam jemanden bestim-
men. Auch diese Regelung geht zu weit und ist in der Praxis mit verhältnismässigen Mitteln 
nicht umsetzbar. Für die Pflicht der Ernennung einer Datenschutzberaterin oder eines Daten-
schutzberaters fehlt es überdies erneut an einer gesetzlichen Grundlage. Es sollte an der bis-
herigen Regelung für Bundesorgane festgehalten werden, folglich, dass es dem Bundesorgan frei-
steht, eine Datenschutzberaterin oder einen Datenschutzberater zu ernennen. Es wäre im Übrigen 
fraglich, wie namentlich kleine Transportunternehmen dieser Pflicht gerecht werden könnten, wobei 
sie auch für grössere Unternehmen belastend wäre, hier im Wesentlichen aufgrund der ausseror-
dentlich hohen Anzahl vorgenommener Datenbearbeitungen. Die Einsetzung einer gemeinsamen 
Datenschutzberaterin oder eines gemeinsamen Datenschutzberaters für mehrere Transportunter-
nehmen oder sogar für die ganze Branche wäre ebenfalls kaum realisierbar, da die betreffende Per-
son u.a. mit den Abläufen des jeweiligen Unternehmens vertraut sein muss, um ihre Aufgaben fach-
gerecht ausführen zu können. 
 
Art. 7 VDSG hält sodann fest, dass das Bundesorgan die Datenschutzberaterin oder den Daten-
schutzberater über den Abschluss eines Vertrags mit einem Auftragsbearbeiter oder die Genehmi-
gung zur Übertragung der Datenbearbeitung an einen Dritten informiert. Diese Informationspflicht 
gilt auch bei Problemen bei der Einhaltung der gesetzlichen oder vertraglichen Datenschutzvor-
schriften. Für die Transportunternehmen ist diese Regelung zu umfassend und nicht prakti-
kabel, insbesondere greift sie in die interne Organisationsfreiheit ein. Die Bestimmung lässt 
überdies einen grossen Interpretationsspielraum zu, da nicht klar ist, was unter den Begriff «Prob-
leme» fällt, sprich, wann genau die Datenschutzberaterin oder der Datenschutzberater benachrich-
tigt werden müsste. Aufgrund des Art. 10 Abs. 2 Bst. b revDSG, der ausdrücklich vorsieht, dass 
die Datenschutzberaterin oder der Datenschutzberater bei der Anwendung der Datenschutz-
vorschriften mitwirkt, erscheint Art. 7 VDSG zudem überflüssig. 
 


Hinsichtlich der Informationspflichten gemäss Art. 15 und 16 VDSG ist festzuhalten, dass 
sich diesbezüglich keine Grundlage im revidierten Datenschutzgesetz finden lässt. Es ist des-
halb fraglich, ob diese Pflichten auf Verordnungsstufe geregelt werden können. Die Umset-
zung wäre darüber hinaus sehr einschneidend bzw. kaum möglich. Die Regelungen erscheinen 
ausserdem überflüssig, da der Verantwortliche sicherzustellen hat, dass die Datenschutzgrundsätze 
eingehalten werden. Dies wird in der öV-Branche für den Bereich des direkten Verkehrs (vgl. Art. 16 
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Personenbeförderungsgesetz1) mittels einer Branchenregelung – dem Übereinkommen der Alliance 
SwissPass (Nationale Organisation zur Zusammenarbeit der am Direkten Personenverkehr Teilneh-
menden), kurz Ue500 – welche vom Bundesamt für Verkehr genehmigt worden ist, gewährleistet. 
 
Gestützt auf obgenannte Ausführungen vertritt der VöV die Haltung, dass die neuen Regelungen für 
Bundesorgane, welche bei den konzessionierten Transportunternehmen zur Anwendung gelangen, 
für letztere zu einschneidend und mit den vorhandenen Ressourcen kaum oder gar nicht umsetzbar 
wären, was sehr problematisch ist. Dies gilt auch bezüglich des Umstandes, dass es bei vielen Best-
immungen an einer gesetzlichen Grundlage fehlt. 
 
Es sollten Regelungen vorgesehen werden, die mit dem revidierten Datenschutzgesetz im Einklang 
stehen und sowohl für Bundesorgane der zentralen sowie dezentralen Verwaltung als auch für die 
konzessionierten Transportunternehmen in der Praxis mit verhältnismässigem Aufwand durchführ-
bar sind. 
 
Da die Thematik der Datenbearbeitung im öffentlichen Verkehr sowohl inhaltlich wie auch von den 
betroffenen «Playern» her sehr komplex ist, würden wir es sehr begrüssen, wenn das BJ diesbe-
züglich die involvierten Stellen (BAV, EDÖB, SBB, VöV, ASP, PAG u.a.) zu einer Besprechung/ei-
nem Runden Tisch einladen würde, damit für die offenen Punkte eine möglichst allseits befriedi-
gende Lösung gefunden werden kann. 
 
Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Anliegen und würden uns – wie oben erwähnt – 
sehr freuen, Sie würden eine solche Besprechung einberufen.  
 
 
Freundliche Grüsse 
 


 
Ueli Stückelberger 
Direktor VöV  


 
1 Im Fern-, Regional- und Ortsverkehr bieten die Unternehmen in der Regel der Kundschaft für Verbindungen, die über das Netz ver-
schiedener Unternehmen führen, einen einzigen Transportvertrag an. Soweit ein Bedürfnis besteht, ist im Fern- und Regionalverkehr 
zwingend ein direkter Verkehr anzubieten. Sie erstellen dafür gemeinsame Tarife und Fahrausweise. 
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Frau Bundesrätin Karin Keller-Sutter 


Eidgenössisches Justiz- und Polizeidepartement EJPD 


Bundeshaus West 


3003 Bern 


 


Zürich, 14. Oktober 2021 


Stellungnahme zum Entwurf der Verordnung zum Bundesgesetz über den Da-
tenschutz 


Sehr geehrte Frau Bundesrätin, sehr geehrte Damen und Herren  


Der Bundesrat hat im Juni 2021 die Vernehmlassung zum Entwurf der Verordnung zum Bun-
desgesetz über den Datenschutz (nachfolgend «E-VDSG») eröffnet und zur Stellungnahme bis 


zum 14. Oktober 2021 eingeladen.  


Walder Wyss AG ist eine der grössten Wirtschaftskanzleien der Schweiz. Als solche beraten 


wir im Bereich des Datenschutzes und verwandter Gebiete Unternehmen aller Branchen und 


Grössen ebenso wie öffentliche Organe. Wir begleiten das Datenschutzrecht auch publizis-


tisch, z.B. auf dem Blog http://datenrecht.ch. Wir haben uns dort bereits kritisch zum E-VDSG 
geäussert.1   


Vor diesem Hintergrund nehmen wir die Gelegenheit zur Stellungnahme zum E-VDSG gerne 


wahr. Zusammenfassend können wir folgendes festhalten:  


— Es ist richtig, den Datenschutz zu stärken, wie dies die Revision des DSG und in ihrem 


Zuge auch der VDSG verfolgt. Der Formalismus, das Misstrauen gegenüber den Verant-


wortlichen und die Vernachlässigung der Eigenverantwortung der Betroffenen, wie dies 
im E-VDSG deutlich zum Ausdruck kommt, diskreditiert den Datenschutz aber und er-


reicht das Gegenteil. 


 
1  https://datenrecht.ch/zum-entwurf-der-revidierten-vdsg-eine-verpasste-chance/. 
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— Diverse Bestimmungen der E-VDSG haben keine gesetzliche Grundlage, weder im revi-


dierten DSG noch anderswo.  


— Diverse Bestimmungen des E-VDSG führen zu Mehraufwand, der zum geringen Nutzen 


im keinem Verhältnis steht.  


Wir beschränken uns im Folgenden auf Kernpunkte und schliessen uns im Übrigen der Stel-


lungnahme des Vereins Unternehmens-Datenschutz (VUD) an. 


Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Stellungnahme. 


 


Mit freundlichen Grüssen, 


David Vasella    Jürg Schneider 
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1. Kapitel, 1. Abschnitt: Datensicherheit (Art. 1-5) 


Art./Abs. Bemerkungen Formulierungsvorschlag 


Art. 1 Abs. 2 Für die Beurteilung der Angemessenheit auf eine Periodizität 
der Beurteilung abzustellen ist falsch. Eine Überprüfung ist 
bspw. nicht erforderlich, wenn sich die Umstände seit der letz-
ten Beurteilung nicht verändert haben. Es obliegt dem Verant-
wortlichen und dem Auftragsbearbeiter, die Angemessenheit 
der Massnahmen so und dann zu prüfen, wie es die Umstände 
verlangen. 


Die Massnahmen sind über 
die gesamte Bearbeitungs-
dauer hinweg in angemesse-
nen Abständen angemesse-
ner Weise zu überprüfen. 


 


Art. 2 Art. 2 gestaltet die Schutzziele als Minimalanforderungen aus, 
die in jedem Zeitpunkt der Datenbearbeitung erfüllt sein müs-
sen. Oft ist aber nicht jedes Schutzziel relevant. Auch ein Null-
risiko nicht möglich und nicht gefordert (Art. 8 Abs. 1 revDSG: 
«angemessener» Datensicherheit). Massnahmen müssen be-
stimmte Ziele deshalb nicht «erreichen».  


Soweit angemessen, müssen 
die Massnahmen zur Gewähr-
leistung der Datensicherheit 
folgende Schutzziele errei-
chen: Die Massnahmen zur 
Gewährleistung der Datensi-
cherheit müssen in angemes-
sener Weise auf die folgen-
den Schutzziele hinwirken: 
[…] 


 


Art. 3 Art. 3 Abs. 1:  


— Es fehlt eine gesetzliche Grundlage.  


— Eine Datenschutzfolgenabschätzung ist ungeeignet zur 
Feststellung, ob die Datensicherheit verletzt oder beson-
ders gefährdet ist. 


— Eine Protokollierungspflicht widerspricht dem Willen des 
Gesetzgebers, der keine Accountability i.S.d. DSGVO 
wollte.  


— Die Protokollierungspflicht obläge hier auch dem Auftrags-
datenbearbeiter. Dieser muss aber weder eine Daten-
schutzfolgenabschätzung vornehmen noch jene des Ver-
antwortlichen kennen. 


Art. 3 Abs. 2: Zudem fehlt eine gesetzliche Grundlage. Eine 
«automatisierten Bearbeitung» wird zudem praktisch jede Be-
arbeitung erfassen. Art. 3 Abs. 2 statuiert daher eine allge-
meine Protokollierungspflicht. Das ist unverhältnismässig.  


Art. 3 Abs. 3: Art. 3 Abs. 3 konkretisiert die Protokollierungs-
pflicht von Art. 3 Abs. 1 und Abs. 2 E-VDSG, verlangt aber 
mehr als diese Bestimmungen. Sie steht daher im Wider-
spruch zu ihnen. Zudem fehlt ihr eine gesetzliche Grundlage. 


Art. 3 Abs. 4: Es fehlt eine gesetzliche Grundlage. Zudem wäre 
eine getrennte Aufbewahrung der Protokolle enorm aufwen-
dig.  


Streichen. 
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Art. 4 Art. 4 ist mangels gesetzlicher Grundlage ersatzlos zu strei-
chen.  


Systematisch wird das Bearbeitungsreglement für private Per-
sonen zwar im Abschnitt der Datensicherheit geregelt, doch es 
handelt sich nicht um eine Mindestanforderung an die Daten-
sicherheit (Art. 8 Abs. 3 revDSG). Zur Dokumentation genügt 
gemäss der Botschaft zum revDSG das Bearbeitungsverzeich-
nis, dessen Inhalt sich mit jenem des Reglements überschnei-
det. 


Art. 4 Abs. 3 suggeriert ferner, dass immer eine Datenschutz-
beraterin oder ein Datenschutzberater zu bestellen wäre. Das 
ist bei Privaten gemäss dem revDSG aber optional. 


Streichen. 


Art. 5 Dieser Bestimmung fehlt eine gesetzliche Grundlage. Es kann 
auf die Ausführungen zu Art. 4 Abs. 1 verwiesen werden. Zu-
dem müsste im Ergebnis für praktisch jede Bearbeitung ein 
Bearbeitungsreglement erstellt werden. Die Dokumentations-
pflichten des revDSG stellen ohnehin bereits sicher, dass Bear-
beitungstätigkeiten aufgezeichnet werden. Art. 5 Abs. 1 ist un-
nötig und unverhältnismässig.  


Streichen. 


1. Kapitel, 2. Abschnitt: Bearbeitung durch Auftragsbearbeiter (Art. 6-7) 


Art./Abs. Anliegen und Begründung Formulierungsvorschlag 


Art. 6 Abs. 1 Art. 6 Abs. 1 suggeriert eine uneingeschränkte Verantwort-
lichkeit des Verantwortlichen, der einen Auftragsbearbeiter 
beizieht. Das ist rechtsdogmatisch falsch. 


Zudem fehlt Art. 6 Abs. 1 Satz 2 eine gesetzliche Grundlage. 
Der Verantwortliche muss nach Art. 9 Abs. 1 lit. a DSG Sorge 
tragen, dass der Auftragsbearbeiter Daten nicht in einer 
Weise bearbeiten darf, die dem Verantwortlichen nicht er-
laubt wäre; nicht mehr und nicht weniger. Diese Bestimmung 
genügt, trägt aber gleichzeitig nicht die weitergehende Pflicht 
nach Art. 6 Abs. 1 Satz 2 revDSG. 


Streichen. 


1. Kapitel, 3. Abschnitt: Bekanntgabe von Personendaten ins Ausland (Art. 8-12) 


Art./Abs. Anliegen und Begründung Formulierungsvorschlag 


Art. 9 Abs. 1  Es fehlen gerade diejenigen Inhalte, die für eine Übermitt-
lung von Personendaten in Länder ohne angemessenes Da-
tenschutzniveau zentral sind. Dies sind insbesondere Verein-
barungen, in welcher Form lokale Rechtsvorschriften geprüft 


Neu einfügen: “die Pflicht der 
Parteien, die lokalen Rechts-
vorschriften in Bezug auf die 
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oder berücksichtigt werden und wie im Fall von Behördenzu-
griffen zu verfahren ist.   


Überflüssig ist die Präzisierung in lit. g in Bezug auf die “zur 
Bearbeitung der Daten berechtigten” Empfänger, da ein ent-
sprechender Vertrag notwendigerweise nur berechtigte Emp-
fänger aufführt. 


Für eine generelle Informationspflicht des Empfängers gegen-
über der betroffenen Person gemäss lit. j gibt es keine Grund-
lage. 


Datenbekannte zu prüfen und 
zu überwachen;” 


Neu einfügen: “die Pflichten 
des Empfängers im Fall des 
Zugangs von Behörden zu 
Personendaten;” 


Streichen in lit. g: “zur Bear-
beitung der Daten berechtig-
ten” 


Lit. j streichen.  


 


Art. 10 In Bezug auf die Standarddatenschutzklauseln der EU-Kom-
mission ist diese Bestimmung mittlerweile überflüssig, da 
Entsprechendes bereits aus Art. 14 und 15 der Standardda-
tenschutzklauseln folgt. Zudem kann der Datenexporteur 
nicht “sicherstellen”, dass der Empfänger die Klauseln beach-
tet, sondern den Empfänger nur entsprechend vertraglich 
verpflichten und die Einhaltung dieser Pflichten überprüfen. 
Auch dies folgt jedoch bereits aus den Standardvertragsklau-
seln sowie den dazu erlassenen Auslegungshilfen. 


Streichen. 


2. Kapitel: Pflichten der Verantwortlichen und des Auftragsbearbeiters und (Art. 13-
19) 


Art./Abs. Anliegen und Begründung Formulierungsvorschlag 


13 Abs. 1 Die Pflicht des Auftragsbearbeiters zur Information hat keine 
gesetzliche Grundlage. Art. 19 revDSG statuiert richtiger-
weise nur eine Pflicht des Verantwortlichen zur Information.  


«In präziser, verständlicher und leicht zugänglicher Form» ist 
angesichts des Transparenzerfordernisses überflüssig. 


Zudem genügt grundsätzlich der Hinweis auf eine Daten-
schutzerklärung auf einer Website oder im Menü einer App. 
Vom Betroffenen kann erwartet werden, die entsprechenden 
Informationen aufzurufen. Die Informationspflicht von Art. 
19 DSG verlangt keine rechtsgeschäftliche Mitteilung, son-
dern eher eine Deklaration der Bearbeitungen analog dem, 
was das Konsumenteninformationsgesetz vorsieht. Es genügt 
daher die Abrufbarkeit der entsprechenden Angaben. 


Auch widerspricht der Erläuternde Bericht der allgemeinen 
Praxis, wenn er sagt, eine Kommunikation über eine Web-
seite genüge nicht immer (vgl. S. 30). Es ist Standard, die ge-
forderten Informationen auf dem Internetauftritt des Verant-
wortlichen bereitzustellen. Betroffene wissen das und gehen 


1 Der Verantwortliche und 
der Auftragsbearbeiter teilen  
stellt diejenigen die Informa-
tionen, die zur Erfüllung sei-
ner Informationspflicht erfor-
derlich sind, in angemessener 
Art und Weise zur Verfügung. 
über die Beschaffung von Per-
sonendaten in präziser, ver-
ständlicher und leicht zugäng-
licher Form mit. 


 


1bis (neu) Der Verantwortli-
che weist die betroffene Per-
son erforderlichenfalls darauf 
hin, wo sie die erforderlichen 
Informationen einsehen 
kann. 
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davon aus, Datenschutzinformationen auf der Internetseite 
des Verantwortlichen zu finden. Der Besuch einer Internet-
seite ist heute problemlos zumutbar, wie steigenden Nutzer-
zahlen belegen, ebenso wie der Umstand, dass die Amtliche 
Sammlung des Bundes-rechts primär im Internet veröffent-
licht wird (Art. 1a PublG).  


13 Abs. 2 Diese Bestimmung wurde unbesehen aus Erwägungsgrund 
60 der DSGVO übernommen. Die Verwendung von Pikto-
grammen in Datenschutzerklärungen ist wünschenswert. 
Wird Maschinenlesbarkeit gefordert, werden Verantwortliche 
aber auf Piktogramme verzichten. Auch besteht für eine Ma-
schinenlesbarkeit kein erkennbares und vor allem kein daten-
schutzrechtlich motiviertes Bedürfnis. 


Streichen. 


Art. 14 In vielen Fällen ist bereits aufgrund der Umstände offensicht-
lich, dass eine Auskunft freiwillig ist.  


Ist die betroffene Person 
nicht zur Auskunft verpflich-
tet, so weist das verantwortli-
che Bundesorgan sie bei einer 
systematischen Beschaffung 
von Personendaten, insbe-
sondere mittels Fragebogen, 
auf die Freiwilligkeit der Aus-
kunftserteilung hin, soweit 
dies nicht aus den Umstän-
den ersichtlich ist. 


Art. 18 Die Folgenabschätzung muss nicht ausgedruckt und unter-
schrieben werden ist. Dafür fehlen eine gesetzliche Grund-
lage und jedes Bedürfnis. Es genügt, die Folgenabschätzung 
so festzuhalten, dass ein Nachweis durch Text möglich ist. 


Für eine Aufbewahrungspflicht fehlt zudem eine gesetzliche 
Grundlage. Ohnehin liegt es im Interesse des Verantwortli-
chen, die Datenschutzfolgenabschätzungen nachweisen zu 
können.  


 


Der Verantwortliche muss die 
Datenschutz-Folgenabschät-
zung schriftlich oder in ande-
rer Form, die einen Nachweis 
mittels Text erlaubt, festhal-
ten. Sie muss während zwei 
Jahren nach Beendigung der 
Daten-bearbeitung aufbe-
wahrt werden. Sie muss in 
der jeweils aktuellen Fassung 
während mindestens zwei 
Jahren nach Beendigung der 
Datenbearbeitung aufbe-
wahrt werden. 


 


Art. 19 Abs. 5 Es fehlt eine gesetzliche Grundlage für eine Dokumentations-
pflicht im Sinne von Art. 19 Abs. 5. Sie dient auch nur dem 
EDÖB, der bereits nach Art. 19 Abs. 1 informiert wird.  


Schwammig ist zudem der Hinweis auf alle «zusammenhän-
genden Tatsaschen», und es ist offen, weshalb in Art. 19 Abs. 
5 eine dreijährige – und nicht z.B. zweijährige – 


Streichen. 
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Aufbewahrungsfrist statuiert wird; ohnehin ist eine Aufbe-
wahrungspflicht aber unnötig. 


3. Kapitel: Rechte der betroffenen Person (Art. 20-24) 


Art./Abs. Anliegen und Begründung Formulierungsvorschlag 


Art. 20 Abs. 3 Der E-VDSG zeigt auch hier, wie wenig er den Betroffenen zu-
traut. Es reicht, wenn eine Auskunft als solche verständlich 
ist; ob der konkrete Betroffene sie versteht, ist nicht Sache 
des Verantwortlichen, der auf Sonderbedürfnisse keine Rück-
sicht nehmen muss. 


Streichen. 


Art. 20 Abs. 5 Das revDSG enthält keine gesetzliche Grundlage für Art. 20 
Abs. 5. Zudem liegt es ohnehin im Interesse des Verantwortli-
chen, die Gründe für die Verweigerung, die Einschränkung o-
der den Aufschub zu dokumentieren und erhält die be-
troffene Person nach Art. 20 Abs. 2 eine begründete Antwort, 
was den Zweck von Art. 20 Abs. 5 erfüllt.  


Streichen. 


Art. 22 Abs. 1 Die Antwortfrist darf erst beginnen, wenn die betroffene Per-
son identifiziert ist das Begehren ausreichend klar ist, was 
eine Präzisierung verlangen kann. Ein früherer Fristbeginn 
führt nur zu einer standardmässigen Berufung auf die Verlän-
gerungsmöglichkeit nach Art. 22 Abs. 2, was auch dem Be-
troffenen nicht dient. 


Die Auskunft wird innert 30 
Tagen seit dem Eingang des 
Begehrens erteilt. Wenn der 
Verantwortliche die Auskunft 
verweigert, einschränkt oder 
aufschiebt, muss er dies in-
nert derselben Frist mitteilen. 
Die Frist beginnt mit der Iden-
tifizierung und ggf. der Präzi-
sierung des Begehrens durch 
den Betroffenen. 


Art. 23 Abs. 2 Auskunftsbegehren werden in der Praxis häufig missbraucht. 
Eine Kostenbeteiligung von CHF 300 steht dazu und zum Auf-
wand des Verantwortlichen in keinem Verhältnis. Wird diese 
Schwelle nicht erheblich erhöht, kann sich der Verantwortli-
che bei besonderem Aufwand auf Rechtsmissbräuchlichkeit 
des Begehrens (Fallgruppe des krassen Missverhältnisses der 
Interessen) berufen. 


Die Beteiligung beträgt maxi-
mal 5’000 Franken. 


Art. 23 Abs. 3 Selbsterklärend. Die betroffene Person ist über 
die Höhe der Beteiligung vor 
der Auskunftserteilung in 
Kenntnis zu setzen und kann 
ihr Gesuch innert zehn Tagen 
zurückziehen. Die Auskunfts-
frist beginnt frühestens mit 
Ablauf dieser Frist. 
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5. Kapitel: Besondere Bestimmungen zur Datenbearbeitung durch Bundesorgane 
(Art. 27-36) 


Art./Abs. Anliegen und Begründung Formulierungsvorschlag 


Art. 29 Abs. 2 Aus Gründen des Persönlichkeitsschutzes muss der Name des 
Datenschutzberaters nicht publiziert werden. Es genügt eine 
funktionsbezogene E-Mail-Adresse. 


Es veröffentlicht die Kontakt-
daten eine E-Mail-Adresse 
der Datenschutzberaterin o-
der des Datenschutzberaters 
im Internet und teilt diese 
dem EDÖB die Kontaktdaten 
der Datenschutzberaterin o-
der des Datenschutzberaters 
mit.  


Art. 32  Es fehlt eine gesetzliche Grundlage für eine Meldepflicht 
nach Abs. 1. Sie wäre zudem unverhältnismässig. Es wären 
faktisch alle Bearbeitungstätigkeiten zu melden. Unklar ist 
aber schon, wann eine Bearbeitung «geplant» ist. Die Mel-
dung müsste aber zu einem Zeitpunkt erfolgen, bei dem die 
erforderlichen Informationen noch gar nicht abschliessend 
vorliegen. Auch kann der EDÖB mit diesen Informationen 
nichts anfangen; es fehlen ihm schon die Ressourcen, sie wei-
terzuverfolgen. 


Streichen. 
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pharmaSuisse, Stationsstrasse 12, 3097 Liebefeld 


Bundesamt für Justiz 


Direktionsbereich Öffentliches Recht 


Fachbereich Rechtssetzungsprojekte 


jonas.amstutz@bj.admin.ch 


 


Bern-Liebefeld, 14. Oktober 2021 


Entwurf zur Totalrevision der Verordnung zum Bundesgesetz über den Datenschutz (VDSG); 


Eröffnung des Vernehmlassungsverfahrens 


Sehr geehrte Frau Bundesrätin 


 


Besten Dank für die Gelegenheit zur Stellungnahme in erwähnter Angelegenheit.  


 


Die Wichtigkeit der Regelung der Details in der Verordnung zum Bundesgesetz über den Datenschutz 


(VDSG) ist unbestritten. Die Verordnung trägt jedoch wenig zur Klärung von Detailfragen bei und 


überschreitet teilweise die vom revidierten Bundesgesetz über den Datenschutz (revDSG) festgelegten 


Grundlagen. pharmaSuisse lehnt die Verordnung im vorgelegten Entwurf ab und erachtet eine umfassende 


Überarbeitung als notwendig. 


 


Dazu einige Punkte die hervorgehoben werden sollen: 


- Bearbeitungsreglement privater Personen (Art. 4): Art. 8 Abs. 3 revDSG bietet keine gesetzliche 


Grundlage für die Einführung eines Bearbeitungsreglement und überschreitet die gesetzlichen 


Delegationsvorgaben, da es sich hierbei nicht um Mindestanforderungen der Datensicherheit handelt. Eine 


Einführung eines Bearbeitungsreglement bedürfte einer eigenen gesetzlichen Grundlage. 


 


- Information bei der Bekanntgabe von Personendaten (Art. 15 und 16): Auch hier wird die gesetzliche 


Grundlage im revDSG (Art. 6 Abs 5 rev.DSG) deutlich zu weit ausgelegt und eine Verschärfung ohne 


gesetzliche Grundlage geschaffen. Aus dem revDSG ergibt sich eine Pflicht zur Information der Empfänger 


lediglich auf Verlangen einer betroffenen Person und nicht von sich aus. Die Verordnung geht insofern 


unnötigerweise weiter als das Gesetz. 


 


- Dokumentationspflichten: Im revDSG wurden bewusst Dokumentationspflichten weggelassen, während 


andere im Gesetz ausführlich geregelt sind (unter anderem Art. 18. Abs. 5, Art. 19 Abs. 5 und Art. 20 Abs. 5). 


Diese entbehren ebenfalls einer gesetzlichen Grundlage, welche aufgrund ihres gemeinsam verursachten 


Aufwandes dringend notwendig wäre. 


 


Ebenfalls ist den Unternehmen aufgrund des grossen zu erwartenden Aufwands eine angemessene 


Zeitspanne für die Umsetzung zu lassen. Insbesondere für kleinere Unternehmen, wie es Apotheken oft sind, 


ist die Umsetzung in kurzer Zeit nicht möglich. Deshalb ist für eine Einhaltung der Vorgaben eine Frist von 


einem Jahr notwendig. 
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Bei der Umsetzung an sich ist gerade für kleinere Unternehmen auf eine administrativ unkomplizierte Lösung 


zu achten, um den bereits jetzt grossen Dokumentationsaufwand nicht noch mehr ansteigen zu lassen. 


 


Besten Dank für die Berücksichtigung unserer Anliegen. 


 


Freundliche Grüsse 


 


pharmaSuisse 


Schweizerischer Apothekerverband 


 


 


Samuel Dietrich  


Jurist 








 


 
 
 
 


 
c/o Datenschutzbeauftragter des Kantons Bern 


Poststrasse 25, CH-3072 Ostermundigen 
Tel. +41 (31) 633 74 10 


praesident@privatim.ch, www.privatim.ch 


 


 


 


 


Bern, 1. September 2021 


Entwurf zur Totalrevision der Verordnung zum Bundesgesetz über den 
Datenschutz (VDSG); Vernehmlassungsverfahren 


Sehr geehrte Damen und Herren 


Wir danken Ihnen für die Gelegenheit, zum Entwurf zur Totalrevision der Verordnung zum 


Bundesgesetz über den Datenschutz (E-VDSG) Stellung nehmen zu können. Gerne äus-


sern wir uns dazu wie folgt: 


1. Allgemeines 


Das revidierte Bundesgesetz über den Datenschutz vom 25.09.2020 (revDSG) beinhaltet 


zahlreiche Delegationsnormen, auf die sich der vorliegende E-VDSG stützt (siehe Ingress 


E-VDSG). Zudem konkretisiert der E-VDSG verschiedene Bestimmungen des revDSG. 


Insgesamt entsteht der Eindruck einer Verordnung, die (zu) wenig Klarheit für die Umset-


zung durch die Verantwortlichen schafft. Einerseits liegt es darin, dass überholte Begriffe 


und Bestimmungen der bisherigen Verordnung einfach übernommen werden. Andererseits 


bringen die neuen Bestimmungen nicht die notwendige Detaillierung für die Umsetzung des 


an sich schon komplexen revDSG. 


Die Verantwortlichen – private Personen wie auch Bundesorgane – werden Mühe haben, 


verschiedene dieser Bestimmungen angemessen umzusetzen.  


Das Konzept der E-VDSG und einzelne Bestimmungen sollten deshalb im Hinblick auf eine 


wirkungsvolle Umsetzung des Datenschutzes grundsätzlich überprüft werden. 


 


Bundesamt für Justiz 


Bundesrain 20 


3003 Bern 


 


Per Mail: 


jonas.amstutz@bj.admin.ch 
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2. Einzelne Bestimmungen 


a. Art. 1 bis 4 E-VDSG (Datensicherheit) 


Die Art. 1 bis 4 E-VDSG konkretisieren die Anforderungen an die Datensicherheit (Art. 8 


revDSG).  Dabei verlangt Art. 8 Abs. 3 revDSG, dass der Bundesrat Mindestanforderungen 


an die Datensicherheit erlässt.  


Der E-VDSG verpasst es, diese Mindestanforderungen in einer Form zu konkretisieren, die 


auch in Bezug auf die strafbewehrte Unterlassung der Umsetzung der Mindestanforderun-


gen (Art. 61 Abs. 1 Bst. c revDSG) objektive Tatbestandsmerkmale erkennen lassen würde. 


In Bezug auf die Datensicherheit ist in der Informationsbearbeitung heute ein Standard er-


reicht, der klar nach der Beurteilung des Schutzbedarfs und der Risiken die entsprechenden 


Sicherheitsmassnahmen vorschlägt und einteilt (Grundschutz, hoher Schutz, sehr hoher 


Schutz). Der Bund hat soeben mit der Verabschiedung des Bundesgesetzes über die Infor-


mationssicherheit (Informationssicherheitsgesetz, ISG) vom 18. Dezember 2020) gezeigt, 


wie die heutigen Anforderungen auch gesetzestechnisch umgesetzt werden können.  


Der E-VDSG hält dagegen am veralteten Konzept der bisherigen Verordnung fest und er-


gänzt diese mit Begriffen aus dem europäischen Recht, ohne aber Art. 8 revDSG für die 


Praxis zu konkretisieren.  


Der Abschnitt 1 (Datensicherheit) ist aus unserer Sicht konzeptionell grundsätzlich zu über-


arbeiten. 


b. Art. 1 E-VDSG 


Art. 1 Abs. 1 E-VDSG schreibt eine Beurteilung der Angemessenheit von Massnahmen 


nach den Kriterien Zweck, Art, Umfang und Umstände der Datenbearbeitung, Eintrittswahr-


scheinlichkeit und potenzielle Auswirkungen für die betroffenen Personen, Stand der Tech-


nik und Implementierungskosten vor.  


Hier wird im Wesentlichen Art. 32 DSGVO rezipiert, ohne aber das in diesem Artikel formu-


lierte Ziel in den Vordergrund zu stellen: «ein dem Risiko angemessenes Schutzniveau zu 


gewährleisten».  


Mitunter bedeutet dies, dass die Schutzziele, der Schutzbedarf und die Risiken zuerst zu 


beurteilen sind.  


Die Schutzziele sind bereits in Art. 5 Abs. 1 Bst. h revDSG angelegt, wie dies auch die 


Erläuterungen erwähnen (S. 15) und werden in Art. 2 E-VDSG ausführlich aufgezählt (siehe 


nachfolgend Art. 2 E-VDSG). Der Schutzbedarf ergibt sich aus der Art der Daten (Perso-


nendaten, besonders schützenswerte Personendaten) und der Datenbearbeitung selbst 


(z.B. Profiling). Erst dann erfolgt die Risikobeurteilung, wie dies auch die Datenschutz-Fol-


genabschätzung vorsieht (Art. 22 revDSG). 


Die Kriterien «Zweck, Art, Umfang und Umstände der Datenbearbeitung» beziehen sich 


somit auf die Schutzbedarfsfeststellung (welche bereits eine erste grobe Einschätzung des 


möglichen Schadensausmasses enthält), die Kriterien «Eintrittswahrscheinlichkeit und po-


tenzielle Auswirkungen für die betroffenen Personen» auf die Risikobeurteilung. 
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Wenn es um die Beurteilung der Angemessenheit der Massnahmen geht, sind die Kriterien 


«Stand der Technik und Implementierungskosten» einschlägig. Sie sagen aber nur indirekt 


etwas über die Angemessenheit einer Massnahme aus, da in Bezug auf die Angemessen-


heit von Massnahmen in erster Linie zu beurteilen ist, ob eine Massnahme zu treffen ist und 


konkret welche dem Risiko mit der nötigen Effektivität begegnet. Dies ist im erwähnten ISG 


so angelegt, aber auch in Art. 32 DSGVO, der hier zitiert wird (Erläuterungen, S. 15). 


Art. 1 Abs. 1 E-VDSG ist deshalb konzeptionell grundsätzlich zu überarbeiten. 


Art. 1 Abs. 2 E-VDSG verlangt, dass die Massnahmen über die gesamte Bearbeitungszeit 


in angemessenen Abständen zu überprüfen sind. Diese Formulierung greift zu kurz. In ers-


ter Linie ist die Risikobeurteilung laufend zu überprüfen, woraus sich die Massnahmen und 


deren Angemessenheit ergeben und somit die allfällige Anpassung von Massnahmen. 


Die Formulierung ist zu korrigieren. 


c. Art. 2 E-VDSG 


Die Aufzählung der Schutzziele wurde aus der geltenden Verordnung übernommen und mit 


Bestimmungen aus der DSGVO ergänzt.  


Die Schutzziele sind bereits in Art. 5 Abs. 1 Bst. h revDSG angelegt und lassen sich in die 


in der Informatiksicherheit üblichen Schutzziele zusammenfassen: Vertraulichkeit, Integri-


tät, Verfügbarkeit und Nachvollziehbarkeit (so auch Erläuterungen, S. 15). Er erscheint als 


angezeigt, dies entsprechend klar zum Ausdruck zu bringen (vgl. in diesem Sinne Art. 6 


Abs. 2 des Informationssicherheitsgesetzes vom 18.12.2020). 


Die in Art. 2 aufgeführten Vorgaben stellen keine eigenständigen Schutzziele dar, sondern 


Anforderungen an die Massnahmen, welche zur Erreichung der Schutzziele zu treffen sind 


(so stellt etwa die Zugriffskontrolle kein Schutzziel dar, sondern eine Anforderung zur Ge-


währleistung der Vertraulichkeit im Rahmen des Verhältnismässigkeitsprinzips). 


Zudem ist der Einleitungssatz von Art. 2 E-VDSG missverständlich. Schutzziele sind Ziel-


vorgaben. Die Massnahmen müssen angemessen sein in Bezug auf die in der Risikobeur-


teilung festgestellten Risiken und nicht in Bezug auf die Schutzziele. 


d. Art. 3 E-VDSG 


Art. 3 E-VDSG sieht insbesondere für Bundesorgane eine ausführliche Protokollierung der 


Datenbearbeitungen vor.  


Die Protokollierung hat zum Zweck, dass in Situationen, wo ein unberechtigtes Bearbeiten 


von Personendaten nicht zum vornherein technisch ausgeschlossen werden kann, im 


Nachhinein mittels Auswertung eines Protokolls ein unberechtigtes Bearbeiten festgestellt 


(und dann unter Umständen sanktioniert) werden kann. Mithin ergibt sich die Protokollie-


rung aus der Risikobeurteilung und der Massnahmenplanung. Sie muss also ein geeignetes 


Mittel mit Blick auf ein konkretes Risiko sein, das mittels Protokollierung wirksam reduziert 


werden kann; dass ein irgendwie geartetes Risiko verbleibt, reicht nicht (es fehlt dann an 


der Verhältnismässigkeit der neuen Datenbearbeitung). Soweit ersichtlich ist der Hauptan-


wendungsfall der, dass aus betrieblichen Gründen zu umfassende Berechtigungen imple-


mentiert werden müssen, weil nicht zum Vorherein bekannt ist, auf welche konkreten Daten 
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der/die Berechtigte bei der Aufgabenerfüllung Zugang haben muss (z.B. im Schengen-In-


formationssystem). Hier kann die organisatorische Massnahme eines Dienstbefehls wirk-


sam verstärkt werden, wenn die tatsächlichen Datenabrufe protokolliert und stichproben-


weise überprüft werden. Die Pflicht zur Protokollierung als kompensierende Massnahme ist 


deshalb nur für jene Fälle zu statuieren, in denen sie das festgestellte Risiko auch tatsäch-


lich adressiert. 


Für die Bundesorgane soll die Protokollierung für das Bearbeiten sämtlicher Personendaten 


gelten (Art. 3 Abs. 2 E-VDSG). Hier wird weit über das Ziel hinausgeschossen. Die Proto-


kollierung stellt selbst eine Beschaffung von Personendaten dar, die dem Grundsatz der 


Verhältnismässigkeit genügen muss. Zwar erlaubt Art. 57l Bst. b Ziff. 4 RVOG die Aufzeich-


nung von Randdaten zum Nachvollzug des Zugriffs auf Datensammlungen, aber eben nur 


insoweit, als die Aufzeichnung verhältnismässig ist. Dass selbst bei einfachen Personen-


daten und selbst bei restriktiven Berechtigungen jeder Lesezugriff protokolliert werden soll, 


geht klar über diese Anforderung hinaus. Die Bundesorgane sind deshalb in Absatz 1 auf-


zunehmen und auf Absatz 2 ist zu verzichten. 


In Art. 3 Abs. 3 E-VDSG sollte vor «die Identität der Empfängerin oder des Empfängers» 


das Wort «gegebenenfalls» eingefügt werden, da es sich nicht bei jeder protokollierten Be-


arbeitung um eine Bekanntgabe handelt. 


Gemäss Art. 3 Abs. 4 E-VDSG sind die Protokolle während zweier Jahre aufzubewahren 


und dürfen nur zur Überwachung der Datenschutzvorschriften oder die Wiederherstellung 


der Vertraulichkeit, Integrität, Verfügbarkeit und Nachvollziehbarkeit der Daten verwendet 


werden. Dabei ist nicht in jedem Fall eine personenbezogene Auswertung erforderlich. Für 


die Bundesorgane legen die Art. 57m ff. RVOG und Art. 8 ff. der zugehörigen Ausführungs-


verordnung fest, wie die Auswertungen erfolgen dürfen, wobei ggf. auch ein gestaffeltes 


Vorgehen angezeigt ist (vgl. BGE 143 II 443). Der letzte Satz ist deshalb im Sinne «dürfen 


nur zu diesem Zweck und nur soweit erforderlich personenbezogen verwendet werden» zu 


ergänzen. 


e. Art. 4 E-VDSG 


 Die Erstellung eines Bearbeitungsreglements wird für private Verantwortliche und deren 


Auftragsbearbeiter vorgesehen, die (1) umfangreich besonders schützenswerte Personen-


daten bearbeiten oder (2) ein Profiling mit hohem Risiko durchführen (Art. 4 Abs. 1 E-


VDSG). Diese Eingrenzung erscheint willkürlich und deckt bei Weitem nicht die für die Per-


sönlichkeitsrechte kritischen Datenbearbeitungen ab.  


Hier ist es angezeigt, die Voraussetzungen für die Datenschutz-Folgenabschätzung zu 


übernehmen (Bearbeitung beinhaltet ein hohes Risiko für die Persönlichkeit und die Grund-


rechte der betroffenen Personen; Art. 22 Abs. 1 revDSG). Im Rahmen der Datenschutz-


Folgenabschätzung werden zudem zahlreiche Dokumente erstellt (Art. 22 Abs. 3 revDSG), 


die Teil des Bearbeitungsreglements sein können. 


Art. 4 Abs. 2 E-VDSG enthält Mindestangaben für das Datenbearbeitungsreglement. Auch 


hier wird kein Konnex zu den Standards in der Informatik gemacht, in dem auf diese ver-


wiesen würde. Dann würde es genügen, auf die spezifischen datenschutzrechtlichen Vor-


gaben hinzuweisen (Bst. h, j). 







 Seite 5 / 8 


Art. 4 Abs. 3 E-VDSG erscheint praxisfern. Die Datenschutzberaterin oder der Datenschutz-


berater ist die Fachperson bei einem Verantwortlichen und ein Bearbeitungsreglement wird 


zusammen mit ihr/ihm erstellt und nicht «der Datenschutzberaterin oder dem Datenschutz-


berater in einer für diese oder diesen verständlichen Form zur Verfügung» gestellt. Es ge-


hört zu den Aufgaben der Datenschutzberaterin oder des Datenschutzberaters, bei der An-


wendung der Datenschutzvorschriften mitzuwirken (Art. 10 Abs. 2 Bst. b revDSG). Zudem 


hat die Datenschutzberaterin oder der Datenschutzberater über die erforderlichen Fach-


kenntnisse zu verfügen (Art. 10 Abs. 3 Bst. c revDSG), weshalb die Formulierung, das Be-


arbeitungsreglement sei ihr oder ihm «in verständlicher Form» zur Verfügung zu stellen, 


offensichtlich eine Abwertung seiner Fachkompetenzen impliziert. 


Art. 4 Abs. 3 E-VDSG ist ersatzlos zu streichen. 


f. Art. 5 E-VDSG 


Grundsätzlich kann auf unsere Ausführungen zu Art. 4 E-VDSG verwiesen werden. 


g. Art. 7 E-VDSG 


Auch die Datenschutzberaterin oder der Datenschutzberater des Bundesorgans hat bei der 


Anwendung der Datenschutzvorschriften mitzuwirken (vgl. unten Art. 28 E-VDSG). Es wi-


derspricht dem präventiven und risikoorientierten Ansatz des revDSG, wenn die Daten-


schutzberaterin oder der Datenschutzberater lediglich nachträglich über den Abschluss ei-


nes Outsourcingvertrags oder bei einer Funktionsübertragung informiert werden soll. Zu 


den Aufgaben einer Datenschutzberaterin oder eines Datenschutzberaters gehört die In-


volvierung in solche Geschäfte. Die ist eine Kernaufgabe der Beraterin oder des Beraters 


(«Mitwirkung bei der Anwendung der Datenschutzvorschriften»). Die Datenschutzberaterin 


oder der Datenschutzberater ist rechtzeitig zu informieren, wie dies korrekterweise bei Da-


tenbearbeitungsprojekten vorgesehen ist (Art. 31 E-VDSG). 


Art. 7 E-VDSG ist ersatzlos zu streichen. 


h. Art. 8 E-VDSG 


Bei den Formulierungen in Art. 8 E-VDSG fällt auf, dass der EDÖB konsultiert wird (formell), 


und die Beurteilungen von internationalen Organisationen oder ausländischen Behörden 


berücksichtigt werden können (materiell). Es ist klar zu formulieren, dass auch die Stellung-


nahmen des EDÖB materiell zu berücksichtigen sind, zumal sich die Erläuterungen hierzu 


nicht äussern (Erläuterungen, S. 27). 


i. Art. 9 Abs. 3 E-VDSG 


Gemäss Art. 16 Abs. 2 Bst. b und c revDSG sind Datenschutzklauseln und spezifische 


Garantien dem EDÖB vorgängig mitzuteilen. Der Einleitungssatz von Art. 9 Abs. 3 E-VDSG 


suggeriert, dass es einen Sachverhalt geben könnte, in der auch die Nicht-Mitteilung zu 


einer rechtskonformen Bekanntgabe ins Ausland führen würde.  


Die Formulierung ist anzupassen. 
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j. Art. 19 E-VDSG 


Art. 24 Abs. 1 revDSG sieht eine Meldung von Verletzungen der Datensicherheit nur in 


Fällen vor, die voraussichtlich zu einem hohen Risiko für die Persönlichkeit oder die Grund-


rechte der betroffenen Person führen. Art. 24 Abs. 2 revDSG präzisiert den Inhalt der Mel-


dung und nennt die Voraussetzungen für die Information der betroffenen Personen (Art. 24 


Abs. 4 und 5 revDSG). 


Art. 24 revDSG ist eine (bewusst) abweichende Bestimmung von Art. 33 DSGVO. Dennoch 


werden in Art. 19 E-VDSG mehrheitlich die Bestimmungen von Art. 33 DSGVO rezipiert. 


Dies ist einzig für Verantwortliche dienlich, die auch der DSGVO unterliegen. Für die Mehr-


heit der Verantwortlichen ist dies aber nicht der Fall und Art. 19 E-VDSG bringt unnötige 


Zusatzbestimmungen, vielfach eingeschränkt mit der Bemerkung «wenn möglich». Dies ist 


dem Institut der Meldepflicht wenig dienlich: Es will ja in erster Linie, dass die Aufsichtsbe-


hörde rasch informiert wird, allenfalls auch die betroffenen Personen, und dass Massnah-


men zum Schutz der Personendaten umgehend getroffen werden.  


Art. 24 revDSG braucht die in Art. 19 E-VDSG enthaltene Konkretisierung nicht. 


k. Art. 20 E-VDSG 


Art. 25 revDSG und Art. 26 revDSG regeln das Auskunftsrecht und dessen Einschränkun-


gen ausführlich. Art. 20 E-VDSG bringt hierzu einige Konkretisierungen, die aber über das 


Notwendige hinausgehen. 


Art. 20 Abs. 3 E-VDSG hält fest, dass die Auskunft für die betroffene Person verständlich 


sein muss. Dies ist irreführend. Der Inhalt der Auskunft ist in Art. 25 Abs. 2 revDSG definiert. 


Daraus ergeben sich der Umfang und der Zweck der Auskunft. Dies misst sich nach objek-


tiven Kriterien. Das Abstellen auf die individuell um Auskunft ersuchende Person würde für 


den Verantwortlichen bedeuten, dass er mehr Angaben zu dieser Person bearbeiten 


müsste und das Auskunftsrecht nicht mehr als selbstverständlicher Standard des Daten-


schutzrechts in die Prozesse des Verantwortlichen integriert werden könnte. 


Art. 20 Abs. 3 E-VDSG ist ersatzlos zu streichen. 


Art. 20 Abs. 4 E-VDSG enthält unnötigerweise die Auflage an die Verantwortlichen, «die 


Personendaten der betroffenen Person bei der Auskunftserteilung vor dem Zugriff unbe-


rechtigter Dritter zu schützen». Dies ergibt sich bereits aus Art. 8 revDSG und den Bestim-


mungen des 1. Kapitels der E-VDSG.  


Diese Erwähnung ist in Art. 20 Abs. 4 E-VDSG zu streichen. 


Art. 26 Abs. 4 revDSG sieht vor, dass der Verantwortliche angeben muss, weshalb er die 


Auskunft verweigert, einschränkt oder aufschiebt. Dies ist ausreichend für die betroffene 


Person, um ihren Auskunftsanspruch allenfalls gerichtlich geltend zu machen. Die Auflage 


an den Verantwortlichen in Art. 20 Abs. 5 E-VDSG, die Einschränkung des Auskunftsrechts 


zu dokumentieren und diese Dokumentation mindestens drei Jahre aufzubewahren, bringt 


einen Mehraufwand, ohne irgendwelche Auswirkungen im Hinblick auf die Geltendma-


chung oder die Durchsetzung des Auskunftsrechts durch die betroffene Person. 
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Art. 20 Abs. 5 E-VDSG ist ersatzlos zu streichen. 


l. Art. 21 E-VDSG 


Art. 21 Abs. 1 E-VDSG sieht vor, dass ein Verantwortlicher, der für die Behandlung des 


Begehrens nicht zuständig, dieses an den zuständigen Verantwortlichen weiterleitet. Dieser 


verwaltungsrechtliche Grundsatz gilt für die Bundesorgane auch ohne Erwähnung in die-


sem Zusammenhang. Im öffentlich-rechtlichen Bereich ergibt er sich aus dem hoheitlichen 


Verhältnis der Bürgerinnen und Bürger zum Staat. Im privatrechtlichen Verhältnis legen die 


Parteien ihre Rechte und Pflichten aber autonom fest. Die gleiche Auflage auch dem pri-


vatrechtlichen Verantwortlichen zu machen, ist unverhältnismässig. Sie führt zu einem Auf-


wand für den privatrechtlichen Verantwortlichen, den «zuständigen» Verantwortlichen aus-


findig zu machen, ohne dass dadurch die Rechte der betroffenen Personen gestärkt wür-


den.  


Art. 21 Abs. 1, 2. Satz E-VDSG ist ersatzlos zu streichen. 


m. Art. 24 E-VDSG 


Art. 24 E-VDSG beinhaltet eine Konkretisierung von Art. 28 revDSG, indem er sich auf die 


sinngemässe Anwendung von Bestimmungen zum Auskunftsrecht verweist. Dies wird dem 


neuen Rechtsinstitut der «Datenportabilität» nicht gerecht und verkennt den durchaus vor-


handenen Bedarf einer Konkretisierung der gesetzlichen Bestimmung (beispielsweise in 


Bezug auf die «gängigen elektronischen Formate» oder den «unverhältnismässigen Auf-


wand» bei der direkten Übertragung von einem Verantwortlichen zu einem anderen). Zu-


dem wäre auch in Bezug auf die Ausnahmen der Kostenlosigkeit eine andere Regelung als 


beim Auskunftsrecht denkbar, da hier nicht der Persönlichkeitsschutz, sondern der wirt-


schaftliche Wert der Daten im Vordergrund steht. 


Art. 24 E-VDSG ist vollständig zu überarbeiten. 


n. Art. 25 E-VDSG 


Art. 25 E-VDSG hält fest, welche Aufgaben die Datenschutzberaterin oder der Datenschutz-


berater wahrnehmen muss. Es wird dabei kein Bezug genommen zu Art. 10 Abs. 2 revDSG, 


der namentlich zwei Aufgaben aufzählt: die Schulung und Beratung sowie die Mitwirkung 


bei der Anwendung der Datenschutzvorschriften. Diese gesetzlichen Aufgaben sind umfas-


send, weshalb die Aufgaben in Art. 25 Abs. 1 Bst. a und b E-VDSG nicht die Aufgaben sind, 


die er oder sie wahrnehmen muss, sondern lediglich eine Konkretisierung der bereits in Art. 


10 Abs. 2 revDSG festgehaltenen Aufgaben. Die Formulierung in Art. 25 Abs. 1 E-VDSG 


ist missverständlich und zu korrigieren. 


o. Art. 26 E-VDSG 


In Anwendung von Art. 12 Abs. 5 revDSG sieht Art. 26 E-VDSG vor, dass Verantwortliche 


mit weniger als 250 Mitarbeitenden nur ein Verzeichnis der Bearbeitungstätigkeiten führen 


müssen, wenn (1) umfangreich besonders schützenswerte Personendaten bearbeitet wer-


den oder (2) ein Profiling mit hohem Risiko durchgeführt wird. Wie bei Art. 4 Abs. 1 E-VDSG 


ist zu erwähnen, dass diese Eingrenzung bei Weitem nicht die für die Persönlichkeitsrechte 


kritischen Datenbearbeitungen abdeckt. Auch hier ist es angezeigt, die Voraussetzungen 
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für die Datenschutz-Folgenabschätzung zu übernehmen (Bearbeitung beinhaltet ein hohes 


Risiko für die Persönlichkeit und die Grundrechte der betroffenen Personen; Art. 22 Abs. 1 


revDSG). 


p. Art. 28 E-VDSG 


Art. 28 E-VDSG legt die Aufgaben der Datenschutzberaterin oder -beraters der Bundesor-


gane fest. In der Aufzählung von Art. 28 Abs. 2 E-VDSG fällt auf, dass die in Art. 10 Abs. 2 


Bst. b revDSG festgelegte Aufgabe – die Mitwirkung bei der Anwendung der Datenschutz-


vorschriften – nicht erwähnt wird, sondern nur die Schulung und Beratung (Art. 10 Abs. 2 


Bst. a revDSG).  Wir gehen davon aus, dass es sich hier um ein Versehen handelt, ist doch 


die Mitwirkung bei der Anwendung der Datenschutzvorschriften eine Kernaufgabe von Da-


tenschutzberaterinnen und -berater. Diese Aufgabe ist in Art. 28 Abs. 2 E-VDSG zu ergän-


zen. 


q. Art. 36 E-VDSG 


Die Bestimmung ist überflüssig, weil sich diese Präzisierung bereits aus Art. 39 revDSG 


klar ergibt. 


 


Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Anliegen und stehen Ihnen für Rückfra-


gen gerne zur Verfügung. 


Freundliche Grüsse 


Ueli Buri  


Präsident privatim  
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		Buri Ueli XBMYLZ
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Agnes Stäuble 
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Solothurn, 14. Oktober 2021 
 
 


Vernehmlassungsverfahren zur Totalrevision der Verordnung zum Bundesgesetz über den Datenschutz 
(VDSG); Stellungnahme santésuisse 


 
 
Sehr geehrte Frau Bundesrätin  
Sehr geehrte Damen und Herren  
 
Wir bedanken uns für die Möglichkeit, zur Totalrevision der Verordnung zum Bundesgesetz über den Datenschutz (VDSG) Stellung nehmen zu 
können.  
 
santésuisse befürwortet eine für die Anwender klare und durchdachte Revision sowohl des Datenschutzgesetzes als auch der dazugehörigen 
Verordnung. Die nun vorliegende Verordnungsvorlage beinhaltet jedoch zum Teil ungenaue Begrifflichkeiten sowie Doppelspurigkeiten. Damit eine 
einheitliche Handhabung in der Umsetzung gewährleistet werden kann, sind diese zu präzisieren bzw. zu korrigieren. Gerne geben wir unsere 
entsprechenden Anregungen in der nachfolgenden Tabelle. 
 
Weiter stellt die VDSG eine unselbstständige Verordnung dar. Das heisst, sie bedarf einer Grundlage im Gesetz. santésuisse stellt fest, dass die-
ser Umstand in der vorliegenden Vernehmlassungsvorlage mehrfach unberücksichtigt geblieben ist. Beispielsweise sieht das Datenschutzgesetz 



http://www.santesuisse.ch/
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in Art. 12 neu das Führen eines Bearbeitungsverzeichnisses vor. Dieses ersetzt inhaltlich das bisherige „Bearbeitungsreglement“, welches die 
Krankenversicherer weiterhin gemäss Art. 84b KVG erstellen und veröffentlichen müssen. Ohne entsprechende gesetzliche Grundlage wird nun 
neu in Art. 4 VDSG zusätzlich zum Bearbeitungsverzeichnis gemäss Art. 12 revDSG die Erstellung eines Bearbeitungsreglements verlangt. Die 
Krankenversicherer werden also zu einem Doppelaufwand verpflichtet, ohne jeglichen Nutzen. Vor diesem Hintergrund drängt sich zusätzlich auch 
noch die Frage auf, ob in der Gesetzesrevision allenfalls vergessen wurde, die Korrelation zu Art. 84b KVG zu klären.  
 
 
Bitte entnehmen Sie der nachfolgenden Tabelle unsere Überlegungen und Vorschläge zu den einzelnen Bestimmungen: 
 


Vorentwurf Teilrevision Vorschlag santésuisse Bemerkungen 
   


Der Schweizerische Bundesrat, 
gestützt auf die Artikel 8 Absatz 3, 10 Absatz 4, 12 
Absatz 5, 16 Absatz 3, 25 Absatz 6, 28 Absatz 3, 33, 
59 Absätze 2 und 3 des Bundesgesetzes vom 25. 
September 20201 über den Datenschutz (DSG) 
verordnet: 
 


  


1. Kapitel: Allgemeine Bestimmungen   


1. Abschnitt: Datensicherheit    


Art. 1 Grundsätze 
 
1 Ob die technischen oder organisatorischen Mass-
nahmen zur Gewährleistung der Datensicherheit 
dem Risiko angemessenen sind, beurteilt sich nach 
den folgenden Kriterien: 
a. Zweck, Art, Umfang und Umstände der Daten-


bearbeitung; 
b. die Eintrittswahrscheinlichkeit einer Verletzung 


der Datensicherheit und deren potenziellen Aus-
wirkungen für die betroffenen Personen; 


c. der Stand der Technik; 
d. Implementierungskosten. 
 
 
 
 
 


 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
d. Implementierungsaufwand. 
 
 
 
 
 


 


 


 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu lit. d:  
Die Abwägung kann sich nicht nur auf die Imple-
mentierungskosten beschränken. Das macht keinen 
Sinn. Es ist der gesamte Implementierungsaufwand 
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2 Die Massnahmen sind über die gesamte Bearbei-
tungsdauer hinweg in angemessenen Abständen zu 
überprüfen. 
 


 
 
 
2 Die Massnahmen sind über die gesamte Bearbei-
tungsdauer hinweg gemessen an den zugrunde 
liegenden Risiken regelmässig zu überprüfen. 
 


in die Abwägung einzubeziehen (auch personelle, 
zeitliche oder organisatorische Aufwendungen).  
 
Zu Abs. 2: 
Die Überprüfung hat nicht nur in angemessenen Ab-
ständen, sondern insbesondere in angemessener 
Weise zu erfolgen. Wenn sich die Risikofaktoren 
nicht ändern, bedarf es keiner entsprechenden 
Überprüfung.  


Art. 2 Schutzziele 
 
Soweit angemessen, müssen die Massnahmen zur 
Gewährleistung der Datensicherheit folgende 
Schutzziele erreichen: 
a. Zugriffskontrolle: Der Zugriff der berechtigten 


Personen ist auf diejenigen Personendaten be-
schränkt, die sie zur Erfüllung ihrer Aufgabe be-
nötigen. 


b. Zugangskontrolle: Der Zugang zu den Einrich-
tungen und Anlagen, in denen Personendaten 
bearbeitet werden, wird unbefugten Personen 
verwehrt. 


c. Datenträgerkontrolle: Das Lesen, Kopieren, Ver-
ändern, Verschieben oder Entfernen von Daten-
trägern wird unbefugten Personen verunmög-
licht. 


d. Speicherkontrolle: Unbefugte Eingabe in den 
Datenspeicher sowie unbefugte Einsichtnahme, 
Veränderung oder Löschung gespeicherter Per-
sonendaten wird verhindert. 


e. Benutzerkontrolle: Die Benutzung von automati-
sierten Datenbearbeitungs-systemen mittels 
Einrichtungen zur Datenübertragung durch un-
befugte Personen wird verhindert. 


f. Transportkontrolle: Bei der Bekanntgabe von 
Personendaten sowie beim Transport von Da-
tenträgern wird verhindert, dass die Daten unbe-
fugt gelesen, kopiert, verändert oder gelöscht 
werden können. 


 


 


Soweit angemessen, müssen die Massnahmen zur 
Gewährleistung der Datensicherheit folgende 
Schutzziele anstreben: 
 
 
 
 
 
 
 
 
c. Datenträgerkontrolle: Das Bearbeiten von Da-


tenträgern wird unbefugten Personen verun-
möglicht. 
 


d. Speicherkontrolle: Unbefugte Eingabe in den 
Datenspeicher sowie unbefugtes Bearbeiten 
gespeicherter Personendaten wird verhindert. 


 
 
 
 
 
f. Transportkontrolle: Bei der Bekanntgabe von 


Personendaten sowie beim Transport von Da-
tenträgern wird verhindert, dass die Daten un-
befugt bearbeitet werden können. 


 


 


 


Zu Art. 2: 
Die Verwendung des Worts «erreichen» impliziert, 
dass die Schutzziele vollständig erfüllt werden, was 
weder erforderlich noch möglich ist. Zu treffen sind 
nur angemessene Massnahmen. 
 
 
 
 
 
 
Zu lit. c, d und f:  
Die hier aufgeführten Begriffe definiert das revDSG 
in Art. 5 lit. d als „Bearbeiten“. Der Vollständigkeit 
sowie der Einfachheit halber ist diese Begriffsdefini-
tion zu übernehmen. 
 
Weiter ist nicht klar, was der Unterschied zwischen 
den beiden Begriffen „Datenträger“ und „Datenspei-
cher“ ist. Unserer Meinung nach haben die beiden 
Begriffe dieselbe Bedeutung.  
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g. Eingabekontrolle: In automatisierten Systemen 
kann überprüft werden, welche Personendaten 
zu welcher Zeit und von welcher Person einge-
geben oder verändert wurden. 


h. Bekanntgabekontrolle: Es kann überprüft wer-
den, wem Personendaten mit Hilfe von Einrich-
tungen zur Datenübertragung bekannt gegeben 
wurden. 


i. Wiederherstellung: Die Verfügbarkeit der Perso-
nendaten und der Zugang zu ihnen kann bei ei-
nem physischen oder technischen Zwischenfall 
rasch wiederhergestellt werden. 


j. Es wird gewährleistet, dass alle Funktionen des 
Systems zur Verfügung stehen (Verfügbarkeit), 
auftretende Fehlfunktionen gemeldet werden 
(Zuverlässigkeit) und gespeicherte Personenda-
ten nicht durch Fehlfunktionen des Systems be-
schädigt werden können (Datenintegrität). 


k. Erkennung: Verletzungen der Datensicherheit 
können rasch erkannt und Massnahmen zur 
Minderung oder Beseitigung der Folgen einge-
leitet werden. 
 


 
  


 
 
 
 
 


Art. 3 Protokollierung 
 
1 Ergibt sich aus der Datenschutz-Folgenabschät-
zung, dass bei der automatisierten Bearbeitung von 
Personendaten trotz der vom Verantwortlichen vor-
gesehenen Massnahmen noch ein hohes Risiko für 
die Persönlichkeit oder die Grundrechte der be-
troffenen Personen besteht, protokollieren der pri-
vate Verantwortliche und dessen Auftragsbearbeiter 
zumindest folgende Vorgänge: das Speichern, Ver-
ändern, Lesen, Bekanntgeben, Löschen oder Ver-
nichten. 
 
2 Bundesorgane und deren Auftragsbearbeiter pro-
tokollieren bei der automatisierten Bearbeitung von 
Personendaten zumindest folgende Vorgänge: das 


Art. 3 Protokollierung 
 
1 Ergibt sich aus der Datenschutz-Folgenabschät-
zung, dass bei der automatisierten Bearbeitung von 
Personendaten trotz der vom Verantwortlichen vor-
gesehenen Massnahmen noch ein hohes Risiko für 
die Persönlichkeit oder die Grundrechte der be-
troffenen Personen besteht, protokollieren der pri-
vate Verantwortliche und dessen Auftragsbearbeiter 
zumindest folgende Vorgänge: das Speichern, Ver-
ändern, Lesen, Bekanntgeben, Löschen oder Ver-
nichten. 
 
2 Bundesorgane und deren Auftragsbearbeiter pro-
tokollieren bei der automatisierten Bearbeitung von 
Personendaten zumindest folgende Vorgänge: das 


Zu Art. 3: 
Diese Bestimmung ist in mehrerlei Hinsicht proble-
matisch und sollte ersatzlos gestrichen werden:  
 
Erstens fehlt ihr eine gesetzliche Grundlage.  
 
Zweitens ist das Ergebnis der Datenschutz-Folgen-
abschätzung (DSFA) kein geeigneter Indikator für 
das Risiko einer Verletzung der Datensicherheit. In 
der Regel wird eine DSFA aufgrund der Art und 
Weise der Datenbearbeitung vorgenommen.  


 


Drittens muss eine solche Bearbeitung kraft Art. 21 
revDSG ohnehin dem EDÖB oder Datenschutzbe-
rater vorgelegt werden. Eben dies dient bereits dem 
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Speichern, Verändern, Lesen, Bekanntgeben, Lö-
schen oder Vernichten. 
 
3 Die Protokollierung gibt Aufschluss über die Art 
des Bearbeitungsvorgangs, die Identität der Person, 
die die Bearbeitung vorgenommen hat, die Identität 
der Empfängerin oder des Empfängers sowie den 
Zeitpunkt, an dem die Bearbeitung erfolgt ist.  
 
4 Die Protokolle sind während zwei Jahren getrennt 
vom System, in welchem die Personendaten bear-
beitet werden, aufzubewahren. Sie sind aus-
schliesslich den Organen oder Personen zugäng-
lich, denen die Überwachung der Datenschutzvor-
schriften oder die Wiederherstellung der Vertrau-
lichkeit, Integrität, Verfügbarkeit und Nachvollzieh-
barkeit der Daten obliegen, und dürfen nur für die-
sen Zweck verwendet werden. 
 


Speichern, Verändern, Lesen, Bekanntgeben, Lö-
schen oder Vernichten. 
 
3 Die Protokollierung gibt Aufschluss über die Art 
des Bearbeitungsvorgangs, die Identität der Person, 
die die Bearbeitung vorgenommen hat, die Identität 
der Empfängerin oder des Empfängers sowie den 
Zeitpunkt, an dem die Bearbeitung erfolgt ist.  
 


4 Die Protokolle sind während zwei Jahren getrennt 
vom System, in welchem die Personendaten bear-
beitet werden, aufzubewahren. Sie sind aus-
schliesslich den Organen oder Personen zugäng-
lich, denen die Überwachung der Datenschutzvor-
schriften oder die Wiederherstellung der Vertraulich-
keit, Integrität, Verfügbarkeit und Nachvollziehbar-
keit der Daten obliegen, und dürfen nur für diesen 
Zweck verwendet werden. 
 


Ziel, eine solche oder andere Massnahme vorzu-
schlagen, soweit die Bearbeitung überhaupt umge-
setzt werden kann.  
 
Viertens obliegt die Pflicht auch dem Auftragsbear-
beiter, der jedoch die DSFA nicht kennen muss und 
eine solche schon gar nicht auszuführen hat. Mass-
nahmen zur Datensicherheit obliegen zwar auch 
ihm, aber diese Protokollierung ist in ihrem Kern 
keine solche. Das erklärt den unlösbaren Wider-
spruch. Auch deshalb ist sie zu streichen.  
 
Sollte der Artikel entgegen unserem Dafürhalten 
nicht gestrichen werden, stellen sich uns betreffend 
die einzelnen Absätze weitere Fragen:  
 
Zu Abs. 1: 
Insbesondere geht eine Protokollierung allein für 
das Lesen zu weit. 
 
Was bedeutet zudem „automatisierte Bearbeitung“? 
Das Gesetz verwendet diesen Begriff im Zusam-
menhang mit „Profiling“. Falls Profiling gemeint ist, 
könnte man diesen im Gesetz (Art. 5 lit. f revDSG) 
normierten Begriff übernehmen, damit der Begriff 
klar definiert ist. 
 
Zu Abs. 3: 
Es ist nicht klar, in welchem Verhältnis Abs. 3 zu 
Abs. 1 und 2 steht. Abs. 3 geht weiter. Zudem be-
stehen Unklarheiten in der Abgrenzung (Identität 
der Person, Identität des Empfängers). 
 
In der Praxis sind von dieser Bestimmung vor allem 
die IT-Mitarbeitenden erfasst. Wir gehen davon aus, 
dass diese hier miteingeschlossen sind, ansonsten 
bestünde ein Problem in der Umsetzung.  
Respektive ist der Personenkreis mit Zugang um 
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jene im Wortlaut zu erweitern, welche die Verlet-
zung von Datenschutzvorschriften verfolgen.  
 
Weiter stellen wir uns die Frage, weshalb die Proto-
kolle während zwei Jahren aufbewahrt werden müs-
sen? Der Datenschutz schreibt ja eigentlich vor, 
dass die Daten jeweils zu löschen sind, wenn sie 
nicht mehr benötigt werden. Aus unserer Sicht reicht 
deshalb die Aufbewahrung während eines Jahres. 
Respektive eine starre Frist macht keinen Sinn und 
wäre unverhältnismässig. Sie muss von der Dauer 
der Datenbearbeitung abhängig und generell ange-
messen sein.  


 


Art. 4 Bearbeitungsreglement von privaten Per-
sonen 
 
1 Der Verantwortliche und dessen Auftragsbearbei-
ter müssen ein Reglement für automatisierte Bear-
beitungen erstellen, wenn sie: 
a. umfangreich besonders schützenswerte Perso-


nendaten bearbeiten; oder 
b. ein Profiling mit hohem Risiko durchführen. 
 


2 Das Reglement muss mindestens Angaben ent-
halten: 
a. zum Bearbeitungszweck; 
b. zu den Kategorien betroffener Personen und der 


Kategorien bearbeiteter Personendaten; 
c. zur Aufbewahrungsdauer der Personendaten o-


der die Kriterien zur Festlegung dieser Dauer; 
d. zur internen Organisation; 
e. zur Herkunft der Personendaten und zur Art ihrer 


Beschaffung; 
f. zu den technischen und organisatorischen Mas-


snahmen zur Gewährleistung der Datensicher-
heit; 


g. zu den Zugriffsberechtigungen sowie zur Art und 
zum Umfang der Zugriffe; 


Art. 4 Bearbeitungsreglement von privaten Per-
sonen 
 
1 Der Verantwortliche und dessen Auftragsbearbei-
ter müssen ein Reglement für automatisierte Bear-
beitungen erstellen, wenn sie: 
a. umfangreich besonders schützenswerte Perso-


nendaten bearbeiten; oder 
b. ein Profiling mit hohem Risiko durchführen. 
 


2 Das Reglement muss mindestens Angaben ent-
halten: 
a. zum Bearbeitungszweck; 
b. zu den Kategorien betroffener Personen und der 


Kategorien bearbeiteter Personendaten; 
c. zur Aufbewahrungsdauer der Personendaten o-


der die Kriterien zur Festlegung dieser Dauer; 
d. zur internen Organisation; 
e. zur Herkunft der Personendaten und zur Art ihrer 


Beschaffung; 
f. zu den technischen und organisatorischen Mas-


snahmen zur Gewährleistung der Datensicher-
heit; 


g. zu den Zugriffsberechtigungen sowie zur Art und 
zum Umfang der Zugriffe; 


Zu Art. 4 
Das Gesetz sieht neu in Art. 12 das Führen eines 
Bearbeitungsverzeichnisses vor. Dieses ersetzt in-
haltlich das bisherige „Bearbeitungsreglement“, wel-
ches die Krankenversicherer weiterhin gemäss Art. 
84b KVG erstellen und veröffentlichen müssen. In-
dem nun neu in Art. 4 VDSG zusätzlich zum Bear-
beitungsverzeichnis gemäss Art. 12 revDSG die Er-
stellung eines Bearbeitungsreglements verlangt 
wird, werden die Krankenversicherer zu einem Dop-
pelaufwand verpflichtet, ohne jeglichen Nutzen. 
Wurde in der Gesetzesrevision allenfalls vergessen, 
die Korrelation zu Art. 84b KVG zu klären? Zudem 
fehlt für das Führen eines Bearbeitungsreglements 
eine gesetzliche Grundlage, da Art. 8 revDSG nur 
Datensicherheit i.e.S. regelt. Aus diesen Gründen 
lehnen wir Art. 4 ab.  
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h. zu den Massnahmen, die zur Datenminimierung 
getroffen werden; 


i. zu den Datenbearbeitungsverfahren, insbeson-
dere den Verfahren bei der Speicherung, Berich-
tigung, Bekanntgabe, Aufbewahrung, Archivie-
rung, Pseudonymisierung, Anonymisierung und 
Löschung oder Vernichtung; 


j. zum Verfahren zur Ausübung des Auskunfts-
rechts und des Rechts auf Datenherausgabe o-
der -übertragung. 


 
3 Die private Person muss das Reglement regel-
mässig aktualisieren und der Datenschutzberaterin 
oder dem Datenschutzberater in einer für diese oder 
diesen verständlichen Form zur Verfügung stellen. 
 


h. zu den Massnahmen, die zur Datenminimierung 
getroffen werden; 


i. zu den Datenbearbeitungsverfahren, insbeson-
dere den Verfahren bei der Speicherung, Berich-
tigung, Bekanntgabe, Aufbewahrung, Archivie-
rung, Pseudonymisierung, Anonymisierung und 
Löschung oder Vernichtung; 


j. zum Verfahren zur Ausübung des Auskunfts-
rechts und des Rechts auf Datenherausgabe o-
der -übertragung. 


 
3 Die private Person muss das Reglement regelmäs-
sig aktualisieren und der Datenschutzberaterin oder 
dem Datenschutzberater in einer für diese oder die-
sen verständlichen Form zur Verfügung stellen. 
 
 


 


 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu Abs. 3: 
Abs. 3 geht zudem fälschlicherweise davon aus, 
dass immer ein Datenschutzberater zu bestellen ist. 
Diese Vorgabe ist für Privatpersonen aber optional! 
Das Bearbeitungsreglement des Privaten muss we-
der publiziert noch dem EDÖB gemeldet werden. 


Art. 5 Bearbeitungsreglement von Bundesorga-
nen 
 
1 Das verantwortliche Bundesorgan und dessen 
Auftragsbearbeiter erstellen ein Bearbeitungsregle-
ment für automatisierte Bearbeitungen, wenn sie: 
a. besonders schützenswerte Personendaten be-


arbeiten;  
b. ein Profiling durchführen;  
c. Datenbearbeitungen im Sinne von Artikel 34 Ab-


satz 2 Buchstabe c DSG ausführen;  
d. Kantonen, ausländischen Behörden, internatio-


nalen Organisationen oder privaten Personen 
werden Personendaten zugänglich machen;  


e. Datenbestände miteinander verknüpfen; oder  
f. mit anderen Bundesorganen zusammen ein In-


formationssystem betreiben oder Datenbe-
stände bewirtschaften.  


 
2 Das Reglement muss mindestens die Angaben 
nach Artikel 4 Absatz 2 enthalten.  


Art. 5 Bearbeitungsreglement von Bundesorga-
nen 
 
1 Das verantwortliche Bundesorgan und dessen 
Auftragsbearbeiter erstellen ein Bearbeitungsregle-
ment für automatisierte Bearbeitungen, wenn sie: 
a. besonders schützenswerte Personendaten be-


arbeiten;  
b. ein Profiling durchführen;  
c. Datenbearbeitungen im Sinne von Artikel 34 Ab-


satz 2 Buchstabe c DSG ausführen;  
d. Kantonen, ausländischen Behörden, internatio-


nalen Organisationen oder privaten Personen 
werden Personendaten zugänglich machen;  


e. Datenbestände miteinander verknüpfen; oder  
f. mit anderen Bundesorganen zusammen ein In-


formationssystem betreiben oder Datenbe-
stände bewirtschaften.  


 
2 Das Reglement muss mindestens die Angaben 
nach Artikel 4 Absatz 2 enthalten.  


Zu Art. 5: 
Vgl. unsere Bemerkungen zu Art. 4. 
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3 Das verantwortliche Bundesorgan muss das Reg-
lement regelmässig aktualisieren und der Daten-
schutzberaterin oder dem Datenschutzberater in ei-
ner für diese oder diesen verständlichen Form sowie 
dem Eidgenössischen Datenschutz- und Öffentlich-
keitsbeauftragten (EDÖB) auf Anfrage zur Verfü-
gung stellen. 
 


 
3 Das verantwortliche Bundesorgan muss das Reg-
lement regelmässig aktualisieren und der Daten-
schutzberaterin oder dem Datenschutzberater in ei-
ner für diese oder diesen verständlichen Form sowie 
dem Eidgenössischen Datenschutz- und Öffentlich-
keitsbeauftragten (EDÖB) auf Anfrage zur Verfü-
gung stellen. 
 


2. Abschnitt: Bearbeitung durch Auftragsbear-
beiter 


  


Art. 6 Modalitäten 
 
1 Der Verantwortliche, der die Bearbeitung von Per-
sonendaten einem Auftragsbearbeiter überträgt, 
bleibt für den Datenschutz verantwortlich. Er muss 
sicherstellen, dass die Daten vertrags- oder geset-
zesgemäss bearbeitet werden. 
 
2 Untersteht der Auftragsbearbeiter dem DSG nicht, 
so muss sich der Verantwortliche vergewissern, 
dass andere gesetzliche Bestimmungen einen 
gleichwertigen Datenschutz gewährleisten. Andern-
falls muss er diesen auf vertraglichem Wege sicher-
stellen. 
 
3 Handelt es sich beim Verantwortlichen um ein Bun-
desorgan, so darf der Auftragsbearbeiter die Daten-
bearbeitung einem Dritten übertragen, wenn das 
Bundesorgan dies schriftlich genehmigt hat. 
 


 


 
1 Der Verantwortliche, der die Bearbeitung von Per-
sonendaten einem Auftragsbearbeiter überträgt, 
bleibt für den Datenschutz verantwortlich. Er muss 
dafür sorgen, dass die Daten vertrags- oder geset-
zesgemäss bearbeitet werden. 
 


 
 
Zu Abs. 1: 
Der Verantwortliche kann nicht sicherstellen, dass 
der Auftragsbearbeiter die Daten auch effektiv ver-
trags- oder gesetzesgemäss bearbeitet, er kann je-
doch dafür sorgen. 
 


 


 
 
 
 
 
 
Zu Abs. 3: 
Das Erfordernis der Schriftlichkeit erachten wir dann 
als zu einschränkend, wenn nicht auch die einfache 
elektronische Form miteingeschlossen ist. Im Erläu-
terungsbericht steht zwar geschrieben, dass die 
schriftliche Form die elektronische Form ein-
schliesst. Es ist jedoch nicht so klar, was damit kon-
kret gemeint ist Entspricht eine „einfache“ E-Mail 
diesen Vorgaben oder bedarf es z.B. der qualifizier-
ten elektronischen Signatur? Die Hürde an die 
Schriftlichkeit darf nicht zu hoch sein und macht in 
diesem Zusammenhang auch keinen Sinn. 
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Art. 7 Information an die Datenschutzberaterin 
oder den Datenschutzberater des Bundesor-
gans 
 
Das Bundesorgan informiert die Datenschutzbera-
terin oder den -berater umgehend über den Ab-
schluss eines Vertrags mit einem Auftragsbearbei-
ter oder die Genehmigung zur Übertragung der Da-
tenbearbeitung an einen Dritten. Überdies informiert 
es diese oder diesen, wenn Probleme bei der Ein-
haltung der gesetzlichen oder vertraglichen Daten-
schutzvorschriften entstehen. 
 


Art. 7 Information an die Datenschutzberaterin 
oder den Datenschutzberater des Bundesor-
gans 
 
Das Bundesorgan informiert die Datenschutzbera-
terin oder den -berater umgehend über den Ab-
schluss eines Vertrags mit einem Auftragsbearbei-
ter oder die Genehmigung zur Übertragung der Da-
tenbearbeitung an einen Dritten. Überdies informiert 
es diese oder diesen, wenn Probleme bei der Ein-
haltung der gesetzlichen oder vertraglichen Daten-
schutzvorschriften entstehen. 
 


Zu Art. 7: 
Die Bestimmung ist zu streichen, denn Art. 10 Abs. 
2 lit. b revDSG enthält bereits die Verpflichtung an 
den Datenschutzberater bei der Anwendung des 
Datenschutzrechts mitzuwirken.  
 


3. Abschnitt: Bekanntgabe von Personendaten 
ins Ausland 


  


Art. 8 Beurteilung der Angemessenheit des Da-
tenschutzes eines ausländischen Staates oder 
eines internationalen Organs 
 
1 Werden Personendaten ins Ausland bekanntgege-
ben, so müssen bei der Beurteilung, ob ein Staat, 
ein Gebiet, einer oder mehrere spezifische Sektoren 
in einem Staat oder ein internationales Organ einen 
angemessenen Datenschutz gewährleistet, na-
mentlich die folgenden Kriterien berücksichtigt wer-
den: 
a. die internationalen Verpflichtungen des Staates 


oder internationalen Organs im Bereich des Da-
tenschutzes; 


b. die Achtung der Menschenrechte; 
c. die geltende Gesetzgebung zum Datenschutz 


sowie deren Umsetzung und die einschlägige 
Rechtsprechung; 


d. die wirksame Gewährleistung der Rechte der 
betroffenen Personen und des Rechtsschutzes; 


e. das wirksame Funktionieren von einer oder 
mehreren unabhängigen Behörden, die im be-
treffenden Staat mit dem Datenschutz beauf-
tragt sind oder denen ein internationales Organ 
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untersteht und die über ausreichende Befug-
nisse und Kompetenzen verfügen. 


 
2 Bei der Beurteilung können die Einschätzungen 
von internationalen Organen oder ausländischen 
Behörden, die für den Datenschutz zuständig sind, 
berücksichtigt werden. 
 
3 Die Angemessenheit des Datenschutzes des be-
treffenden Staates, des Gebiets, der spezifischen 
Sektoren in einem Staat oder des internationalen 
Organs wird periodisch neu beurteilt. 
 
4 Ergibt sich aus einer Beurteilung nach Absatz 3 o-
der aus verfügbaren Informationen, dass ein Staat, 
ein Gebiet, einer oder mehrere spezifische Sektoren 
in einem Staat oder ein internationales Organ kein 
angemessener Datenschutz mehr gewähr-leistet, 
so wird der Entscheid gemäss Artikel 16 Absatz 1 
DSG geändert, sistiert oder aufgehoben. Dieser 
neue Entscheid hat keine Auswirkungen auf bereits 
erfolgte Datenbekanntgaben. 
 
5 Die Staaten, Gebiete, spezifischen Sektoren in ei-
nem Staat und internationalen Organe mit einem 
angemessenen Datenschutz sind in Anhang 1 auf-
geführt. 
 
6 Der EDÖB wird vor jedem Entscheid über die An-
gemessenheit des Datenschutzes konsultiert. 
 


Art. 9 Datenschutzklauseln und spezifische Ga-
rantien 
1 Die Datenschutzklauseln in einem Vertrag nach 
Artikel 16 Absatz 2 Buchstabe b DSG und die spe-
zifischen Garantien nach Artikel 16 Absatz 2 Buch-
stabe c DSG müssen mindestens die folgenden 
Punkte regeln: 
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a. die Anwendung der Grundsätze der Rechtmäs-
sigkeit, von Treu und Glauben, der Verhältnis-
mässigkeit, der Zweckbindung und der Richtig-
keit; 


b. die Kategorien der bekanntgegebenen Perso-
nendaten sowie der betroffenen Personen; 


c. die Art und der Zweck der Bekanntgabe von Per-
sonendaten; 


d. die Namen der Staaten, in die Personendaten 
bekanntgegeben werden; 


e. die Namen der internationalen Organe, denen 
Personendaten bekanntgegeben werden; 


f. die Anforderungen an die Aufbewahrung, die Lö-
schung und die Vernichtung von Personenda-
ten; 


g. die zur Bearbeitung der Daten berechtigten 
Empfängerinnen und Empfänger; 


h. die Massnahmen zur Gewährleistung der Daten-
sicherheit; 


i. die Anforderungen an eine Bekanntgabe von 
Personendaten in einen anderen ausländischen 
Staat oder an ein anderes internationales Or-
gan; 


j. die Pflicht der Empfängerin oder des Empfän-
gers, die betroffenen Personen über die Bear-
beitung zu informieren; 


k. die Rechte der betroffenen Person, namentlich: 
1. das Auskunftsrecht, 
2. das Widerspruchsrecht, 
3. das Recht auf Berichtigung, Löschung oder 


Vernichtung ihrer Daten, 
4. das Recht, eine unabhängige Behörde um 


Rechtsschutz zu ersuchen. 
 
2 Der Verantwortliche muss angemessene Mass-
nahmen treffen, um sicherzustellen, dass die Emp-
fängerin oder der Empfänger die Datenschutzklau-
seln in einem Vertrag oder die spezifischen Garan-
tien einhält. 


 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


 


 


 


 


 


 


 


 


 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu Abs. 1 lit. j: 
Es ist unklar, weshalb der Datenempfänger die be-
troffenen Personen zu informieren hat. Eine solche 
Regelung ist als mit dem Tagesgeschäft nicht ver-
einbar. Diese Verpflichtung sollte beim Auftragge-
ber verbleiben. Es geht ja hier nicht um einen Auf-
tragsbearbeiter nach Art. 9 revDGS. 
 
Weiter ist unklar, was „über die Bearbeitung infor-
mieren“ im Zusammenhang mit dem Empfänger be-
deutet. Geht es lediglich darum zu melden, dass ein 
Dritter, nämlich der Empfänger, Daten der Person 
erhält, oder geht es um inhaltliche Informationen? 
Sofern lit. f beibehalten wird, ist dies hier zu präzi-
sieren.  
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3 Wurde der EDÖB über die Datenschutzklauseln in 
einem Vertrag oder die spezifischen Garantien in-
formiert, so gilt die Informationspflicht für alle weite-
ren Bekanntgaben als erfüllt, die: 
a. unter denselben Datenschutzklauseln oder Ga-


rantien erfolgen, soweit die Kategorien der Emp-
fängerinnen und Empfänger, der Zweck der Be-
arbeitung und die Datenkategorien im Wesentli-
chen unverändert bleiben; oder 


b. innerhalb derselben juristischen Person oder 
Gesellschaft oder zwischen Unternehmen, die 
zum selben Konzern gehören, stattfinden, so-
weit die Daten-schutzklauseln oder Garantien 
weiterhin einen geeigneten Datenschutz ge-
währleisten. 


 


Art. 10 Standarddatenschutzklauseln 
 
1 Gibt der Verantwortliche Personendaten mittels 
Standarddatenschutzklauseln nach Artikel 16 Ab-
satz 2 Buchstabe d DSG ins Ausland bekannt, so 
trifft er angemessene Massnahmen, um sicherzu-
stellen, dass die Empfängerin oder der Empfänger 
diese beachtet. 
 
2 Der EDÖB veröffentlicht eine Liste von Standard-
datenschutzklauseln, die er genehmigt, ausgestellt 
oder anerkannt hat. 
 


  
 
Zu Abs. 1: 
Der Verantwortliche kann angemessene Massnah-
men im Rahmen von vertraglichen Verpflichtungen 
treffen, um der Durchsetzung von Standarddaten-
schutzklauseln Nachhilfe zu verschaffen, er kann je-
doch nicht gewährleisten und schon gar nicht si-
cherstellen, dass der Empfänger die entsprechen-
den Klauseln effektiv beachtet. Eine solche Ver-
pflichtung ist nicht umsetzbar und mit Blick auf die 
hohen Strafbestimmungen nicht rechtens. 


Art. 11 Verbindliche unternehmensinterne Da-
tenschutzvorschriften 
 
1 Verbindliche unternehmensinterne Datenschutz-
vorschriften nach Artikel 16 Absatz 2 Buchstabe e 
DSG gelten für alle Unternehmen, die zum selben 
Konzern gehören. 
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2 Sie umfassen mindestens die in Artikel 9 Absatz 1 
genannten Punkte sowie die folgenden Angaben: 
a. die Organisation und die Kontaktdaten des Kon-


zerns und seiner Unternehmen; 
b. die innerhalb des Konzerns getroffenen Mass-


nahmen zur Gewährleistung der Einhaltung der 
verbindlichen unternehmensinternen Daten-
schutzvorschriften. 


 


Art. 12 Verhaltenskodizes und Zertifizierungen 
 
1 Personendaten dürfen ins Ausland bekannt gege-
ben werden, wenn durch einen Verhaltenskodex o-
der eine Zertifizierung ein geeigneter Datenschutz 
gewährleistet wird. 
 
2 Der Verhaltenskodex enthält mindestens die An-
gaben nach Artikel 9 Absatz 1 und muss vorgängig 
vom EDÖB genehmigt werden. 
 
3 Der Verhaltenskodex oder die Zertifizierung muss 
mit einer verbindlichen und durchsetzbaren Ver-
pflichtung des Verantwortlichen oder des Auftrags-
bearbeiters im Drittstaat verbunden werden, die da-
rin enthaltenen Massnahmen anzuwenden. 
 


  
 


2. Kapitel: Pflichten des Verantwortlichen und 
des Auftragsbearbeiters 


  


Art. 13 Modalitäten der Informationspflichten 
 
1 Der Verantwortliche und der Auftragsbearbeiter 
teilen die Information über die Beschaffung von Per-
sonendaten in präziser, verständlicher und leicht zu-
gänglicher Form mit. 
 
2 Teilt er die Informationen in Kombination mit Pikto-
grammen mit, die elektronisch dargestellt werden, 
so müssen diese maschinenlesbar sein. 
 


 
 
 


 


 


 


 


 


 


 


 


Zu Art. 13: 
In Art. 19 revDSG wird betreffend die Informations-
pflicht allein der Verantwortliche genannt. Hier soll 
nun plötzlich auch der Auftragsbearbeiter eine sol-
che haben. Dies können wir nicht nachvollziehen. 
 
 
Zu Abs. 2:  
Wo besteht bei den Piktogrammen der Zusammen-
hang zu „maschinenlesbar“? Dies sollte noch im De-
tail erläutert werden. 
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Art. 14 Informationspflicht der Bundesorgane 
bei der systematischen Beschaffung von Perso-
nendaten 
 
Ist die betroffene Person nicht zur Auskunft ver-
pflichtet, so weist das verantwortliche Bundesorgan 
sie bei einer systematischen Beschaffung von Per-
sonendaten, insbesondere mittels Fragebogen, auf 
die Freiwilligkeit der Auskunftserteilung hin. 
 


  


Art. 15 Information bei der Bekanntgabe von 
Personendaten 
 
Der Verantwortliche und der Auftragsbearbeiter in-
formieren die Empfängerin oder den Empfänger 
über die Aktualität, Zuverlässigkeit und Vollständig-
keit der von ihnen bekannt gegebenen Personenda-
ten, soweit sich diese Informationen nicht aus den 
Daten selbst oder aus den Umständen ergeben. 
 


 Vgl. unsere Bemerkungen zu Art. 13. 
 
Zudem fehlt hierzu unseres Erachtens eine Grund-
lage auf Gesetzesstufe. Eine solche Pflicht kann un-
seres Erachtens nicht allein auf Verordnungsstufe 
geregelt werden; dafür ist sie in der Umsetzung zu 
einschneidend.  
 


Art. 16 Information über die Berichtigung, Lö-
schung oder Vernichtung sowie die Einschrän-
kung der Bearbeitung von Personendaten 
 
Der Verantwortliche informiert die Empfängerinnen 
und Empfänger, denen er Personendaten bekannt-
gegeben hat, unverzüglich über die Berichtigung, 
Löschung oder Vernichtung sowie die Einschrän-
kung der Bearbeitung von Personendaten, ausser 
die Benachrichtigung ist unmöglich oder mit einem 
unverhältnismässigen Aufwand verbunden. 
 


Art. 16 Information über die Berichtigung, Lö-
schung oder Vernichtung sowie die Einschrän-
kung der Bearbeitung von Personendaten 
 
Der Verantwortliche informiert die Empfängerinnen 
und Empfänger, denen er Personendaten bekannt-
gegeben hat, unverzüglich über die Berichtigung, 
Löschung oder Vernichtung sowie die Einschrän-
kung der Bearbeitung von Personendaten, ausser 
die Benachrichtigung ist unmöglich oder mit einem 
unverhältnismässigen Aufwand verbunden. 
 


Zu Art. 16: 
Diese Bestimmung wurde dazumal aus dem Vorent-
wurf des neuen DSG gestrichen (Art. 19 revDSG) 
und kann nicht auf dem Verordnungswege wieder 
eingefügt werden!  
 
Wie bereits in unserer Vernehmlassungsantwort 
zum revDSG festgehalten, geht diese Bestimmung 
zu weit und gilt als in der Praxis nicht umsetzbar.  
 
 


Art. 17 Überprüfung einer automatisierten Ein-
zelentscheidung 
 
Verlangt eine von einer automatisierten Einzelent-
scheidung betroffene Person, dass sie ihren Stand-
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punkt darlegen kann oder dass eine natürliche Per-
son die Entscheidung überprüft, so darf sie deswe-
gen nicht benachteiligt werden. 
 


Art. 18 Form und Aufbewahrung der Daten-
schutz-Folgenabschätzung 
 
Der Verantwortliche muss die Datenschutz-Folgen-
abschätzung schriftlich festhalten. Sie muss wäh-
rend zwei Jahren nach Beendigung der Datenbear-
beitung aufbewahrt werden. 
 


. Vgl. unsere Bemerkungen zu Art. 6 Abs. 3.  
 
 


Art. 19 Meldung von Verletzungen der Datensi-
cherheit 
 
1 Der Verantwortliche meldet dem EDÖB bei einer 
Verletzung der Datensicherheit: 
a. die Art der Verletzung; 
b. soweit möglich den Zeitpunkt und die Dauer; 
c. soweit möglich die Kategorien und ungefähre 


Anzahl der betroffenen Personendaten; 
d. soweit möglich die Kategorien und ungefähre 


Anzahl der betroffenen Personen; 
e. die Folgen, einschliesslich der allfälligen Risi-


ken, für die betroffenen Personen; 
f. welche Massnahmen getroffen wurden oder vor-


gesehen sind, um den Man-gel zu beheben oder 
die Folgen zu mildern; 


g. den Namen und die Kontaktdaten einer An-
sprechperson. 


 
2 Ist es dem Verantwortlichen bei Entdeckung der 
Verletzung der Datensicherheit nicht möglich, dem 
EDÖB alle Informationen gemäss Absatz 1 zur glei-
chen Zeit bereitzustellen, so kann er diese Informa-
tionen ohne unangemessene weitere Verzögerung 
schrittweise zur Verfügung stellen. 
 


 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


 
2 Ist es dem Verantwortlichen bei Entdeckung der 
Verletzung der Datensicherheit nicht möglich, 
dem EDÖB alle Informationen gemäss Absatz 1 zur 
gleichen Zeit bereitzustellen, so kann er diese Infor-
mationen ohne unangemessene weitere Verzöge-
rung schrittweise zur Verfügung stellen. 


 


 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu Abs. 2: 
Der Hinweis «bei Entdeckung der Verletzung der 
Datensicherheit» erscheint wenig sinnvoll. Zu die-
sem Zeitpunkt wird der Verantwortliche nie über alle 
Informationen verfügen, da sich diese immer erst 
über Zeit herausstellen. Der Hinweis kann ersatzlos 
gestrichen werden.  
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3 Der Verantwortliche teilt den betroffenen Personen 
in einfacher und verständlicher Sprache mindestens 
die Informationen nach Absatz 1 Buchstaben a, e, f 
und g mit. 
 
4 Handelt es sich beim Verantwortlichen um ein Bun-
desorgan, so erfolgt die Meldung an den EDÖB über 
die Datenschutzberaterin oder den Datenschutzbe-
rater. 
 
5 Der Verantwortliche muss die Verletzungen doku-
mentieren. Die Dokumentation muss alle mit den 
Vorfällen zusammenhängenden Tatsachen, deren 
Auswirkungen und die ergriffenen Massnahmen 
enthalten. Sie ist ab dem Zeitpunkt der Meldung 
nach Absatz 1 mindestens drei Jahre aufzubewah-
ren. 
 


 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu Abs. 5: 
Es ist nicht nachvollziehbar (und mit den Grundsät-
zen des Datenschutzes unvereinbar), weshalb hier 
eine Aufbewahrungsdauer von drei Jahren gewählt 
wurde Diese Frist ist zu lang.  


3. Kapitel: Rechte der betroffenen Person   


1. Abschnitt: Auskunftsrecht   


Art. 20 Modalitäten 
 
1 Das Auskunftsbegehren wird schriftlich gestellt. Ist 
der Verantwortliche einverstanden, so kann das Be-
gehren auch mündlich gestellt werden. 
 
2 Die Auskunft wird in der Regel schriftlich erteilt. Im 
Einvernehmen mit dem Verantwortlichen oder auf 
dessen Vorschlag hin kann die betroffene Person 
ihre Daten auch an Ort und Stelle einsehen. Die 
Auskunft kann auch mündlich erteilt werden, wenn 
die betroffene Person eingewilligt hat. 
 
 
3 Die Auskunft muss für die betroffene Person ver-
ständlich sein. 
 
 
 


 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


 


 


 


 


 
 
Zu Abs. 1: 
In welchen Sprachen müssen die Auskunftsbegeh-
ren beantwortet werden? Hat die Auskunft in x-be-
liebigen Sprachen zu erfolgen? Sinnvollerweise 
sollten Auskunftsbegehren in den Landessprachen 
sowie Englisch beantwortet werden können.  
 
In der Praxis stossen die Versicherer zudem immer 
wieder auf Schwierigkeiten betreffend Auskunft um 
Daten verstorbener Personen. Eine zusätzliche Re-
gelung zum Umgang mit diesen Daten würden wir 
sehr begrüssen. 
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4 Der Verantwortliche muss die angemessenen 
Massnahmen treffen, um die Identifizierung der be-
troffenen Person sicherzustellen und die Personen-
daten der betroffenen Person bei der Auskunftser-
teilung vor dem Zugriff unberechtigter Dritter zu 
schützen. Die betroffene Person muss bei ihrer 
Identifizierung mitwirken. 
 
 
5 Der Verantwortliche hat die Gründe für eine Ver-
weigerung, Einschränkung oder den Aufschub der 
Auskunft zu dokumentieren. Die Dokumentation ist 
mindestens drei Jahre lang aufzubewahren. 
 


 
4 Der Verantwortliche muss die angemessenen 
Massnahmen treffen, um die Identifizierung der be-
troffenen Person sicherzustellen und die Personen-
daten der betroffenen Person bei der Auskunftser-
teilung vor dem Zugriff unberechtigter Dritter zu 
schützen. Die betroffene Person muss bei ihrer 
Identifizierung mitwirken, ansonsten die Auskunft 
verweigert werden darf.   
 
 
 
 


 
Zu Abs. 4: 
Für die Krankenversicherer ist es sehr wichtig, dass 
die Modalitäten der Auskunftserteilung korrekt erfol-
gen. Dabei bedarf es eben auch der Mitwirkung der 
betroffenen Personen. Zeigen sich diese nicht mit-
wirkungsbereit, haben sie die Konsequenzen ent-
sprechend mitzutragen.  
 


Art. 21 Zuständigkeit 
 
1 Sind für die Bearbeitung von Personendaten meh-
rere verantwortlich, so kann die betroffene Person 
ihr Auskunftsrecht bei jedem Verantwortlichen gel-
tend machen. Ist ein Verantwortlicher für die Be-
handlung des Begehrens nicht zuständig, so leitet 
er es an den zuständigen Verantwortlichen weiter.  
 
2 Betrifft das Begehren Daten, die von einem Auf-
tragsbearbeiter bearbeitet werden, so leitet der Ver-
antwortliche das Begehren an den Auftragsbearbei-
ter weiter, sofern er nicht in der Lage ist, selbst Aus-
kunft zu erteilen. 
 


Art. 21 Zuständigkeit 
 
1 Sind für die Bearbeitung von Personendaten meh-
rere gemeinsam verantwortlich, so kann die be-
troffene Person ihr Auskunftsrecht bei jedem Ver-
antwortlichen geltend machen. Ist ein Verantwortli-
cher für die Behandlung des Begehrens nicht zu-
ständig, so leitet er es an den zuständigen Verant-
wortlichen weiter.  
 
2 Betrifft das Begehren Daten, die von einem Auf-
tragsbearbeiter bearbeitet werden, so leitet der Ver-
antwortliche das Begehren an den Auftragsbearbei-
ter weiter, sofern er das Begehren nicht im Auf-
trag des Verantwortlichen selbst beantwortet. 
 
 


 
 
Zu Abs. 1:  
Unklar ist, welche Rechtsfolge die «Unzuständig-
keit» eines Verantwortlich hat. 
 
 
 
 
 
Zu Abs. 2:  
Diese Bestimmung ist verwirrlich, da sie impliziert, 
dass der Auftragsbearbeiter selbst eine Auskunfts-
pflicht hat, wenn er faktisch in der Lage sein sollte, 
eine Auskunft zu erteilen bzw. er das Auskunftsge-
such in einem solchen Fall nicht weiterleiten muss, 
auch wenn er es nicht beantwortet. Das kann nicht 
sein. Die Regelung sollte präzisiert werden. 
 


Art. 22 Frist 
 
1 Die Auskunft wird innert 30 Tagen seit dem Ein-
gang des Begehrens erteilt. Wenn der Verantwortli-


 Zu Art. 22:  
Die Regelung sollte präzisiert werden.  
Die Frist kann erst dann zu laufen beginnen, wenn 
das Begehren klar und die betroffene Person korrekt 
identifiziert ist. Dies ist sie zu Beginn häufig nicht. 
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che die Auskunft verweigert, einschränkt oder auf-
schiebt, muss er dies innert derselben Frist mittei-
len. 
 
2 Kann die Auskunft nicht innert 30 Tagen erteilt wer-
den, so muss der Verantwortliche die betroffene 
Person darüber benachrichtigen und ihr die Frist 
mitteilen, in der die Auskunft erfolgen wird. 
 


Art. 23 Ausnahmen von der Kostenlosigkeit 
 
1 Eine angemessene Beteiligung an den Kosten 
kann verlangt werden, wenn die Auskunftserteilung 
mit einem unverhältnismässigen Aufwand verbun-
den ist. 
 
2 Die Beteiligung beträgt maximal 300 Franken. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
3 Die betroffene Person ist über die Höhe der Betei-
ligung vor der Auskunftserteilung in Kenntnis zu set-
zen und kann ihr Gesuch innert zehn Tagen zurück-
ziehen. 
 


 


 


Zu Abs. 1 und 2: 
Eine maximale Kostenbeteiligung von CHF 300.00 
deckt in keiner Art und Weise mögliche anfallenden 
Kosten der Krankenversicherer. Bereits heute 
schon sind die maximal CHF 300.00 in einzelnen 
Fällen viel zu tief in Bezug auf die tatsächlich anfal-
lenden Kosten. Die maximale Kostenbeteiligung 
sollte mindestens bei CHF 2‘000.00 liegen (nur 
schon der Wertverfall alleine rechtfertigt eine Erhö-
hung von CHF 100.00). Weiter haben die allgemei-
nen Datenauskunftsbegehren in den letzten Jahren 
massiv zugenommen, nicht zuletzt auch, weil mit 
vorgefertigten Schreiben die Kunden zu entspre-
chenden Anfragen animiert werden. Ebenfalls 
nimmt auch die mit diesen Gesuchen verlangte Da-
tenmenge zu. So sind sämtliche Daten aller Abtei-
lungen innerhalb der Krankenversicherung heraus-
zugeben oder zumindest deren Herausgabe von di-
versen Personen und Abteilungen zu prüfen. Der 
Aufwand ist beträchtlich und geht zulasten aller ver-
sicherten Personen!  
 
Zu Abs. 3:  
Sofern die Auskunft Kosten nach sich zieht, sollte 
die gesuchstellende Person verpflichtet werden, 
nochmals zu bestätigen, dass sie am Gesuch fest-
hält. Ansonsten passiert es, dass der Krankenversi-
cherer vergebens den enormen Aufwand auf sich 
nimmt und diesen nicht vergütet erhält. Wenn sich 
somit z.B. eine Person nicht mehr meldet, betreibt 
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der Krankenversicherer so keinen unnötigen Auf-
wand. Zudem dient dies auch dem Schutz des Ge-
suchstellers, der ansonsten in Zugzwang gerät: Ver-
passt er die Frist, schuldet er (womöglich ungewollt) 
die Kostenbeteiligung. 
 


2. Abschnitt: Recht auf Datenherausgabe oder -
übertragung 


  


Art. 24 
 
Die Artikel 20 Absätze 1, 4 und 5, sowie 21, 22 und 
23 sind auf das Recht auf Datenherausgabe und -
übertragung sowie deren Einschränkungen sinnge-
mäss anwendbar. 
 


  


4. Kapitel: Besondere Bestimmungen zur Daten-
bearbeitung durch private Personen 


  


Art. 25 Datenschutzberaterin oder Datenschutz-
berater 
 
1 Die Datenschutzberaterin oder der Datenschutz-
berater eines privaten Verantwortlichen muss fol-
gende Aufgaben wahrnehmen: 
a. Sie oder er prüft die Bearbeitung von Personen-


daten sowie deren Voraussetzungen und emp-
fiehlt Korrekturmassnahmen, wenn sie oder er 
feststellt, dass Datenschutzvorschriften verletzt 
wurden. 


b. Sie oder er wirkt bei der Erstellung der Daten-
schutz-Folgenabschätzung mit und überprüft 
diese, jedenfalls dann, wenn der private Verant-
wortliche von der Konsultation des EDÖB im 
Sinne von Art. 23 Abs. 4 DSG absehen will. 


 
2 Der private Verantwortliche muss der Daten-
schutzberaterin oder dem Datenschutzberater: 
a. die notwendigen Ressourcen zur Verfügung 


stellen; 


 
 
 
 
 
 
a. Sie oder er prüft die Bearbeitung von Personen-


daten sowie deren Voraussetzungen und emp-
fiehlt Korrekturmassnahmen, wenn sie oder er 
feststellt, dass Datenschutzvorschriften verletzt 
wurden. 


 


 
 
 
 
 
 
Zu Abs. 1 lit.a: 
Den neuen Einschub «sowie deren Voraussetzun-
gen» braucht es unseres Erachtens nicht. Wenn ein 
Datenschutzberater die Bearbeitung von Daten 
prüft, dann gehört die Prüfung der Voraussetzungen 
als logische Vorkontrolle grundsätzlich dazu und ist 
nicht explizit zu erwähnen.  
 
 
 
 
Zu Abs. 2: 
Bei der Bearbeitung durch die Privatperson fehlen 
in Analogie zu Art. 28 (Bearbeitung durch Bundes-
organe) die wichtigen Ausführungen zur Unabhän-
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b. Zugang zu allen Auskünften, Unterlagen, Ver-
zeichnissen der Bearbeitungs-tätigkeiten und 
Personendaten gewähren, die sie oder er zur Er-
füllung ihrer oder seiner Aufgaben benötigt. 


 


gigkeit und Weisungsungebundenheit des DS-Bera-
ters, wie sie heute in Art. 12a und 12b VDSG aus-
geführt sind. Man könnte ganz einfach diese hier 
übernehmen bzw. adaptieren.  


Art. 26 Ausnahme von der Pflicht zur Führung 
eines Verzeichnisses der Bearbeitungstätigkei-
ten 
 
Unternehmen und andere privatrechtliche Organi-
sationen, die am Anfang eines Jahres weniger als 
250 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter beschäftigen, 
sowie natürliche Personen sind von der Pflicht be-
freit, ein Verzeichnis der Bearbeitungstätigkeiten zu 
führen, ausser eine der folgenden Voraussetzungen 
ist erfüllt: 
a. Es werden umfangreich besonders schützens-


werte Personendaten bearbeitet. 
b. Es wird ein Profiling mit hohem Risiko durchge-


führt. 
 


 Zu Art. 26: 
Es ist unseres Erachtens klarzustellen, dass wenn 
eine der beiden Voraussetzungen erfüllt ist, die Ver-
zeichnis-pflicht nur für die entsprechenden Bearbei-
tungen mit hohem Risiko gelten.  
 
Zudem sollte eine Übergangsfrist zur Umsetzung 
der Verzeichnispflicht von einem Jahr vorgesehen 
werden. 
 


 


5. Kapitel: Besondere Bestimmungen zur Daten-
bearbeitung durch Bundesorgane 


  


1. Abschnitt: Datenschutzberaterin oder -berater   


Art. 27 Ernennung 
 
Jedes Bundesorgan ernennt eine Datenschutzbera-
terin oder einen Datenschutzberater. Mehrere Bun-
desorgane können gemeinsam eine Datenschutz-
beraterin oder einen Datenschutzberater ernennen. 
 


  


Art. 28 Anforderungen und Aufgaben 
 
1 Die Datenschutzberaterin oder der Datenschutz-
berater muss die folgenden Anforderungen erfüllen: 
 
 
 
 


 
 
 
 
 
 
 
 


Zu Art. 28: 
Gemäss Erläuterungsbericht kann der Datenschutz-
berater zwar grundsätzlich Empfehlungen ausspre-
chen, aber die Entscheidungskompetenz liegt letzt-
endlich beim Verantwortlichen. Somit liegt auch der 
Entscheid, ob eine Verletzung an den EDÖB gemel-
det werden muss, beim Verantwortlichen. Wie ist 
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a. Sie oder er verfügt über die erforderlichen Fach-


kenntnisse. 
b. Sie oder er übt ihre oder seine Funktion gegen-


über dem Bundesorgan fachlich unabhängig 
und weisungsungebunden aus. 


 
 
 
2 Sie oder er muss folgende Aufgaben wahrnehmen: 
a. Sie oder er prüft die Bearbeitung von Personen-


daten sowie deren Vorausset-zungen und emp-
fiehlt Korrekturmassnahmen, wenn sie oder er 
feststellt, dass Datenschutzvorschriften verletzt 
wurden. 


b. Sie oder er wirkt bei der Erstellung der Daten-
schutz-Folgenabschätzung mit und überprüft 
diese. 


 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


nun die Situation, wenn der Verantwortliche auf-
grund seiner Risikoabwägung keine Meldung vor-
nehmen möchte – muss dann der Berater aufgrund 
seiner Verpflichtung gemäss Art. 28 Abs. 2 lit c re-
vDSG die Verletzung dem EDÖB trotzdem melden? 
Und wer nimmt die Meldung vor, wenn eine private 
Person eine Verletzung melden muss, der Berater 
oder der Verantwortliche selbst? Und schliesslich - 
wer übernimmt künftig die Durchführung von daten-
schutzrechtlichen internen Audits? Dies gehört 
künftig gemäss revVDSG nicht mehr zum Aufga-
benbereich des Datenschutzberaters, da nur noch 
beraten wird. Die Position des betrieblichen Daten-
schutzverantwortlichen, so wie wir ihn gegenwärtig 
kennen, wird zukünftig wohl generell beschnitten. 
Wenn man bedenkt, welche Aufgaben dieser ge-
genwärtig wahrnimmt, dann wird mit Einführung des 
revDSG und der revVDSG die Tätigkeit massiv ein-
geschränkt. Ist das sinnvoll und im Sinne der Revi-
sion? 
 
Zu Abs. 1 lit. a: 
Welche Fachkenntnisse müssen hier konkret erfüllt 
sein? Jus- oder Wirtschaftsabschluss, CAS Daten-
schutzberater? Oder reichen, wie bei vielen gegen-
wärtigen betrieblichen Datenschutzverantwortli-
chen, Berufserfahrung und gesunder Menschenver-
stand? 
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c. Sie oder er meldet dem EDÖB Verletzungen der 
Datensicherheit. 


d. Sie oder er dient als Anlaufstelle für die betroffe-
nen Personen. 


 
 
f. Sie oder er schult und berät das Bundesorgan 


sowie dessen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in 
Fragen des Datenschutzes. 
 


 
 
 
 
 
 


e. Sie oder er schult und berät das Bundesorgan so-
wie dessen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in 
Fragen des Datenschutzes. 


Zu Abs. 2 lit. c: 
Wie steht es mit all den anderen Datenschutzver-
stössen? Lit. c ist auf die „Datensicherheit“ be-
schränkt. Verstösse wegen Unabhängigkeit sollen 
z.B. nicht gemeldet werden können? 
 
Zu Abs. 2 lit. f: 
Falsche Nummerierung. Es muss lit. e heissen. 
 


Art. 29 Pflichten des Bundesorgans 
 
1 Das Bundesorgan gewährt der Datenschutzbera-
terin oder dem Datenschutzberater Zugang zu allen 
Auskünften, Unterlagen, Verzeichnissen der Bear-
beitungstätigkeiten und Personendaten, die sie oder 
er zur Erfüllung ihrer oder seiner Aufgaben benötigt. 
 
2 Es veröffentlicht die Kontaktdaten der Daten-
schutzberaterin oder des Datenschutzberaters im 
Internet und teilt diese dem EDÖB mit. 
 


  


Art. 30 Anlaufstelle des EDÖB  
 
Die Datenschutzberaterin oder der Datenschutzbe-
rater dient dem EDÖB als Anlaufstelle für Fragen im 
Zusammenhang mit der Bearbeitung von Personen-
daten durch das betreffende Bundesorgan. 
 


 Zu Art. 30: 
Hier stellt sich uns die Frage, wie der Datenschutz-
berater künftig mit dem EDÖB zusammenarbeiten 
kann. Durch die einschneidende Kompetenzveren-
gung vom betrieblichen Datenschutzverantwortli-
chen zum neuen Datenschutzberater dürfte es ihm 
künftig gar nicht mehr möglich sein, mit dem EDÖB 
ausführlich zu interagieren. Die gegenwärtige Unab-
hängigkeit wird durch seine „Beratertätigkeit“ einge-
schränkt. 
 


2. Abschnitt: Projekte von Bundesorganen zur 
automatisierten Bearbeitung von Personenda-
ten 


  


Art. 31 Information an die Datenschutzberaterin 
oder den Datenschutzberater  
 


 Zu Art. 31:  







Totalrevision der Verordnung zum Bundesgesetz über den Datenschutz (VDSG) 


23 
 


Das verantwortliche Bundesorgan informiert die Da-
tenschutzberaterin oder den Datenschutzberater 
rechtzeitig bei der Planung eines Projektes zur au-
tomatisierten Bearbeitung von Personendaten so-
wie bei Anpassungen nach Abschluss des Projekts, 
damit die Erfordernisse des Datenschutzes sogleich 
berücksichtigt werden. 
 


Hier bitten wir um eine Konkretisierung bezüglich 
den Begriffen „rechtzeitig“ und „sogleich“. Wir wür-
den es begrüssen, wenn das Zeitfenster zwischen 
Abschluss des Projekts und der Implementierung 
der notwendigen datenschutzrechtlichen Mechanis-
men genauer definiert werden würde.  
 
Weiter fragt sich aus datenschutzrechtlicher Optik, 
weshalb diese Erfordernisse erst nach Abschluss 
des Projektes greifen und nicht bereits während des 
Projektes? 
 


Art. 32 Meldung an den EDÖB  
 
1 Das verantwortliche Bundesorgan meldet dem 
EDÖB die geplanten automatisierten Bearbeitungs-
tätigkeiten im Zeitpunkt der Projektfreigabe oder 
des Entscheids zur Projektentwicklung. Der EDÖB 
nimmt diese Meldung in das Register der Bearbei-
tungstätigkeiten auf.  
 
2 Die Meldung muss die Angaben nach Artikel 12 
Absatz 2 Buchstaben a-d DSG sowie das voraus-
sichtliche Datum des Beginns der Bearbeitungstä-
tigkeiten enthalten.  
 
3 Das verantwortliche Bundesorgan aktualisiert die 
Meldung beim Übergang in den produktiven Betrieb 
oder bei der Projekteinstellung. 
 


Art. 32 Meldung an den EDÖB  
 
1 Das verantwortliche Bundesorgan meldet dem 
EDÖB die geplanten automatisierten Bearbeitungs-
tätigkeiten im Zeitpunkt der Projektfreigabe oder 
des Entscheids zur Projektentwicklung. Der EDÖB 
nimmt diese Meldung in das Register der Bearbei-
tungstätigkeiten auf.  
 
2 Die Meldung muss die Angaben nach Artikel 12 
Absatz 2 Buchstaben a-d DSG sowie das voraus-
sichtliche Datum des Beginns der Bearbeitungstä-
tigkeiten enthalten.  
 
3 Das verantwortliche Bundesorgan aktualisiert die 
Meldung beim Übergang in den produktiven Betrieb 
oder bei der Projekteinstellung. 
 


Zu Art. 32: 
Diese Anforderung entbehrt einer gesetzlichen 
Grundlage. Wenn es nur um die Planung der Res-
sourcen des EDÖB geht, rechtfertigt dies den Auf-
wand für den Krankenversicherer zudem nicht. Es 
ist kein Mehrwert ersichtlich. Weiter stehen bei Pro-
jektfreigabe viele Details zu den Bearbeitungen 
nicht fest, so dass eine Meldung mit den Angaben 
nach Art. 12 Abs. 2 lit. a-d revDSG nicht gemacht 
werden kann. Es braucht eine Präzisierung, wie bei-
spielsweise die Bearbeitungstätigkeiten bei den 
Personendaten betroffen sind oder mit einem erhöh-
ten Risiko einhergehen.  
 
Weiter enthält Art. 47 revDSG eine Übergangsbe-
stimmung für automatisierte Bearbeitungstätigkei-
ten, die bei Inkrafttreten des revVDSG bereits pro-
duktiv sind. Diese Übergangsbestimmung ist keine 
Erleichterung, als für bereits produktive Bearbeitun-
gen ein Verzeichnis erstellt und dieses an den 
EDÖB gemeldet werden muss. 
 


3. Abschnitt: Pilotversuche   


Art. 33 Unentbehrlichkeit der Testphase 
 
Eine Testphase als Pilotversuch ist unentbehrlich, 
wenn eine der folgenden Bedingungen erfüllt ist: 
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a. Die Erfüllung einer Aufgabe erfordert technische 
Neuerungen, deren Auswirkungen zunächst 
evaluiert werden müssen. 


b. Die Erfüllung einer Aufgabe erfordert bedeu-
tende organisatorische oder technische Mass-
nahmen, deren Wirksamkeit zunächst geprüft 
werden muss, insbesondere bei der Zusammen-
arbeit zwischen Organen des Bundes und der 
Kantone. 


c. Die Erfüllung der Aufgaben erfordert, dass die 
Personendaten mittels eines Abrufverfahrens 
zugänglich gemacht werden. 


 


Art. 34 Bewilligung  
 
1 Vor der Konsultation der interessierten Verwal-
tungseinheiten legt das für den Pilotversuch zu-
ständige Bundesorgan zu Handen des EDÖB dar, 
wie die Einhaltung der Anforderungen nach Artikel 
35 DSG gewährleistet werden soll, und lädt ihn zur 
Stellungnahme ein.  
 
2 Der EDÖB nimmt zur Frage Stellung, ob die Be-
willigungsvoraussetzungen nach Artikel 35 DSG 
erfüllt sind. Das zuständige Bundesorgan stellt ihm 
alle dazu notwendigen Unterlagen zur Verfügung, 
insbesondere:  
a. eine allgemeine Beschreibung des Pilotver-


suchs;  
b. einen Bericht, der nachweist, dass die Erfüllung 


der gesetzlich vorgesehenen Aufgaben die Be-
arbeitung im Sinne von Artikel 34 Absatz 2 
DSG erfordert und dass eine Testphase vor 
dem Inkrafttreten des Gesetzes im formellen 
Sinn unentbehrlich ist (Artikel 35 Absatz 1 
Buchstabe c DSG);  


c. eine Beschreibung der internen Organisation 
sowie der Datenbearbeitungs- und Kontrollver-
fahren;  


 Zu Art. 34: 
Im Sinne der Planungssicherheit würden wir es be-
grüssen, wenn eine Frist definiert würde, innert wel-
cher jeweils eine Stellungnahme des EDÖB erwar-
tet werden darf. 
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d. eine Beschreibung der Sicherheits- und Daten-
schutzmassnahmen;  


e. den Entwurf einer Verordnung, welche die Ein-
zelheiten der Bearbeitung regelt, oder das Kon-
zept einer Verordnung;  


f. die Informationen betreffend die Planung der 
verschiedenen Phasen des Pilotversuches.  


 
3 Der EDÖB kann weitere Dokumente anfordern 
und zusätzliche Abklärungen vornehmen.  
 
4 Das zuständige Bundesorgan informiert den 
EDÖB über jede wichtige Änderung, welche die 
Einhaltung der Anforderungen von Artikel 35 DSG 
betrifft. Der EDÖB nimmt, falls erforderlich, erneut 
Stellung.  
 
5 Die Stellungnahme des EDÖB ist dem Antrag an 
den Bundesrat beizufügen. 
 
6 Die Modalitäten der automatisierten Datenbearbei-
tung werden in einer Verordnung geregelt. 
 


Art. 35 Evaluationsbericht 
 
Das zuständige Bundesorgan legt dem EDÖB den 
Entwurf des Evaluationsberichts an den Bundesrat 
zur Stellungnahme vor. Die Stellungnahme des 
EDÖB ist dem Bundesrat zur Kenntnis zu bringen. 
 


 Vgl. unsere Bemerkungen zu Art. 34 


4. Abschnitt: Datenbearbeitung für nicht perso-
nenbezogene Zwecke 


  


Art. 36  
 
Werden Personendaten zu nicht personenbezoge-
nen Zwecken, insbesondere Forschung, Planung 
und Statistik, und gleichzeitig zu einem anderen 
Zweck bearbeitet, so sind die Ausnahmen nach Ar-
tikel 39 Absatz 2 DSG nur für die Bearbeitung zu 
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den nicht personenbezogenen Zwecken anwend-
bar. 
 


6. Kapitel: Eidgenössischer Datenschutz- und 
Öffentlichkeitsbeauftragter 


  


Art. 37 Sitz und ständiges Sekretariat 
 
1 Der Sitz des EDÖB befindet sich in Bern. 
 
2 Auf die Arbeitsverhältnisse der Angestellten des 
ständigen Sekretariats des EDÖB ist die Bundes-
personalgesetzgebung anwendbar. Die Angestell-
ten des ständigen Sekretariats des EDÖB sind im 
Rahmen des Vorsorgewerks Bund bei der Pensi-
ons-kasse des Bundes PUBLICA gegen die wirt-
schaftlichen Folgen von Alter, Invalidität und Tod 
versichert. 
 


  


Art. 38 Kommunikationsweg 
 
1 Der EDÖB verkehrt mit dem Bundesrat über die 
Bundeskanzlerin oder den Bundeskanzler. Diese o-
der dieser leitet die Vorschläge, Stellungnahmen 
und Berichte unverändert an den Bundesrat weiter. 
 
2 Er reicht Berichte zuhanden der Bundesversamm-
lung über die Parlamentsdienste ein. 
 


  


Art. 39 Mitteilung von Richtlinien und Entschei-
den 
 
1 Die Departemente und die Bundeskanzlei teilen 
dem EDÖB ihre Richtlinien im Bereich des Daten-
schutzes sowie ihre Entscheide in anonymisierter 
Form mit. 
 
2 Die Bundesorgane legen dem EDÖB alle Recht-
setzungsentwürfe vor, welche die Bearbeitung von 
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Personendaten, den Datenschutz sowie den Zu-
gang zu amtlichen Dokumenten betreffen. 
 


Art. 40 Bearbeitung von Personendaten 
 
Der EDÖB bearbeitet Personendaten, einschliess-
lich besonders schützenswerter Personendaten, 
insbesondere zu folgenden Zwecken: 
a. zur Ausübung seiner Aufsichtstätigkeiten; 
b. zur Untersuchung von Verstössen gegen Daten-


schutzvorschriften; 
c. zur Schulung und Beratung von Bundesorganen 


und privaten Personen; 
d. zur Zusammenarbeit mit Bundesbehörden, kan-


tonalen und ausländischen Behörden; 
e. zur Durchführung von Schlichtungsverfahren 


und Evaluationen nach dem Bundesgesetz vom 
17. Dezember 2004 über das Öffentlichkeitsprin-
zip der Verwaltung (BGÖ); 


f. zur Beantwortung von Bürgeranfragen. 
 


  


Art. 41 Selbstkontrolle 
 
1 Der EDÖB erstellt ein Bearbeitungsreglement für 
sämtliche automatisierten Bearbeitungen. Artikel 5 
Absatz 1 findet keine Anwendung. 
 
2 Er sieht interne Prozesse vor, die gewährleisten, 
dass die Bearbeitungen entsprechend dem Bear-
beitungsreglement vorgenommen werden. Er über-
prüft jährlich, ob das Bearbeitungsreglement einge-
halten wird. 
 


 Zu Art. 41: 
Der EDÖB sollte ebenfalls verpflichtet werden, zu-
sätzlich ein Verzeichnis über sämtliche Bearbei-
tungstätigkeiten zu führen gemäss Art. 5 Abs. 1. Wir 
können nicht nachvollziehen, weshalb er davon be-
freit werden soll. 


Art. 42 Zusammenarbeit mit dem Nationalen 
Zentrum für Cybersicherheit (NCSC) 
 
1 Der EDÖB kann die Angaben zur Meldung einer 
Verletzung der Datensicherheit zwecks Analyse des 
Vorfalls dem NCSC weiterleiten. Der EDÖB muss 
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vorgängig das Einverständnis des meldepflichtigen 
Verantwortlichen einholen. 
 
2 Er lädt das NCSC zur Stellungnahme ein, bevor er 
gegenüber einem Bundesorgan eine Massnahme 
gemäss Artikel 51 Absatz 3 Buchstabe b DSG be-
treffend die Datensicherheit anordnet. 
 


Art. 43 Register der Bearbeitungstätigkeiten der 
Bundesorgane 
 
1 Das Register der Bearbeitungstätigkeiten der Bun-
desorgane enthält die von den Bundesorganen und 
deren Auftragsbearbeiter gemachten Angaben nach 
Artikel 12 Absatz 2 und 3 DSG sowie Artikel 32 Ab-
satz 2 dieser Verordnung. 
 
2 Es ist im Internet zu veröffentlichen. Nicht veröf-
fentlicht werden die Registereinträge über geplante 
automatisierte Bearbeitungstätigkeiten nach Artikel 
32. 
 


  


Art. 44 Verhaltenskodizes 
 
Wird dem EDÖB ein Verhaltenskodex vorgelegt, so 
teilt dieser in seiner Stellungnahme mit, ob der Ver-
haltenskodex die Voraussetzungen nach Artikel 22 
Absatz 5 Buchstabe a und b DSG erfüllt. 
 


  


Art. 45 Gebühren 
 
1 Die vom EDÖB in Rechnung gestellten Gebühren 
bemessen sich nach dem Zeitaufwand. 
 
2 Es gilt ein Stundenansatz von 150 bis 350 Fran-
ken. Dieser richtet sich nach der Komplexität des 
Geschäfts und nach der Funktion der für die Bear-
beitung zuständigen Person. 
 


 Zu Art. 45: 
Bei der Erhebung von Gebühren besteht unseres 
Erachtens die Gefahr, dass Unternehmen nicht be-
reit sein werden, die Beratung oder andere Dienst-
leistungen des EDÖB in Anspruch zu nehmen. Dies 
könnte unter anderem dazu führen, dass Risiken o-
der Gefahren nicht entsprechend niedriger bewertet 
werden und dadurch die Datensicherheit nicht mehr 
gegeben ist. 
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3 Im Übrigen gilt die Allgemeine Gebührenverord-
nung vom 8. September 2004. 
 


7. Kapitel: Schlussbestimmungen   


Art. 46 Aufhebung und Änderung anderer Er-
lasse 
 
Die Aufhebung und die Änderung anderer Erlasse 
werden im Anhang 2 geregelt. 
 


  


Art. 47 Übergangsbestimmung betreffend die 
Meldung geplanter automatisierter Bearbei-
tungstätigkeiten an den EDÖB 
 
Artikel 32 ist nicht anwendbar auf geplante automa-
tisierte Bearbeitungstätigkeiten, bei welchen im 
Zeitpunkt des Inkrafttretens die Projektfreigabe oder 
der Entscheid zur Projektentwicklung bereits erfolgt 
ist. 
 


  


Art. 48 Inkrafttreten 
 
Diese Verordnung tritt am ... in Kraft. 
 


 Zu Art. 48: 
Da keine Übergangsfristen im Gesetz vorgesehen 
sind, muss das neue Recht (totalrevidiertes DSG 
samt Verordnung) bei dessen Inkrafttreten bereits 
vollständig implementiert sein. Für eine korrekte 
Umsetzung des neuen Rechts muss jedoch die de-
finitive Fassung der Verordnung abgewartet wer-
den. Diese wird wohl frühestens Ende 2021 vorlie-
gen und der Öffentlichkeit zugänglich sein. Aktuell 
ist vom EJPD geplant, das neue Recht in der zwei-
ten Hälfte 2022 in Kraft zu setzen, womit sich eine 
ausserordentlich kurze Umsetzungsfrist von einem 
halben Jahr ergeben würde. Das ist für die meisten 
Unternehmen nicht machbar. Die Inkraftsetzung 
sollte deshalb frühestens per 1. Januar 2023 erfol-
gen (je nach Entwicklungen später). 
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Vielen Dank für die Berücksichtigung unserer Anmerkungen. Für allfällige Fragen stehen wir gerne zur Verfügung. 
 
 
Freundliche Grüsse 
 
santésuisse 
Direktion Rechtsdienst 
  


      
 
Verena Nold Isabel Kohler Muster 
Direktorin santésuisse Leiterin Rechtsdienst santésuisse-Gruppe 








 
 


scienceindustries 
Wirtschaftsverband 


Chemie Pharma Life Sciences 
 


Nordstrasse 15 
Postfach 


8021 Zürich 
Schweiz 


 
T +41 44 368 17 11 


info@scienceindustries.ch 


Frau Bundesrätin 
Karin Keller-Sutter 
Eidgenössisches Justiz- und Polizeidepartement EJPD 
Bundeshaus West 
3003 Bern 
 
Ausschliesslich per E-Mail an:  
jonas.amstutz@bj.admin.ch  


 


 


Zürich, 13. Oktober 2021 


 


Stellungnahme von scienceindustries zur Totalrevision der Verordnung zum Bundes-
gesetz über den Datenschutz  


 


Sehr geehrte Frau Bundesrätin 


 
Wir danken für die Möglichkeit zur Stellungnahme im Rahmen der am 23. Juni 2021 eröffneten 
Vernehmlassung zur eingangs erwähnten Verordnung.  
 
scienceindustries ist der Schweizer Wirtschaftsverband Chemie Pharma Life Sciences. Sie vertritt die 
wirtschaftspolitischen Interessen von weit über 250 in der Schweiz tätigen Unternehmen aus genannten 
und verwandten Branchen. Unsere Mitgliedsunternehmen sind mittlerweile für mehr als 50% aller 
Schweizer Exporte verantwortlich. Entsprechend international gestaltet sich deren Datenverarbeitung aus. 
scienceindustries setzt sich daher für einen modernen und zweckmässigen Datenschutz ein, der die 
Innovationskraft unseres Standorts nicht behindert. Ein administrativ tragbares Vorgehen im Rahmen der 
internationalen Entwicklungen ist dabei zentral.  
 
Im Rahmen der parlamentarischen Beratung zum revidierten Datenschutzgesetz wurden Schweizer 
Besonderheiten grösstenteils vermieden. Der vorliegende Entwurf der totalrevidierten Verordnung zum DSG 
(E-VDSG) folgt nun leider der vom Parlament im revDSG vorgegeben Stossrichtung nicht. Er verschärft 
wesentliche Punkte des Gesetzes, ist inhaltlich nicht ausreichend präzise und unnötig restriktiv. Statt das 
revDSG im Sinne von Ausführungsvorschriften zu konkretisieren, sieht der Entwurf der Verordnung eine 
Reihe von bürokratischen Zusatzvorschriften mit vielen Swiss Finishes vor, die keine Grundlage im Gesetz 
finden.  
 
Der Entwurf muss daher unter Berücksichtigung des revDSG und insbesondere der politisch intensiv 
geführten Diskussion, welche zu zahlreichen Kompromissen im Parlament geführt hat, noch einmal stark 
überarbeitet werden. Der vorliegende Entwurf wird von scienceindustries klar kritisiert und in dieser Form 
abgelehnt, da er keine Grundlage für einen zweckmässigen, zukunftsgerichteten Datenschutz darstellt. 
Nachfolgend führen wir die für scienceindustries wichtigsten Anliegen auf, wobei vorab festgehalten 
werden soll, dass scienceindustries die ausführliche Stellungnahme von economiesuisse vollumfänglich 
unterstützt und hier auch auf diese verweist.  
 
Bearbeitungsreglement von privaten Personen  
 
scienceindustries beantragt die ersatzlose Streichung von Art. 4 E-VDSG. Die Regelung wurde im 
Wesentlichen aus Art. 11 der geltenden VDSG übernommen. Schon jene Bestimmung blieb aber insofern 
«toter Buchstabe», als es ein solches «Bearbeitungsreglement» in dieser Form in der operativen Praxis von 
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Unternehmen nicht gibt. Vielmehr werden die zahlreichen notwendigen Regelungen gemäss bewährter 
Usanz in einem ganzen Paket von sich gegenseitig ergänzenden Weisungen samt dazugehörigen 
Prozessen und Listen mit Aufgaben, Kompetenzträgern und Verantwortlichkeiten abgebildet. Diese sind 
sehr viel wirkungsvoller als ein starres Reglement. Das in der E-VDSG vorgesehene Bearbeitungsreglement 
kann die immer komplexeren Datenbearbeitungen in der Praxis nicht mehr sinnvoll abbilden. Diese Aufgabe 
übernimmt zu Recht das neu zu führende Verzeichnis der Bearbeitungstätigkeiten (Art. 12 revDSG). 
 
Umso unverständlicher ist, dass die Regelung von Art. 4 E-VDSG weitgehend deckungsgleich mit den 
Anforderungen an das gemäss Art. 12 revDSG zu erstellenden Verzeichnis der Bearbeitungstätigkeiten ist, 
was unnötigerweise Rechtsunsicherheit und unnötigen Doppelaufwand produziert. Das revDSG sieht in Art. 
12 bereits vor, dass die Datenverarbeiter ein Verzeichnis der Verarbeitungstätigkeiten führen müssen. 
Dieses muss ähnliche Informationen enthalten wie das Bearbeitungsreglement. Mit der Einführung des 
Verzeichnisses macht ein zusätzliches Bearbeitungsreglement keinen Sinn. Dies umso mehr, als unsere 
Mitgliedsunternehmen überdies auch grenzüberschreitende Geschäfte betreiben und deshalb 
entsprechende Verzeichnisse nach Art. 30 DSGVO erarbeiten müssen. Verzeichnisse, welche für die 
DSGVO erstellt wurden, können für das Verzeichnis der Bearbeitungstätigkeiten nach Art. 12 revDSG mit 
Ergänzungen direkt übernommen werden. Demzufolge beantragt scienceindustries die ersatzlose 
Streichung von Art. 4 E-VDSG.  
 
Beurteilung der Angemessenheit des Datenschutzes eines ausländischen Staates oder eines 
internationalen Organs 
 
Aus Sicht von scienceindustries muss Art. 8 in dessen Abs. 1 wie auch in Abs. 6 angepasst werden, um 
klarzustellen, dass sich diese Regelung ausschliesslich an den Bund richtet. Der Wortlaut kann 
dahingehend missverstanden werden, dass die verantwortliche Stelle – und nicht der Bundesrat – die 
Angemessenheit in einem Empfängerstaat feststellen muss. Es muss klargestellt werden, dass sich dieser 
Artikel nur an den Bundesrat richtet, und dass dieser einzige kompetente Stelle wird, welche eine solche 
Positiv-Liste erlassen kann. Der EDÖB wird vom Bundesrat konsultiert, kann jedoch keine eigene Liste 
herausgeben. Die Aufgabe des EDÖB liegt neu lediglich darin, Empfehlungen/Assessmentvorgaben für den 
Datentransfer in Länder zu formulieren, die nicht auf der Positiv-Liste des Bundesrates sind. Zudem muss 
diese Liste für alleinig verbindlich erklärt werden.  
 
Pflichten des Verantwortlichen 


 
Die Informationspflicht gegenüber betroffenen Personen kann nur den Verantwortlichen treffen. Die 
vorgesehene Regelung in Art. 13 E-VDSG steht im diametralen Widerspruch zum neuen DSG (Art. 19 
revDSG) und der DSGVO (Art. 13 und 14). In beiden Gesetzen trifft die Informationspflicht nur den 
Verantwortlichen. Der Auftragsbearbeiter soll und kann nicht informieren. Daher beantragt 
scienceindustries die Streichung des Auftragsbearbeiters im Titel zu Kapitel 2 und in Art. 13 Abs. 1 E-
VDSG.   
 
Information bei der Bekanntgabe von Personendaten 
 
Art. 15 E-VDSG statuiert völlig neue, formale zusätzliche Modalitäten und Zusatzpflichten in Zusammen-
hang mit der Bekanntgabe von Daten an Dritte, welche strikt regelbasiert ohne Differenzierungsmöglichkeit 
in jedem Fall anwendbar sein sollen. Hierzu findet sich im revDSG keine gesetzliche Grundlage. Im 
Gegenteil hat das Parlament die Bekanntgabe von Personendaten an Dritte bereits auf Gesetzesstufe an 
verschiedenen Stellen ausreichend klar, aber gleichwohl prinzipien- und risikobasiert geregelt (vgl. 
namentlich Art. 16 ff. revDSG). Dementsprechend will das Parlament darüber hinaus bewusst einen 
angemessenen Ermessensspielraum für die individuelle Umsetzung durch den einzelnen Verantwortlichen 
zur Verfügung stellen. 
 
Die Regelung würde inhaltlich zu massiven Zusatzanforderungen bei jeder Art von Kommunikation in 
Zusammenhang mit Personendaten, z.B. bei jedem einzelnen E-Mail, führen. Damit würden an übliche und 
vernünftige Kommunikation, selbst solche ohne erkennbare datenschutzrechtliche Risiken, völlig 
überrissene Anforderungen gestellt. Dementsprechend finden sich auch im EU-Recht, auf welches sich der 
Erläuterungsbericht zu Unrecht beruft, keine solchen Pflichten für private Datenbearbeiter. Art. 15 E-VDSG 
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ist mithin ein für das wesentliche Regulierungsziel EU-Äquivalenz kontraproduktiver "Swiss Finish". Daher 
beantragt scienceindustries die ersatzlose Streichung von Art. 15 E-VDSG.  
 
Information über die Berichtigung, Löschung und Vernichtung sowie die Einschränkung der Bearbeitung 
von Personendaten  
 
scienceindustries beantragt die ersatzlose Streichung von Art. 16 E-VDSG, denn diese Pflicht wurde im 
Rahmen der Vernehmlassung zum revDSG gestrichen und darf nun nicht über die VDSG wieder eingeführt 
werden. Zudem besteht keine Notwendigkeit, da der Verantwortliche bei der Datenbearbeitung ohnehin die 
Bearbeitungsgrundsätze einzuhalten hat, ebenso wie die Empfänger von Personendaten. 
 
Meldung von Verletzungen der Datensicherheit  
 
scienceindustries beantragt die ersatzlose Streichung der gesetzlich nicht vorgesehenen 
Dokumentationspflicht nach Art. 19 Abs. 5. Zudem sieht die DSGVO keine solche Aufbewahrungspflicht 
vor, womit diese Regelung zusätzlich einen Swiss Finish darstellt.  
 
Modalitäten nach Art. 20 E-VDSG 
 
Die Dokumentationspflicht nach Art. 20 Abs. 5 E-VDSG entbehrt einer gesetzlichen Grundlage (vielmehr 
wurde sie im Rahmen der Vernehmlassung des VE-DSG durch die Pflicht zur Führung eines Verzeichnisses 
ersetzt). Die DSGVO sieht keine Aufbewahrungspflicht vor, womit diese Regelung wieder einen Swiss Finish 
darstellt. Die Regelung ist ferner unnötig, da aufgrund der Beweislast ohnehin im Interesse des 
Verantwortlichen, mit Dokumentation den Nachweis erbringen zu können. scienceindustries beantragt 
daher die ersatzlose Streichung von Art. 20 Abs. 5 E-VDSG.  
 
Ausnahmen von der Pflicht zur Führung eines Verzeichnisses der Bearbeitungstätigkeit  
 
Nach Meinung der scienceindustries ist zu präzisieren, dass sich die allfällige Pflicht eines KMU zur 
Führung eines Verzeichnisses nicht auf sämtliche Bearbeitungen erstreckt, sondern auf diejenigen 
Bearbeitungen beschränkt ist, welche die Voraussetzung(en) auslösen. Daher gilt es die Bestimmung mit 
einem zweiten Absatz mit folgendem Wortlaut zu ergänzen: 
2 Ist eine Voraussetzung nach Abs. 1 lit. 1 und/oder b. erfüllt, so ist die Verzeichnispflicht auf diejenige bzw. 
diejenigen Bearbeitung(en) beschränkt, welche dieser bzw. diesen Voraussetzung(en) zugrunde liegen.  
 
An dieser Stelle sei noch einmal wiederholt, dass wir für weitere, mitunter auch detailliertere Ausführungen 
auf die Stellungnahme von economiesuisse verweisen, welche wir ausdrücklich unterstützen.  


Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Stellungnahme. 


Freundliche Grüsse 


Dr. Stephan Mumenthaler  Jürg Granwehr 
Direktor     Bereichsleiter Pharma & Recht 
 
 
 
Kontaktperson scienceindustries:  
Jürg Granwehr 
lic. iur. Rechtsanwalt 
Bereichsleiter Pharma & Recht 
 
T +41 44 368 17 28 
Email: juerg.granwehr@scienceindustries.ch  
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Per E-Mail an: 
 
jonas.amstutz@bj.admin.ch 
 
 
 


Bern, 11. Oktober 2021 
 
 
Vernehmlassung zur Totalrevision der Verordnung zum Bundesgesetz über den 
Datenschutz (VDSG); 
Stellungnahme des Verbandes senesuisse 
 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Wir danken Ihnen für die Einladung zur Beteiligung an der Vernehmlassung. 


Im Jahr 1996 wurde der Verband senesuisse gegründet. Seither vertritt er die Interessen und 
Anliegen von Leistungserbringern im Bereich der Alterslangzeitpflege. Mehr als 450 Betriebe mit 
über 25'000 Pflegeplätzen sind Mitglied. Diese Betriebe sind einerseits mit hochsensiblen Daten 
betraut und andererseits auf möglichst einfach umsetzbare Regelungen angewiesen, um ihre 
Arbeit in optimaler Qualität zu leisten.  
In der vorliegenden Vernehmlassungsantwort nimmt senesuisse zu jenen Massnahmen 
Stellung, die einen direkten Bezug zur Tätigkeit der Mitgliederinstitutionen aufweisen, also in der 
Alterspflege tätigen Betrieben. 


Rückmeldung zu den relevanten Bestimmungen der E-VDSG für die ambulanten und 
stationären Betriebe für Personen mit Unterstützungsbedarf 


E-
VDSG 


Kommentar Beantragte Um-/ 
Neuformulierung 


Art. 1 
Abs. 1  


Die vorgeschlagene Umschreibung ist im Grundsatz zu 
begrüssen. Sie ergänzt und konkretisiert sinnvollerweise 
Artikel 8 Absatz 1 nDSG. Zu begrüssen ist, dass sie 
möglichst schlank und angesichts der stetigen technischen 
Entwicklungen flexibel, praxisnah und anwendungsfreundlich 
gehalten worden ist. Weil sie sehr allgemein formuliert ist, 
braucht es aber entsprechenden Deutungs- und 
Umsetzungshilfen für die Praxis. 


 


-  


Es müssen seitens EDÖB 
möglichst bald Dokumente 
geschaffen werden, welche den 
Betrieben die Praxisumsetzung 
vereinfachen. 


Art. 1 
Abs. 2 


Die Abstände zwischen den vorzunehmen Überprüfungen 
sollten präziser angegeben werden, sonst drohen Rechts-
unsicherheit und Streitigkeiten. Was genau „angemessene 
Abstände“ sind, hängt selbstverständlich von den 
Besonderheiten des konkreten Anwendungsfalls ab (S. 17 im 
erläuternden Bericht: «[…] bei der Bestimmung der 
Massnahmen selbstredend die Umstände des Einzelfalls 
massgeblich [bleiben]»). Während die Datenbearbeiter 
inhaltlich grossen Freiraum für die Bestimmung ihrer 
konkreten Massnahmen brauchen, sollte zeitlich zumindest 


2 Die Massnahmen sind über die 
gesamte Bearbeitungsdauer 
hinweg in angemessenen 
Abständen, jedoch mindestens 
einmal pro Jahr zu überprüfen. 
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eine konkrete Anforderung gelten, um die Sicherheit zu 
gewährleisten. Als sinnvoll erscheint uns eine mindestens 
jährliche Überprüfung. 


 


Art. 2 Diese präzise Auflistung der Schutzziele macht Sinn: Sie 
stellt eine praxisorientierte ‚Gedächtnisstütze‘ für die 
Verantwortlichen und die Auftragsbearbeiter dar, was im 
Rahmen ihrer Konkretisierung zu berücksichtigen ist. Wichtig 
ist eine gute Anwendbarkeit in der Praxis (Seite 17 des 
Berichts: „In Anwendung der Verhältnismässigkeit sind 
ausgehend [… von dieser Auflistung der Schutzziele] die 
organisatorischen und technischen Massnahmen des 
Einzelfalls zu bestimmen.“). 


Gleichzeitig zeigt diese Auflistung die Komplexität der 
Anforderungen an eine gesetzkonforme Datenbearbeitung 
und -sicherheit auf - mit dem damit verbundenen Aufwand. 
Aus diesem Grund ist eine möglichst konkrete und für 
Schweizer Betriebe auch unentgeltliche Unterstützung der 
Datenschutzverantwortlichen durch die zuständigen 
Behörden (insbesondere das EDÖB), vorzusehen. So 
können die Umsetzungskosten für Wirtschaft und 
Gesellschaft minimiert und angemessene Datensicherheit auf 
allen Ebenen geschaffen werden.  


 


-  


Für eine optimale und 
kostengünstige Umsetzung ist 
darauf zu achten, dass 
Schweizer Unternehmen einen 
guten und kostengünstigen 
Zugang zum EDÖB erhalten 
(vgl. auch Art. 45 Abs. 2). 


Art. 3  Welche „Massnahmen“ im vorliegenden Rahmen 
berücksichtigt werden sollen und ob ein Risiko als hoch oder 
begrenzt eingeschätzt werden soll, dürfte in der Praxis 
oftmals schwierig zu beurteilen sein, denn Artikel 8 nDSG 
führt auch keine präziseren Anhaltspunkte über die Art der 
infrage stehenden Massnahmen. Dies entspricht zwar einer 
flexiblen, bedarfsorientierten und dem neusten technischen 
Stand angepassten Umsetzung des Datenschutzes, macht 
aber dessen Realisierung in der Praxis schwierig. In diesem 
Sinne ist die Präzisierung der Inhalte der Protokollierung 
(gemäss Abs. 3) an sich konsequent und kongruent. Sie 
weist aber einen hohen Detaillierungsgrad auf, der einen 
entsprechend hohen Umsetzungsaufwand, eine 
Unübersichtlichkeit und mögliche Verwechslungsrisiken mit 
sich bringt. 


Es ist festzustellen, dass gerade bei der automatisierten 
Bearbeitung von Personendaten die Anforderung einer 
detaillierten Protokollierung einen beträchtlichen Teil der 
Vorteile der Automatisierung beraubt: Der zeitliche und 
administrative Aufwand wird dadurch erheblich vergrössert.  
Trotzdem erscheint uns eine Protokollierung richtig, sofern 
keine anderen Massnahmen das gleiche Ziel mit weniger 
Aufwand erreichen können.  


Antrag:  


Alternativen zur Protokollierung als Massnahmen zum 
Datenschutz sollen im E-VDSG ausdrücklich vorgesehen und 
auch aufgezählt werden – wie etwa die physische/räumliche 
Sicherung der Daten, Zugriffskontrollen, das Aufstellen 
fehlertoleranter Systeme und Massnahmen der 
Datensicherung. 


 


In Art. 3 Abs. 1 müssen 
Alternativen zur im Entwurf 
vorgesehenen (komplexen) 
Protokollierung – 
ausdrücklich vorgesehen und 
auch aufgezählt werden, 
namentlich Zugriffskontrollen, 
die physische/räumliche 
Sicherung der Daten, das 
Aufstellen fehlertoleranter 
Systeme und Massnahmen 
der Datensicherung.  







 


senesuisse  - 3 - 


Art. 4 
Abs. 2 


Weil in sehr vielen Fällen eine automatisierte Bearbeitung 
von besonders schützenswerten Personendaten erfolgt, sind 
die von dieser Bestimmung gestellten Anforderungen als zu 
aufwendig und vielfach unnötig zu qualifizieren. Sie bringen 
für die betroffenen Datenbearbeiter unangemessen hohe 
Kosten mit sich. Deswegen ist diese Auflistung zu kürzen:  


 


Die Buchstaben d, e und j sollen ersatzlos gestrichen 
werden, weil sie unnötige zusätzliche Anforderungen und 
Präzisierungen darstellen, die den administrativen Aufwand 
für die Betriebe verschärfen, ohne dass daraus ein 
entsprechender Nutzen entsteht.  


Buchstabe i soll gekürzt werden: Er weist einen 
Detaillierungsrad mit entsprechenden Umsetzungskosten 
auf, der in keinem vernünftigen Verhältnis zu seinem  Nutzen 
steht.  


 


Hingegen werden Buchstaben a, b, c, f und g ausdrücklich 
begrüsst, da sie zentrale Massnahmen zur Gewährleistung 
der Datensicherheit darstellen. Ihre Einhaltung genügt, um 
dem Datenschutz gerecht zu werden.  


 
Auch Buchstabe h wird begrüsst, weil eine stets angestrebte 
Datenminimierung das beste Mittel darstellt, um sowohl den 
Schutz der Privatsphäre als auch die Verminderung des mit 
jeglichem Datenbearbeitung verbundenen administrativen 
Aufwands zu erreichen.  


2 Das Reglement muss 
mindestens Angaben enthalten:  
a. zum Bearbeitungszweck; 
b. zu den Kategorien 


betroffener Personen 
und der Kategorien 
bearbeiteter 
Personendaten; 


c. zur Aufbewahrungsdauer 
der Personendaten oder 
die Kriterien zur 
Festlegung dieser Dauer; 


d. zur internen 
Organisation;  


e. zur Herkunft der 
Personendaten und zur 
Art ihrer Beschaffung; 


f. zu den technischen und 
organisatorischen 
Massnahmen zur 
Gewährleistung der 
Datensicherheit; 


g. zu den Zugriffsberechti-
gungen sowie zur Art 
und zum Umfang der 
Zugriffe; 


h. zu den Massnahmen, die 
zur Datenminimierung 
getroffen werden; 


i. zu den 
Datenbearbeitungs-
verfahren, insbesondere 
den Verfahren bei der 
Speicherung, 
Berichtigung, 
Bekanntgabe, Aufbe-
wahrung, Archivierung, 
Pseudonymisierung, 
Anonymisierung und 
Löschung oder 
Vernichtung; 


j. zum Verfahren zur 
Ausübung des 
Auskunftsrechts und des 
Rechts auf 
Datenherausgabe oder -
übertragung. 


 


Art. 4 
Abs. 3 


Wie gemäss obigem Antrag zu Art. 1 Abs. 2 sollten auch hier 
die zeitlichen Abstände zwischen den vorzunehmen 
Aktualisierungen präziser angegeben werden, sonst drohen 
Rechtsunsicherheit und Streitigkeiten. Deswegen wird hier 
beantragt, dass die Aktualisierungen mindestens einmal 
jährlich stattfinden: Dieser Zeitabstand stellt eine präzise, 
zugleich realistische und daher auch anwendungsfreundlich 
Leitplanke dar.  
 


3 Die private Person muss das 
Reglement regelmässig in 
angemessenen Abständen, 
jedoch mindestens einmal pro 
Jahr, aktualisieren und der 
Datenschutzberaterin oder dem 
Datenschutzberater in einer für 
diese oder diesen verständlichen 
Form zur Verfügung stellen. 
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Art. 6 
Abs. 2 


Die in dieser Bestimmung gestellten Anforderungen an die 
Verantwortlichen betreffend dem DSG nicht unterstellten 
Datenbearbeiter sind offensichtlich zu hoch. Von einem 
Verantwortlichen kann vernünftigerweise nicht verlangt 
werden, dass er Kenntnis der vielen potenziell relevanten 
Gesetzesbestimmungen und der möglichen Abhilfe-
Lösungen hat. Wenn schon ist es die Pflicht von 
Gesetzgeber und Verwaltung, den Datenschutz so 
auszugestalten, dass dieser – wo nötig und sinnvoll – überall 
für alle Betroffenen gleichermassen gilt. Diese Pflicht den 
einzelnen Verantwortlichen aufzubürden, wie der Bundesrat 
es vorschlägt, führt zu enormer Unsicherheit und Aufwand. 
Deswegen ist dieser Absatz ersatzlos zu streichen.  


 


2 Untersteht der 
Auftragsbearbeiter dem DSG 
nicht, so muss sich der 
Verantwortliche vergewissern, 
dass andere gesetzliche 
Bestimmungen einen 
gleichwertigen  


Datenschutz gewährleisten. 
Andernfalls muss er diesen auf 
vertraglichem Wege  


sicherstellen. 


Art. 8 
Abs. 1 


Aus der Formulierung dieser Bestimmung geht überhaupt 
nicht klar hervor, wer für die Beurteilung der Angemessenheit 
des Datenschutzes in einem anderen Staat zuständig ist. Aus 
dem erläuternden Bericht hingegen schon (S. 25 ff): Der 
Bundesrat ist zuständig.  
Der Klarheit halber sollte diese Zuständigkeit in Art. 8 E-
VDSC eindeutig geregelt werden, sonst besteht das Risiko, 
dass sich private Akteure dafür verantwortlich halten – was 
ihren Aufwand erheblich erhöhen würde. 


 


1 Werden Personendaten ins 
Ausland bekanntgegeben, so 
müssen bei der anlässlich einer 
regelmässigen Beurteilung 
durch den Bundesrat, ob ein 
Staat, ein Gebiet, einer oder 
mehrere spezifische Sektoren in 
einem Staat oder ein 
internationales Organ einen 
angemessenen Datenschutz 
gewährleistet,  


namentlich die folgenden 
Kriterien berücksichtigt werden: 
[…] 
 


Art. 8 
Abs. 3 


Die Abstände zwischen den vorzunehmenden Beurteilungen 
sollen präziser angegeben werden. Deswegen wird auch hier 
beantragt, dass die Beurteilungen mindestens einmal jährlich 
stattfinden müssen. 


 


3 Die Angemessenheit des 
Datenschutzes des betreffenden 
Staates, des Gebiets, der  


spezifischen Sektoren in einem 
Staat oder des internationalen 
Organs wird periodisch, jedoch 
mindestens einmal pro Jahr, neu 
beurteilt. 
 


Art. 9 
Abs. 1  


Die von Art. 9 E-VDSG gestellten Anforderungen erreichen 
ein Detaillierungsniveau, welches die Komplexität der 
Datenbearbeitung unnötig erhöht. Zwar sind diese 
Anforderungen für das Ziel des Datenschutzes konsequent, 
sie verursachen aber hohe Bearbeitungskosten für involvierte 
Betriebe. Deswegen sollten diese Anforderungen auf das 
Minimum reduziert werden.  


 


Nämlich Bst. b, c, g, h sowie i sind offensichtlich unnötig; Ihre 
Anwendung wäre unverhältnismässig aufwendig.  Die 
anderen Bestimmungen genügen, um die «spezifischen 
Garantien» zu sichern und einen angemessenen Schutz bei 
der Lieferung von Daten ins Ausland zu gewährleisten. 


 


1 Die Datenschutzklauseln in 
einem Vertrag nach Artikel 16 
Absatz 2 Buchstabe b  


DSG und die spezifischen 
Garantien nach Artikel 16 
Absatz 2 Buchstabe c DSG  


müssen die Datensicherheit 
mindestens die folgenden 
Punkte regeln: 


[…] 
b. die Kategorien der 


bekanntgegebenen 
Personendaten 
sowie der 
betroffenen  
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c. die Art und der 
Zweck der 
Bekanntgabe von 
Personendaten; 


[…] 
g. die zur Bearbeitung 


der  Daten  
berechtigten  
Empfängerinnen  
und  Empfänger; 


h. die Massnahmen zur 
Gewährleistung der 
Datensicherheit;  


i. die Anforderungen 
an eine Bekanntgabe 
von Personendaten 
in einen anderen 
ausländischen Staat 
oder an ein anderes 
internationales 
Organ; 


[…] 


 


Art. 10 Wir begrüssen, dass der EDÖB eine Liste von Standard-
Datenschutzklauseln veröffentlicht, um den Aufwand für die 
Betroffenen zu reduzieren und eine gewisse 
Vereinheitlichung der Schutzklauseln zu erreichen.  


 


- 


Art. 15  Bei der Anwendung dieser Bestimmung ist darauf zu achten, 
dass die Anforderungen an den Detaillierungsgrad der mit 
der Bekanntgabe von Personendaten verbundenen 
Informationen nicht zu umfangreich ausfallen soll. Meistens 
werden sich die zum Datenschutz benötigten Informationen 
aus den Daten oder den Begleitumständen selbst ergeben. 


 


- 


Art. 18  Nach unserer Einschätzung reicht es aus, wenn nach 
Beendigung der Datenbearbeitung (was bei entsprechenden 
Gerichtsverfahren bereits Jahre dauern kann) eine 
Aufbewahrung für ein Jahr statt zwei Jahre stattfindet. 


 


Der Verantwortliche muss die 
Datenschutz-Folgenabschätzung 
schriftlich festhalten. Sie muss 
während zwei Jahren einem Jahr 
nach Beendigung der 
Datenbearbeitung aufbewahrt 
werden. 


 


Art. 20 Die vorgesehene Dreifachlösung (schriftlich, mündlich oder 
durch Einsichtnahme an Ort und Stelle) erscheint als sehr 
sinnvoll. So kann für Menschen mit gewissen Krankheiten 
oder Beeinträchtigungen eine geeignete Lösung gefunden 
werden. Für gewisse Fälle, wie urteilsunfähige, an Demenz 
erkrankte oder weitere kognitiv behinderte Menschen dürfte 
die Anforderung in Abs. 3 kaum einzuhalten sein. Deshalb ist 
für diese Fälle eine Präzisierung aufzunehmen. 


 


3 Die Auskunft muss für die 
betroffene Person verständlich 
sein, soweit dies im Rahmen des 
kognitiven Zustands möglich 
ist. 


Art. 22 Die Frist von 30 Tagen ab Eingang des Begehrens um 
Dateneinsicht erscheint uns als vernünftig. Es stellt sich 


-  







 


senesuisse  - 6 - 


einzig die Frage, ob nicht die Gerichtsferien berücksichtigt 
werden sollten (namentlich die Sommermonate und 
Weihnachten, wegen vieler Absenzen). 


 


Art. 23 Bei unverhältnismässig aufwändigen Auskunftserteilungen 
erscheint uns die auf 300 Franken angesetzte Obergrenze 
als viel zu tief. Wenn damit mehrere Arbeitstage an Aufwand 
anfallen, wäre nicht einmal ein Bruchteil der Kosten auf die 
Gesuchstellenden gedeckt. 


Der Betrag sollte – auch gerade als Schutz vor 
querulatorischen Begehren – auf mindestens 1’000 Franken 
erhöht werden, um tatsächlich abschreckend wirken zu 
können.  


 


1 Eine angemessene Beteiligung 
an den Kosten kann verlangt 
werden, wenn die 
Auskunftserteilung mit einem 
unverhältnismässigen Aufwand 
verbunden ist.  
2 Die Beteiligung beträgt 
maximal 300 1’000 Franken. 


Art. 25  Die Datenschutzgesetzgebung weist eine hohe Komplexität 
auf; deshalb sind ihre Anforderungen in der Praxis nicht 
immer einfach einzuhalten. Deswegen ist es sehr sinnvoll, 
Datenschutzberatende einzusetzen und die konkreten 
Modalitäten zu deren Einsatz im Sinne dieser Bestimmung 
festzulegen. Die Inhalte sind zu begrüssen, wie sie in dieser 
Bestimmung vorgeschlagen sind.  


 


- 


Art. 26 
Bst. a + 
b 


Die hier definierte und sehr sinnvolle Ausnahme einer Pflicht 
zur Führung eines Bearbeitungsverzeichnisses würde bei 
zahlreichen Betrieben nicht zur Anwendung kommen, weil  
• in vielen Fällen die Betriebe besonders schützenswerte 


Personendaten in grossem Umfang bearbeiten;  
• aus einer Interpretation von Art. 20 Abs. 4, Art. 26 Abs. 3, 


Art. 31 Abs. 2 Bst. b nDSG hervorgeht, dass Art. 26 
eVSDG auch Betriebe mit weniger als 250 Mitarbeiten- 
den angewendet werden soll, wenn sie einem Konzern 
zugehören, der insgesamt mindestens 250 Mitarbeitende 
beschäftigt. 


 


Um Rechtssicherheit zu gewährleisten und keinen unnötigen 
Aufwand für kleinere Betriebe (namentlich auch gerade im 
Gesundheitswesen) zu schaffen, ist eine Anpassung wichtig. 


Während wir die Unterstellung von Teilen der Konzerne 
nachvollziehen können, erscheint uns die «Bearbeitung von 
besonders schützenswerten Daten in grossem Umfang» als 
zu wenig präzise Konkretisierung. Wir beantragen deshalb 
eine Präzisierung, was unter «grossem Umfang» zu 
verstehen ist, nach unserer Ansicht wäre die Schwelle etwa 
bei 1000 Datensätzen festzusetzen. 


 


Diesfalls erhält auch die Führung eines Verzeichnisses aber 
auf freiwilliger Basis mehr Gewicht, sie kann insbesondere 
bei regelmässiger Bearbeitung von Personendaten eine 
nützliche und einfache Tätigkeitsunterstützung darstellen: 
Dadurch können das Beibehalten eines Überblicks der 
Bearbeitungstätigkeiten und auch die Einhaltung anderer 
Verpflichtungen erleichtert werden.  


 


Unternehmen und andere 
privatrechtliche Organisationen, 
die am Anfang eines Jahres 
weniger als 250 
Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter beschäftigen, sowie 
natürliche Personen sind von 
der Pflicht befreit, ein 
Verzeichnis der 
Bearbeitungstätigkeiten zu 
führen, ausser eine der 
folgenden Voraussetzungen ist 
erfüllt:  


a. Es werden umfangreich 
(mindestens 1000 Datensätze) 
besonders schützenswerte 
Personendaten bearbeitet.  


b. Es wird ein Profiling mit 
hohem Risiko durchgeführt. 
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Art. 45 
Abs. 2 


Aus unserer Sicht ist absolut unverständlich, warum eine 
nationale Behörde für die Dienstleistung im Bereich des der 
ganzen Bevölkerung dienenden Datenschutzes solch hohe 
Kostensätze von 150 bis 350 Franken verlangen soll. Dies 
schreckt geradezu ab, diese sinnvollen Dienstleistungen zu 
beziehen, welche einer guten Umsetzung der Gesetzgebung 
dienen. Es ist unverständlich, dass für die Dienstleistungen 
der Verwaltung solche Preise wie bei spezialisierten 
Anwaltskanzleien verrechnet werden. 


 


Als ganz besonders stossend empfinden wir solche Honorare 
im Bereich der nach KVG zugelassenen Leistungserbringer. 
Bei diesen Gesundheitsbetrieben handelt es sich um 
Institutionenen, bei welchen der Datenschutz wegen hoch 
sensibler Daten besonders wichtig ist. Es wäre falsch, diese 
mit hohen Stundensätzen vom Bezug der sinnvollen 
Unterstützung seitens EDÖB abzuschrecken. Diese Betriebe 
sind denn mit den neuen Regelungen auch besonders stark 
herausgefordert und eine gute Umsetzung ist im Interesse 
der Behörden und der Bevölkerung. Diese Belastung ist 
umso fragwürdiger, als die öffentliche Hand im Endeffekt und 
in vielen Fällen, die dadurch verursachten Defizite 
ausgleichen soll: Mit einer Hand wegnehmen, was mit der 
anderen gegeben wird, macht betriebswirtschaftlich keinen 
Sinn und verursacht einen sinnlosen administrativen 
Aufwand. 


 


Die Zutrittsschwelle zum EDÖB ist niedrig zu halten, ganz 
besonders auch zur Überprüfung der Angemessenheit von 
Kodizes (Art. 59 Abs. 1 Bst. a nDSG) oder die Genehmigung 
von Standarddatenschutzklauseln (Art. 59 Abs. 1 Bst. b 
nDSG). Im Sinne einer rechtmässigen Umsetzung der 
komplexen neuen Datenschutzgesetzgebung sollte das 
Anrufen des EDÖB nicht durch das Erheben von Gebühren 
entgegengewirkt werden. Ganz besonders für den Bereich 
der Gesundheitsbetriebe muss deshalb eine Ausnahme 
geschaffen werden, welche vernünftige Stundenansätze 
vorsieht. 


 


2bis Für Leistungserbringer nach 
Art. 35 Abs. 2 KVG wird auf 
die Erhebung von Kosten 
verzichtet.  


 


Alternativ:  


 
2bis Für Leistungserbringer nach 
Art. 35 Abs. 2 KVG gilt ein 
Stundenansatz von 50 bis 100 
Franken.  


 


 


Wir danken Ihnen für die Kenntnisnahme und Berücksichtigung unserer Stellungnahme. 


 
Mit freundlichen Grüssen 
senesuisse 


 


Christian Streit 
Geschäftsführer 
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Vernehmlassungsantwort: Totalrevision der Verordnung zum Bundesgesetz über den Daten-


schutz (VDSG) 


Sehr geehrte Damen und Herren


Als grösste Dachorganisation der Schweizer Wirtschaft vertritt der Schweizerische Gewerbeverband 


sgv über 230 Verbände und gegen 500 000 KMU, was einem Anteil von 99.8 Prozent aller Unterneh-


men in unserem Land entspricht. Im Interesse der Schweizer KMU setzt sich der grösste Dachver-


band der Schweizer Wirtschaft für optimale wirtschaftliche und politische Rahmenbedingungen sowie 


für ein unternehmensfreundliches Umfeld ein.  


Mit Schreiben vom 23. Juni 2021 lädt das Eidgenössische Justiz- und Polizeidepartement EJPD ein, 


sich zur Totalrevision der Verordnung zum Bundesgesetz über den Datenschutz (VDSG) zu äussern. 


Wir danken für die Einladung.  


Die Verordnung zum Bundesgesetz über den Datenschutz enthält diverse Ausführungsbestimmun-
gen, Anpassungen zum Eidgenössischen Datenschutz- und Öffentlichkeitsbeauftragten (EDÖB), ei-
nen Negativkatalog, welcher die risikobehafteten Datenbearbeitungen für die Führung eines Verzeich-
nisses der Bearbeitungstätigkeiten beinhaltet und weitere Bestimmungen, wie z. B. an die Datensi-
cherheit.  


Der Schweizerische Gewerbeverband sgv lehnt die vorliegende Version ab und begründet das 


wie folgt:  


Generell 


Der sgv stellt fest, dass das am 25. September 2020 verabschiedete Datenschutzgesetz durch eine 


engmaschige Verordnung ergänzt werden soll, wofür es in wesentlichen Punkten keine Gesetzes-


grundlage gibt. Beispiele dafür sind die Protokollierungspflicht, das Bearbeitungsreglement, die Infor-


mationspflicht sowie Aufbewahrungs- und Dokumentationspflichten. Auch gehen diese Bestimmungen 


z. T. weiter als in der europäischen Datenschutzgrundverordnung. Der sgv lehnt diesen Swissfinish 


ab.  



http://www.sgv-usam.ch/

mailto:jonas.amstutz@bj.admin.ch
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Zu einzelnen Artikeln 


Art. 1 Grundsätze 


Absatz 1: In Art. 1 Bst. d werden die «Implementierungskosten» als Angemessenheitskriterium für die 


Datensicherheit genannt. Allerdings werden damit nur die geldwerten Umsetzungsaufwendungen 


adressiert, nicht aber der Arbeitsaufwand der Verantwortlichen. Gerade in KMU kann dies eine erheb-


liche Belastung bedeuten, weshalb wir beantragen, statt «Implementierungskosten» den Begriff «Im-


plementierungsaufwand» zu verwenden. Der Implementierungsaufwand umfasst den gesamten Auf-


wand des Verantwortlichen.   


Absatz 2: Die Massnahmen sind über die gesamte Bearbeitungsdauer hinweg in angemessenen Ab-


ständen zu überprüfen ist ersatzlos zu streichen. Eine permanente Überprüfung kann zu aufwendig 


werden und macht nur dann Sinn, wenn es wirklich zu relevanten Veränderungen eines Risikos 


kommt. Dannzumal soll eine Überprüfung wieder vorgenommen werden.  


Art. 2 Schutzziele 


Soweit angemessen, müssen die Massnahmen zur Gewährleistung der Datensicherheit folgende 


Schutzziele erreichen. Diese Bestimmung ist wie folgt umzuformulieren: «Soweit angemessen, müs-


sen die Massnahmen zur Gewährleistung der Datensicherheit folgende Schutzziele anstreben:» 


Da es keine absolute Datensicherheit gibt (vgl. Swisscom), sollen Schutzziele angestrebt werden 


müssen.  


Art. 2 legt zudem viele Schutzziele fest, die nicht in der alleinigen Verantwortung des Verantwortlichen 


liegen können. Zum Beispiel kann die Transportkontrolle durch viele externe Faktoren gefährdet wer-


den, für welche der Verantwortliche gar nicht einstehen kann. Die Aufzählung von Art. 2 Bst. a bis k 


zeigt, dass die Last der «Privacy by design» vollumfänglich auf den Verantwortlichen im Betrieb abge-


wälzt wird, was der sgv nicht akzeptieren kann. Die Aufzählung in Art. 2 Bst. a bis k ist in Beach-


tung dieser Problematik zu überarbeiten. Dem Verantwortlichen dürfen nur Schutzziele auferlegt 


werden, die auch tatsächlich in seiner Verantwortung liegen.  


Art. 3 Protokollierung 


Die Protokollierungspflicht ist ersatzlos zu streichen. Sie ist nicht Gegenstand des Gesetzes, 


weshalb ihr die Rechtsgrundlage fehlt. Die dennoch in den Verordnungsentwurf aufgenommene 


Pflicht steht in keinem Verhältnis zum Nutzen. Protokolle sollen zwei Jahre lang aufbewahrt werden. 


Das beurteilt der Schweizerische Gewerbeverband sgv als unangemessen.  


Art. 4 Bearbeitungsreglement von privaten Personen 


Die Anforderungen mit der Konsequenz, dass viele Mikro- und Einpersonenbetriebe (z. B. Treuhände-


rinnen und Treuhänder) zuerst ein Berarbeitungsreglement verfassen müssten, bis sie es dann an-


wenden könnten. Zudem ist die Grundlage zur Pflicht betreffend Erstellung eines Reglements im Da-


tenschutzgesetz nicht ersichtlich. Auch die «regelmässige Aktualisierung» gemäss Absatz 3 Art. 4 E-


VDSG ist eine unverhältnismässige zusätzliche Belastung, die der sgv ablehnt. Art. 4 ist ersatzlos zu 


streichen. 


Art. 6 Modalitäten 


Absätze 1 und 2: Die Pflicht, für den Verantwortlichen, die vertrags- und gesetzesmässige Bearbei-


tung durch den Auftragsbearbeiter «sicherzustellen» ist im Ansatz falsch. Richtig ist, dass sich der 


Verantwortliche gemäss Art. 9 Abs. 2 DSG vergewissern muss, dass die Datenbearbeitung korrekt er-


folgt (korrekt in Art. 6 Abs. 2, 1. Satz E-VDSG). Diese unverhältnismässige Verschärfung der Pflicht 


des Verantwortlichen hat nach Auffassung des sgv keine Rechtsgrundlage im DSG.   
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Formulierungsvorschlag für Art. 6 Abs. 1, 2. Satz E-VDSG: Er vergewissert sich, dass die Daten ver-


trags- und gesetzesgemäss bearbeitet werden. 


Absatz 2 ist ersatzlos zu streichen. Von einer nicht dem DSG unterstellten Instanz kann nicht verlangt 


werden, dass sie Kenntnis der potentiell relevanten Gesetzesbestimmungen haben. Eventualiter ist 


folgender Formulierungsvorschlag für Art. 6 Abs. 2, 2. Satz E-VDSG vorzusehen: Andernfalls muss er 


sich auf dem vertraglichen Weg vergewissern, dass ein gleichwertiger Datenschutz gewährleistet wird. 


Art. 8 Beurteilung der Angemessenheit des Datenschutzes eines ausländischen Staates oder 


eines internationalen Organs 


Art. 8 adressiert sich an den Bund, wie das in den Erläuterungen (Seite 26) aufgeführt wird. Dies wird 


aber aus dem Verordnungsentwurf nicht klar. Aus diesem Grund ist Art. 8 E-VDSG zu ergänzen um: 


«… einen angemessenen Schutz gewährleisten, hat der Bundesrat namentlich folgende Kriterien 


zu berücksichtigen…» 


Art. 9 Datenschutzklauseln und spezifische Garantien und 


Art. 10 Standarddatenschutzklauseln 


In Art. 9 Abs. 2 ist «sicherstellen» durch «sich vergewissern» zu ersetzen, ansonsten die Handhabbar-


keit durch den Verantwortlichen kaum gegeben ist. Das Gleiche gilt für Art. 10 Abs. 1. Insbesondere 


die in Art. 9 E-VDSG gestellten Anforderungen erreichen ein Detaillierungsniveau, welches die Kom-


plexität der Datenbearbeitung unnötig erhöht. Art. 9 Bst. h (Massnahmen zur Gewährleistung der Da-


tensicherheit) ist ersatzlos zu streichen. Die übrigen Bestimmungen genügen, um einen angemesse-


nen Schutz der Lieferung von Daten ins Ausland zu gewährleisten.  


Art. 12 Verhaltenskodizes und Zertifizierungen 


Artikel 12 ist zu ergänzen um einen Absatz 4: Die Absätze 2 und 3 sind nicht anwendbar, wenn der 


EDÖB den Verhaltenskodex oder die Zertifizierung genehmigt hat. 


Art. 13 Modalitäten der Informationspflichten 


Art. 19 DSG hält fest, dass der Verantwortliche die betroffene Person «angemessen» über die Be-


schaffung von Personendaten informiert, wobei diese Informationspflicht auch dann gilt, wenn die Da-


ten nicht bei der betroffenen Person beschafft werden. Die Erläuterungen zur E-VDSG legen hingegen 


fest, dass die «wichtigsten Informationen» auf der «ersten Kommunikationsstufe» erfolgen müssen. 


Aus dem Gesetzeswortlaut folgt, dass die Mitteilung von den jeweiligen Umständen abhängig ist, was 


mit dem Begriff «angemessen» umschrieben wird. Dies ist entsprechend in den Erläuterungen festzu-


halten. Art. 13 E-VDSG darf die im Gesetz verankerte «Angemessenheit» nicht aushöhlen.   


Art. 15 Information bei der Bekanntgabe von Personendaten und  


Art. 16 Information über die Berichtigung, Löschung oder Vernichtung sowie die Einschrän-


kung der Bearbeitung von Personendaten 


Es ist nicht ersichtlich, welches die gesetzliche Grundlage für diese Informationspflichten sein soll. 


Beide Artikel sind deshalb ersatzlos zu streichen.  


Art. 18 Form und Aufbewahrung der Datenschutz-Folgenabschätzung 


Auch in Bezug auf die zweijährige Aufbewahrungsfrist nach Beendigung der Datenbearbeitung ist die 


gesetzliche Grundlage unklar. Der Passus «Sie muss während zwei Jahren nach Beendigung der Da-


tenbearbeitung aufbewahrt werden.» ist ersatzlos zu streichen.  
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Art. 19 Meldung von Verletzungen der Datensicherheit 


Art. 24 DSG regelt die Meldung von Verletzungen der Datensicherheit. Art. 19 Abs. 1 Bst. b bis d E-


VDSG geht gegenüber der Gesetzesgrundlage viel zu weit. Die betreffenden Buchstaben sind ersatz-


los aus der Verordnung zu streichen, da für diese detaillierte Aufzählung die gesetzliche Grundlage 


fehlt.  


Gemäss Art. 19 Abs. 1 Bst. e meldet der Verantwortliche dem EDÖB «die Folgen, einschliesslich der 


allfälligen Risiken, für die betroffenen Personen». Aus Natur der Sache wird es gar nicht immer mög-


lich sein, die Folgen zu melden. Bestenfalls können Folgen «soweit möglich» oder Folgen «soweit ver-


mutet» angenommen werden. Die Verordnung ist in diesem Sinne anzupassen.  


Die Dokumentations- und Aufbewahrungspflicht gemäss Art. 19 Abs. 5 E-VDSG geht sehr weit. Nach 


Auffassung des sgv fehlt es an einer gesetzlichen Grundlage dafür. 


Art. 20 Modalitäten des Auskunftsrechts 


Art. 20 E-VDSG umschreibt die Modalitäten des Auskunftsrechts sehr engmaschig. Auch hier ist die 


gesetzliche Grundlage fraglich. Das gilt insbesondere für Abs. 5, der festlegt, dass «der Verantwortli-


che die Gründe für eine Verweigerung, Einschränkung oder den Aufschub der Auskunft «zu dokumen-


tieren hat und die Dokumentation mindestens drei Jahre lang aufzubewahren hat». Konsequenter-


weise ist Abs. 5 ersatzlos zu streichen. Abs. 3 ist zu ergänzen um «… verständlich sein, soweit dies 


im Rahmen des kognitiven Zustands möglich ist.»  


Art. 22 Frist 


Der Fristenbeginn ist zu präzisieren. Er kann nur dann beginnen, wenn das Auskunftsgesuch formell 


korrekt eingereicht und inhaltlich klar ist. Solange das Gesuch entweder formell oder inhaltlich unklar 


ist, kann die Frist nicht laufen.  


Art. 23 Ausnahmen von der Kostenlosigkeit 


Bei Aufwendungen, die weit über CHF 1'000.00 gehen können, ist eine Kostenbeteiligung von nur ge-


rade CHF 300.00 nicht angemessen. Der Verantwortliche hat die Kosten zu belegen. Es darf aber 


nicht sein, dass der Verantwortliche auf einem Kostenberg sitzen bleibt und vom Kostenverursacher 


nur ein symbolischer Betrag einverlangt werden kann. Der Höchstbetrag ist deshalb anzuheben und 


sollte auf mindestens CHF 1'000.00 festgelegt werden. 


Art. 24 Datenportabilität 


Da die Datenportabilität erst im Verlaufe der Beratungen ins DSG aufgenommen worden ist, fehlt es 


an präzisierenden Angaben. Der Anspruch auf Datenportabilität bei der Datenherausgabe oder -über-


tragung darf nicht ein absoluter sein. Dieser Anspruch darf nur bestehen, soweit die Bearbeitung von 


Personendaten in gängigen Formaten erfolgen kann bzw. erfolgt. Deshalb fordert der sgv eine Ergän-


zung in dem Sinne, dass «das Recht der betroffenen Person, die betreffenden Personendaten vom 


Verantwortlichen heraus zu verlangen oder durch diesen an einen anderen Verantwortlichen übertra-


gen zu lassen, für die Verantwortlichen nicht die Pflicht, technisch kompatible Datenbearbeitungssys-


teme zu übernehmen oder beizubehalten, begründet.   


Art. 26 Ausnahme von der Pflicht zur Führung eines Verzeichnisses der Bearbeitungstätigkeiten 


Unternehmen und andere privatrechtliche Organisationen, die am Anfang eines Jahres weniger als 


250 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter beschäftigen, sowie natürliche Personen sind von der Pflicht be-


freit, ein Verzeichnis der Bearbeitungstätigkeiten zu führen, ausser eine der folgenden Voraussetzun-


gen ist erfüllt: Es werden umfangreich besonders schützenswerte Personendaten bearbeitet oder es 


wird ein Profiling mit hohem Risiko durchgeführt. Diesbezüglich ist zu präzisieren, dass sich die allfäl-
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lige Pflicht eines KMU (unter den beiden genannten Voraussetzungen) nicht auf sämtliche Bearbeitun-


gen erstreckt, sondern nur auf diejenigen, die in den Voraussetzungen explizite erwähnt sind. Ausser-


dem ist zu präzisieren, dass das Verzeichnis nicht schriftlich, sondern auch in anderer Form, z. B. 


elektronisch geführt werden kann. Sodann braucht es eine klare Abgrenzung für die Ausnahmefälle: 


Was heisst «umfangreich besonders schützenswerte Personendaten»? Wenn keine (messbaren) Prä-


zisierungen gemacht werden, könnte das zu grossen Rechtsunsicherheiten führen. 


Art. 45 Gebühren 


Wenn die Kostenbeteiligung nach Art. 23 mit den Gebührengrundsätzen des EDÖB verglichen wird, 


fällt eine krasse Diskrepanz auf. Der EDÖB erledigt eine Tätigkeit im Interesse der Gesellschaft und 


Öffentlichkeit. Es gibt keinen nachvollziehbaren Grund, weshalb die Person, welche Dienstleistungen 


von ihm braucht, um sich datenschutzkonform zu verhalten, derart zur Kasse gebeten wird. Weder 


kann es sein, dass die Gebühren nach Zeitaufwand berechnet werden (die Privatperson hat keinen 


Einfluss auf die Effizienz der Leistungserbringung durch den EDÖB), noch sind die Stundensätze von 


CHF 150.00 bis 350.00 in irgendeiner Weise angemessen. Die Gebührenordnung ist aus diesem 


Grund vollständig zu überdenken und nach einem vernünftigen Mass anzupassen.  


Inkraftsetzung und Übergangsbestimmungen 


Die Totalrevision des Datenschutzrechtsrechts bringt weitgehende Änderungen und hat neue Ver-


pflichtungen für die Unternehmen zur Folge. Eine angemessene Umsetzungsfrist ist deshalb notwen-


dig, zumal im neuen DSG keine Übergangsfristen vorgesehen sind und das neue Recht (totalrevidier-


tes DSG samt totalrevidiertem Verordnungsrecht) bei dessen Inkrafttreten bereits vollständig imple-


mentiert sein sollte. Dies sollte bei der Festlegung des Inkraftsetzungstermins berücksichtigt werden. 


Für die Umsetzungsarbeiten in den Unternehmen erachten wir einen Zeitraum von mindestens einem 


Jahr, laufend ab Feststehen/Veröffentlichung der definitiven Fassung der Verordnung, als notwendig. 


Wir danken für die Berücksichtigung unserer Anliegen.  


Freundliche Grüsse 


Schweizerischer Gewerbeverband sgv 
 
 
 
 
 
Hans-Ulrich Bigler Dieter Kläy 
Direktor Ressortleiter 
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Vorab per Mail: jonas.amstutz@bj.admin.ch, info@bj.admin.ch 


Vernehmlassung bzw. Stellungnahme zum: 


• Entwurf zur Verordnung zum Bundesgesetz über den Datenschutz;  


• bzw. E-VDSG.  


  


Sehr geehrter Herr Amstutz 
Sehr geehrte Damen und Herren 


Gestützt auf das Vernehmlassungsgesetz (VlG) und die Vernehmlassungsverordnung (VlV) 
wie auch unseren gesammelten Praxiserfahrungen gerade im Zusammenhang mit dem 
Datenschutz ersuchen wir Sie im Rahmen des vorbezeichneten Vernehmlassungsverfahrens 
bzw. -prozesses als Zugehörige der interessierten Kreise höflich um Kenntnisnahme und 
geneigte Berücksichtigung der folgenden Ausführungen, wobei die jeweiligen rechtlichen 
Bestimmungen kursiv und darin weiter angebrachte Änderungswünsche fett oder 
durchgestrichen sowie nachfolgend zugehörige Kommentare "normal", also ohne 
Schriftauszeichnung, erscheinen. 


  


Art. 1 Abs. 1 lit. c 


der Stand der Wissenschaft und Technik; 


Die Präsenz des Standes der Wissenschaft stellt gegenüber der Technik in nahezu jedem 
erdenklichen Fall ein anzustrebendes deutlich höheres Mass an Sicherheit dar und bereitet 
aufgrund der quasi überall uneingeschränkten Verfügbarkeit keine zusätzlichen 
Hemmnisse. Im Übrigen gehört der Stand der Wissenschaft im Qualitätswesen und der 
Produkthaftung seit mehreren Jahrzehnten zum allseits bewährten und geschätzten 
Standard. Warum sollte er dann bei solch einem wichtigen Thema wie dem Datenschutz 
fehlen?  


  


Art. 1 Abs. 1 lit. d 







Implementierungskosten. 


der jeweils zur Implementierung wie Installation mindestens vorzusehenden Mittel, 
Aufwände und Kosten. 


  


Art. 2 Schutzziele 


Soweit angemessen, 


Die Massnahmen zur Gewährleistung der Datensicherheit müssen mindestens folgende 
Schutzziele erreichen: 


  


Art. 2 lit. a 


Zugriffskontrolle: Der Zugriff der jeweils auf ein Minimum zu reduzierenden berechtigten 
Personen ist auf das Notwendigste diederjenigen Personendaten beschränkt, die sie 
unbedingt und zwingend zur Erfüllung ihrer Aufgabe benötigen. 


In der Vergangenheit gab es immer wieder Fälle, wo ohne erkennbaren Grund einfach die 
Zahl der berechtigten Personen in nicht nachvollziehbarer Art und Weise Erhöhung fand 
und diese zudem damit Operationen vornahmen, was nicht in den Erfüllungsbereich ihrer 
Aufgaben gehörte. Um derartigen Missbrauch gleich von vornherein zu begegnen, bietet 
sich u.a. die zuvor vorgeschlagene strengere Formulierung von Art. 2 Abs. lit. a an.  


  


Art. 2 lit. b 


Zugangskontrolle: Der Zugang zu physischen wie virtuellen Einrichtungen und Anlagen, in 
denen Personendaten bearbeitet werden, wird unbefugten Personen gleich von vornherein 
und von allem Anfang an verwehrt. 


  


Art. 2 lit. c 


Datenträgerkontrolle: Das Lesen, Kopieren, Verändern, Verschieben, Beschreiben, Zerstören 
oder Entfernen von Datenträgern wird unbefugten Personen verunmöglicht. 


  


Art. 2 lit. g 


Eingabekontrolle: In automatisierten Systemen kann lässt sich jederzeit überprüfen 
überprüft werden, welche Personendaten zu welcher Zeit und zu welchem Zweck bzw. 
aufgrund welcher gesetzlichen Grundlage von welcher Person eingegeben oder verändert 
wurden. 


  







Art. 2 lit. h 


Bekanntgabekontrolle: Es lässt sich jederzeit überprüfen kann überprüft werden, wem 
Personendaten mit Hilfe von Einrichtungen zur Datenübertragung bekannt gegeben wurden. 


  


Art. 2 lit. i 


Wiederherstellung: Die Verfügbarkeit der Personendaten und der Zugang zu ihnen kann lässt 
sich bei einem physischen, und technischen oder sonstigen datengefährdenden 
Zwischenfall bzw. Angriff unverzüglich ohne jegliche Beeinträchtigung vollumfänglich 
wiederherstellen. wiederhergestellt werden. 


  


Art. 2 lit. k 


Erkennung: Verletzungen der Datensicherheit müssen sich unverzüglich erkennen können 
rasch erkannt und Massnahmen zur Minderung oder erfolgreichen wie vollständigen 
Beseitigung der Folgen unmittelbar einleiten lassen. eingeleitet werden. 


  


Art. 3 Abs. 1 Protokollierung 


Ergibt sich aus der Datenschutz-Folgenabschätzung, dass bei der automatisierten 
Bearbeitung von Personendaten trotz der vom Verantwortlichen vorgesehenen Massnahmen 
noch ein hohes Risiko für Persönlichkeits- oder Grundrechtsverletzungen die 
Persönlichkeit oder die Grundrechte der betroffenen Personen besteht, protokollieren der 
private Verantwortliche und dessen Auftragsbearbeiter zumindest folgende Vorgänge: das 
Speichern, Verändern, Lesen, Bekanntgeben, Löschen oder Vernichten sowie die jeweilige 
Zweckbindung bzw. den genauen Bearbeitungsgrund. 


  


Art. 3 Abs. 2 


Bundesorgane und deren Auftragsbearbeiter protokollieren bei der automatisierten 
Bearbeitung von Personendaten zumindest folgende Vorgänge: das Speichern, Verändern, 
Lesen, Bekanntgeben, Löschen oder Vernichten sowie die jeweilige Zweckbindung bzw. den 
genauen Bearbeitungsgrund. 


  


Art. 3 Abs. 3 


Die Protokollierung gibt Aufschluss über die Art, Zweck, Grund und rechtliche Legitimation 
bzw. Verhältnismässigkeit des Bearbeitungsvorgangs, die Identität der Person, die die 
Bearbeitung vorgenommen hat, die Identität der Empfängerin oder des Empfängers sowie den 
Zeitpunkt, an dem die Bearbeitung erfolgt ist. 


  







Art. 3 Abs. 4 


Die Protokolle sind während fünf Jahren getrennt vom System, in welchem die Personendaten 
bearbeitet werden, als zweifache Kopie an zwei unabhängig voneinander gesondert 
gesicherten Orten aufzubewahren. Sie sind ausschliesslich auf begründeten Antrag den 
von der Datenbearbeitung betroffenen Person oder Personen und den Organen oder 
Personen zugänglich, denen die Überwachung der Datenschutzvorschriften oder die 
Wiederherstellung der Vertraulichkeit, Integrität, Verfügbarkeit und Nachvollziehbarkeit der 
Daten obliegen, und dürfen nur für diesen Zweck verwendet werden. 


In Anbetracht der geltenden Verjährungsfrist von 5 Jahren für eine Vielzahl von 
Forderungen erscheint auch hier eine mindestens fünfjährige Aufbewahrungsfrist mehr als 
gerechtfertigt.  


  


Art. 4 Abs. 1 lit. a 


umfangreich besonders schützenswerte Personendaten bearbeiten; oder 


Gerade bei geringfügiger und vereinzelter Bearbeitung besonders schützenswerter 
Personendaten braucht es für dieses Thema eine hinreichende Sensibilisierung, was unter 
anderem durch das dann auch notwendige Erstellen eines entsprechenden 
Bearbeitungsreglementes Ausdruck findet. 


  


Art. 4 Abs. 1 lit. b 


ein Profilings mit hohem Risiko durchführen. 


  


Art. 4 Abs. 3 


?Die private Person? ?Der Verantwortliche und dessen Auftragsbearbeiter? muss das 
Reglement regelmässig aktualisieren und der Datenschutzberaterin oder dem 
Datenschutzberater in einer für diese oder diesen verständlichen Form zur Verfügung stellen. 


  


Art. 8 Abs. 1 lit. f 


die durch die Bekanntgabe von Personendaten ins Ausland betroffene bzw. damit in 
Zusammenhang stehende Person oder Personen dürfen keine daraufhin bedingten 
Benachteiligungen gegenüber einer Nichtbekanntgabe erfahren und im Fall möglicher 
diesbezüglicher Zweifel gilt es zuvor durch Rechtsvergleiche und 
Konformitätsprüfungen sicherzustellen, dass im Datenempfängerstaat oder der 
betreffenden Staatengemeinschaft aufgrund einer vom schweizerischen Recht 
abweichenden Begriffs- wie Rechtsauffassung, -auslegung, -praxis und -sprechung 
nicht Gefahr droht, Entscheide zuungunsten der betroffenen Personen und ihrer 
Rechtsstellung wie -ansprüche nach schweizerischen Massstäben zu riskieren. 







Die Beurteilung, ob ein Staat, ein Gebiet, einer oder mehrere spezifische Sektoren in einem 
Staat oder ein internationales Organ einen angemessenen Datenschutz gewährleistet, nutzt 
wenig ohne die hier unter Art. 8 Abs. lit. f eingefügten Kriterien. 


  


Art. 8 Abs. 1 lit. g 


in jedem Fall einer Bekanntgabe von Personendaten ins Ausland braucht es die 
schriftlich erklärte Zustimmung der betroffenen Person oder Personen. 


  


Art. 8 Abs. 4 


Dieser neue Entscheid hat keine Auswirkungen auf bereits erfolgte Datenbekanntgaben. 
Diesen neuen Entscheid gilt es auch auf bereits erfolgte Datenbekanntgaben so weit als 
möglich zu übertragen und vergangene wie Folgeschäden bzw. -verletzungen 
abzuwenden, auszugleichen oder zu heilen. 


  


Art. 9 Abs. 1 lit. k Ziff. 5 


Das Recht auf Nichtzustimmung der Datenbearbeitung. 


  


Art. 12 Verhaltenskodizes und Zertifizierungen 


Analog zur Frage der im Ausland umzusetzenden Datenschutznormen unter besonderer 
Berücksichtigung der dort herrschenden Rechtsauslegung wie -praxis (s.a. Bemerkungen zu 
Art. 8 Abs. 1 lit. f) geht es hier um die Sicherstellung des Datenschutzes u.a. durch 
Vorweisen einer Zertifizierung der betreffenden ausländischen Organisation. Ob diese 
Organisation beispielsweise das DSG, die VDSG oder gar die DSGVO der EU erfüllt, 
erschliesst sich aber keinesfalls aus deren Zertifizierung, selbst nicht nach ISO 27000 ff. 
Letzteres besagt bestenfalls, dass die Organisation im Ausland die dort geltenden 
Bestimmungen erfüllt. An die Zertifizierung wie auch Verhaltenskodizes gilt es also 
besondere Bedingungen unter vollständigem Einbezug der schweizerischen Gesetzgebung 
bzw. des DSG, der VDSG und der DSGVO zu stellen.  


  


Art. 19 Abs. 1 Meldung von Verletzungen der Datensicherheit 


Der Verantwortliche meldet dem EDÖB und den betroffenen Personen bei einer Verletzung 
der Datensicherheit: 


  


Art. 19 Abs. 3 







Der Verantwortliche teilt den betroffenen Personen in einfacher und verständlicher Sprache 
sämtliche Informationen nach Absatz 1 Buchstaben a bis g a, e, f und g mit. 


  


Art. 19 Abs. 5 Satz 2 


Sie ist ab dem Zeitpunkt der Meldung nach Absatz 1 mindestens fünf drei Jahre 
aufzubewahren. 


In Anbetracht der geltenden Verjährungsfrist von 5 Jahren für eine Vielzahl von 
Forderungen erscheint auch hier eine mindestens fünfjährige Aufbewahrungsfrist mehr als 
gerechtfertigt. 


  


Art. 20 Abs. 4 Satz 3 


Das persönliche Unterzeichnen des Auskunftsbegehrens durch die betroffene Person 
mittels qualifiziert zertifizierter elektronischer Signatur gemäss ZertES und OR Art. 14 
bzw. Vorweisen der E-ID gilt als hinreichende Identifikation. 


  


Art. 20 Abs. 5 Satz 2 


Die Dokumentation ist mindestens fünf drei Jahre lang aufzubewahren. 


In Anbetracht der geltenden Verjährungsfrist von 5 Jahren für eine Vielzahl von 
Forderungen erscheint auch hier eine mindestens fünfjährige Aufbewahrungsfrist mehr als 
gerechtfertigt. 


  


Art. 22 Abs. 3 Frist 


Durch Zustimmung der betroffenen Person zum elektronischem Austausch bzw. 
Verkehr und Vorlage des Auskunftsbegehrens unterzeichnet mittels qualifiziert 
zertifizierter elektronischer Signatur gemäss ZertES und OR Art. 14 bzw. Vorweisen der 
E-ID einschliesslich Anbringen eines Eilvermerkes verkürzt sich die Auskunftsfrist auf 3 
Tage. 


In der heutigen Zeit besteht vielfach unmittelbarer Handlungsbedarf bzw. die betroffene 
Person benötigt häufig die entsprechenden Auskünfte unverzüglich aus 
Beweissicherungsgründen oder um ihre Ansprüche noch rechtzeitig geltend machen zu 
können. Unter den aktuell gegebenen technischen Möglichkeiten sollte es bei Zustimmung 
der betroffenen Person zur elektronischen Übermittlung bzw. Herausgabe kein Problem 
darstellen, innerhalb von 3 Tagen die nötigen Informationen zur Verfügung zu stellen , also 
die entsprechenden Auskünfte zu erteilen. 


  


Art. 23 Ausnahmen von der Kostenlosigkeit 







Den gesamten Art. 23 gilt es unbedingt vollumfänglich zu streichen, da sich quasi jede noch 
so einfache Auskunftshandlung in Verbindung mit den rechtlich vielfach gebilligten 
Ausschöpfungsmöglichkeiten des Ermessensspielraumes in der Praxis als 
unverhältnismässig hoher Datenoffenlegungsaufwand deklarieren lässt und somit gerade 
gegenüber finanziell nicht gut gestellten betroffenen Personen zum Missbrauch einläd, wie 
faktische Aktenverweigerung und damit einhergehenden Gehörverletzungen. Auf der 
anderen Seite die Kostenerhebung mit querulatorischem Verhalten in Verbindung zu 
bringen oder gar begründen zu dürfen, wie im erläuternden Bericht zum E-VDSG regelrecht 
herausgefordert, verbietet sich von allem Anfang an, da es an der gesetzlichen Definition 
des Querulanten fehlt und eine derartige Folge von vornherin in den Bereich der 
Fehlerhaftigkeit, Missbräuchlichkeit und Diskriminierung von voll geschäfts- und 
prozessfähigen betroffenen Personen führt. 


  


Art. 24 


Die Artikel 20 Absätze 1, 4 und 5 20 bis 22 23 sind auf das Recht auf Datenherausgabe und -
übertragung sowie deren Einschränkungen sinngemäss anwendbar. 


  


Art. 26 Ausnahme von der Pflicht zur Führung eines Verzeichnisses der 
Bearbeitungstätigkeiten 


Derartige Ausnahmen gilt es von vornherein zu unterbinden, denn nur zu leicht lässt sich 
mit dieser Ausnahmeregel, also Art. 26 E-VDSG, die Pflicht zur Führung eines 
Verzeichnisses der Bearbeitungstätigkeiten untergraben, bspw. durch Bilden von Parallel- 
oder Untergesellschaften mit weniger als 250 Mitarbeitern, die dann ausschliesslich das 
Bearbeiten von besonders schützenswerten Personendaten sowie das Profiling 
übernehmen. Es stellt im Übrigen selbst für Einzelfirmen mit den heutigen wirklich 
einfachen Mitteln und Tools gar kein Problem oder überhaupt nennenswerten 
Mehraufwand dar, rechtsgenügliche und sichere Verzeichnisse der Bearbeitungstätigkeiten 
anzulegen bzw. zu führen. Nebenbei dient die Verzeichnispflicht der 
Bearbeitungstätigkeiten gerade kleinen Unternehmen dem Eigenschutz einschliesslich der 
notwendigen Sensibilisierung und Rechtssicherheit.  


 


 








                  


 


 


 


 


Eidgenössisches Justiz- und Polizeidepartement EJPD 


Frau Bundesrätin 


Karin Keller-Sutter 


Bundeshaus West, 3003 Bern 


 


Einreichung per Mail an: jonas.amstutz@bj.admin.ch  


 


Zürich, 13. Oktober 2021 


Vernehmlassung zur Totalrevision der Verordnung zum 
Bundesgesetz über den Datenschutz (VDSG) 


Stellungnahme von swissICT zur laufenden Vernehmlassung 


Sehr geehrte Frau Bundesrätin  


Sehr geehrte Damen und Herren 


Wir danken Ihnen für die Gelegenheit, uns zur «Totalrevision der Verordnung zum Bundesgesetz über den 


Datenschutz» (VDSG) äussern zu können. Diese Gelegenheit nimmt der Verband swissICT gerne wahr. 


Generelles Feedback 


Die Kompetenz zum Erlass gesetzesvertretender Verordnungen setzt eine entsprechende Delegationsnorm im 


Gesetz voraus. Auch wenn der Gesetzgeber davon abgesehen hat, der Exekutive derartige (beschränkte) 


Legislativfunktionen zu übertragen, obliegt es dem Bundesrat, die Gesetzgebung zu vollziehen. Der 


Anwendungsbereich von Ausführungs- und Vollziehungsverordnungen ist indes darauf beschränkt, die 


Bestimmungen des betreffenden Bundesgesetzes durch Detailvorschriften näher auszuführen und mithin zur 


verbesserten Anwendbarkeit des Gesetzes beizutragen. Ausgangspunkt sind Sinn und Zweck des Gesetzes; sie 


kommen in grundsätzlicher Weise durch die Bestimmung im formellen Gesetz zum Ausdruck.». Aus Sicht des 


einreichenden Verbands ist dieser Grundsatz in einigen Punkten der E-VDSG nicht eingehalten worden (vgl. 


beigefügte detaillierte Stellungnahme). Es ist zwingend, vor der Inkraftsetzung die Einhaltung dieses Grundsatzes in 


Bezug auf die einzelnen Vorschriften zu prüfen. 


 


Unterstützung der Einreichungen von digitalswitzerland und der asut 


Ergänzend zu unseren detaillierten Rückmeldungen im Anhang, unterstützen wir auch die Rückmeldungen von 


digitalswitzerland und der asut. 


 



mailto:jonas.amstutz@bj.admin.ch





 


Über swissICT 


swissICT ist der primäre Repräsentant des ICT-Werkplatzes Schweiz und der grösste Fachverband der Branche. 


swissICT verbindet über 2500 ICT-Unternehmen, Anwender-Unternehmen und Einzelpersonen. Der Verband fördert 


den Informationsaustausch, bündelt Bedürfnisse, publiziert die wichtigste Salärumfrage, formuliert ICT-Berufsbilder 


und ist Co-Veranstalter des wichtigsten Informatik- und Businesspreises «Digital Economy Award». swissICT ist 


zudem Co-Initiant der Zertifizierungsinitiative 3L Informatik zur Sicherstellung von Informatikkompetenz in der 


Arbeitswelt. 


Wir danken Ihnen im Namen unserer Mitglieder im Voraus dafür, dass Sie unsere Anregungen in geeigneter Weise 


bei der weiteren Umsetzung berücksichtigen. 


 


Gerne stehen wir Ihnen für Rückfragen und weitere Diskussionen zur Verfügung. 


 


Freundliche Grüsse 


  
Kathy Riklin Christian Hunziker 
Vorstand swissICT Geschäftsführer swissICT 
Alt-Nationalrätin Delegierter des Verwaltungsrates 3L Informatik AG 
Leiterin swissICT Politikkommission 
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Verordnung zum Bundesgesetz über den Datenschutz (VDSG) – Issue List 
 
 
Vorbemerkungen: 
Die Kompetenz zum Erlass gesetzesvertretender Verordnungen setzt eine entsprechende Delegationsnorm im Gesetz voraus (Art. 164 
Abs. 2 BV). Auch wenn der Gesetzgeber davon abgesehen hat, der Exekutive derartige (beschränkte) Legislativfunktionen zu übertragen, 
obliegt es dem Bundesrat, die Gesetzgebung zu vollziehen (Art. 182 Abs. 2 BV). Der Anwendungsbereich von Ausführungs- und Vollzie-
hungsverordnungen ist indes darauf beschränkt, die Bestimmungen des betreffenden Bundesgesetzes durch Detailvorschriften nä-
her auszuführen und mithin zur verbesserten Anwendbarkeit des Gesetzes beizutragen. Ausgangspunkt sind Sinn und Zweck 
des Gesetzes; sie kommen in grundsätzlicher Weise durch die Bestimmung im formellen Gesetz zum Ausdruck.» (BGE 141 II 169, 
E. 3.3) Aus Sicht des einreichenden Verbands ist dieser Grundsatz in einigen Punkten der E-VDSG nicht eingehalten worden (vgl. nach-
folgende Stellungnahme). Es ist zwingend, vor der Inkraftsetzung die Einhaltung dieses Grundsatzes in Bezug auf die einzelnen Vorschrif-
ten zu prüfen. 
 
Allgemeine Bemerkungen (gesetzl. Grundlage, Kontext, Adäquanz: David) 
1.Kapitel: Datensicherheit 
 
Artikel / Absatz Kritikpunkt / Anregung / Ände-


rungsvorschlag  
Kurzbegründung  Formulierungsvorschlag Bemerkungen 


Art. 1 Grundsätze  
 


Ergänzen Ad Art. 1 Abs. 1 
Gemäss erläuterndem Bericht (vgl. Ziff. 4.1.1) wird 
richtigerweise nicht eine 100% Datensicherheit, 
sondern vielmehr das Einhalten der erforderlichen 
Sorgfalt verlangt. Folglich kann es sein, dass eine 


1 Ob die technischen oder orga-
nisatorischen Massnahmen zur 
Gewährleistung der Datensicher-
heit dem Risiko angemessen 
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Verletzung der Datensicherheit stattgefunden hat, 
der datenschutzrechtliche Verantwortliche jedoch 
seine Sorgfaltspflichten und damit auch die Vorga-
ben von Art. 8 revDSG und Art. 1 E-VDSG einge-
halten hat.  
Daraus ergibt sich, dass sich das Kriterium der An-
gemessenheit nicht auf die technischen/organisa-
torischen Massnahmen (TOM) sondern auf die an-
gestrebte Datensicherheit (d.h. den Schutz der 
Vertraulichkeit, Integrität und Verfügbarkeit von 
Personendaten vor Unbefugten) beziehen muss. 
Die einzusetzenden TOM müssen dagegen geeig-
net sein, um die angemessene Datensicherheit zu 
wahren. 
 
Ad Art. 1 Abs. 1 lit. b 
Es geht nicht um die Berücksichtigung der Risiken, 
sondern der Restrisiken nach den getroffenen 
Massnahmen.  
 
Ad Art. 1 Abs. 1 lit. d  
Die Aufführung der Implementierungskosten als 
vermeintliches Kriterium zur Beurteilung der Ge-
eignetheit von TOM zur Wahrung einer angemes-
senen Datensicherheit ist unzutreffend, irreführend 
uns gehört gestrichen. Es suggeriert, dass auf den 
Einsatz einer TOM dann verzichtet werden dürfe, 
wenn sie zwar geeignet aber "zu teuer" wäre. In der 
Folge würde eine "günstigere", jedoch weniger ge-
eignete TOM ausgewählt und umgesetzt, was aber 
aufgrund des Kostenkriteriums im Einklang mit Art. 


sind, beurteilt sich nach den fol-
genden Kriterien: 
 
a. Zweck, Art, Umfang und Um-
stände der Datenbearbeitung; 
 
b. die verbleibende Eintrittswahr-
scheinlichkeit einer Verletzung 
der Datensicherheit und deren 
potenziellen Auswirkungen für 
die betroffenen Personen (Rest-
risiko); 
 
c. der Stand der Technik; 
 
d. Implementierungsaufwand. 
 
2 Die Massnahmen sind über die 
gesamte Bearbeitungsdauer hin-
weg angemessen zu überprüfen. 
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8 revDSG i.V.m. Art. 1 E-VDSG stehen würde. Dies 
ist jedoch sachlogisch unzutreffend und wird auch 
vom erläuternden Bericht verworfen. Dass der Ver-
antwortliche aus einer Auswahl gleich geeigneter 
TOM diejenige auswählt, welche kostengünstiger 
ist, stellt eine betriebswirtschaftliche Selbstver-
ständlichkeit dar und bedarf keiner (rein deklarato-
rischer) Erwähnung in einer Rechtsgrundlage.   
 
Ad Art. 1 Abs. 2  
Ob, wann und wie eine Überprüfung der TOM statt-
finden soll, bestimmt sich nach zu schützenden 
Schutzziel sowie der TOM selber und muss durch 
den Verantwortlichen selber entschieden werden. 
Nur er ist in der Lage, den Besonderheiten des Ein-
zelfalls hinreichend Rechnung zu tragen. Schliess-
lich ist die Fokussierung auf den zeitlichen Abstand 
einer Prüfung und zugleich das Vorsehen einer 
Prüfpflicht nicht sachgerecht, unnötig einengend 
und steht im Widerspruch zum risikobasierten An-
satz. 


Art. 2  
Schutzziele  


Ergänzen S. oben für Begründung plus: 
 
Die aufgeführten Schutzziele sind nur einige von 
vielen Möglichkeiten, um eine angemessene Da-
tensicherheit sicherzustellen. Es kann sehr wohl 
sein, dass aufgrund des individuellen Risikos auf 
die Sicherstellung einzelner oder theoretisch auch 
aller Schutzziele verzichtet wird und dennoch eine 
angemessene Datensicherheit gewährleistet wer-
den kann. 


Soweit geeignet, müssen die 
technischen und organisatori-
schen Massnahmen zur Gewähr-
leistung der angemessenen Da-
tensicherheit folgende Schutz-
ziele anstreben: 
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Zusatz: Die Ziele ergeben sich aus den Bearbei-
tungsgrundsätzen/Gesetz und sind einzuhalten 
resp. anzustreben. Die Mittel zur Sicherstellung 
sind vielfältig und unterschiedlich. Die Zugriffskon-
trolle ist die Massnahme, wobei das Schutzziel der 
Zugriff ist.  


Art. 3 Abs. 1 
Protokollierung 


Ersetzen Die Protokollierung ist eine mögliche technisch/or-
ganisatorische Massnahme (TOM) zur Gewährleis-
tung einer angemessenen Datensicherheit.   
Beim Aufgreiffkriterium wurde ein Logikfehler be-
gangen: Das verbleibende (hohe) Risiko für die 
Persönlichkeitsrechte als Ergebnis einer DSFA hat 
in der Regel nichts zu tun mit dem Risiko betreffend 
Datensicherheit. Ersteres besteht erfahrungsge-
mäss in der Nichteinhaltung von Bearbeitungs-
grundsätzen wie z.B. der Transparenz, Datenspar-
samkeit, Zweckbindung oder Richtigkeit. Letzteres 
besteht dagegen in der Wahl nicht geeigneter TOM 
zur Gewährleistung der Vertraulichkeit, Integrität 
oder Verfügbarkeit. Folglich ist das Aufgreiffkrite-
rium für die Protokollierung zur Gewährleistung ei-
ner angemessenen Datensicherheit anzupassen. 
Ferner ist die Protokollierung als TOM und Aus-
fluss des Grundsatzes von Privacy by Design und 
Default geeignet zur Wahrung einer Vielzahl von 
Bearbeitungsgrundsätzen und müsste anders ver-
ortet werden. 
 


1 Ergibt sich im Einzelfall, dass 
für die Gewährleistung einer an-
gemessenen Datensicherheit 
eine Protokollierung erforderlich 
ist, muss der private Verantwort-
liche und dessen Auftragsbear-
beiter zumindest die Protokollie-
rung folgender Vorgänge sicher-
stellen: das Speichern, Verän-
dern, Lesen, Bekanntgeben, Lö-
schen oder Vernichten. 
 


 


Art. 3 Abs. 2 Streichen Zu Abs. 2 (Bundesorgane): Die Bestimmung zur 
Protokollierung durch Bundesorgane ist unverhält-
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nismässig und greift zu weit. Sie besteht unabhän-
gig des Risikos und umfasst bspw. auch bereits 
das «Lesen». Ferner fehlt eine Definition zu «auto-
matisierten Bearbeitungen». Wird die Bestimmung 
betreffend Protokollierung nicht ganz gestrichen 
(inkl, für Private), so ist die Bestimmung für Bun-
desorgane mindestens analog derjenigen für Pri-
vate zu formulieren. 


Art. 3 Abs. 3 Ersetzen  3 Die Protokollierung hat Auf-
schluss über die Art des Bearbei-
tungsvorgangs, die Identität der 
Person, die die Bearbeitung vor-
genommen hat, die Identität der 
Empfängerin oder des Empfän-
gers sowie den Zeitpunkt, an 
dem die Bearbeitung erfolgt ist, 
zu geben. 


 


Art. 4 Bearbeitungs-
reglement von priva-
ten Personen 


Streichen Das Bearbeitungsreglement ist eine mögliche or-
ganisatorische Massnahme zur Gewährleistung ei-
ner angemessenen Datensicherheit.  
Beim Aufgreiffkriterium wurde ein Logikfehler be-
gangen: Auch hier werden erhöhte Risiken für Per-
sönlichkeitsrechte (zu bejahen bei bes. schw. Per-
sonendaten und Profiling mit hohem Risiko) mit As-
pekten der Datensicherheit (Vertraulichkeit, Integ-
rität, Verfügbarkeit) unzulässig vermengt.  
Folglich ist das Aufgreiffkriterium für das Bearbei-
tungsgreglement zur Gewährleistung einer ange-
messenen Datensicherheit anzupassen. Ferner ist 
das Bearbeitungsreglement als TOM und Ausfluss 
des Grundsatzes von Privacy by Design und 


  







Seite 6  
 


Default geeignet zur Wahrung einer Vielzahl von 
Bearbeitungsgrundsätzen und müsste anders ver-
ortet werden. 


Art. 5 Streichen Es ist nicht ersichtlich, wieso zusätzlich zu den zu 
ergreifenden Massnahmen ein Bearbeitungsregle-
ment implementiert werden soll. Die Instrumenta-
rien der Datenschutz-Folgeabschätzung, der Bear-
beitungsverzeichnisse sowie zur Gewährung der 
Datensicherheit die technischen und organisatori-
schen Massnahmen sind Instrumente, um den 
Schutz der Personendaten zu gewährleisten. Es ist 
nicht ersichtlich, inwiefern ein Reglement hier zu-
sätzliche Sicherheit bieten soll. Zudem entbehrt die 
Bestimmung einer gesetzlichen Grundlage.  


  


 
2.Kapitel: Pflichten der Verantwortlichen und des Auftragsbearbeiters  
 
Artikel / Absatz Kritikpunkt / Anregung / Ände-


rungsvorschlag  
Kurzbegründung  Formulierungsvorschlag Bemerkungen 


Art. 6 Abs. 1 Beschränkung des Anwendungs-
bereichs 


Art. 6 Absätze 1 und 2 sind Art. 22 VDSG nach-
empfunden, welcher aber ausschliesslich für Bun-
desorgane gilt (für Private galt bislang Art. 10a 
DSG ohne weitere Präzisierungen im VDSG). Es 
ist nicht einzusehen, weshalb diese beiden Ab-
sätze nun auf Private ausgeweitet wurden. Dies er-
scheint nicht erforderlich, ansonsten hätte man den 
entsprechenden Regelungsgehalt bereits in Art. 9 
integrieren können (wenn er sowohl für Private als 
auch für Bundesorgane Geltung haben sollte).  


1 Der Verantwortliche, der die 
Bearbeitung von Personendaten 
einem Auftragsbearbeiter über-
trägt, bleibt für den Datenschutz 
verantwortlich. Der Verantwortli-
che muss dafür Sorge tragen, 
dass die Daten vertrags- oder ge-
setzesgemäss bearbeitet wer-
den. 
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Auch ist unklar, was «für den Datenschutz verant-
wortlich» heissen soll. Es fehlt auch eine gesetzli-
che Grundlage für den 2. Satz in Art. 6 Abs. 1.  


Art. 6 Abs. 2 Streichen Art. 9 DSG regelt bereits, dass der Verantwortliche 
Daten nur so bearbeiten lassen darf, wie er es 
selbst darf. Es dürfte für den Verantwortlichen auch 
kaum möglich sein zu beurteilen, ob andere ge-
setzliche Bestimmungen einen gleichwertigen Da-
tenschutz gewährleisten. Allenfalls bezieht sich der 
Verfasser auf die Angemessenheit des Daten-
schutzes (was aber in Abschnitt 3,  Ziff 8 geregelt 
wird). Ausserdem wird der Verantwortliche ohnehin 
in aller Regel den gleichwertigen Datenschutz auf 
vertraglichem Wege sicherstellen in Anlehnung an 
GDPR 28 Abs 4, und für Auftragsdatenbearbeiter 
ausserhalb der EU , z.B. über Standardvertrags-
klauseln des EDOEB. Das aber ist bereits in Art. 16 
DSG abgedeckt.  
 


  


Art. 6 Abs. 3 Streichen Art. 9 Abs. 3 DSG stellt bereit sicher, dass die 
Übertragung der Bearbeitung an einen Dritten nur 
mit vorgängiger Genehmigung des Verantwortli-
chen übertragen darf. Es ist nicht ersichtlich, wa-
rum hier beim Bund strengere Anforderungen 
(schriftliche Genehmigung) gelten sollen. Jeden-
falls muss klargestellt werden, dass «schriftlich» 
soviel wie «in Textform» heisst und auch in allge-
meiner Form erfolgen kann (analog der DSGVO). 


  


Art. 7 Streichen Art. 24 DSG regelt die Meldung von Verletzungen 
der Datensicherheit. Es ist nicht ersichtlich, warum 
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hier für den Bund weitere Anforderungen auf Ver-
ordnungsstufe festgelegt werden. Die internen Pro-
zesse sollten vom Bundesorgan selbst geregelt 
werden können. Zudem sieht bereits Art. 29 Abs. 1 
E-VDSG eine Informationspflicht des Bundesor-
gans an den Datenschutzberater vor. Unklar ist fer-
ner, was «Probleme» heissen soll. 


 
2.Kapitel, 2. Abschnitt: Bekanntgabe von Personendaten ins Ausland  
 
Artikel / Absatz Kritikpunkt / Anregung / Ände-


rungsvorschlag  
Kurzbegründung  Formulierungsvorschlag Bemerkungen 


Art. 8 Abs. 1 lit. c Teilweise Streichen Die Berücksichtigung der Rechtsprechung würde 
dazu führen, dass die Beurteilung ständig überholt 
werden muss sobald irgendwo ein neuer Entscheid 
zum Datenschutz gefällt wird; das ist nicht praxis-
gerecht und schadet der Rechtssicherheit. 


die geltende Gesetzgebung zum 
Datenschutz sowie deren Umset-
zung und die einschlägige Recht-
sprechung 


 


Art. 8 Abs. 1 lit. e Streichen Kann das vom Bundesrat effektiv beurteilt werden? 
Wenn Art 8 lit e sinngemäss beibehalten wird, dann 
sollte sich die Formulierung an den Beurteilungs-
kriterien der Europäischen Kommission orientie-
ren. 


  


Art. 8 Abs. 4 Unpräzise Formulierung Was bedeutet «bereits erfolgte Datenbekanntga-
ben»? Und gilt das auch, wenn ein geeigneter Da-
tenschutz anderweitig gewährleistet ist? Falls 
diese Bestimmung auf Verantwortliche anwendbar 
ist, darf sie wirklich auf Verordnungsstufe stehen? 


  


Art. 9 Abs. 1 Fehlende Unterscheidung zwi-
schen Anforderungen der Rollen 
der Exporteure und Importeure. 


Wäre es nicht praktikabler – wenn der Wortlaut von 
Art. 9 gänzlich ersetzt wird und in Anlehnung an 
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Art. 28 Abs 4 GDPR einhergeht? In der Praxis müs-
sen sich Schweizer ja ohnehin bereits an Art. 28 
Abs 4 GDPR halten 
 


Art. 9 Abs. 1 lit. d 
und e 


Beides streichen Es fehlt eine gesetzliche Grundlage für die Vor-
gabe, die Länder oder Organisationen zu nennen, 
in die Daten weiterübermittelt werden (falls das hier 
überhaupt gemeint ist). 


  


Art. 9 Abs. 1 lit. f Streichen Diese Anforderungen sind in der Verhältnismässig-
keit nach lit. a bereits enthalten. 


  


Art. 9 Abs. 1 lit. g Präzisieren Relevant sind nur die Empfänger, die den Vertrag 
schliessen. 


g. die Empfängerinnen und Emp-
fänger; 


 


Art. 9 Abs. 1 lit. j Streichen Siehe die allgemeine Anmerkung zu Art. 9 Abs. 1 
(fehlende Unterscheidung nach den Rollen der 
Parteien). 


  


Art. 9 Abs. 1 lit. k Streichen Es sollte in Klammern jeweils auf die Bestimmung 
im DSG verwiesen werden, wo dieses Recht der 
betroffenen Person geregelt ist. Bei Bekanntgaben 
im Rahmen einer Auftragsbearbeitung ist dies nicht 
legitim. Siehe die allgemeine Anmerkung zu Art. 9 
Abs. 1 (fehlende Unterscheidung nach den Rollen 
der Parteien). 


  


Art. 10 Abs. 1 Streichen oder mit Vorschlag er-
setzen. 


Der Verantwortliche kann prinzipiell nicht sicher-
stellen, dass der Empfänger die Klauseln beachtet, 
aber er kann und muss sich vergewissern, z.B. 
durch Audits, denn der Verantwortliche haftet ja oh-
nehin für die Verarbeitung der Personendaten 
durch den Auftragsbearbeiter. 


1 Gibt der Verantwortliche Perso-
nendaten mittels Standarddaten-
schutzklauseln nach Artikel 16 
Absatz 2 Buchstabe d DSG ins 
Ausland bekannt, so trifft er ange-
messene Massnahmen, um dazu 
beizutragen, dass die Empfänge-
rin oder der Empfänger diese be-
achtet. 
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Art. 13 Abs. 1 Die Regelungen in Kapitel 2 soll-


ten mit GDPR einhergehen, da-
mit Private in der Praxis einheitli-
che Prozesse aufstellen können. 


Der Auftragsbearbeiter hat keine Pflicht zur Infor-
mation über die Beschaffung von Personenda-
ten, diese trifft den Verantwortlichen. 
 
Zudem ist der Verantwortliche nicht zu einer «Mit-
teilung» verpflichtet, sondern zur Bereitstellung der 
Information. Ein Zugangsprinzip gilt nicht. 
 
Die Erläuterungen können so gelesen werden, 
dass eine Information über eine Website nicht ge-
nügt. Das ist praxisfremd und hat im Gesetz keine 
Grundlage. Es sollte festgehalten werden, dass die 
Information über eine Website genügt, wie es auch 
der allgemeinen Praxis entspricht. 


Der Verantwortliche und der Auf-
tragsbearbeiter teilent die Infor-
mation informiert über die Be-
schaffung von Personendaten in 
präziser, verständlicher und 
leicht zugänglicher Form. 


 


Art.13 Abs. 2 Streichen Es ist kein Ziel des Datenschutzes, verschiedene 
Dokumente zu vergleichen, wie es der Erläute-
rungsbericht als Ziel aufführt. Es fehlt zudem eine 
gesetzliche Grundlage für die Anforderungen an 
Piktogramme nach Art. 13 Abs. 2, und es fehlen 
auch allgemein akzeptierte Standards für die Ma-
schinenlesbarkeit von Piktogrammen. 


  


Art. 14 Streichen Wird hier nicht vermischt zwischen Datenschutz 
und gesetzlichen Mitwirkungspflichten? Der Daten-
schutz ist ja unabhängig davon relevant, ob Infor-
mationen freiwillig oder zwingend erteilt werden 
müssen. Ein Hinweis auf Freiwilligkeit ist nicht er-
forderlich, wenn diese aus dem Umständen hervor-
geht.  


  


Art. 15 Streichen Der Auftragsbearbeiter ist gemäss Art. 19 DSG 
nicht informationspflichtig, eine solche Pflicht kann 
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nicht auf Verordnungsstufe eingeführt werden. 
Auch kennt der Auftragsbearbeiter die Angaben 
gar nicht, über die er hier informieren soll. Zudem 
ist auch nicht ersichtlich, wie und warum der Ver-
antwortliche die Empfängerinnen und Empfänger 
über die Aktualität, Zuverlässigkeit und Vollstän-
digkeit informieren sollte. Die Pflicht zur Richtigkeit 
ergibt sich ja aus dem DSG, es braucht keine zu-
sätzlichen Massnahmen auf Verordnungsstufe, 
und es wäre auch völlig praxisfremd, vom Verant-
wortlichen zu verlangen, in jeder E-Mail an einen 
Dritten auf die Datenqualität hinzuweisen. 


Art. 16 Streichen Inwiefern könnte die Benachrichtigung unmöglich 
sein? Diese Regelung war im Vorentwurf des DSG 
vorgesehen, wurde aber gestrichen. Es wider-
spricht daher dem Willen des Parlaments, wenn 
eine solche Regelung nun in der VDSG wieder ein-
geführt würde.  
Zudem wird die «Einschränkung» der Bearbeitung 
erwähnt. Dieses Betroffenenrecht gibt es in der 
DSGVO, aber nicht im (rev)DSG. 


  


Art. 17 Streichen Eine solche Bestimmung ist überflüssig, aber auch 
missbrauchsanfällig. Wenn der Verantwortliche 
eine automatisierte Entscheidung nach der Anhö-
rung nicht ändert, wird man ihm vorwerfen, dies sei 
eine gezielte Benachteiligung. 


  


Art. 18 Präzisieren Es gibt keine gesetzliche Grundlage für eine Auf-
bewahrung in «Schriftform», wenn damit nicht so-
viel wie «in Textform» gemeint ist. Auch für die Auf-


Der Verantwortliche muss die Da-
tenschutz-Folgenabschätzung in 
Textform festhalten.  
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bewahrungspflicht fehlt eine Grundlage. Wenn Auf-
bewahrung, dann in einer adäquaten nachvollzieh-
baren Form.  
Zudem werden Folgenabschätzungen im Lauf der 
Zeit ggf. angepasst. Widerspräche dies der Aufbe-
wahrung der ersten Fassung? Das Aufbewah-
rungserfordernis wirft mehr Probleme auf, als es lö-
sen könnte. 


Art. 19 Abs. 1 lit. e Angleichen Angleichung an Art. 24 Abs. 1 und 2 DSG, wo die 
Risiken genau spezifiziert sind. Zudem kann es nur 
um hohe Risiken für die Betroffenen gehen, denn 
andernfalls besteht gar keine Meldepflicht gegen-
über dem EDÖB.  


die Folgen, von denen ein hohes 
Risiko für die Persönlichkeit oder 
die Grundrechte der betroffenen 
Personen ausgehen; 


 


Art. 19 Abs. 1 lit. f Ergänzen Es sollten auch Massnahmen getroffen werden, 
um die Risiken zu vermeiden. 
Auch wenn ein Mangel behoben ist sollten trotz-
dem gleichzeitig Folgen bzw. Schäden gemildert 
werden (Schadenminderungspflicht). 


welche Massnahmen getroffen 
wurden oder vorgesehen sind, 
um den Mangel zu beheben, die 
Risiken zu vermeiden und/oder 
die Folgen zu mildern; 


 


Art. 19 Abs. 3 Ergänzen Art. 24 Abs. 4 und 5 DSG sieht vor, dass eine In-
formation an die betroffenen Personen nur unter 
bestimmten Voraussetzungen erfolgen muss. 
Die Kontaktperson gegenüber dem EDÖB wird ge-
rade bei grösseren Unternehmen sicherlich nicht 
ein und dieselbe Person sein, die sich um Anfragen 
von betroffenen Personen kümmert. Vielmehr 
müsste dann auch eine generische Inbox für Da-
tenschutzanfragen möglich sein. 


Der Verantwortliche teilt den be-
troffenen Personen im Anwen-
dungsbereich von Art. 24 Abs. 4 
und 5 DSG in einfacher und ver-
ständlicher Sprache mindestens 
die Informationen nach Absatz 1 
Buchstaben a, e und f mit. 


 


Art. 19 Abs. 5 Streichen Die Dokumentation erfolgt bereits im Rahmen der 
Meldepflicht gemäss Art. 24 DSG. Eine weitere Do-
kumentationspflicht ergibt sich aus dem DSG nicht, 
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hat also keine gesetzliche Grundlage, und ist auch 
nicht geboten.  
Wer hat Abschluss des Meldeverfahrens noch ein 
Interesse an einer Dokumentation und warum soll 
diese genau 3 Jahre aufbewahrt werden? 


 
3.Kapitel: Reche der betroffenen Person  
 
Artikel / Absatz Kritikpunkt / Anregung / Ände-


rungsvorschlag  
Kurzbegründung  Formulierungsvorschlag Bemerkungen 


Art. 20 Abs. 1 Keine explizite Erwähnung des 
Auskunftsbegehrens und der 
Auskunftserteilung "auf elektroni-
schem Wege". 


Bisher wurde explizit festgehalten, dass Auskunfts-
begehren sowie die Auskunftserteilung auf elektro-
nischem Weg erfolgen könnten. Dies fehlt nun 
gänzlich, allerdings wurde in der Erläuterung fest-
gehalten, dass dies die elektronische Form bein-
halte. Dennoch ist die fehlende ausdrückliche Er-
wähnung ein Anachronismus und dient nicht der 
Klarheit.  


Das Auskunftsbegehren wird 
schriftlich oder auf elektroni-
schem Weg gestellt. 
 
Die Auskunft wird in der Regel 
schriftlich oder auf elektroni-
schem Weg erteilt. 


 


Art. 20 Abs. 2 Fehlende Erwähnung des Kopier-
rechts 


Wie bis anhin kann die Einsichtnahme vor Ort er-
folgen. Gemäss Erläuterung haben die Betroffenen 
das Recht, Fotokopien von bestimmten Akten im 
Dossier zu machen. Zudem ist unklar, weshalb nur 
von "bestimmten" Akten Kopien gemacht werden 
dürfen.  


Im Einvernehmen mit dem Ver-
antwortlichen oder auf dessen 
Vorschlag hin kann die betroffene 
Person ihre Daten auch an Ort 
und Stelle einsehen. 


 


Art. 20 Abs. 3 Kritik am Adressatenkreis Ob die Auskunft "verständlich" ist, hängt immer 
vom Empfängerhorizont ab. Es sollte indessen 
nicht so sein, dass der Verantwortliche bei gewis-
sen Empfängern umfassendere Angaben, Zusatz-
angaben oder Erläuterungen machen muss. Dieser 


Die Auskunft muss für betroffene 
Person verständlich sein. 
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Pflicht sollten somit gewisse Grenzen gesetzt wer-
den.  


Art. 20 Abs. 5 Streichen Es fehlt eine gesetzliche Grundlage für eine solche 
Dokumentations- und Auskunftspflicht. Die Doku-
mentation erfolgt i.d.R. ohnehin durch das Antwort-
schreiben an den Betroffenen. 


  


Art. 21 Abs. 2 Streichen Die Bestimmung sieht die Weiterleitung des Be-
gehrens an den Auftragsbearbeiter vor. Dies ist ei-
nerseits selbstverständlich, andererseits aber 
missverständlich, da der falsche Eindruck entsteht, 
der Verantwortliche sei mit der Weiterleitung seiner 
Auskunftspflicht nachgekommen, was Art. 25 Abs. 
4 revDSG widerspricht. 


  


Art. 22 Ergänzen Dies räumt dem Verantwortlichen einen sehr gros-
sen Spielraum ein und es sollte eine Maximalfrist 
festgelegt werden.  


Kann die Auskunft nicht innert 30 
Tagen erteilt werden, so muss 
der Verantwortliche die be-
troffene Person darüber benach-
richtigen und ihr die Frist mittei-
len, in der die Auskunft erfolgen 
wird.  


 


Art. 23 Abs. 1 Präzisieren Eine Kostenbeteiligung kann verlangt werden, 
wenn die Auskunftserteilung mit einem "unverhält-
nismässigen Aufwand" verbunden ist. Was darun-
ter zu verstehen ist und wozu der Aufwand in Re-
lation gesetzt werden soll, bleibt jedoch unklar, so 
dass die Anwendungsfälle dieser Bestimmung sehr 
offen und unklar sind. 


Eine angemessene Beteiligung 
an den Kosten kann verlangt wer-
den, wenn die Auskunftserteilung 
mit einem unverhältnismässigen 
Aufwand verbunden ist. Ein sol-
cher liegt u.a. vor, wenn [...] 


 


Art. 23 Abs. 3 Präzisieren Der Fristbeginn ist zu präzisieren. Die betroffene Person ist über die 
Höhe der Beteiligung vor der 
Auskunftserteilung in Kenntnis zu 
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setzen und kann ihr Gesuch in-
nert zehn Tagen seit Mitteilung 
zurückziehen. 


Art. 24 Widersprüchliche Regelung Art. 21-23 der Verordnung sollen auf das Recht auf 
Datenherausgabe und -übertragung sinngemäss 
anwendbar sein. Damit findet die für Auskunftsbe-
gehren gemäss Art. 25 Abs. 7 revDSG geltende 
Frist von 30 Tagen qua Art. 22 der Verordnung 
auch auf Begehren auf Datenherausgabe und -
übertragung Anwendung, obwohl das revDSG dies 
nicht vorsieht. Dadurch wird einerseits ein Wider-
spruch zum revDSG geschaffen; andererseits fragt 
sich, ob eine solche Frist durch den Verordnungs- 
statt den Gesetzgeber einzuführen ist. 


Die Artikel 20 Absätze 1, 4 und 5, 
sowie 21, 22 und 23 sind auf das 
Recht auf Datenherausgabe und 
-übertragung sowie deren Ein-
schränkungen sinngemäss an-
wendbar. 


 


 
4.Kapitel: Besondere Bestimmungen zur Datenbearbeitung durch private Personen  
 
Artikel / Absatz Kritikpunkt / Anregung / Ände-


rungsvorschlag  
Kurzbegründung  Formulierungsvorschlag Bemerkungen 


Art. 25 Abs. 1 lit. a 
Datenschutzberaterin 
oder Datenschutzbe-
rater 


Streichen 
 
Hinweis: Diskrepanz zwischen 
Art. 10 revDSG und Art. 25 E-
VDSG. 


Diese lit. a ist zu weitgehend: Der/die Daten-
schutzberater/-in kann als Anlaufstelle wirken, 
aber keine allgemeinen Überwachungspflicht 
wahrnehmen. Diese lit. a ist deshalb ersatzlos zu 
streichen.  
Diese Bestimmung ist zudem ein nicht stufenge-
rechter Eingriff in die Privatrechtsautonomie 
bzw. stellt eine Verletzung aufsichtsrechtlicher 
Vorgaben zahlreicher regulierter Branchen mit 
hoher Arbeitsteilung dar (vgl. z.B. FINMA-RS 
2017/01 Corporate Governance Banken).  
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Weil Datenschutz eine typische Querschnittsma-
terie mit einer sehr hohen Arbeitsteilung, unter 
Einbezug zahlreicher Experten aus unterschied-
lichen Bereichen, darstellt, kann sie nicht von ei-
ner einzigen Funktion ausgeübt werden.  
Alles andere wäre ein krasses Übernahmever-
schulden, dass zahlreiche auch arbeits- und ver-
tragsrechtliche Sorgfaltspflichtsverletzungen 
nach sich ziehen würde. 
Ferner verletzt diese Bestimmung das weltweit als 
Standard etablierte drei Linien Verteidigungsmodel 
in dem es die Erkennung, Einhaltung und Korrektur 
von datenschutzrechtlichen Vorgaben einer einzel-
nen Funktion, namentlich dem Datenschutzberater, 
auferlegt. 


Art. 25 Abs. 1 lit. b Streichen  Der Zugang hat zwingend im Zusammenhang mit 
den Aufgaben der/ des Datenschutzberaters/-in zu 
stehen. Die vorgeschlagene Formulierung ist zu 
weitgehend.  


  


Art. 26 Ablehnung eines konkreten 
Stichtags. 


In Bezug auf die Mitarbeiteranzahl sollte auf eine 
durchschnittliche Stellenprozentzahl pro Jahr ab-
gestellt werden. 


Unternehmen und andere privat-
rechtliche Organisationen, die 
am Anfang eines Jahres durch-
schnittlich im vergangenen Jahr 
weniger als 250 Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter beschäftigen, 
(…)  


 


 
 
5.Kapitel: Besondere Bestimmungen zur Datenbearbeitung durch Bundesorgane  
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Artikel / Absatz Kritikpunkt / Anregung / Ände-
rungsvorschlag  


Kurzbegründung  Formulierungsvorschlag Bemerkungen 


Art. 28 Abs. 2 lit. a 
Anforderungen und 
Aufgaben 


Streichen Dieser Abs. 2 lit. a ist zu weitgehend: Der/die Da-
tenschutzberater/-in kann als Anlaufstelle wir-
ken, aber keine allgemeinen Überwachungs-
pflicht wahrnehmen. (Vgl. dazu auch Kommen-
tare zu Art. 25 E-VDSG). 


2 Sie oder er muss folgende Auf-
gaben wahrnehmen: 
(…) 
Sie oder er prüft die Bearbeitung 
von Personendaten sowie deren 
Voraussetzungen und empfiehlt 
Korrekturmassnahmen, wenn sie 
oder er feststellt, dass die recht-
lichen Datenschutzvorschriften 
formell verletzt wurden  


 


Art. 29 Präzisieren Der Zugang hat zwingend im Zusammenhang mit 
den Aufgaben der/ des Datenschutzberaters/-in zu 
stehen. Die vorgeschlagene Formulierung ist zu 
weitgehend. 


Zugang zu allen Auskünften, Un-
terlagen, Zugang zu allen Aus-
künften, Unterlagen, Verzeich-
nissen der Bearbeitungstätigkei-
ten und Personendaten gewäh-
ren, die im Zusammenhang mit 
der Tätigkeit des/der Daten-
schutzberater/-in stehen und sie 
oder er zur Erfüllung ihrer oder 
seiner Aufgaben benötigt. 


 


Art. 31 Ergänzen Grundsätzlich ist die automatisierte Bearbeitung 
von Personendaten heute bereits etabliert: Eine 
so generelle Bewilligungspflicht von Projekten 
kann nicht im Sinne des Gesetzgebers sein: 
Grundsätzlich bestehen gesetzliche Grundlagen 
und gesetzliche Bearbeitungspflichten, so dass 
zusätzliche Kriterien für die Bewilligungspflicht 


Das verantwortliche Bundesor-
gan informiert die Datenschutz-
beraterin oder den Datenschutz-
berater rechtzeitig bei der Pla-
nung eines Projektes zur auto-
matisierten Bearbeitung von be-
sonders schützenswerten Perso-
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zu implementieren sind, wie dies in Art. 35 re-
vDSG geregelt ist.  
Art. 35 Abs. 1 DSG bezieht die Bewilligungs-
pflicht nur auf die automatisierte Bearbeitung von 
besonders schützenswerten Personendaten. 
Dies ist im Verordnungsentwurf zu ergänzen. 
 
Diese Bestimmung kann so nicht auch für ex-
terne Bundesorgane wie Pensionskassen etc. 
gelten, da für diese u.U. spezialrechtliche Ge-
heimhaltungspflichten gelten.  


nendaten sowie bei Anpassun-
gen nach Abschluss des Pro-
jekts, damit die Erfordernisse 
des Datenschutzes sogleich be-
rücksichtigt werden 


Art. 32 Streichen Dass bereits geplante und unabhängig des (poten-
ziell) hohen Risikos jede automatisierte Bearbeitung 
gemeldet werden muss, führt zu einem unverhältnis-
mässigen Mehraufwand.  
 
Auch liegen die verlangten Informationen im Zeit-
punkt der Projektfreigabe häufig noch nicht vor. 
 
Ganz generell fehlt es aber an einer gesetzlichen 
Grundlage zur Meldung geplanter Datensammlung 
an den EDÖB und der Zusatznutzen für die Persön-
lichkeitsrechte ist nicht ersichtlich. 


  


Art. 33 Ergänzen Die Neuerungen, die die Bewilligungspflicht aus-
löst, muss einen signifikanten Impact auf die zu 
bearbeitenden besonders schützenswerten Per-
sonendaten haben. Nicht jedes Pilotprojekt i.S. 
des DSG darf bewilligungspflichtig werden – das 
würde Innovation hemmen.  


Eine Testphase als Pilotversuch 
ist unentbehrlich, wenn eine der 
folgenden Bedingungen erfüllt ist 
und die geplante Bearbeitung 
von besonders schützenswerten 
Personendaten einen signifikan-
ten Einfluss hat auf letztere:  


 







Seite 19  
 


Es ist nicht ersichtlich, wieso lit. c notwendig ist. 
Abrufverfahren ist nur eine mögliche Konstella-
tion, die zu prüfen ist. 


Art. 34 Ersetzen Es wird nicht festgelegt, was bei Nichteinhaltung 
des DSG droht resp., wenn es zu Änderungen 
kommt, die z.B. einen Entzug der Bewilligung zur 
Folge haben könnte. Wann liegt eine solche Kons-
tellation vor? Fristen? Verfahren? 
Wieso ist in lit. d von Sicherheits- und Datenschutz-
massnahmen die Rede und nicht von technischen 
und organisatorischen Massnahmen? 


Lit. d eine Beschreibung der Sicher-
heits- und Datenschutzmassnah-
mentechnischen und organisatori-
schen Massnahmen; 


 


Art. 34 lit. e Streichen Es ist wohl nicht in jeder Konstellation ein Verord-
nungsentwurf nötig – dies scheint so nicht sinnvoll 
zu sein. 


  


Art. 34 lit. f -- Es ist unklar, ob in jedem Fall ein Antrag zu Handen 
des Bundesrats nötig ist. 


  


Art. 35 -- Es ist festzuhalten, dass der Bericht für weitere 
Schritte beigezogen werden muss.  


  


 
Artikel / Absatz Kritikpunkt / Anregung / Än-


derungsvorschlag 
Kurzbegründung Formulierungsvorschlag Bemerkungen 


Art. 36 Streichen Diese Bestimmung macht im Lichte von Art. 39 
DSG keinen Sinn. Art. 39 gilt ja ohnehin nur für die 
Bearbeitung für nicht personenbezogene Zwecke 
durch Bundesorgane, die Forschung, Planung oder 
Statistik betreiben. Solche Bundesorgane sollten 
dann nicht noch unterscheiden müssen, ob jetzt 
eine Bearbeitung für Forschung, Planung oder Sta-
tistik eventuell doch noch eine personenbezogene 
Komponente hat. 
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6.Kapitel: EDÖB 
 
Artikel / Absatz Kritikpunkt / Anregung / Än-


derungsvorschlag  
Kurzbegründung  Formulierungsvorschlag Bemerkungen 


37 -- -- -- -- 


38 -- -- -- -- 


39 Abs. 1 -- -- -- -- 


39 Abs. 2 Satz 1 eleganter formulieren. 
Zusätzlich mit einem Satz 2 er-
gänzen. 


Die Bundesorgane können die datenschutzrechtli-
che Relevanz nicht unbedingt stets abschätzen. Es 
könnte daher etwas übersehen werden. 


Satz 1: Die Bundesorgane legen 
dem EDÖB alle Rechtsetzungs-
entwürfe vor, die die Bearbeitung 
von Personendaten, den Daten-
schutz sowie den Zugang zu amt-
lichen Dokumenten betreffen. 
 
Satz 2: Der EDÖB kann überdies 
von den Bundesorgane selbstän-
dig das Vorlegen von Rechtset-
zungsentwürfen, die nach seiner 
Auffassung die Bearbeitung von 
Personendaten, den Datenschutz 
sowie den Zugang zu amtlichen 
Dokumenten betreffen, verlan-
gen. 


-- 


40 -- -- -- -- 


41 Abs. 1 -- -- -- -- 
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41 Abs. 2 Satz 1 eleganter formulieren. -- Er sieht interne Prozesse vor, die 
gewährleisten, dass die Bearbei-
tungen gemäss dem Bearbei-
tungsreglement vorgenommen 
werden. 
 


-- 


42 -- -- -- -- 


43 -- -- -- -- 


44 -- -- -- -- 


45 -- -- -- -- 


 
7.Kapitel: Schlussbestimmungen 
 
Artikel / Absatz Kritikpunkt / Anregung / Än-


derungsvorschlag  
Kurzbegründung  Formulierungsvorschlag Bemerkungen 


46 -- -- -- -- 


47 -- -- -- -- 


48 -- -- -- -- 
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Association SWISSPRIVACY 
info@swissprivacy.law 
 
 Département fédéral de justice et police 
 Palais fédéral ouest 
 3003 Berne 
 Par courriel à :  
 Jonas.amstutz@bj.admin.ch 
 
 
 Lausanne, le 12 octobre 2021 
 
 
 
Projet de révision totale de l’ordonnance relative à la Loi fédérale sur la protection des données 
 
Madame la Conseillère fédérale,  
Mesdames, Messieurs,  
 
Dans le délai imparti au 14 octobre 2021, l’association SWISSPRIVACY a le plaisir de participer 
spontanément à la consultation du projet de révision totale de l’ordonnance relative à la nouvelle Loi 
fédérale du 25 septembre 2020 sur la protection des données1.  
 
Chapitre 1 Dispositions générales 
Les art. 1 à 12 P-OLPD contiennent des dispositions générales relatives aux art. 1 à 18 nLPD. À ce 
sujet, les remarques suivantes peuvent être émises. 
 
Corolaire du principe de sécurité de l’art. 8 nLPD, les art. 1 à 5 P-OLPD prescrivent les exigences 
minimales en matière de sécurité que tout responsable du traitement doit respecter. Le responsable du 
traitement qui ne respecte pas ces exigences minimales réalise une infraction pénale, passible d’une 
amende dont le plafond est fixé à CHF 250'000.– (art. 61 let. c nLPD). Or le P-OLPD ne définit pas avec 
la précision nécessaire les mesures techniques et organisationnelles à mettre en œuvre dont la violation 
aurait pour effet de faire entrer en jeu la responsabilité pénale du responsable du traitement. Il apparaît 
ce faisant contraire au principe de légalité auquel le droit pénal obéit (art. 1 CP). 
 
Les conditions relatives à l’obligation de journalisation prévue à l’art. 3 P-OLPD diffèrent selon si le 
responsable du traitement est une personne privée ou un organe fédéral. Dans le premier cas, 
l’obligation de journalisation s’applique en cas de risque résiduel élevé (art. 3 al. 1 P-OLPD), alors que 
dans le second cas, l’obligation de journalisation s’applique en cas de traitement automatisé 
(art. 3 al. 2 P-OLPD). Cette distinction ne doit pas être maintenue dans la version finale de l’OLPD. 
L’obligation de journalisation doit être limitée aux cas représentant un risque résiduel élevé. 
 
Les art. 6 et 7 P-OLPD précisent les prescriptions légales quant à la sous-traitance de données 
personnelles ancrée à l’art. 9 nLPD. L’art. 6 al. 2 P-OLPD dispose que, lorsqu’un sous-traitant n’est pas 
soumis à la nLPD, le responsable du traitement s’assure que d’autres dispositions légales garantissent 
une protection équivalente. Cette disposition nous interpelle dès lors que le champ d’application 
territorial tel que fixé à l’art. 3 nLPD repose sur le critère des effets, celui-ci étant relativement large. 
Dès lors que le sous-traitant d’un responsable du traitement traite de facto des données personnelles 
de personnes résidant en Suisse, nous ne voyons pas dans quel cas un sous-traitant n’est pas soumis 
à la nLPD. Nous recommandons ainsi sa suppression. Par ailleurs, l’art. 6 al. 3 P-OLPD oblige l’organe 
fédéral, en sa qualité de responsable du traitement, d’approuver par écrit la sous-traitance de deuxième 
rang. Selon nous, seuls les organes fédéraux soumis à la Directive (UE) 2016/6802 devraient être 
soumis à cette obligation. 
 


 
1 nLPD ; FF 2020 7397. 
2 Directive (UE) 2016/680 du Parlement européen et du Conseil du 27 avril 2016 relative à la protection des personnes physiques 
à l’égard du traitement des données à caractère personnel par les autorités compétentes à des fins de prévention et de détection 
des infractions pénales, d’enquêtes et de poursuites en la matière ou d’exécution de sanctions pénales, et à la libre circulation de 
ces données, et abrogeant la décision-cadre 2008/977/JAI du Conseil. 
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Les art. 8 à 12 P-OLPD précisent les prescriptions légales liées à la communication de données 
personnelles à l’étranger des art. 16 à 18 nLPD. L’art. 8 P-OLPD diffère de l’art. 16 nLPD en ce sens 
qu’il prévoit en plus de l’État et de l’organisme international qu’un territoire ou une section déterminée 
dans un État peut se voir considérer comme ayant un niveau de protection adéquat. Cette précision 
nous surprend, dès lors que la nLPD ne le prévoit pas à proprement parler, raison pour laquelle nous 
recommandons sa suppression. En ce qui concerne le respect des droits humains, ce critère n’est pas 
pertinent et devrait également être supprimé. Finalement, nous soulignons que la procédure 
d’évaluation n’est pas réglée, en particulier le processus selon lequel un État pourrait demander une 
décision d’adéquation et si celle-ci est sujette à recours. Il convient ainsi de préciser ces éléments.  
 
Nous relevons à ce stade que le P-OLPD ne précise pas l’art. 14 nLPD relatif au représentant, 
disposition ajoutée par l’Assemblée fédérale. À ce sujet, il nous semble utile de préciser dans la version 
finale de l’OLPD l’absence de responsabilité subsidiaire du représentant, qui pourrait notamment 
découler de l’obligation de tenir un registre. Les modalités de sa désignation et de ses connaissances 
doivent également être précisées, à l’instar de celles concernant le conseiller à la protection des 
données. 
 
Chapitre 2 Obligations du responsable du traitement et du sous-traitant 
Les art. 13 à 19 P-OLPD complètent les art. 19 à 24 nLPD relatifs aux obligations du responsable du 
traitement et du sous-traitant. Plusieurs dispositions nous interpellent.  
 
L’art. 14 P-OLPD prévoit une disposition particulière relative au devoir d’informer des organes fédéraux 
lors de la collecte des données personnelles. Cette disposition ne nous semble pas nécessaire, dès 
lors que le caractère facultatif doit être indiqué dans tous les cas et pas uniquement en cas de recours 
à un questionnaire.  
 
L’art. 16 P-OLPD prévoit que le responsable du traitement informe sans délai les destinataires auxquels 
il a communiqué des données personnelles de la rectification, de l’effacement ou de la destruction, ainsi 
que de la limitation du traitement des données personnelles. Selon nous, les obligations fondées sur 
l’art. 16 P-OLPD devraient être limitées dans le temps. Il devrait en outre être précisé que ces obligations 
ne fondent pas un devoir pour le responsable du traitement de conserver une copie des données 
communiquées et des destinataires y relatifs. 
 
L’art. 18 P-OLPD prévoit que le responsable du traitement consigne par écrit l’analyse d’impact relative 
à la protection des données personnelles, en tous les cas pendant deux ans après la fin du traitement 
des données. Imposer la forme écrite ne nous semble pas justifié et l’analyse d’impact relative à la 
protection des données devrait pouvoir être établie et conservée sous forme électronique. Bien qu’il 
découle du Rapport explicatif relatif à la procédure de consultation que la forme écrite comprend la 
forme électronique (cf. p. 24), il nous paraît essentiel de rappeler que la forme écrite exige une signature 
(TAF A-3548/2018 du 19 mars 2019, consid. 4.8.4). Dès lors, si la forme écrite devait être maintenue, 
elle doit être comprise de manière plus large que la règle formelle des art. 12 ss CO. Ce point doit être 
spécifiquement prévu (il en va de même en ce qui concerne l’art. 20 P-OLPD). En outre, il nous semble 
que le recours à la notion de « traitement » pourrait conduire à une conservation relativement longue, 
dès lors qu’il est admis que l’archivage de données est un traitement (art. 5 let. d nLPD). 
 
L’art. 19 P-OLPD prévoit les modalités liées à l’annonce des violations de la sécurité des données et 
concrétise l’art. 24 nLPD. Afin de gagner en précision, l’al. 1 pourrait préciser que cet alinéa s’applique 
« en cas d’annonce obligatoire de violations de la sécurité des données », et non lors de toute violation. 
Le responsable du traitement qui voudrait informer le PFPDT de manière volontaire ne devrait ainsi pas 
forcément donner toutes les informations listées à l’al. 1. Concernant la notification échelonnée, elle est 
bienvenue. Il pourrait cela étant être utile de préciser si cela constitue bel et bien une possibilité 
(« peut » ; kann), et non une obligation (à l’instar de l’art. 33 par. 4 RGPD3, malgré le texte imprécis qui 
semble indiquer une simple possibilité). Enfin, alors que la nLPD ne prévoit pas de telle obligation, nous 
sommes étonnés de découvrir une obligation, reprise du droit de l’Union européenne, de documenter 
les violations (al. 5). Cette obligation, qui ne découle pas d’une délégation législative, n’est pas valable 
et donc inefficace. Elle devrait ainsi être supprimée. Elle est en outre imprécise, car il n’est pas clair, 
comme pour l’al. 1, si, aux yeux de l’Office fédéral de la justice, cette obligation aurait dû viser toutes 


 
3 Règlement (UE) 2016/679 du Parlement européen et du Conseil du 27 avril 2016 relatif à la protection des personnes physiques 
à l’égard du traitement des données à caractère personnel et à la libre circulation de ces données, et abrogeant la directive 
95/46/CE (règlement général sur la protection des données) 
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les violations (comme à l’art. 33 par. 5 RGPD) ou uniquement celles qui doivent être annoncées au 
PFPDT. 
 
Chapitre 3 Droits de la personne concernée 
Les art. 20 à 24 P-OLPD complètent les art. 25 à 29 nLPD relatifs aux droits des personnes concernées. 
Nous relevons ce qui suit. 
 
Les art. 20 ss P-OLPD concernent les modalités liées au droit d’accès. L’art. 20 al. 1 P-OLPD, ainsi que 
l’art. 20 al. 2 P-OLPD précisent que la demande de renseignement peut être faite par écrit (sauf 
exception), de même que l’envoi des renseignements. En lien avec notre commentaire relatif à l’analyse 
d’impact relatif à la protection des données, l’exigence de la forme écrite (et des règles formelles qui en 
découlent) ne se justifie pas. La forme électronique, et ses exigences, doivent être expressément 
prévues. En outre, l’art. 20 al. 2 P-OLPD dispose que d’entente avec le responsable du traitement, ou 
sur sa proposition, la personne concernée peut consulter ses données sur place. Selon nous, la 
consultation sur place doit pouvoir avoir lieu indépendamment de savoir qui l’a proposée. L’art. 20 al. 5 
P-OLPD prévoit que le responsable du traitement documente le motif pour lequel il refuse, restreint ou 
diffère la communication des informations. Ce devoir de documentation ne découle pas de la nLPD et 
pourrait sortir du cadre des art. 25 ss nLPD. Finalement, la terminologie (« informations », 
« renseignements ») pourrait être uniformisée. 
 
L’art. 22 al. 1 P-OLPD dispose que les renseignements, ou les causes de la restriction, sont fournis 
dans les 30 jours suivants réception de la demande. Il semble important de préciser que ce délai de 30 
jours court dès la réception de la demande ou de la confirmation de l’acceptation des frais. À ce sujet, 
l’art. 23 al. 3 P-OLPD prévoit que la personne concernée doit être préalablement informée du montant 
des frais et se voir la possibilité de retirer sa requête dans les dix jours. La personne concernée ne 
devrait pas seulement pouvoir retirer sa demande, mais il devrait également être prévu qu’elle puisse 
confirmer sa demande en acceptant les frais potentiels. Dans la pratique, l’absence de réponse est 
problématique puisque le responsable du traitement doit déployer des efforts disproportionnés sans 
obtenir de garantie quant au paiement. Toutefois, il serait contraire à l’essence du droit d’accès de 
subordonner le paiement des frais à l’envoi des informations.  
 
L’art. 12 al. 5 nLPD dispose que « [l]e Conseil fédéral prévoit des exceptions pour les entreprises qui 
emploient moins de 250 collaborateurs et dont le traitement des données présente un risque limité 
d’atteinte à la personnalité des personnes concernées ». La concrétisation de cette délégation expresse 
reste trop vague et manque le but d’atteindre une certaine sécurité juridique. Le rapport explicatif 
mentionne pourtant un « catalogue » (p. 12), que l’on peine à retrouver à l’art. 26 P-OLPD. 
 
Chapitre 4 Dispositions particulières pour le traitement de données personnelles par des 
personnes privées 
Les art. 27 à 45 P-OLPD contiennent des dispositions particulières pour le traitement de données 
personnelles par des organes fédéraux et complètent les art. 33 à 59 nLPD. Nous relevons à ce propos 
ce qui suit. 
 
L’art. 42 P-OLPD prévoit que le PFPDT peut transmettre les informations relatives à l’annonce d’une 
violation de la sécurité des données au NCSC afin qu’il analyse l’incident. La personne responsable de 
l’annonce doit toutefois donner son accord. La notion de « responsable du traitement » devrait être 
favorisée à celle de « personne responsable de l’annonce », qui se rapproche de la notion de personne 
tenue d’annoncer de l’art. 24 al. 6 nLPD. 
 
Veuillez croire, Madame la Conseillère fédérale, Mesdames, Messieurs, à l’expression de notre parfaite 
considération. 
 
 
 Le Comité de l’association SWISSPRIVACY 
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Dübendorf, 14. Oktober 2021 


 


Vernehmlassungsantwort: Totalrevision der Verordnung zum Bundesgesetz über den 
Datenschutz (E-VDSG) 
 


Sehr geehrte Damen und Herren  


 


Gerne äussern wir uns im Rahmen der oben genannten Vernehmlassung innert Frist zum 


Verordnungsentwurf zum Bundesgesetz über den Datenschutz. Einleitend werden wir unsere 


grundlegenden Bemerkungen darlegen. In der Folge werden wir zu einzelnen Artikeln Kom-


mentierungen vornehmen und jeweils konkrete Änderungsanträge stellen. 


 


swissstaffing ist das Kompetenz- und Servicezentrum der Schweizer Personaldienstleister. Als 


Arbeitgeberverband vertritt swissstaffing die Anliegen seiner rund 430 Mitglieder gegenüber Politik, 


Wirtschaft und Gesellschaft. Swissstaffing fördert die Interessen der Personal-dienstleistungs-


Branche und setzt sich aktiv für das Image der Temporärarbeit ein. 


 


Grundsätzliche Bemerkungen: 


• Die E-VDSG enthält entgegen ihrer Natur als reine Ausführungsverordnung zum revDSG 


mehrere Bestimmungen, welche über eine blosse Konkretisierung des revDSG hinausgehen. 


Der Sinn und Zweck von Ausführungsverordnungen beschränkt sich darauf, die Bestimmungen 


des betreffenden Bundesgesetzes durch Detailvorschriften näher auszuführen und zur 


verbesserten Anwendbarkeit des Gesetzes beizutragen. Keinesfalls darf eine 


Ausführungsverordnung zu einer eigentlichen Parallelgesetzgebung führen. 


• Den von der E-VDSG zusätzlich aufgestellten Bestimmungen fehlt es nicht nur an einer 


Rechtsgrundlage im revDSG. Sie gehen teilweise sogar weiter als die Bestimmungen in der 


europäischen Datenschutzgrundverordnung (DSGVO).  


• Es wäre praktisch, bei den Verordnungsbestimmungen jeweils auf denjenigen Artikel der 


revDSG zu verweisen, um dessen Konkretisierung es geht. 


• Wir erachten es als notwendig, den Unternehmen eine angemessene Frist für die 


Umsetzungsarbeiten einzuräumen. Insbesondere für die Erstellung von Verzeichnissen und - 


sofern darauf entgegen unserem Antrag (vgl. hiernach zu Art. 4) nicht verzichtet wird – von 


Bearbeitungsreglementen braucht es Übergangsfristen. 
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Zu den einzelnen Artikeln der E-VDSG 


 


Art. 1 Grundsätze 


Absatz 1: Art. 1 lit. d nennt die «Implementierungskosten» als Angemessenheitskriterium für die 


Datensicherheit.  


Hier sollte nebst den geldwerten Umsetzungsaufwendungen auch der Arbeitsaufwand 


mitberücksichtigt werden.  


 


Antrag: Wir beantragen den Begriff «Implementierungsaufwand» anstatt 


«Implementierungskosten» zu verwenden.  


 


Absatz 2: Dieser Absatz verlangt, dass die Massnahmen über die gesamte Bearbeitungsdauer 


hinweg in angemessenen Abständen zu überprüfen sind.  


Eine Überprüfung macht jedoch vor allem dann Sinn, wenn es wirklich zu relevanten 


Veränderungen eines Risikos kommt. Somit ist es nicht zweckmässig, die Überprüfung 


ausschliesslich von zeitlichen Aspekten abhängig zu machen. Wir erachten eine Überprüfung in 


«angemessener Weise» als zielführender. 


 


Antrag: Wir beantragen eine Pflicht zur Überprüfung der Massnahmen in angemessener Weise 


anstatt in angemessenen Abständen.  


 


Art. 2 Schutzziele 


Soweit angemessen, müssen die Massnahmen zur Gewährleistung der Datensicherheit folgende 


Schutzziele erreichen…. 


 


Der Terminus «erreichen» ist unseres Erachtens zu absolut. Eine absolute Datensicherheit kann 


nicht erfüllt werden. Möglich ist es lediglich, diese anzustreben.  


 


Antrag: Soweit angemessen, müssen die Massnahmen zur Gewährleistung der Datensicherheit 


folgende Schutzziele anstreben. 


 


Art. 3 Protokollierung 


Der in Art. 3 statuierten Protokollierungspflicht fehlt es an einer Rechtsgrundlage im revDSG. 


Selbst die DSGVO sieht eine solche Protokollierungspflicht nicht vor.  


 


Antrag: Die Protokollierungspflicht im Sinne von Art. 3 E-VDSG ist zu streichen.  
 


Art. 4 Bearbeitungsreglement von privaten Personen 


Art. 4 Abs. 1 verlangt, dass Private ein Reglement erstellen, wenn sie a) umfangreiche besonders 


schützenswerte Personendaten bearbeiten oder b) ein Profiling mit hohem Risiko durchführen. 


 


Die Pflicht betreffend Erstellung eines Reglements hat im revDSG keine Rechtsgrundlage. Auch 


Art. 8 revDSG kann nicht als Rechtsgrundlage dienen, da dieser Artikel lediglich die 


Datensicherheit im engeren Sinne regelt. Überdies sieht auch die DSGVO keine Pflicht zur 


Erstellung eines Reglements vor. 
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Antrag: Die Pflicht zur Erstellung eines Bearbeitungsreglements gemäss Art. 4 E-VDSG ist zu 


streichen. 


 


Art. 6 Modalitäten 


Art. 6 Abs. 1 statuiert die Pflicht, für den Verantwortlichen, die vertrags- und gesetzesmässige 


Bearbeitung durch den Auftragsbearbeiter «sicherzustellen». 


 


Die Formulierung «Sicherstellung» der vertrags- und gesetzesgemässen Bearbeitung impliziert, 


dass eine solche «Sicherstellung» möglich ist, was jedoch nicht zutrifft. Der Verantwortliche kann 


nur, aber immerhin, dafür Sorge tragen, dass das revDSG eingehalten wird. 


 


Gemäss Art. 9 Abs. 2 revDSG muss sich der Verantwortliche vergewissern, dass die 


Datenbearbeitung korrekt erfolgt. Unseres Erachtens bietet sich hier eine solche Formulierung an. 


 


Antrag zu Art. 6 Abs. 1: Streichung des Terminus «Sicherstellung» und Ersatz durch eine 


weniger verpflichtende Formulierung wie bspw.: «Der Verantwortliche vergewissert sich, dass die 


Daten vertrags- und gesetzesgemäss bearbeitet werden. 


 


Die Vorschrift von Art. 6 Abs. 2, wonach der Verantwortliche sich vergewissern muss, dass 


andere Bestimmungen einen gleichwertigen Datenschutz gewährleisten, sofern der 


Auftragsbearbeiter nicht dem DSG untersteht, macht für uns deshalb wenig Sinn, weil bereits Art. 


16 und 17 revDSG die Thematik abdecken.  


 


Antrag zu Art. 6 Abs. 2: Streichung von Art. 6 Abs. 2 E-VDSG. 


 


Art. 9 Datenschutzklauseln und spezifische Garantien  


Gemäss Art. 9 Abs. 2 E-VDSG muss der Verantwortliche in angemessener Weise Massnahmen 


treffen, um sicherzustellen, dass die Empfängerin oder der Empfänger die Datenschutzklauseln in 


einem Vertrag oder die spezifischen Garantien einhält. 


 


Eine solche «Sicherstellung» ist nicht möglich. Der Begriff «Sicherstellung» suggeriert zu Unrecht, 


dass es eine Garantie für die Einhaltung der Klauseln gibt.  


 


Antrag zu Art. 9 Abs. 2: Der Terminus «sicherstellen» sollte ersetzt werden, (bspw.) durch die 


Formulierung «darauf hinwirken».  


 


Art. 10 Standarddatenschutzklauseln 


Gibt der Verantwortliche Personendaten mittels Standarddatenschutzklauseln nach Art. 16 Abs. 2 


lit. d DSG ins Ausland bekannt, so trifft er angemessene Massnahmen, um sicherzustellen, dass 


die Empfängerin oder der Empfänger diese beachtet. 


Hier gelten die zu Art. 9 Abs. 2 E-VDSG gemachten Ausführungen analog. 


 


Antrag: Der Terminus «sicherstellen» sollte ersetzt werden, (bspw.) durch die Formulierung 


«darauf hinwirken».   
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Art. 13 Modalitäten der Informationspflichten 


Art. 19 revDSG sieht nur für den Verantwortlichen, nicht aber für den Auftragsbearbeiter, eine 


Informationspflicht vor. Mangels gesetzlicher Grundlage im revDSG kann eine solche Pflicht daher 


auch nicht in der E-VDSG statuiert werden. 


 


Antrag zu Art. 13 Abs. 1: Der Auftragsbearbeiter ist aus der Bestimmung zu streichen. 


 


Art. 15 Information bei der Bekanntgabe von Personendaten  


Gemäss Art. 15 E-VDSG informieren der Verantwortliche und der Auftragsbearbeiter die 


Empfängerin bzw. den Empfänger über die Aktualität, Zuverlässigkeit und Vollständigkeit der von 


ihnen bekannt gegebenen Personendaten, soweit sich diese Informationen nicht aus den Daten 


selbst oder aus den Umständen ergeben. 


Diese Regelung entbehrt einer gesetzlichen Grundlage in der revDSG. Es kommt hinzu, dass der 


Auftragsbearbeiter gemäss revDSG nicht informationspflichtig ist (vgl. die Ausführungen hiervor zu 


Art. 13 E-VDSG).  


 


Antrag: Art. 15 E-VDSG streichen. 


 


Art. 16 Information über die Berichtigung, Löschung oder Vernichtung sowie die 


Einschränkung der Bearbeitung von Personendaten 


Die unter diesem Titel statuierten Informationspflichten entbehren einer gesetzlichen Grundlage 


und sind daher zu streichen. 


 


Antrag: Art. 16 E-VDSG streichen. 


 


Art. 18 Form und Aufbewahrung der Datenschutz-Folgenabschätzung 


Art. 18 E-VDSG schreibt eine zweijährige Aufbewahrungsfrist nach Beendigung der 


Datenbearbeitung vor. Für eine solche Aufbewahrungsfrist fehlt es in der revDSG an einer 


gesetzlichen Grundlage. Das revDSG enthält abgesehen vom Verzeichnis keine 


Dokumentationspflichten. Auch die DSGVO sieht keine Aufbewahrungspflicht vor. 


 


Antrag: Der Passus «Sie muss während zwei Jahren nach Beendigung der Datenbearbeitung 


aufbewahrt werden.» ist zu streichen.  


 


Art. 19 Meldung von Verletzungen der Datensicherheit 


Eine Dokumentations- und Aufbewahrungspflicht wie sie Art. 19 Abs. 5 E-VDSG vorsieht, kennt 


das revDSG nicht. Daher können entsprechende Pflichten mangels gesetzlicher Grundlage auch 


nicht via Verordnung eingeführt werden.   


 


Antrag: Streichung von Art. 19 Abs. 5 E-VDSG. 
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Art. 20 Modalitäten des Auskunftsrechts 


Gemäss Art. 20 Abs. 1 E-VDSG wird das Auskunftsbegehren schriftlich gestellt. Ist der 


Verantwortliche einverstanden, so kann das Begehren auch mündlich gestellt werden. 


In der heutigen Zeit der fortgeschrittenen Digitalisierung muss präzisiert werden, dass auch die 


elektronische Form ohne Einschränkung zugelassen ist.  


 


Antrag zu Art. 20 Abs. 1: Wir schlagen vor, dass die Auskunft ermöglicht wird, sofern ein 


Begehren schriftlich oder in einer anderen durch Text nachweisbaren Form gestellt wird. 


 


Art. 20 Abs. 5 E-VDSG sieht eine Aufbewahrungspflicht der Dokumentation von mindestens drei 


Jahren vor. Mangels einer gesetzlichen Grundlage für diese Pflicht im revDSG ist diese 


Bestimmung zu streichen. 


 


Antrag: Streichung von Art. 20 Abs. 5 E-VDSG.  


 


Art. 23 Ausnahmen von der Kostenlosigkeit 


Die gemäss Art. 23 Abs. 2 statuierte Kostenbeteiligung von maximal CHF 300.00 ist angesichts 


der Kosten, welches ein Auskunftsbegehren verursachen kann, klar zu tief.  


Hier ist der Vergleich zur DSGVO angebracht, welche keine betragsmässige Höchstgrenze kennt, 


sondern auf die «Angemessenheit» abstellt. 


Der Höchstbetrag ist daher auch in der E-VDSG angemessen zu erhöhen. 


 


Antrag: Angemessene Erhöhung des Maximalbeitrags an der Kostenbeteiligung für ein 


Auskunftsbegehren (mindestens CHF 1'000.--).  


 


Art. 26 Ausnahme von der Pflicht zur Führung eines Verzeichnisses der 


Bearbeitungstätigkeiten 


Unternehmen und andere privatrechtliche Organisationen, die am Anfang eines Jahres weniger als 


250 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter beschäftigen, sowie natürliche Personen sind von der Pflicht 


befreit, ein Verzeichnis der Bearbeitungstätigkeiten zu führen, ausser eine der folgenden 


Voraussetzungen ist erfüllt: a. Es werden umfangreich besonders schützenswerte Personendaten 


bearbeitet oder b.  Es wird ein Profiling mit hohem Risiko durchgeführt.  


 


Unklar ist, was unter «umfangreich besonders schützenswerten Personendaten» zu verstehen ist. 


Dies sollte genauer definiert werden, andernfalls Rechtsunsicherheit besteht. 


 


Zu präzisieren ist unseres Erachtens zudem, wie die 250 Mitarbeitenden zu zählen sind. Sind hier 


auch Teilzeitstellen miterfasst? 


 


Antrag: Der Begriff Mitarbeitende ist durch «Vollzeitstellen» zu ersetzen. Der Begriff «umfangreich 


besonders schützenswerten Personendaten» ist genauer zu definieren.  
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Inkraftsetzung und Übergangsbestimmungen 


Die Totalrevision des Datenschutzrechtsrechts bringt gewichtige Änderungen mit sich und hat 


weitreichende neue Verpflichtungen für die Unternehmen zur Folge. Eine angemessene 


Umsetzungsfrist ist notwendig, zumal im neuen DSG keine Übergangsfristen vorgesehen sind und 


sowohl das totalrevidierte DSG als auch die totalrevidierte Verordnung bei Inkrafttreten bereits 


vollständig implementiert sein sollten.  


 


Insbesondere die Erstellung von Verzeichnissen und Bearbeitungsreglementen (sofern darauf 


entgegen unserem Antrag nicht verzichtet wird) bedarf einer Übergangsfrist. 


 


Für die Umsetzungsarbeiten in den Unternehmen erachten wir einen Zeitraum von einem Jahr, 


laufend ab Inkraftsetzung des revidierten Gesetzes / Verordnung, als zweckmässig und notwendig. 


 


 


Wir bedanken uns für die Möglichkeit zur Stellungnahme und die Berücksichtigung unserer 


Anliegen.  


 


Bei allfälligen Rückfragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung.  


 


 


 


Freundliche Grüsse 


 


 


 


 


Myra Fischer-Rosinger Boris Eicher 


Direktorin Leiter Rechtsdienst 








   
 
 
 
 
 
 
 


veb.ch – grösster Schweizer Verband in Rechnungslegung und Controlling. Seit 1936. 
 


veb.ch | Talacker 34 | 8001 Zürich 
Telefon 043 336 50 30 | Fax 043 336 50 33 | info@veb.ch | www.veb.ch 
 
 


 
 
Eidgenössisches Justiz- und Polizeidepartement EJPD 
Bundesamt für Justiz BJ 
Direktionsbereich Öffentliches Recht 
Fachbereich Rechtsetzungsprojekte und -methodik 
Bundesrain 20 
3003 Bern 
 
Mailadresse: jonas.amstutz@bj.admin.ch 
 
 
 
 
6. Oktober 2021 
 
 
 
Stellungnahme zur Totalrevision VDSG 
 
Sehr geehrte Damen, sehr geehrte Herren 


 
Wir beziehen uns auf Ihre Publikation vom 23. Juni 2021 zur Vernehmlassung der Revision 
der Datenschutzverordnung. Gerne nehmen wir diese Möglichkeit wahr. 


Der veb.ch vertritt als grösster Schweizer Verband für Rechnungslegung, Rechnungswesen 
und Controlling über 9 000 Mitglieder aus der gesamten Schweiz. Der veb.ch ist in der Be-
rufsbildung gemäss Bundesgesetz über die Berufsbildung vom 13. Dezember 2002 die für 
das Finanz- und Rechnungswesen sowie Controlling zuständige Organisation der Arbeits-
welt. Der Verband besteht seit 1936 und ist unter anderem Mitträger der Prüfungen der bei-
den eidgenössisch anerkannten Prüfungen in seinem Fachbereich. Expertinnen/Experten in 
Rechnungslegung und Controlling sowie Inhaberinnen/Inhaber des Fachausweises im Fi-
nanz- und Rechnungswesen sind heute in der schweizerischen Wirtschaft die anerkannten, 
hochqualifizierten Fachleute. 
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1. Allgemeines 


Bei der Prüfung des E-VDSG haben wir den Eindruck gewonnen, dass die Überarbeitung der 
VDSG, zumindest teilweise, sowohl formell als auch inhaltlich unsorgfältig erfolgt ist. So ent-
hält der Entwurf einerseits Bestimmungen, die keine Grundlage im Gesetz haben oder die 
sogar klar dem Willen des Gesetzgebers widersprechen. 


Andererseits fehlen in manchen Bereichen eindeutige Regelungen, was insbesondere vor 
dem Hintergrund der strengeren und ausgeweiteten Strafbestimmungen im revidierten DSG 
problematisch ist. Unternehmen und Verantwortliche benötigen klare Vorgaben, um bei-
spielsweise bei der Umsetzung von Datensicherheitsmassnahmen zukünftig eine Strafbar-
keit zu vermeiden. 


Im Folgenden gehen wir auf einige Bestimmungen genauer ein. 


2. Datensicherheit 


Art. 2 E-VDSG führt die Schutzziele der Datensicherheit auf, welche so bereits in der gelten-
den VDSG enthalten sind. Unserer Ansicht nach haben diese Schutzziele keine absolute 
Geltung und sind als veraltet zu bezeichnen. Zudem ist die Bestimmung zu detailliert formu-
liert. 


Hingegen fehlen im E-VDSG klare Vorgaben über die Mindestanforderungen an die Datensi-
cherheit, deren Regelung das Gesetz an den Verordnungsgeber delegiert hat. Das Fehlen 
entsprechender Bestimmungen ist insbesondere problematisch, da das revDSG die Verlet-
zung der Mindestanforderungen an die Datensicherheit unter Strafe stellt. Eine detaillierte, 
praxistaugliche und unzweideutige Regelung dieses Punktes ist unserer Ansicht nach daher 
immanent wichtig. 


3. Zusätzliche Dokumentationspflichten 
Wir haben festgestellt, dass der E-VDSG eine Reihe von Dokumentationspflichten enthält, 
die im Gesetz nicht vorgesehen sind. Unserer Ansicht nach ist die Umsetzung dieser zusätz-
lichen Dokumentationspflichten für die Unternehmen mit einem hohen Aufwand verbunden. 
Insbesondere für KMU ist dieser zusätzliche Aufwand nicht tragbar. Hinzu kommt, dass 
durch diese zusätzlichen Dokumentationen kein Mehrwert für den Persönlichkeitsschutz ge-
schaffen wird. 


Für die in Art. 3 E-VDSG vorgesehene Protokollierungspflicht gibt es keine Grundlage im re-
vDSG. Zudem ist die in Art. 3 Abs. 4 E-VDSG vorgesehene Regelung, nach der diese Proto-
kolle während zwei Jahren getrennt vom Datenbearbeitungssystem aufbewahrt werden 
müssten, nur mit erheblichem Aufwand umsetzbar. Protokolle werden in und von jenen Sys-
temen erzeugt, in denen die Daten bearbeitet werden. Um die Protokolle somit getrennt vom 
System aufbewahren zu könnten, müssten Unternehmen Kopien von allen anfallenden Pro-
tokollen auf externe Systeme übertragen. Die Erstellung der hierfür notwendigen Prozesse 
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und die Änderung von bestehenden Systemen wäre mit einem enormen, nicht vertretbaren 
Aufwand verbunden.  


Auch die in Art. 4 E-VDSG vorgesehene Pflicht zur Erstellung eines Bearbeitungsreglements 
für Datenbearbeitungen mit einem hohen Risiko würde zu einem unnötigen Dokumentations-
aufwand und zu einem erheblichen administrativen Aufwand führen. Unternehmen müssen 
die geforderten Angaben bereits bei der Durchführung von Datenschutz-Folgenabschätzung 
dokumentieren. Für uns ist daher nicht ersichtlich, inwiefern diese zusätzliche Dokumenta-
tion den Schutz der Persönlichkeit der betroffenen Personen erhöhen könnte. Zudem fehlt 
auch dieser Regelung gemäss unserer Einschätzung die gesetzliche Grundlage. 


Auch die in Art. 16 sowie 19 Abs. 5 E-VDSG vorgesehenen Pflichten finden keine Grundlage 
im revDSG und können folglich nicht durch die Verordnung eingeführt werden. 


4. Informationspflichten 
Gemäss Art. 15 E-VDSG müssten die Unternehmen bei der Bekanntgabe von Personenda-
ten die Empfänger neu über die Vollständigkeit der Daten informieren. Unseres Erachtens 
lässt sich diese Pflicht in der Praxis nicht sinnvoll umsetzen. Der Empfänger unterliegt ohne-
hin selber der Pflicht, sich zu vergewissern, dass die durch ihn bearbeiteten Daten richtig 
sind. Hinzu kommt, dass eine Grundlage im revDSG fehlt. 


Wir sind daher der Ansicht, dass der Entwurf der Verordnung einer grundsätzlichen Überar-
beitung bedarf.  


Einige Bestimmungen des E-DSG, wie insbesondere die zusätzlichen Dokumentationspflich-
ten, sind vor allem für KMU schlichtweg nicht umsetzbar, da mit einem unverhältnismässigen 
grossen Aufwand verbunden. Andererseits fehlen im E-DSG Punkte, deren Regelung das 
revDSG eigentlich an den Verordnungsgeber delegiert hat. 


Wir bedanken uns im Voraus für die Berücksichtigung unserer Stellungnahme und stehen für 
allfällige Fragen gerne zur Verfügung. 


Freundliche Grüsse 
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